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wegen Publikation des neuen all⸗ 
gemeinen Landrechts für die 
Preußiſchen Staaten. 


Wer Friedrich Wilhelm, von er 2 
den König von Preußen c. de., thun — 
fügen hierdurch Jedermann zu wiſſen: Nachdem WIE 

die bereits unterm often Mär; 1791 vorläufig bes 
kannt gemachte Geſetzſammlung für Unſre Staaten 

einer nochmaligen Reviſion zu unterziehen gut gefun⸗ 

den haben; und dieſelbe nunmehr dergeſtalt einge⸗ 
richtet iſt, daß Wir durch ihre wirkliche Einführung 
Unſre landesvaͤterliche Intention in jeder Ruͤckſicht 

zu erreichen Uns verſichert halten konnen; fo haben 

Wir reſoloirt, beſagte Geſegzſammlung in dieſer 

ihrer gegenwaͤrtigen Geſtalt, und mit den darin ge⸗ 
machten Verbeſſerungen, unter dem Titel: 


Allgemeines Landrecht für die Preufis 
hen Staaten, 


hiedurch anderweit publiciren zu laſſen, in Unſern 
geſammten Landen wirklich einzuführen, und dieſem 
allgemeinen Landrechte 


vom ıften Junius 1794 an 


a wiß . 


> — | 
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wißheiten mehr übrig. bleiben mögen: ſo finden Wir 
noͤthig, nachſtehende nähere Beſtimmungen daruͤber 
veſtzuſetzen. 


I. 


57 05 Das gegenwartige allgemeine Landrecht ſoll an 

Stell pes die Stelle der in Unſern Landen bisher aufgenom⸗ 

ad alden men geweſenen Roͤmiſchen, gemeinen Sachſen⸗ und 

tor frem, andrer fremden fubſidiariſchen Rechte und Geſetze 

925 teten ; alfo, daß von dem obenbemerkten Zeitpunkte, 
dem ıften Junius 1794 an, auf dieſe bisherigen 
fubfidiarifchen Geſetze und Rechte nicht mehr zuruͤck⸗ 
gegangen, ſondern in vorkommenden fpätern Faͤllen 
nur nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Lands 
rechts in allen Unſern unmittelbaren und mittelba⸗ 
zen Gerichtshoͤfen erkannt werden ſoll. 


II. 
Dienligr Eben ſo tritt dieſes allgemeine Landrecht an die 


Landesge Stelle der über einzelne Rechtsmaterien von Zeit 
Ei mb zu Zeit ergangenen allgemeinen Edikte und Verord. 
dalten nungen, welche bisher in allen Unſern Provinzen als 
Arge gemeine bandesgeſetze gegolten haben; indem dafuͤr ger 
andrech, ſorgt worden ift, daß dieſe einzelnen Edikte und Rev 
er ordnungen bey der Anfertigung des Landrechts noch⸗ 
mals revidirt, und ihrem Inhalte nach, bey den Ge⸗ 
geuſfänden, welche fie betreffen, gehörigen Orts aufge · 
nommen und eingeſchaltet worden. In ſo fern jedoch 

in dem gegenwärtigen Landrechte auf ein ſolches über 

einzelne Materien ergangenes Edikt, oder ſonſtige 
Verordnung, Bezug genommen, und dahin ver⸗ 

wieſen worden, versteht es ſich von ſelbſt, daß der⸗ 

gleichen Edikt oder Verordnung ſeine geſetzliche Kraft, 

in Anſehung aller Stellen und Vorſchriften, die nicht 

etwa in dieſem Landrechte aus druͤcklich geaͤndert find, 


nach wie vor beibehalte, 
II. 


des neuen allgemeinen Landrechts. am 


— 


III. 5 
Die in den verſchiedenen Provinzen bisher ber Die be 
ſtandenen beſondern Provimzalgeſetze und Statuten, point 
behalten zwar vor der Hand noch ihre geſetzliche zialgelee 
Kraft und Gültigkeit; dergeſtalt, daß die vorkom⸗ onder. 9 
menden Rechtsangelegenheiten hauptſaͤchlich nach die; Hand. bn 
fen, und nur erſt in deren Ermangelung, nach den Lac ir? ! 


Vorſchriften des allgemeinen Landrechts beurtheilt 0 
und entſchieden werden ſollen. ji 
iv. 98 Ä 


Damit aber auch bey dieſen Provinzialgeſetzen Se fol, 
und Statuten eben die gründliche Verbeſſerung, die EN 
Wir in Anfehung der bisherigen gemeinen und ſub⸗ welt, ren 
ſidiariſchen Rechte zum Wohl Unferer ſaͤmmtlichen ace 
getreuen Unterthanen veranſtaltet haben, gleicherge⸗ ordeutli⸗ 
ſtalt ins Werk gerichtet werden moͤge, hatten Wir ann 
bereits unterm zoften Maͤrz 179 1 verordnet, daß gefendts 
auch dieſe beſondern Geſetze innerhalb dreier Jahre duct we 
geſammelt, revidirt, und nach dem Plane der allge- ben. wer 
meinen Geſetzgebung geordnet werden ſollten; und 
Wir wiederholen hierdurch dieſe Unſere Allerhoͤchſte 
Willensmeinung. Da Wir inzwiſchen in Erfah⸗ 
rung bringen, daß dieſe vorgeſchriebene Bearbeitung 
der Provinzialgeſetze noch nicht durchgehends beendigt 
ſey, ſo wollen Wir den dazu beſtimmt geweſenen 
Termin zum Ueberfluſſe noch auf zwey Jahre, und 
alſo bis zum »ften Junius 1796 hiermit verlängern. 

8 V. 2 

Es ſollen daher da, wo es bisher noch nicht 
geſchehen iſt, die Landes⸗Juſtizeollegia mit den De⸗ 
putirten der Stände ohne allen ferneren Zeitverkuft 
ſich zuſammenthun; die vorhandenen, und nach dem 
Plane des allgemeinen Landrechts von ihnen zu ord: 


nenden Provinzialgeſetze und Statuten genau Durchs 
a 2 gehen: 


—- 
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gehen; die Abweichungen derſelben von den Vor⸗ 
ſchriften des beſagten allgemeinen Landrechts gehörig 
bemerken; und ſodann gemeinſchaſtlich erwägen: 
welche von dieſen Abweichungen ferner beibehalten, 
und in das beſondre Geſetzbuch der Provinz noth⸗ 
wendig aufgenommen werden müſſen. Nach den 
daruber abzufaſſenden Beſchluͤſſen ſoll alsdann jedes 
Landes ⸗Juſtizeollegſum das beſondre Geſetzbuch für 
feine Provinz entfberfen, und dieſen Entwurf inner⸗ 
halb der beſtimmten Friſt, zur Vorlegung bey der 
Geſetzcommiſſion, ſodaun aber zu Unſrer Höchſteige⸗ 
nen weitern Verfügung und Beſtaͤtigung einsenden. 


VI. 


Was da⸗ Bey dieſer Bearbeitung ſollen jedoch die Col⸗ 
MA legig und Staͤnde ie allein Fleiße darauf ſehen, 
leichen daß die Geſetzgebung der einzelnen Provinzen mit 
der allgemeinen ſo viel als moͤglich in Gleichfoͤrmig⸗ 
keit gebracht: die bisherige in ſo mancher Ruͤckſicht 
hoͤchſt nachtheilige Verſchiedenheſt und Ungewißheit 
der Rechte nicht ohne Noth fortgepflanzt, noch auf 
bloße in einzelnen Fällen ergangene und oft ſehr wider 
einander laufende Praͤfudieata blindlings Ruͤckſicht 
genommen; vielmehr abweichende Beſtimmungen 
nicht anders, als aus ſehr erheblichen Grunden, 
welche etwa auf dle beſondere Verfaſſung, natürliche 
Beſchaffenheit und Lage der Provinz, oder auf ge⸗ 
wiſſe eigenthuͤmliche Arten von Gewerben und Bes 
ſchaͤftigungen der Einwohner, oder endlich auf ge 
wiſſe urſpruͤngliche, ohne Nachtheil wohlerworbener 
Rechte nicht aufzuhebende Einrichtungen und An ⸗ 
ſtalten ſich beziehen, in die Provinzialgeſetzbuͤcher 
aufgenommen werden. Inſonderheit aber haben die 
Collegia und Stande bey dieſem Geſchaͤfte ihr Au 
genmerk auf diejenigen Stellen des allgemeinen Land⸗ 
rechts zu richten, wo eben wegen der e 
er⸗ 


z ee 
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Verſchiedenheiten, keine allgemeine Vorſchriften er⸗ 
thellt, ſondern die nähern Beſtimmungen den Pros 
vinzialgeſetzen ausdrücklich vorbehalten worden. ; 

VII. 110 % 

Bey der Entwerfung der Provinzialgeſetzbuͤcher geg 
it zwar auch auf die Gewohnheitsrechte und Obſer⸗ ohne 
vanzen, welche in dieſer oder jener Provinz, oder helkerech 
an einzelnen Orten bisher ſtatt gefunden haben, die mine 
erforderliche Rückſicht zu nehmen; dergeſtalt, daß beobach⸗ 
dieſelben ebenfalls geſammlet; in wie fern ihnen nach den. 
allgemeinen rechtlichen Grundſaͤtzen die Eigenſchaft 
einer rechtsguͤltigen Obſervanz wirklich zukomme, 
ſorgfaͤltig erwogen; die Erheblichkeit und Nutzbar⸗ 
keit derſelben, nach den §. 6. vorgeſchriebenen Grunde 
ſaͤtzen genau "geprüft, und diefenigen, deren Beibe⸗ 
haltung nothwendig gefunden wird, in dem Provin⸗ 
zialgeſetbuche gehoͤrigen Orts eingerückt werden. 
Nach Ablauf des §. 4 beſtimmten Zeitraums aber, 
ſoll auf dergleichen ungeſchriebene Rechte, oder ver⸗ 
meintliche Obſervanzen, welche von den Vorſchriften 
des allgemeinen Landrechts abweichen, nur in ſo fern 
Rückficht genommen werden, als ſie entweder den 
Provinzialgeſetzbuͤchern einverleibt find, oder das all- 
gemeine Landrecht ſelbſt darauf, wie bey verſchiedenen 
Materien geſchehen iſt, ausdruͤcklich in der Art vers 
wieſen hat, daß die geſetzlichen Beſtimmungen nur 
fuͤr den Fall gegeben worden, wenn über den Ge⸗ 
genſtand durch wohl hergebrachte Gewohnheiten eines 
Orts oder Diſtrikts nicht ein Anderes eingefuͤhrt 
waͤre. Außer dieſen beiden vorſtehend beſtimmten 
Ausnahmen aber, ſind Wir die Berufung auf Ob⸗ 
ſervanzen, welche dem Geſetze widerſprechen, und die 
gemeinſchaͤdliche Ungewißheit der Rechte verewigen, 
nach dem Ablaufe des vorgedachten Zeitraums ferner 
zu dulden nicht geſonnen. Was hingegen . 
bſer⸗ 
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Obſervanzen betrifft, welche nicht wider die Geſetze 
find, ſondern nur etwas beſtimmen, was in den 
Geſetzen unentſchieden gelaſſen worden; ſo mag es 
dabey, nach Maaßgabe 9. 4. der Einleitung zu die- 
ſem allgemeinen Landrechte, bis zum Erfolge einer 
geſetzlichen Beſtimmung, auch noch ferner ſein Be⸗ 
wenden haben. 
Da Wir auch vernehmen, daß in einigen ein⸗ 
zelnen Provinzen uͤber die im allgemeinen Landrechte 
vorkommenden Abweichungen von den Vorſchriften 
der bisherigen ſubſidiariſchen Geſetze, beſonders in 
Anſehung der Familien + und Succeſſtonsrechte, ans 
roch Bedenklichkeiten obwalten ſollen: ſo erklaͤren 
Wir hierdurch: 
Daß Wir in Anſehung dieſer in den drey erſten 
„Titeln des zweiten Theils dieſes allgemeinen Lands 
rechts vorkommenden Abweichungen von gewiſſen 
einzelnen Vorſchriften des Roͤmſſchen, oder ge⸗ 

meinen Sachfentechts, den Städten ſolcher Pro⸗ 
vinzen noch geſtatten wollen, ſothane Bedenklich⸗ 
keiten, bey den Conferenzen uͤber ihre Provinzial⸗ 
geſetzbuͤcher, anderweit vorzutragen; und daß Das 
her diejenigen Stellen diefer drey erſten Titel des 
zweiten Theils, welche dergleichen Abweichungen 
enthalten, vor der Hand, und waͤhrend des ob⸗ 
beſtimmten zweijaͤhrigen Zeitraums, bey den Ge 
richtshoͤfen noch nicht zur Anwendung gebracht 
werden ſollen. 


Wir verſtehen inzwiſchen hierunter nur ſolche Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen Landrechts, welche das grade 
Gegentheil eines klaren und unſtreitig recipirt gewe⸗ 
ſenen roͤmiſchen oder andern fremden Geſetzes enthal⸗ 
ten; keinesweges aber ſolche Stellen, welche bloß 
den bisher üblichen Meinungen einiger Rechtslehrer 
widerſprechen; oder einer gewiſſen e 
ieſes 
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dieſes oder jenes roͤmiſchen oder andern fremden Ge⸗ 
fees den Vorzug beilegen; oder gar nur bisher 
ſchon zweifelhaft geweſene Rechtsfragen beſtimmen; 
allermaßen Wir ausdrücklich wollen, daß Vorſchrif⸗ 
ten dieſer letztern Art ſogleich nach dem ıften Ju⸗ 
nius 1794 in die volle geſetzliche Kraft eintreten ſollen. 

Auch verordnen Wir, daß in ſofern Vorſchrif⸗ 
ten des allgemeinen Landrechts, in vorbeſagten drey 
Titeln, die aͤußere Form gewiſſer Handlungen auf 
eine von den bisherigen ſubſidiariſchen Rechten vers 
ſchiedene Art beſtimmen, rechtliche Handlungen die⸗ 
fer Art, welche während des zweijaͤhrigen Zeitraums 
vorgenommen worden, in Anſehung ihrer aͤußern 
Form und Feierlichkeit gültig ſeyn ſollen, ſobald da⸗ 
bey entweder die Vorſchriften des bisherigen ſubſi⸗ 
diariſchen Geſetzes, oder auch die Verordnungen des 
gegenwärtigen allgemeinen Landrechts beobachtet 
worden. 


VIII. 


So wie uberhaupt ein neues Geſetz auf vergan⸗ e 
gene Fälle nicht gezogen werden mag, fo fol dieſer ſol auß, 
Grundſatz auch bey der Anwendung des gegenwaͤrti⸗ ue dale 
gen Landrechts beobachtet, und dabey im Allgemei⸗ uicht ser 
nen nur auf die $. 1420. der Einleitung vorge Nee 
ſchriebenen Beſtimmungen Rücklicht genommen wer⸗ 8 
den; wie Wir denn uͤberhaupt ausdruͤcklich verord⸗ 
nen, daß ein Jeder, welcher ſich zur Zeit der Publi⸗ 
kation dieſes Landrechts in einem nach bisherigen Ge⸗ 
ſetzen gültigen und zu Recht beſtaͤndigem Beſitze 
irgend einer Sache, oder eines Rechts befindet, da⸗ 
bey gegen Jedermann geſchuͤtzt, und in dem Genuſſe, 
oder in der Ausuͤbung dieſer ſeiner wohlerworbenen 
Gerechtſame, unter irgend einem aus dem neuen 
Landrechte entlehnten Vorwande nicht geſtoͤrt, oder 
beeinträchtige werden ſoll. = 


Patent wegen Publikation 


— 


5 IX. 
Doch ſind In ſofern jedoch nach der Publikation des 


zune Landrechts aus einer Altern Handlung oder Bege⸗ 
. N benheit Prozeſſe entſtehen, und die damals vorhan⸗ 
Grundſa⸗ denen auf den vorliegenden Fall anzuwendenden Ges 
en dei ſetze dunkel und zweifelhaft ſind; alſo, daß bisher 
Landrechteüber den Sinn und die Anwendbarkeit derſelben ver⸗ 
ausanden ſchiedene Meinungen in den Gerichtshoͤfen ſtatt ge 
. funden haben: ſo ſoll derjenigen Meinung, welche 

mit den Vorſchriften des Landrechts uͤbereinſtimmt, 

oder derſelben am naͤchſten kommt, der Vorzug ge⸗ 


geben werden. 
X. 


1 75 Da auch die Fälle ſich häufig ereignen duͤrften, 
zur Zeit wo die Handlung oder Begebenheit, aus welcher 
ae ſtreitige Rechte unter den Parteien entſpringen, 
noch war ſchon vor der Publikation des Landrechts ſich 
ken en, ereignet haben; die rechtlichen Folgen derſelben aber 
Halen erſt nachher eintreten: ſo finden Wir noͤthig, wegen 


Kachttan,ſolcher Falle nachſtehende nähere Beſtimmungen veſt⸗ 


gelegen: ufegen: 
Yan" { Es fol nämlich in dergleichen Fällen jederzeit 
onderheit darauf Ruͤckſicht genommen werden: ob es noch in 
der Gewalt desjenigen, von deſſen Rechten oder 
Pflichten die Rede iſt, geſtanden, und bloß von 
feinem freien Entſchluſſe abgehangen habe, die recht 
lichen Folgen der fruͤhern Handlung oder Begebenheit, 
durch Willenserklaͤrungen, oder fonft, zu beſtim men, 
und auf andere Art, als in dem neuen Landrechte 
geſchehen iſt, veſtzuſetzen; oder ob eine ſolche abaͤn⸗ 
dernde Beſtimmung in der Gewalt und einſeitigen 
Entſchließung desjenigen, den die Handlung oder 
Begebenheit angeht, nicht mehr geſtanden habe? 
Im letztern Falle ſollen die guch ſpaͤter eintre⸗ 
tenden rechtlichen Folgen dennoch mur nach den 4 
Be⸗ 
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Geſetzen, welche zur Zeit der vorgefallenen Handlung 
oder Begebenheit guͤltig geweſen find, beurtheilt werden. 

Im erſtern Falle hingegen ſoll, wenn auch die 
Handlung oder Begebenheit älter, aber keine ſolche 
abaͤndernde Beſtimmung vorhanden waͤre, bey Beur⸗ 
theilung der erſt nach dem iſten Junius 1794 eintre⸗ 
tenden rechtlichen Folgen, dennoch nur die Vorſchrift 
des gegenwaͤrtigen neuendandrechts Anwendung finden. 


bie ; 

Es find daher inſonderheit alle Vertrage, welche Heat, 
vor dem ıften Junius 1794 errichtet worden, für träge. 
wohl ihrer Form und Inhalte nach, als in Anſehung 
der daraus entſtehenden rechtlichen Folgen, nur nach 
den zur Zeit des geſchloſſenen Contracts beftandenen 
Geſetzen zu beurtheilen; wenn gleich erſt ſpaͤter auf 
Erfüllung, Aufhebung, oder Lelſtung des Intereſſe, 
aus einem ſolchen Contracte geklagt würde. 


XII. 

In Anſehung der Teſtamente und andrer letzt, wegen 
willigen Verordnungen ſetzen Wir beſonders veſt, dane, 
daß alle diejenigen, welche vor dem ıften Junius 
1794 errichtet worden, nach den Vorſchriften der 
aͤltern Geſetze durchgehends beurtheilt werden ſollen, 
wenn gleich das Ableben des Teſtators erſt fpäter ev: 
folgte; und ſoll bey dieſer Art von Verfügungen auf 
den Unterſchied: ob eine ſolche Diſpoſition in der 
Zwiſchenzeit und bis zum ıften Junius 1794 noch 
hätte abgeaͤnderr werden koͤnnen, oder nicht, zur 
Vermeidung der ſonſt fuͤr Unſere getreuen Untertha⸗ 
nen zu beſorgenden großen Weitlaͤufigkeiten und Kos 


ſten, keine Ruͤckſicht genommen werden. 


XIII. 
Diie geſetzliche Erbfolge zwiſchen Aeltern und wegen 
Kindern, auch anderen Familienmitgliedern, fo weit BEE gefer- 
die⸗ Erbfolge, 


fion der 


wegen der 
Hypothe⸗ 
tom 


wegen ber 
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dieſelben nicht auf Verträgen, Fideicommiß⸗Stif⸗ 
tungen, Lehnsconſtitutionen u. f. w. unabaͤnderlich 
beruhet, ſondern durch rechtsguͤltige Willenserklaͤ⸗ 
rungen des Erblaſſers abgeaͤndert werden konnte, 
iſt, wenn der Erbfall ſich vor dem ıften Junius 
1794 ereignet, nach den bisherigen Geſetzen, ſpaͤter 
hin aber, wenn der Erblaſſer keine ſolche rechtsguͤb 
tige Abänderung gemacht hat, nach den Vorſchrifcen 
des neuen Landrechts, jedoch unter dem §. 7. be⸗ 
merkten Vorbehalte, zu beurtheilen, 
XIV. 

Das Verhaͤltniß der Eheleute, die ſich vor dem 

ıften Junius 1794 verheirathet haben, ſoll, fo weit 


Eheleute, es auf Rechte und Pflichten unter Lebendigen an: 


kommk, fo wie in Fällen, wo die Ehe durch richter⸗ 
liches Erkenntniß getrennt wird, nach den zur Zeit 
der geſchloſſenen Ehe beſtandenen Geſetzen beurtheilt 
werden. Bey der Erbfolge hingegen, in ſofern die ⸗ 
felbe nicht durch Dertraͤge, letztwillige Verordnun⸗ 
gen, Provinzialgeſetze, oder Statuten beſtimmt wird, 
ſonbern nach gemeinen Rechten anzuordnen ift, fol 
der überlebende Ehegatte, bey einem nach dem ıften 
Junius 1794 ſich ereignenden Succeſſtonsfalle, die 
Wahl haben: ob er nach den zur Zeit der geſchloſſe⸗ 
nen Ehe vorhanden geweſenen gemeinen Rechten, 
oder nach den Vorſchriſten des gegenwaͤrtigen Land⸗ 
rechts erben wolle. 
XV. 

Da in dem gegenwaͤrtigen Landrechte beſtimmt 
iſt, daß die geſetzlichen und ſtillſchweigenden Hypo⸗ 
theken zwar ihre bisherige Vorrechte gegen den ei« 
gentlichen Schuldner und deſſen Erben, ſo wie bey 
einem über das Vermoͤgen oder den Nachlaß des 
Schuldners entſtehenden Concurſe behalten, auf den 
dritten Beſitzer der damit behafteten e 

ache 
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Sache aber, welcher nicht Erbe feines Vorfahren 
im Beſitze geworden iſt, nur in ſofern uͤbergehen 
ſollen, als dleſelben dieſem dritten Beſitzer bey der 
Erwerbung des Grundſtuͤcks bekannt geweſen, oder 
in dem gerichtlichen Hypothekenbuche eingetragen find, 
fo fol zur Eintragung folcher Hypotheken ein drei⸗ 
jähriger Zeitraum offen bleiben; dergeſtalt, daß der 
Berechtigte, welcher ſich vor dem ıften Junius 1797 
zu der Eintragung eines ſolchen Rechts in das Hy⸗ 
pothekenbuch gehörig meldet, dazu noch gelaſſen 
werden muß, wenn gleich das Grundſtüͤck in der 
Zwiſchenzeit an einen andern Beſitzer, als denjenigen, 
gegen welchen er das Recht erworben hat, oder 
deſſen Erben gediehen wäre, 

XVI. 

Da ferner verordnet iſt, daß dingliche Dienſt⸗ 
barkeitsrechte oder Servituten, welche durch keine in 
die Augen fallende Kennzeichen oder Anſtalten ange⸗ 
deutet werden, und gleichwohl den Nutzungsertrag 
des belaſteten Grundſtuͤcks ſchmaͤlern, gegen einen 
dritten Beſitzer des belaſteten Grundſtuͤcks, der we⸗ 
der erweislich davon unterrichtet geweſen, noch ſei⸗ 
nes Vorfahren Erbe geworden iſt, nur in ſo fern 
ſollen ausgeuͤbt werden koͤnnen, als ſie zur Zeit der 
Beſitzveraͤnderung im Hypothekenbuche ſchon einge⸗ 
tragen ſind, oder deren Eintragung noch binnen zwey 
Jahren nach der Beſitzveraͤnderung von dem Beſitzer 
des berechtigten Gtundſtuͤcks gehörig nachgeſucht 
wird; ſo verordnen Wir hierdurch: daß, wenn auch 
in der Zwiſchenzeit vom Dato des gegenwärtigen Pa⸗ 
tents an, bis zum ıften Junius 1797, Beſikber⸗ 
änderungen mit folchen belasteten Grundſtuͤcken ſich 
ereigneten, dennoch die zweijährige Friſt, binnen 
welcher die Eintragung zu ſuchen iſt, nur vom iſten 
Junius 1797 an rechnet werden ſolle. 


Auch 


wegen 
der Real; 
Servitu⸗ 
ten. 
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Auch befehlen Wir hierdurch ſaͤmmtlichen Ges 
richten, und andern Hppothekenbuchfuͤhrenden Be 
hoͤrden, bey allen Befisveränderungen, welche nach 
der Publikation des gegenwaͤrtigen Patents zuerſt 
vorfallen werden, ſowohl den bisherigen Beſitzer, in 
ſofern derſelbe noch vorhanden iſt, als den neuen 
Erwerber Darüber zu vernehmen: ob das Grundſtuͤck 
etwa mit einer ſolchen noch nicht eingetragenen Ser⸗ 
vitut behaftet ſey, oder demſelben dergleichen Dienſt⸗ 
barkeitsrecht auf ein andres Grundſtuͤck zukomme; 
und wenn ſich dieſes findet, den Intereſſenten die 
dahin einſchlagenden geſetzlichen Vorſchriften noch bes 
ſonders und ausdruͤcklich bekannt zu machen. 

5 XVII, 

wegen ber Was inſonderheit die Verjaͤhrung betrifft: ſo 
rue ſollen diejenigen Faͤlle, in welchen dieſelben ſchon vor 
% dem ıften Junius 1794 vollendet worden, lediglich 
nach bisherigen Nechken beurtheilt werden; wenn 

gleich die daraus entſtandenen Befugniſſe oder Ein« 
wendungen erſt ſpaͤterhin geltend gemacht wuͤrden. 

In Anfehung derjenigen Verjaͤhrungen hingegen, des 

ren bisherige geſetzmaͤßige Friſt mit dem rften Junius 

1794 noch nicht abgelaufen ift, ſollen die Vorſchriften 

des neuen Landrechts in allen Stuͤcken befolgt werden. 

Sollte jedoch zur Vollendung einer ſchon vor 
dem ıften Junius 1794 angefangenen Verjährung 
in dem neuen Landrechte eine kürzere Friſt, als nach 
bisherigen Geſetzen, vorgeſchrieben ſeyn: ſo kann der⸗ 
jenige, welcher ſich in einer ſolchen kuͤrzern Ver⸗ 
jährung gruͤnden will, die Friſt derſelben nur vom 
ıften Junius 1794 zu rechnen anfangen. 


5 XVIII. 
vom Was die Anwendung der in dieſem Landrechte 
fetzt. enthaltenen Strafgeſetze auf die ſchon vor der Publi⸗ 


kation ſich ereigneten Fälle betrifft; fo hat es ie 
nicht 


des neuen allgemeinen Landrechts. XIII 
nicht nur bey den Vorſchriften $. 18. und 20. der 
Einleitung fein Bewenden, ſondern es iſt auch Unſer 
Wille, daß bey allen nach der Publikation, und 
ſelbſt noch vor dem ıften Junius 1794, als dem 
Zeitpunkte der anfangenden Geſetzeskraſt, zur richter⸗ 
lichen Entſcheidung gelangenden Fällen, die in dem 
neuen Landrechte verordneten Strafen, in fofern die⸗ 
ſelben gelinder find, als diejenigen, welche nach bis⸗ 
herigen Geſetzen auf das vorliegende Verbrechen ſtatt 
gefunden haͤtten, angewendet werden ſollen. 

Unter vorſtehenden Maaßgaben und Beſtim⸗ 
mungen nun, wollen Wir dieſes allgemeine Land⸗ 
recht, vermoͤge der Uns zuſtehenden Landesherrlichen 
und geſetzgebenden Macht, als ein wahres und all⸗ 
gemeines Landesgeſetz hierdurch, und in Kraft dieſes, 
vorſchreiben und publieiren; alſo, daß in Unſeren 
Königlichen und Chur» auch ſaͤmmtlichen uͤbrigen 
unter Unſerer Hoheit und Oberbothmaͤßigkeit ſtehen⸗ 
den Landen, Provinzen und Diſtrikten, nach den in 
dieſem neuen Geſetze enthaltenen Vorſchriften verfah⸗ 
ren und erkannt, und daſſelbe in allen und jeden ſo⸗ 
wohl gerichtlichen, als außergerichtlichen Angelegen⸗ 
helten, von Jedermann, der zu Unſern Unterthanen 
gehoͤrt, oder in Unſern Landen Geſchoͤfte zu betreiben 
hat, genau beobachtet, inſonderheit aber bey allen 
Ober- und Untergerichten, ohne Unterſchied oder 
Ausnahme, in Beurtheilung der bey ihnen vorfal⸗ 
lenden, oder zu ihrer Entſcheidung gelangenden An⸗ 
gelegenheiten und Geſchaͤfte, zum Grunde gelegt wer: 
den ſoll. Alle aͤltere Geſetze, Edikte und Verord⸗ 
nungen, an deren Stelle das gegenwaͤrtige neue 
Landrecht nach den H. x. und 2. enthaltenen nähern 
Beſtimmungen treten ſoll, werden hierdurch gaͤnzlich 
aufgehoben und abgeſchafft, und es ſoll von dem be⸗ 
fünmten Zeitpunkte an, kein Collegium, Gericht, 
oder Juſtizbedienter ſich unterfangen, dieſe Gee 

eſetze 
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Geſetze und Verordnungen auf die vorkommenden 
Rechtsangelegenheiten, außer den im gegenwärtigen 
Patente beſtimmten Fällen, anzuwenden; oder auch 
nur das neue Landrecht nach beſagten aufgehobenen 
Rechten und Vorſchriften zu erklaͤren oder anzudeu⸗ 
ten; am allerwenigſten aber von klaren und deutlichen 
Vorſchriften der Geſetze, auf den Grund eines ver⸗ 
meinten philoſophiſchen Ralſonnements, oder unter 
dem Vorwande einer aus dem Zwecke und der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzes abzuleitenden Auslegung, die ge⸗ 
ringſte eigenmaͤchtige Abweichung, bey Vermeidung 
Unſerer hoͤchſten Ungnade und ſchwerer Ahndung, 
ſich zu erlauben; vielmehr ſoll, wenn in ein oder an⸗ 
derem Falle uͤber den Sinn und die richtige Auslegung 
einer der neuen Vorſchriſten Zweifel entſtehen, oder 
irgend ein Richter keine hinlaͤngliche Beſtimmung ei⸗ 
nes zu ſeiner Entſcheidung gelangenden Falles in dem 
Landrechte anzutreffen vermeinen möcte, alsdann fer 
diglich nach den Vorſchriften S. 45. 50. der Einleitung 
zu dein gegenwaͤrtigen Landrechte verfahren werden. 
Nach dieſer Unſerer ſolchergeſtalt erklärten Aller. 
hoͤchſten Willensmeinung hat ſich alſo ein Jeder, den 
es angeht, inſonderheit aber ſaͤmmtliche Landescollegia 
und uͤbrige Gerichte, genau und pflichtmaͤßig zu achten. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Un⸗ 
terſchrift und beigedrucktem groͤßern Koͤnigl. Inſiegel. 
So geſchehen Berlin, den sten Februar 1794. 


Friedrich Wilhelm. 


Carmer. 


Patent 


zur Publikation der neuen Aufla⸗ 
ge des allgemeinen Landrechts 
für die Preußiſchen Staaten. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gna⸗ 
den König von Preußen ꝛc. ꝛc., thun kund und fügen 
hierdurch Jedermann zu wiffen: daß der Mangel einer 
gehoͤrigen Anzahl von Exemplarien des allgemeinen 
Landrechts für die Preußifhen Staaten, eine neue 
Auflage deſſelben nöthig gemacht, welcher Wir bey 
der woͤrtlichen Uebereinſtimmung mit ber erſten, nicht 
nur die allerhoͤchſte Sanction hierdurch ertheilen, 
ſondern auch die Veranſtaltung getroffen haben, daß 
die Erläuterungen und Abaͤnderungen deſſelben, wel⸗ 
che zeither geſetzlich ergangen, und das allgemeine 
Recht betreffen, verkürzt geſammlet, der neuen Edi⸗ 
tion gehörigen Orts eingeſchaltet, und unter dem 
Titel des erſten Anhanges u. ſ. w. zum Beſten 
der Beſitzer der aͤltern Edition gedruckt ſind. 


Nur die Erläuterungen und Abaͤnderungen des 
Zwanzigſten Titels des Zweiken Theils ſind ausge⸗ 
laffen, weil derſelbe durch das naͤchſtens erfolgende 
neue Criminalrecht für die Preußiſchen Staaten er⸗ 
ganze werden wird. Mit Bezug auf das Publika⸗ 
klonspatent vom sten Februar 1794 haben BR 

iche 
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liche Ober⸗ und Untergerichtsſtellen dieſe neue Auf⸗ 
lage des Landrechtes und dieſen erſten Anhang gefess 
lich anzuwenden, und erhalten dieſelben zugleich die 
Anweiſung, in ihren Urtelsſpruͤchen auf keine Privat⸗ 
Geſetzes⸗Sammlung Bezug zu nehmen, ſondern 
ſich lediglich an diejenigen Geſetze zu halten, welche 
ihnen zugefertiget, gehörig publieiret, auch durch 
das neue Archiv der Preußiſchen Geſetzgebung und 
Rechtsgelehrſamkeit zu ihrer Kenntniß gebracht, und 
in die akademiſche Edikten⸗ Sammlung hiernaͤchſt 
aufgenommen werden. 


Urkundlich unter Unſerer hoͤchſt eigenhaͤndigen 
Unterſchrift und beigedruckten Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den zıten April 1803. 


Friedrich Wilhelm. 


Goldbeck. 
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Einleitung 


H. 1. 


Das allgemeine Landrecht enthält die Vorſchriften g. Von den 
nach welchen die Rechte und Verbindlichkeiten derjpafann, 
Einwohner des Staats, ſo weit dieſelben nicht 
durch beſondere Geſetze beſtimmt worden, zu beur⸗ 
theilen ſind. 2 

§. 2. Beſondere Provinzialverordnungen, und 
Statuten einzelner Gemeinheiten und Geſellſchaf⸗ 
ten erhalten nur durch die Landesherrliche Beſtaͤti⸗ 
gung die Kraft der Geſetze. 

$. 3. Gewohnheitsrechte und Obſervanzen, 
welche in den Provinzen und einzelnen Gemeinhei⸗ 
ten geſetzliche Kraft haben ſollen, muͤſſen den Pro⸗ 
vinzial⸗Landrechten einverleibt ſehn. 

§. 4. In fo feru aber durch Obſervanzen etwas 
beſtimmt wird, was die Geſetze unentſchieden gelaſ⸗ 
fen haben, hat es, bis zum Erfolge einer geſetzlichen 
Beſtimmung, dabey fein Bewenden. a 

$. 5. Die von dem Landesherrn in einzelnen 
Fällen, oder in Anſehung einzelner Gegenſtaͤnde, 
getroffenen Verordnungen koͤnnen in andern Fällen, 
oder bey andern Gegenſtaͤnden, als Geſetze nicht 
angeſehen werden. ; 

5. 6. Auf Meinungen der Rechtslehrer, oder 
ältere Ausſpruͤche der Richter, ſoll, bey künftigen 
Entſcheidungen, keine Ruͤckſicht genommen werden. 

A 2 H. 7. 


Abfaſſung 


Einleitung. 


§. 7. Ein jeder Entwurf zu einer neuen Ver⸗ 


der Geſehe. ordnung, durch welche die beſondern Rechte und 


Pflichten der Buͤrger beſtimmt, oder die gemeinen 
Rechte abgeändert, erganzt, oder erklart werden 
ſollen, muß, vor der Vollziehung, der Geſetzcom⸗ 
miſſion zur Pruͤfung vorgelegt werden. 

§. 8. Die Geſetzeommiſſion muß, außer der 
Ruͤckſicht auf die bereits vorhandenen Geſetze und 
Rechte, ihr Gutachten zugleich auf die Billigkeit 
und Nutzbarkeit der vorgeſchlagenen neuen Verord⸗ 
nung richten, und eine deutliche beſtimmte Faſſung 
des zu gebenden Geſetzes in Vorſchlag bringen. 

§. 9. Die Vorgeſetzten eines jeden Departe⸗ 
ments im Staatsrathe muͤſſen dafür: haften, daß 
diefer Anordnung in keinem Falle entgegen gehan⸗ 
delt werde. 

9. 10. Das Geſetz erhält feine rechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit erſt von der Zeit an, da es gehoͤrig be⸗ 
kannt gemacht worden. 

§. 11. Es müffen daher alle geſetzliche Verord⸗ 
nungen, ihrem völligen Inhalte nach, an den ge⸗ 
woͤhnlichen Orten öffentlich angeſchlagen, und im 
Auszuge in den Intelligenzblaͤttern der Provinz, 
für welche ſie gegeben ſind, bekannt gemacht 
werden. 

§. 12. Es iſt aber auch ein jeder Einwohner 
des Staates ſich um die Geſetze, welche ihn oder fein 
Gewerbe und ſeine Handlungen betreffen, genau zu 
erkundigen gehalten; und es kann ſich Niemand mit 
der Unwiſſenheit eines gehoͤrig publieirten Geſetzes 
entſchuldigen. 

F. 13. Nur in dem Falle, wo vorhin erlaubte, 
oder als gleichgültig angeſehene Handlungen durch 
Strafgeſetze eingeſchrankt, oder verboten worden, 
fol der Uebertreter mit dem Einwande: ; 

da 
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daß er, ohne Vernachläßigung ſeiner Pflich⸗ 
ten, vor der vollbrachten That, von dem 
Verbote nicht unterrichtet geweſen, 

annoch gehoͤrt werden. 

9. 14. Neue Geſetze konnen auf ſchon vor bindung der 
vorgefallene Handlungen und Begebenheiten nicht@elege. 
angewendet werden. 

§. 15. Die von Seiten des Geſetzgebers noͤ⸗ 
thig befundene und gehörig publieirte Erklarung ei⸗ 
nes ältern Geſetzes aber giebt, in allen noch zu ent⸗ 
ſcheidenden Mechrsfällen, den Ausſchlag. 

§. 16. Soll nur die aufere Form einer Hand⸗ 
lung geändert, und dieſe Vorſchrift bey allen noch 
abzuaͤndern möglichen Handlungen beobachtet wer⸗ 
den, fo muß das Geſetz hiezu eine hinlaͤngliche Friſt 
beſtimmt haben. 

8. 17. Fruͤhere Handlungen, welche, wegen 
eines Mangels der Foͤrmlichkeit, nach den alten 
Geſetzen ungültig ſeyn würden, find gültig, info fern 
nur die nach den neuern Geſetzen erforderlichen Foͤrm⸗ 
lichkeiten, zur Zeit des daruber entſtandenen Streits, 
dabey angetroffen werden. 

9. 18. Die Minderung der in einer ältern Ver⸗ 
ordnung veſtgeſetzten Strafe kommt auch demjenigen 
Uebertreter zu Statten, an welchem dieſe Strafe, 
zur Zeit der Publication des neuern Geſetzes, noch 
nicht vollzogen war. 

§. 19. In ſofern aber aus einer verbotenen 
Handlung Privatrechte entſpringen, muß auf die 
Geſetze, welche zur Zeit der Handlung guͤltig waren, 
Rückſicht genommen werden. 

$. 20. Iſt es zweifelhaft: ob das Verbrechen 
vor oder nach der Publication des neuen Geſetzes 
vorgefallen ſey, ſo muß, bey Beſtimmung der 
Strafe, das mildere Geſetz zum Grunde der Ent⸗ 
ſcheidung genommen werden. 8 

21. 


Einleitung 
— 0 


H. 24. Uebrigens ſtehen, bey Beurtheilung 
einzelner Streitfragen, die allgemeinen Geſetze den 
Provinzialgeſetzen, dieſe den beſondern Statuten 
und dieſe endlich den auf andere Art wohlerworbenen 
Rechten nach. 

oe §. a2. Die Gefege des Staats verbinden alle 
verbinden, Mitglieder deſſelben, ohne Unterfchie des Standes, 
Ranges und Geſchlechtes. 
1 H. 23. Die perſoͤnlichen Eigenſchaften und Be⸗ 
fugniſſe eines Menſchen werden nach den Geſetzen 
8 der Gerichtsbarkeit beurtheilt, unter welcher der⸗ 
. ſelbe ſeinen eigentlichen Wohnſitz hat. 
; F. 24. Eine bloße Entfernung aus feiner Ge⸗ 
richtsbarkeit, bei welcher die Abſicht, einen andern 
Wohnſitz zu wählen, noch nicht mit Zuverlaͤßigkeit 
erhellet, verandert die perſönlichen Rechte und Pflich⸗ 
ten dieſes Meuſchen nicht. 

9. 25. So lange Jemand noch keinen beſtimm⸗ 
ten Wohnſit hat, werden feine perſoͤnlichen Rechte 
und Verbindlichkeiten nach dem Orte ſeiner Herkunft 
beurtheilt. 

. 26. Iſt der Ort ſeiner Herkunft unbekannt, 
oder außerhalb der Königlichen Lande, fo gelten die 
Vorſehriften des allgemeinen Landrechts, oder die 
beſondern Geſetze ſeines jedesmaligen Aufenthaltes, ſo 

wie nach den einen, oder den andern, eine von ihm un⸗ 
ternommene Handlung am fuͤglichſten beſtehen kann. 
§. 27. Hat jemand einen doppelten Wohnſitz, 
fo wird feine Fahigkeit zu handeln, nach den Ge⸗ 
ſetzen derjenigen von beiden Gerichtsbarkeiten beur⸗ 
tbeilt, welche die Gültigkeit des Geſchaͤftes am mei⸗ 

ſten beguͤnſtigen. 
Bey Des F. 28. Das bewegliche Vermögen eines Mens 
Suchen. ſchen wird, ohne Ruͤckſicht feines gegenwärtigen Auf« 
enthaltes, nach den Geſetzen der ordentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit deſſelben beurtheilt. (H. 23. bar 
i „29. 
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$.29. Bei einer doppelten Gerichtsbarkeit har 
ben die Rechte des Ortes, wo ſich die Sache befins 
det, den Vorzug. 

F. 30. Iſt aber in einem ſolchen Falle /$.29.) 
das Mobiliarvermoͤgen, zur Zeit der ſich darauf be» 
ziehenden Handlung, an einem dritten Orte, ſo 
finden die Geſetze desjenigen Ortes Anwendung, wel⸗ 
che dem gemeinen Rechte der Preußiſchen Staaten 
am nächiten kommen. 

H. 31. Das bewegliche Vermögen eines Men⸗ 
ſchen, der keinen beſtimmten Wohnſitz hat, wird 
nach den Geſetzen ſeines jedesmaligen Aufenthaltes, 
jedoch mit Ruͤckſicht auf feinen perſoͤnlichen Stand, 
beurtheilt. 5 

H. 32. In Anfehung des unbeweglichen Bert mul 
moͤgens gelten, ohne Nudſcht auf die Perſon des Sachen. 
Eigenthumers, die Geſetze der Gerichtsbarkeit, un⸗ 
ter welcher fich daſſelbe befindet. / 

§. 33. Provinzialgeſetze und Statuten, wel- Fender 
che die äußerliche Feierlichkeit ener Handlung beamer 
ſtimmen, gelten nur bei Handlungen, die unterden. 
der Gerichtsbarkeit, für welche das Geſetz gegeben 
iſt, von den ihr unterworfenen Perſonen vorgenom⸗ 
men werden. 

8,34. Auch Unterthanen fremder Staaten, zunge 
welche in hieſigen Landen leben, oder Geſchaͤfte trei-Sremden. 
ben, müſſen nach obigen Beſtimmungen beurtheilt 
werden. 
§. 35. Doch wird ein Fremder, der in hieſi⸗ 
gen Landen Verträge Über daſelbſt befindliche Sa⸗ 
chen ſchließt, in Anſehung ſeiner Faͤhigkeit zu han⸗ 
deln, nach denjenigen Geſetzen beurtheilt, nach 
welchen die Handlung am beſten beſtehen kann. 

§. 36. Den Geſandten und Reſidenten aus⸗ 
wärtiger Mächte, ſo wie den in ihren Dienſten ſtehen⸗ 
den Perſonen, bleiben ihre Befreiungen, nach Sn 


Einleitung 


Bölferrechte, und den mit den verſchiednen Höfen 
obwaltenden Verträgen, vorbehalten. 

§. 37. Eingeborne Vaſallen und Unterthanen, 
welche mit Erlaubniß des Landesherrn von einem 
fremden Hofe beglaubigt worden, bleiben in ihren 
Privathandlungen den Landesgeſetzen unterworfen. 

$. 8. Die vom Staate an fremde Höfe bes 
glaubigten Geſandten werden nach den Geſetzen der 
einlaͤndiſchen Gerichtsbarkeit, unter welcher fie zu⸗ 
letzt, vor dem Anttitte der Geſandtſchaft, ihren 
Wohnſitz gehabt haben, beurtheilt. 


Anh. g. 1. In wle fern eingeborne Vaſallen und Unter⸗ 
thanen, welche mit Erlaubniß des Landesherrn von 
einem fremden Hofe beglaubigt werden, in ihren Pri⸗ 
vathandlungen den Landesgeſetzen unterworfen blei⸗ 
ben, haͤngt hauptiächlich von den Bedingungen ab, uns 
ter welchen fie diesſelts die Erlaubniß erhalten haben. 


§. 39. Sind aber dieſelben Ausländer, fo gel 
ten in Anſehung ihrer, wenn ſie in hieſigen Landen 


belangte werden, die Vorſchriften des Hiefigen gemet- 


nen Rechts. „ 

FS. 40. Wem die Geſetze auf der einen Seite 
Verbindlichkeiten auflegen, dem kommen ſie auf der 
andern Seite durch ihren Schutz auch wieder zu 


Stakten. 


Vom Re⸗ 
torſtons⸗ 


rechte. 


$. 4. Fremde Unterthanen haben alſo, bey 
dem Betriebe erlaubter Gefchäfte in hieſigen Landen, 
ſich aller Rechte der Einwohner zu erfreuen, ſo 
lange ſie ſich des Schutzes der Geſetze nicht unwuͤr⸗ 
dig machen. . 5 
H. 4 Die Verſchiedenheit der Rechte aus⸗ 
waͤrtiger Staaten macht von dieſer Regel noch keine 
Ausnahme. 
FS. 43. Wenn aber der fremde Staat, zum 
Nachtheil der Fremden überhaupt, oder der hieſi⸗ 
5 gen 
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gen Unterthanen insbeſondere, beſchwerende Ver⸗ 
ordnungen macht, oder dergleichen Mißbraͤuche wiſ⸗ 
ſentlich gegen diesſeitige Unterthanen duldet, fo fin⸗ 
det das Wiedervergeltungs⸗Recht Statt. 

$. 44. Unterrichten ſollen, ohne Genehmigung 
ihrer Vorgeſetzten, gegen Fremde niemals auf Re⸗ 
torſion erkennen. 

F. 45. Dagegen koͤnnen aber auch Fremde 
durch Abtretung ihrer Rechte an hieſige oder andere 
mehr beguͤnſtigte Unterthanen, ſich dem Netorſions⸗ 
rechte nicht entztehn. 

$. 46. Bey Eutſcheidungen ſtreitiger Rechtgfäalleguuche, 
darf der Richter den Geſetzen keinen andern Sinuckeſetze. 
beilegen, als welcher aus den Wo ' ten, und dem 
Zuſammenhange derſelben, in Beziehung auf den 
ſtreitigen Gegenſtand, oder aus dem nächften un⸗ 
zweifelhaften Grunde des Geſetzes, deutlich erhellet. 

F. 47. Findet der Richter den eigentlichen Sinn 
des Geſetzes zweifelhaft, ſo muß er, ohne die pro⸗ 
zeßführenden Parteien zu benennen, feine Zweiſel 
der Geſetztommiſſion anzeigen, und auf deren Beur⸗ 
theilung antragen. 0 
9. 48. Der anfragende Richter iſt zwar ſehul⸗ 
dig, den Beſchluß der Geſetzcommiſſion bey feinem 
folgenden Erkenntniſſe in dieſer Sache zum Grunde 
zu legen; den Parteien bleiben aber die gewoͤhnli⸗ 
chen Rechtsmittel dagegen unbenommen. 


Anh. H. 2. Findet der Richter den Sinn des Geſetzes 
zweifelhaft, jo liegt es ihm zwar ob, den vorliegen⸗ 
den Fall nach den allgemeinen Regeln wegen Ausler 
gung der Geſetze zu entfcheiden, und findet die An⸗ 
frage an die Geſetzeommlſſion während dem Laufe des 
Prozeſſes nicht mehr Statt. Er muß aber die vers 
meinte Dunkelhelt des Geſetzes dem Chef der Juſtſz 
zum Behuf der künftigen Legislatlon en 

: 49. 


Einleitung 


H. 40. Findet der Richter kein Geſetz, welches 
zur Entſcheidung des ſtreitigen Falles dienen koͤnnte, 
ſo muß er zwar nach den in dem Landrechte ange⸗ 
nommenen allgemeinen Grundſaͤtzen, und nach den 
wegen ahnlicher Fälle vorhandenen Verordnungen, 
ſeiner beſten Einſicht gemäß, erkennen; 

: $s. Er muß aber zugleich diefen verneint» 
lichen Mangel der Geſetze dem Chef der Juſtiz ſo⸗ 
fort anzeigen. 

$. 5 Sollte durch dergleichen Anzeige in der 
Folge ein neues Geſetz veranlaßt werden, ſo kann 
daſſelbe doch auf die vorher ſchon gältig vollzogenen 
Handlungen keinen Einfluß haben. 

§ 5. Betrifft die Frage ein Provinzialgeſetz, 
Statut, oder Privilegium, fo muß, ehe die Sache 
der Geſetzeommiſſion vorgelegt wird, das Gutachten 
der Provinzial⸗Landescollegien von dem Juſtizde⸗ 
partement darüber erfordert werden. 

§. 83. Wo kein Provinzial⸗Landesgeſetz, oder 
andere dergleichen beſondre Beſtimmung vorhanden 
iſt, hat es allemal bey den Vorſchriften des allge⸗ 
meinen Landrechts fein Bewenden. 

H. 54. Privilegien und verliehene Freiheiten 
muͤſſen, in zweifelhaften Faͤllen, fo erklärt werden, 

wie ſie am wenigſten zum Nachtheile des Dritten 
gereichen. 

g. 55. Im übrigen find die verliehenen Privi⸗ 
legien und Freiheiten ſo zu deuten, daß die wohl⸗ 
thätige Abſicht des Gebers dabey nicht verfehlt oder 
vereitelt werde 

H. 56. Privilegien und Freiheiten, welche durch 
einen laͤſtigen Vertrag erworben worden, find nach 
den Regeln der Verträge zu erklaͤren und zu beun⸗ 
theilen. ; 

H. 57. Außerdem find alle dergleichen befondre 
Geſetze und Verordnungen fo zu erklaren, wie fie 

mit 
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mit den Vorſchriften des gemeinen Rechts, und 
dem Hauptendzwecke des Saats am naͤchſten uͤber⸗ 
einſtimmen. 

§. 58. Uebrigens iſt auf den eigentlichen In⸗ 
halt des Privilegü, im zweifelhaften Falle mehr, 
als auf die darin angeführten Bewegungsgruͤnde der 
erſten Verleihung, Rüͤckſicht zu nehmen. 

§. 59. Geſetze behalten fo lange ihre Kraft, uufbe, 
bis fie von dem Geſotzgeber ausdrücklich wieder auf: Hefe. 
gehoben werden. ö 

$. 60. So wenig durch Gewohnheiten, Mei⸗ 
nungen der Rechtslehrer, Erkenntniſſe der Richter, 
oder durch die in einzelnen Fallen ergangenen Ver⸗ 
ordnungen neue Geſetze eingefuhrt werden koͤnnen; 
eben fo wenig koͤnnen ſchon vorhandene Geſetze auf 
dergleichen Art wieder aufgehoben werden. 

$ 67. Statuten und Provinzialgeſetze werden 
durch neuere allgemeine Geſetze nicht aufgehoben, 
wenn nicht in letztern die Aufhebung der erſtern deut⸗ 
lich verordnet iſt. 

§. 62 Bey Aufhebung beſonderer Statuten, 
Provinzialgeſetze, und Privilegien, müſſen diejeni⸗ 
gen, die es zunächſt angeht, mit ihrer Notpdurft 
gehoͤrt werden. 

§. 63. Prixilegien, welche einer beſtimmten 
Perſon verliehen worden, erloͤſehen mit dem Ab⸗ 
gange des Privilegirten. 

H. 64. Dagegen gehen Rechte und Privilegien, 
welche der Sache ankleben, auf einen jeden Beſitzer 
uͤber, in ſo fern die Geſetze, oder die Verleihungs⸗ 
urkunden, nicht ausdruͤcklich ein anderes befagen- 

§. 65. Iſt ein oder der andere Beſißer zur 
Ausubung des der Sache anklebenden Rechtes un⸗ 
fähig, fo ruhet dieſes Recht fo lange, bis die recht⸗ 
lichen Hinderniſſe wieder gehoben ſind. 


H. 66. 
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9.66. Iſt das Privilegium, oder Recht auf 
die Perſon, in Verbindung mit der Sache, gerich⸗ 
tet, ſo erloͤſcht daſſelbe durch die Trennung des Be⸗ 
ſitzers und der Sache. | 

§. 67. Privilegien, welche nur auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit verliehen worden, erloͤſchen mit derſel⸗ 
ben Ablauf. N 

8.68: Iſt das Privilegium ausdrücklich nur 
unter einer veſtgeſetzten Bedingung verliehen, ſo 
kann daſſelbe ohne Erfuͤllung dieſer Bedingung nicht 
ausgeuͤbt werden. 

$. 69. Auch Privilegien, welche zu einem bes 
ſtimmten Endzweck gegeben find, hören auf, wenn 
der Zweck gar nicht, oder doch ferner nicht mehr, 
erreicht werden kann. 7 

$. 70. Privilegien, auch ſolche die durch einen 
Täftigen Vertrag erworben worden, kann der Staat, 
jedoch nur aus überwiegenden Gründen des gemei⸗ 
nen Wohls, und nur gegen hinlängliche Entſchaͤdi⸗ 
gung des Privilegirten, wieder aufheben. 

971. Die Entſchaͤdigung ſelbſt kann nicht an⸗ 
ders, als durch Vertrag, oder rechtliches Erkennt⸗ 
niß veſtgeſetzt werden. 5 

9. 72. Wer eines groben Mißbrauchs feines 
Privilegii, zum Schaden des Staats, oder feiner 
Mitbürger, durch richterliches Erkenntniß ſchuldig 
befunden wird, der hat ſein Recht verwirkt, und 
kann keine Entſchaͤdigung dafür fordern. 

n. Alge F. 73. Ein jedes Mitglied des Staats iſt, das 

Grandſiee Wohl und die Sicherheit des gemeinen Weſens, 

desfechts.nach dem Verhaͤltniſſe ſeines Standes und Vermoͤ⸗ 

Verbäll, gens, zu unterſtützen verpflichtet. — 

niß des §. 74. Einzelne Rechte und Vortheile der Mit⸗ 

Staats ge glieder des Staats muͤſſen den Rechten und Pflich⸗ 


Guben. ten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Wohls, 
wenn, 
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wenn zwiſchen beiden ein wirklicher Widerſpruch 
(Colliſion) eintritt, nachſtehn. 

§. 75. Dagegen iſt der Staat denjenigen, wel⸗ 
cher feine beſondern Rechte und Vortheile dem Wohle 
des gemeinen Weſens anfzuopfern genoͤthigt wird, 
zu entſchaͤdigen gehalten. 

§. 76. Jeder Einwohner des Staats iſt den 
Schutz deſſelben für feine Perſon und fein Vermoͤ⸗ 
gen zu fordern berechtigt. 1 

§. 77. Dagegen iſt Niemand ſich durch eigene 
Gewalt Recht zu verſchaffen befugt. 

§. 78. Die Selbſthuͤlfe kann nur in dem Falle 
entſchuldigt werden, wenn die Huͤlfe des Staats 
zur Abwendung eines unwiederbringlichen Schadens 
zu ſpaͤt kommen wurde. 

6. 79. Die Entſcheidung der vorfallenden 
Streitigkeiten, ſo wie die Beſtimmung der zu ver⸗ 
hängenden Strafen, muß den, einem jeden Einwoh⸗ 
ner des Staats durch die Geſetze angewieſenen Ge⸗ 
richten, uͤberlaſſen werden. 

. 80. Auch Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem 
Oberhaupte des Staates, und ſeinen Unterthanen, 
ſollen bei den ordentlichen Gerichten, nach den 
Vorſchriften der Geſetze eroͤrtert und entſchieden wer⸗ 
den. 

9. 81. Den Schutz gegen auswaͤrtige Feinde 
erwartet der Staat lediglich von der Anordnung ſei⸗ 


nes Oberhauptes. 1e des 
§. 82. Die Rechte des Menſchen entſtehendeahtz. e 


durch ſeine Geburt, durch ſeinen Stand, und 

durch Handlungen oder Begebenheiten, mit wel⸗ 

9 die Geſetze eine beſtimmte Wirkung verbunden 

aben. 

. 83. Die allgemeinen Rechte des Menfihen 

gruͤnden ſich auf die naturliche Freiheit, fein eigenes 
Wohl, 
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Wohl, ohne Kraͤnkung der Rechte eines Andern, 
ſuchen und befördern zu konnen. 

§. 84. Die beſondern Rechte und Pflichten der 
Mieglieder des Staats beruhen auf dem perfönlichen 
Verhäͤltniſſe, in welchem ein Jeder gegen den An⸗ 
dern, und gegen den Staat feloft, ſich befindet. 

9. 85. Rechte und Pflichten, welche aus Hand» 
lungen oder Begebenheiten entſpringen, werden 
allein durch die Geſetze beſtimmt. 

§. 66. Rechte, welche durch die Geſetze 
nicht umterflügt werden, heißen unvollkommen, 
und begründen keine gerichtliche Klage oder Eim 
rede. 

§. 87. Handlungen, welche weder durch na⸗ 
türliche, noch durch pofitive Geſetze verboten wor⸗ 
den, werden erlaubt genannt. 


ne $.88. So weit Jemand ein Recht hat, ift 


er daſſelbe in den geſetzmaßigen Schranken aus zu ⸗ 
uͤben befugt. 

§. 89. Wem die Geſetze ein Recht geben, dem 
bewilligen ſie auch die Mittel, ohne welche daſſelbe 
nicht ausgeuͤbt werden kann. 

§. 90. Wer ein Recht hat, iſt zu allen Vor⸗ 
theilen, die er ſich durch deſſen gefesmäßigen Ge⸗ 
brauch verſchaffen kann, wohl befugt. 

6.91. Das Recht zum Groͤßern oder Meh⸗ 
rern, ſchließt das Recht zum Geringern oder We⸗ 
nigern gleicher Art in ſich. 

. 92. Aus dem Rechte des Einen folgt die 
Pflicht des Andern, zur Leiſtung oder Duldung deſ⸗ 
fen, was die Ausübung des Rechtes erfordert. 

9. 93. Wer den Andern in der Ausübung ſei⸗ 
nes Rechtes hindert, beleidigt denſelben, und wird 
ihm, für allen daraus erwachfenen Schaden und 
Nachtheil, verantwortlich. 

9.94. 
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§. 94. Wer aber fein Recht nach den Geſetzen 
ausübt, iſt zum Erſatze eines bey dieſer Gelegenheit 
entſtandenen Schadens nicht verbunden. (Th. 1. 
Tit. 6. F. 36. 37. 38.) 3 

$.95. Wenn das Recht des Einen der Aus: Cotifien, 
uͤbung des Rechtes eines Andern entgegenſtehet, ſo 
muß das mindere Recht dem ſtaͤrkern weichen. 

6.96. In Ermangelung beſonderer geſetzlicher 
Vorſchriften muß der, welcher dureh Auss bung ſei⸗ 
nes Rechtes einen Vortheil ſucht, dem nachſte⸗ 
hen, der nur einen Schaden abzuwenden bedacht 
iſt. 
8 §. 97. Sind die in Colliſion kommenden Rechte 
von gleicher Beſchaffenheit, ſo muß jeder der Be⸗ 
rechtigten von dem feinen fo viel nachgeben, als er⸗ 
forderlich iſt, damit die Ausuͤbung beider zugleich 
beſtehen konne. 

§. 98. Bis zur erfolgenden richterlichen Be⸗ 
ſtimmung des entſtandenen Colliſidnsfalles, muß die 
Sache zwiſchen den Berechtigten in dem Stande 
bleiben, in welchem ſie bis dahin geweſen iſt. 

$. 99. Rechte, welche an eine beſtimmte Per⸗lͤebettra⸗ 
fon, oder an gewiſſe Eigenſchaften derſelben, nichtgiechte. 
gebunden find, koͤnnen von dem Einen auf den Anz 
dern übertragen werden. 

§. 100. Wer einem Andern ſein Recht uͤber⸗ 
trägt, von dem wird vermuthet, daß er demſelben 
zugleich alle damit verbundenen Vortheile habe über- 
tragen wollen. 

$. 101. Niemand aber kann dem Andern meß⸗ 
rere Rechte uͤbertragen, als er ſelbſt beſitzt. 

§. 102. Rechte, welche nur der Perſon auffe-Sertufder 
ben, verſchwinden durch derſelben Tod. she. 

$. 103. Rechte aber, welche zum freien Eigen⸗ 
thum gerechnet werden, gehen mit dem Tode des 

Beſitzers 
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Beſitzers auf Andere, nach naͤherer Beſtimmung der 
Geſetze, uͤber. 

$. 104. Die bloß an den Stand gebundenen 
Rechte koͤnnen von dem Beſitzer, aus eigener Macht, 
auf Andre nicht übertragen werden, und gehen mit 
dem Stande verloren. 

§. 105. Daß Jemand ſich feines Rechtes habe 
begeben wollen, wird nicht vermuthet. 

$. 106. Die Willensäußerung zur Entſagung 
oder Uebertragung eines Rechtes muß alſo deutlich 
und zuverlaͤßig ſeyn. 

. 107. Doch kann, nach näherer Beſtim⸗ 
mung der Geſetze, ein Recht auch durch den unter⸗ 
laßnen Gebrauch, oder durch den Mißbrauch deſſel⸗ 
ben, verloren gehen. 

6. 108. Das Recht, welches von dem Daſeyn 
oder der Dauer eines andern Rechtes, oder einer 
Sache abhängt, geht mit dem Rechte oder der Sa⸗ 
che, worauf es beruhet, zugleich verloren. 


17 
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Erſter Titel. 


Von Perſonen und deren Rechten 
uͤberhaupt. 


F. T. . 5 


Der Menſch wird, in ſo fern er gewiſſe Rechte inperſon. 
der bürgerlichen Geſellſchaft genießt, eine Perſon 
genannt. 

§. 2. Die buͤrgerliche Geſellſchaft beſteht ausperſonen⸗ 
mehrern kleinern, durch Natur oder Geſetz, oder" 
durch beide zugleich, verbundenen Geſellſchaften und 
Standen. 

§. 3. Die Verbindung zwiſchen Ehegatten, in⸗ 
gleichen zwiſchen Aeltern und Kindern, macht eigent⸗ 
lich die haͤusliche Geſellſchaft aus. 

F. 4. Doch wird auch das Geſinde mit zur 
häuslichen Geſellſchaft gerechnet. 

H. 5, Durch die Abkunft von gemeinſchaftlichen 
Stammältern werden Familienverhaͤltniſſe begründet. 

H. 6. Perſonen, welchen vermoͤge ihrer Ger 
burt, Beſtimmung oder Hauprbefehäftigung, gleiche 
Rechte in der bürgerlichen Geſellſchaft beigelegt ſind, 
machen zuſammen Einen Stand des Staates aus. 

§. 7. Die Mitglieder eines jeden Standes ha⸗ 
ben, als ſolche, einzeln betrachtet, gewiſſe Rechte 
und Pflichten. „ ® 

§. 8. Andere kommen ihnen nur in fo fern zu, 
als mehrere derſelben zuſammen eine beſondere Ge⸗ 
ſellſchaft ausmachen. ! 

§. 9. Die Rechte und Pflichten der verſchiedenen 


Geſellſchaften im ©tı durch ihr Verpaltniß 
Alg. Landr. I. Bier un⸗ 
n Sieker 
N Y % 
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unter ſich, und gegen das Oberhaupt des Staates 
naͤher beſtimmt. 
Rechte der F. 10. Die allgemeinen Rechte der Menſch⸗ 
Me heit gebuͤhren auch den noch ungebornen Kindern, 
ſchon von der Zeit ihrer Empfaͤngniß. 

§. 11. Wer für ſchon geborne Kinder zu ſor⸗ 
gen ſchuldig iſt, der hat gleiche Pflichten in Anſe⸗ 
hung der noch in Mutter Leibe befindlichen. 

H. 12. Buͤrgerliche Rechte, welche einem noch 
ungebornen Kinde zukommen wuͤrden, wenn es zur 
Zeit der Empfaͤngniß ſchon wirklich geboren wäre, 
bleiben demſelben auf den Fall, daß es lebendig zur 
Welt kommt, vorbehalten. 

H. 13. Daß ein Kind lebendig zur Welt ge⸗ 
kommen ſey, iſt in dieſer Beziehung ſchon für aus⸗ 
gemittelt anzunehmen, wenn unverdächtige, bey der 
Geburt gegenwaͤrtig geweſene Zeugen, die Stimme 
deſſelben deutlich vernommen haben. „ 

der Arie H. 14. Wenn aus Einer Geburt zwey oder 

linge, mehrere lebendige Kinder zur Welt kommen, 

fo haben dieſelben, in der Regel, voͤllig gleiche 

Rechte. ' 

§. 15. Kommt es aber dabey auf beſondere Vor⸗ 

rechte der Erſtgeburt an, ſo muß der Zeitpunkt, 

wenn die Mutter von dem einen oder dem an⸗ 

dern Kinde entbunden worden, genau ausgemittelt 
werden. 

H. 16. Kann dieſe Ausmitkelung mit der erfor⸗ 
derlichen Gewißheit nicht geſchehen, fo entſcheidet 
das Loos über die Rechte der Erſtgeburt. 

dire e H. 17. Geburten ohne menſchliche Form und 
uten, Bildung haben auf Familien ⸗ und buͤrgerliche Rechte 
keinen Anſpruch. 2 

6. 18. In fo fern aber dergleichen Mißgebur⸗ 
ten leben, muſſen fie, nach §. 11., ernährt, und 
ſo viel als moͤglich erhalten werden. $ 

19. 
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— — 


§. 19. Wenn Zwitter geboren werden, ſo be ber Bit 
ſtimmen die Aeltern, zu welchem Geſchlechte fie er 
zogen werden ſollen. 

$. 20. Jedoch ſteht einem ſoſchen Menſchen, 
nach zurückgelegtem achtzehnten Jahre, die Wahl 
frey, zu welchem Geſchlechte er fich halten wolle. 

S. 21. Nach dieſer Wahl werden feine Rechte 
kuͤnftig beurtheilt. 

§. 22. Sind aber Rechte eines Dritten von 
dem Geſchlechte eines vermeintlichen Zwitters ab⸗ 
bangig, fo kann erſterer auf Unterſuchung durch 
Sachverſtaͤndige antragen. 

H. 23. Der Befund der Sachverſtändigen ent⸗ 
ſcheidet, auch gegen die Wahl des Zwitters und 
ſeiner Aeltern. 

H. 4. Die Rechte beider Geſchlechter find ein hh d = 
ander gleich, fo weit nicht durch beſondere Gelege, Geſchlech⸗ 
oder rechtsguͤltige Willenserklärungen, Ausnahmenter. 
beſtimmt worden. . b 

H. 25. Wenn von den Rechten der Menſchen, ſchied dez 
in Beziehung auf ihr Alter, die Rede iſt, fo heißen Alters. 
Kinder diejenigen, welche das ſiebente, und Un⸗ 
muͤndige, welche das vierzehnte Jahr noch nicht zu⸗ 
ruͤckgelegt haben. 

H. 26. Die Minderjährigfeit aber dauert, oß⸗ 
ne Unterſchied des Ortes, der Herkunft, und des 
Standes, bis das vier und zwanzigſte Jahr zuruͤck⸗ 
gelegt iſt. 


Anh. §. 3. Die Großjährigkeit der Juden, nimmt ohne 
Unterſchled des Geſchlechts, mit der Vollendung des 
zwanzigſten Jahres ihren Anfang. 

. 27. Raſende und Wahnfinnige beißen die ze, 
jenigen, welche des Gebrauchs ihrer Vernunftsselen⸗ 
gänzlich beraubt find, kräſte, 


B 2 9.28. 
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FS. 28. Menſchen, welchen das Vermoͤgen, die 
Folgen ihrer Handlungen zu überlegen, ermangelt, 
Il : werden blödfinnig genannt ; 
1 6. 29. Raſende und Wahnſinnige werden, in 
| Anſehung der von dem Unterſchiede des Alters ab⸗ 
il bangenden Rechte, den Kindern, Bloͤdſinnige aber 
den Unmündigen gleich geachtet. i 
$. 30. Verſchwender find, welche durch un⸗ 
beſonnene und unnütze Ausgaben oder durch muth⸗ 
willige Vernachlaͤßigung, ihr Vermögen betraͤcht⸗ 
lich vermindern, oder ſich in Schulden ſtecken. 
§. 31. Diejenigen, welche als Verſchwender 
gerichtlich. erklart find, werden den Minderjährigen 
gleich geachtet. 
9 $. 32, Diejenigen, welche wegen noch nicht er⸗ 
„Pflegbe, langter Volljahrigkeit, oder wegen eines Mangels an 
ſohlne. Seelenkraͤften, ihre Angelegenheiten nicht ſelbſt gehör 
rig wahrnehmen koͤnnen, (§. 2531.) ſtehen un⸗ 
ger der beſondern Aufſicht und Vorſorge des Staates. 
33. Der, welchem der Staat die Sorge 
für die Angelegenheiten ſolcher Perſonen aufgetras 
gen hat, wird Vormund genannt. [ 
he §. 34. Wer einmal gelebt hat, deſſen Tod 
. muß bewieſen werden, wenn über ſchon erworbene 
Sachen und Rechte deſſelben, als eines Verſtorbe⸗ 
nen, verfügt werden ſoll. . 
F. 35. Zum Beweiſe des Todes iſt hinreichend, 
wenn Jemand im Kriege eine ſchwere Wunde erhal⸗ 
0 ten hat, und innerhalb eines Jahres, nach geſchloſ⸗ 
jenem Frieden, von feinem Leben und Aufenthalte 
keine Nachricht eingegangen iſt. 3 
Anh. §. 4. Wenn ein Soldat Im Kriege eine ſchwere Wunde 
erhalten har, und ſunerhalb eines Jahres nach geſchloſ⸗ 
jenem Frieden, von ſeinem Leben und Aufenthalte keine 
H > Nachricht eingegangen if, ſo füllen die Kriegsgertchte 
ellen ſolchen Meuſchen fur keinen Deſerteür anneh⸗ 


men, vielmehr denſelben von der Anklage der Aon 
00 a tlon 
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tion freifprechen, und ohne Ertheilung ‚eines, beſon⸗ 
dern Todtenſcheins die weitere Verfügung, in Anſe⸗ 
hung ſeines Vermoͤgens, den Eivilgerichten uͤberlaſſen. 


§. 36. Ein gleiches findet Statt, wenn das 
Schiff, auf welchem ein Menſch ſich befand, unter⸗ 
gegangen iſt, und drey Jahre nachher verfloſſen 
ſind, ohne daß etwas von ſeinem Leben und Auf⸗ 
enthalte bekannt geworden wäre. 

§. 37. Außer dieſen Fällen kann ein Menſch, 
der einmal gelebt hat, und deſſen Tod nicht erwieſen 
werden kann, nur nach Ablauf der im Geſetze naher 
beſtimmten Friſten, durch richterlichen Ausſpruch 
für todt erklart werden. Th. 2. Tit. 18. Abſchn. 8.) 

H. 38. Kommt es aber darauf an, ob Jemand 
einen gewiſſen Erb- oder andern Anfall noch erlebt 
habe, fo wird vermuthet, daß ein Menſch, von 
deſſen Leben oder Tode keine Nachricht zu erhalten 
iſt, nur ſiebenzig Jahre alt geworden fen. 

§. 39. Wenn zwey oder mehrere Menſchen ihr 
Leben in einem gemeinſamen Unglücke, oder ſonſt 
dergeſtalt zu gleicher Zeit verloren haben, daß nicht 
ausgemittelt werden kann, welcher zuerſt verſtorben 
ſey, ſo ſoll angenommen werden, daß keiner den 
Andern uͤberlebt habe. 1 8 

$. 40. Wenn von Familienverhältniſſen dien, 
Rede iſt, ſo werden unter Aeltern und Kindern dieder. 
Verwandten in auf- oder abſteigender Linie, ohne 
Unterſchied des Grades, verſtanden. 

H. 41. So lange Aeltern oder Kinder des er⸗ 
ſten Grades leben, werden in der Regel, unter der⸗ 
gleichen Benennung die Großältern und Enkel nicht 
mit begriffen. 

§. 42. Perſonen, welche gemeinſchaftliche dauere 
Stammältern haben, heißen Blutsverwandte. ſchaſt. 

§. 43. Die Verbindung, welche durch Heirachſcc hte; 
zwiſchen dem einen Ehegatten, und den er Nie 

wand⸗ 
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wandten des andern entſteht, heißt Schwägers 


ſchaft. 
fen H. 44. Stleſverbindungen beſtehen, im Sin⸗ 
gen. ne des Geſetzes, nur zwiſchen einem Ehegatten, und 
den aus einer ſonſtigen Ehe erzeugten Kindern des 
andern. 5 ; 
§. 4. Die Grade der Verwandtſchaft werden 
durch die Zahl der Geburten beſtimmt, mittelſt wel⸗ 
cher zwey verwandte Perſonen auf einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Urſprung ſich beziehen. 


Zweiter Titel. 


Von Sachen und deren Rechten 
uberhaupt. 
F. 1. 

175 Scche uͤberhaupt heißt im Sinne des Geſetzes al⸗ 
les, was der Gegenſtand eines Rechts oder einer 
Verbindlichkeit ſeyn kann. 

§. 2. Auch die Handlungen der Menſchen, in⸗ 
gleichen ihre Rechte, in ſo fern dieſelben den Gegen⸗ 
ſtand eines andern Rechtes ausmachen, ſind unter 
der allgemeinen Benennung von Sachen begriffen. 

H. 3. Im engern Sinne wird Sache nur das⸗ 
jenige genannt, was entweder von Natur, oder 
durch die Uebereinkunft der Menſchen, eine Selbſt⸗ 
ſtändigkeit hat, vermoͤge deren es der Gegenſtand 
eines dauernden Rechtes ſeyn kann. 

den ache. 8. 4. Alle Theile und Eigenſchaften einer Sa⸗ 
che, ohne welche dieſelbe nicht das ſeyn kann, was 
fie vorſtellen fol, oder wozu fie beſtimmt iſt, gehö- 
ren zur Subſtanz. 

H. 5. So lange alſo durch die Aenderung oder 
Verwechſelung einzelner Theile die Sache weder ver⸗ 
nichtet, 
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nichtet, noch die Hauptbeſtimmung derſelben geäns 
dert worden iſt, fo lange iſt noch keine Veranderung 
in der Subſtanz vorgefallen. . 

9.6. Je nachdem eine Sache, ihrer Subſtanzeheindenn, 
unbeſchadet, von einer Stelle zur andern gebrachte wealſche 
werden kaun, oder nicht, wird fie für beweglich Sachen. 
oder unbeweglich angeſehen. 

H. 7. Rechte werden als bewegliche Sachen 
betrachtet. 

g. 8. Wenn aber die Befugniß zur Ausübung 
eines Rechts mit dem Beſitze einer unbeweglichen Sa⸗ 
che verbunden iſt, ſo iſt das Recht ſelbſt als eine un⸗ 
bewegliche Sache auzuſehen. 8 

9. 9. Außerdem hat ein Recht die Eigenschaft 
einer unbeweglichen Sache nur alsdann, wenn ihm 
dieſelbe durch beſondere Geſetze ausdruͤcklich beigelegt 
worden. ; 

H. 10, Unter dem Ausdrucke: Mobiliar-Mobiltar: 
oder bewegliches Vermögen, find. alle bewegliche vermögen. 
Sachen zu verſtehen, in ſo fern ſie nicht als Perti⸗ 
nenzſtücke zu einer unbeweglichen Sache gehören 
(S. 42.9 

$. 11. Unter barem Vermögen wird nur ge Bean, 
prägtes Geld, außer ſeltnen Münzen und Medail⸗gen. 
len, ingleichen gemuͤnztes Papier verſtanden. 

$ 12. Die auf jeden Inhaber lautende Papie⸗ 
re, z. B. Banknoten, Pfandbriefe, Actien u. ſ. w., 
ſie moͤgen Zinſen tragen, oder nicht, werden, gleich 
andern Schuldinſtrumenten, zum Kapitalsvermö⸗ 
gen gerechnet. 

H. 13. Der Ausdruck: Effekten, begreift alle@Tetten. 
bewegliche Sachen, außer dem baaren Gelde, und 
dem Kapitalsvermoͤgen, unter ſich. 2 

H. 14. Bewegliche Sachen, welche zum beque⸗Möbeln. 
men Gebrauche, oder Verzierung einer Beben, 

oder 
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oder eines andern Aufenthaltes, beſtimmt ſind, wer⸗ 
den Möbeln genannt. 

§. 15. Hausrath heißen alle bewegliche Sa⸗ 
chen, welche in dergleichen Orten zum gemeinen 
Dienſte der Einwohner beſtimmt ſind. 

Herath⸗ §. 16. Bewegliche Sachen, welche zum Be⸗ 

ſchaften. triebe eines gewiſſen Gefchäftes oder Gewerbes, in 
oder außer der Wohnung, beſtimmt ſind, werden 
unter dem Namen der Geraͤthſchaften begriffen. 

11 $. 17. Unter Moventien werden nutzbare leben⸗ 
dige Geſchoͤpfe verſtanden. 

Mobilien. F. 18. Der allgemeine Ausdruck: Mobilien, 
nn Möbeln, Hausrath und Gerathſchaften un⸗ 
ter ſi 

tale , 6. 19. Durch den Ausdruck: edle Metalle, 

wird nur unverarbeitetes Gold und Silber ange⸗ 
deutet. 

gm . 20. Die Worte: Gold und Silber, be⸗ 

lber. greifen verarbeitetes und unverarbeitetes, nicht aber 
gepraͤgtes Gold und Silber unter ſich. 

Juwelen $ 21. Unter Juwelen find auch Perlen und 
andere koſtbare Steine, welche zur Pracht getragen 
werden, mit begriffen. 

Ems 9. 22. Unter Schmuck und Geſchmeide wer⸗ 

ſchmeide. den ächte und unaͤchte Juwelen, auch die aus Gold 
und Silber verfertigten, oder damit uͤberzogenen 

5 Zierrathen verſtanden. 

Putz. §. 23. Putz iſt, was außer Schmuck und Ge⸗ 
ſchmeide, zur Verzierung der Perſon getragen wird, 
und nicht ſelbſt ein Theil eines Kleidungsſtückes aus⸗ 
macht. 

. §. 24. Zur Kleidung oder Garderobe gehoͤe 

2 ren alle Arten von Kleidungsſtuͤcken, mit Inbegriff 
der zum perſönlichen Gebrauche beſtimmden Leib⸗ 
mäfche, bereits zugeſchnittnen Zeugen, und Lein⸗ 
wanden. 

8.25. 
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8. 25. Weißzeug oder Wäͤſche begreift alles andi 
leinene Geraͤthe, inſonderheit aber Leib⸗, Betteſche 
und Tiſchwaſche unter ſich. 

§. 26. Spitzen und Kanten gehören nicht zur 
Waͤſche, oder zum Weißzeuge, wohl aber zum 
Putze. 8 

§. 27. Equipage bedeutet Wagen und Pfer⸗Eauipage 
de, ſammt dazu gehoͤrigem Geſchirre, die zur Be⸗ 
quemlichkeit des Eigenchümers beſtimmt find. 

§. 28. Reitpferde und Reitzeug werden ger 
woͤhnlich unter dem Ausdrucke: Equipage, nicht mit 
verſtanden. 

H. 29. Wird aber dieſer Ausdruck von Mili⸗ 
tairperſonen gebraucht, fo gehört zur Equipage al⸗ 
les, was zur Ausrüſtung einer ſolchen Perſon, for 
wohl im Standquartier, als im Felde, nach der 
Verfaſſung in der Armee, erfordert wird. 

$. 30. In Anſehung der Perſonen, welche zwar 
nicht zum Militair gehoͤren, aber doch ihres Amtes, 
oder ihrer Verrichtung wegen, ſich der Reitpferde 
bedienen muͤſſen, werden auch dieſe, nebſt den dazu 
gehörigen Geraͤthſchaften, unter Equipage begriffen. 

§. 31. In ſo fern eine Sache für ſich ſelbſt den Std 
Gegenſtand eines Rechts ausmacht, wird ſie als 
Ei beſondere oder für ſich beſtehende Sache beur⸗ 
theilt. 

§. 32. Mehrere beſondere Sachen, die mit ei⸗ Inbegriff 
nem gemeinſchaftlichen Namen bezeichnet zu werdenchen and 
pflegen, machen einen Inbegriff von Sachen aus, Rechten. 
und werden, zuſammen genommen, als ein ein⸗ 
zelnes Ganze betrachtet. 

F. 33. Auch der Inbegriff aller einzelnen Sa- 
chen und Rechte, die einem Menſchen zugehoͤren, 
kann als ein einzelnes Ganze angefehen werden. 

H. 34. Der Jubegriff der Sachen und Rechte 
eines Verſtorbenen heißt deſſen Verlaſſenſchaft. 

\ 8. 

5 
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$. 31. In Beziehung auf denjenigen, welcher 
dergleichen Inbegriff überkommt, wird ſolcher Erb⸗ 
ſchaft genannt. 

$. 36. An den Befugniſſen und Laſten eines 
Inbegriffs nehmen alle einzelne darunter begriffene, 
und demſelben in der Folge zuwachſende oder einver⸗ 
leibte Stücke Theil. 

$. 37. Wenn aber ein einzelnes Stuͤck im or⸗ 
dentlichen Laufe der Natur, oder der Geſchaͤfte, von 
dem Ganzen abgeſondert worden, ſo hoͤrt die Theil⸗ 
nehmung deſſelben an den Rechten und Laſten des 
Inbegriffs auf. 

$. 8. Durch den Zutritt oder Abgang einzel⸗ 
ner Stuͤcke werden die Rechte und Verbindlichkeiten 
in Anſehung des Ganzen nicht geandert. 

§. 39 Auch gehen die beſondern Rechte und 
Laſten einer einzelnen Sache bloß durch die einſeitige 
Handlung, vermoͤge welcher die Sache einem Inbe⸗ 
griffe einverleibt worden iſt, noch nicht verloren. 

H. 40. Rechte, die bloß an den Stand gebun⸗ 
den find, werden einem Inbegriffe von Sachen und 
Rechten, im geſetzlichen Sinne nicht beigezaͤhlt. 

§. 4. Eine Sache heißt untheilbar, wenn 
entweder Natur oder Geſetz der Abſonderung ihrer 
Theile von einander entgegen ſtehen. 


il 15 8 5. 42. Eine Sache, welche zwar für ſich 


ſelbſt beſtehen kann, die aber mit einer andern Sa⸗ 
che in eine fortwaͤhrende Verbindung geſetzt worden, 
wird ein Zubehör oder Pertinenzſtuͤck derſelben ges 
nannt. 

g. 43. Unbewegliche Sachen, die mit einer an⸗ 
dern unbeweglichen Sache durch die Natur verbun⸗ 
den worden, machen mit ihr nur Eine Subſtanz aus. 

§. 44. Dagegen haben ſowohl bewegliche als 
unbewegliche Sachen, die einem andern Ganzen durch 


die Handlung oder Beſtimmung eines Menſchen zus 


geſchla⸗ 
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ers werden, die Eigenfchaft eines Pertinenz⸗ 
ückes. N 

H. 45. Auch bewegliche natürliche Zuwuͤchſe 
einer Sache ſind nur ſo lange, als ſie davon noch 
nicht, vermoͤge des gewöhnlichen Mutzungs rechtes, 
abgeſondert worden, für ein Zubehör derſelben an⸗ 
zuſehen 

H. 46. Die Rebenſache, ohne welche die Haupt⸗ 
ſache zu ihrer Beſtimmung nicht gebraucht werden 
kann, wird, auch ohne ausdrückliche Erklarung, 
als Zubehoͤr angeſehen. 

i $. = Was Re 5 gehoͤrt, das 
gehört auch zur Hauptſache. 

H. 48. Als Pertinenzſtücke eines Landgutes wer- e nz 
den, in der Regel, alle darauf befindliche Sachen an⸗Landgutes. 
gefesen, welche zum Betriebe des Ackerbaues und 
der Viehzucht gebraucht werden. 

F. 49. Auch Vorraͤche von Gutserzeugniſſen, 
welche erforderlich find, um die Wirthſchaft ſo lange 
fortzuſetzen, bis dergleichen Erzeugniſſe aus dem 
Gute ſelbſt, nach dem gewöhnlichen Laufe der Nas 
tur, wieder genommen werden koͤnnen, werden 
zum Zubehoͤr deſſelben gerechnet. 

§. 5. Auch das Feldinventarium, an Duͤn⸗ 

gung, Pflugarten, und Ausſaat, gehoͤrt zu den 
Pertinenzſtuͤcken eines Landgutes. 

9. 51. Desgleichen aller Vorrath an natuͤrli⸗ 
cher und kuͤnſtlicher Düngung, 

F. 52. Alles auf dem Gute befindliche, zu deſ⸗ 
fen Bewirthſchaftung beſtimmte Zug- und Laſtvieh, 
ingleichen alles vorhandene nutzbare Vieh, nebſt den 
zu beiden gehörigen Geräthfchaften, find Pertinenz⸗ 
ſtücke dieſes Landgutes. 

§. 53. An jungem Viehe wird fo viel zum Zu⸗ 
behoͤr des Gutes gerechnet, als zur Unterhaltung des 
Beſtandes erforderlich iſt. 


9:54 
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F. 54. Vieh, welches bloß zum Verkauf oder 
Hausgebrauch auf die Maſt geftelle worden, iſt kein 
Pertinenzſtück eines Landgutes 2 : 

9. 55. Die in den Teichen zur Beſaamung 
oder zum Wachsthume ausgeſetzten Fiſche werden 
als Zubehoͤr des Teiches augeſehen. 

$. 56. Dagegen werden Fiſche in den Behaͤl⸗ 
tern dazu nicht gerechnet. 

§. 57. Ueberhaupt find Thiere, welche bloß 
zum Haus ⸗ oder perfönlichen Gebrauche, oder zum 
Vergnügen des Beſitzers, gehalten werden, unter 
den Pertinenzſtücken eines Landgutes nicht mit bes 
griffen. E 

$ 58. Gemeine Hüner, Gänfe, Enten, Tau⸗ 
ben, und Truthuͤner, werden zu den Pertinenzſtuͤcken 
eines Landgutes gerechnet. 

g. 59. Seltne Arten von Federvieh gehören 
nur in fo weit zu den Pertinenzſtuͤcken, als nicht 
gemeine Arten derſelben Gattung in einer verhälts 
nißmaßigen Anzahl vorhanden find. 

§. 60. In ſo fern alle vorſtehend benannte 
Stuͤcke bey einem Gute zwar befindlich, aber nicht 
dem Eigenthinter deſſelben, ſondern einem Dritten, 
zuſtändig ſind, haben ſie nicht die Eigenſchaft der 
Pertinenzſtuͤcke. 5 2 

b. 61. Was von Pertinenzftügfen eines Lande 
gutes verordnet iſt, gilt auch von dem Zubehoͤre der 
bey einem ſtädtiſchen Grundstücke befindlichen Vieh⸗ 
und Ackerwirthſchaft. 

§. 62. Riſſe, Karten, Urkunden, und andere 
Schriften, welche zur nähern Kenntniß eines Grund⸗ 
ſtuͤckes, oder zur Begrundung der Gerechtſame deſ⸗ 
ſelben dienen, ſind als Pertinenzſtuͤcke davon an⸗ 
zuſehen. ; 

9. 63. Beftreffen dergleichen Urkunden zugleich 
andre Gegenftände, fo muß der Uebernehmer der 
7 Haupt⸗ 
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Hauptſache mit beglaubten Auszuͤgen oder Abſehrif⸗ 
ten davon beg een 1 50 

§. 64. Forſtgerathſchaften find Perrinenzftüchesire 
eines Bades Be 5 Waldes. 

§. 65. Geſchlagenes Holz wird zu den Per⸗ 
tinen zſtucken eines für ſich allein betrachteten Walz 
des nicht mit gerechnet. 5 

§. 66. Iſt aber von einem Gute die Rede, bey 
welchem ſich eln Wald befindet, ſo wird von dem 
vorhandenen geſchlagenen Holze ſo viel, als zur Fort⸗ 
ſetzung der Wirthſchaft bis zum naͤchſten gewoͤhnli⸗ 
chen Holzſchlage erforderlich iſt, zum Zubegoͤre die⸗ 
ſes Guts gerechnet (8 49.) . ; 

$. 67 Zur, Jagogerechtigkeit gehoͤren altes, 
vorraͤthige Netze, Lappen, und andere Dergleisrichtipfeit, 
chen Jagdgeraͤthſchaften; nicht aber das Schieß⸗ 
gewehr, die Jagdhunde und Pferde, oder andere 
zum perſönlichen Gebrauche des Jagenden beſtimmte 
Stücke. 2 

b. 68. Zur Brau- oder Brantweinbrennerene ger, 
Gerechtigkeit gehoͤren die im Braus oder Brant⸗ Braut 
weinhauſe und Keller befindlichen Pfannen, Tönen 
pfe, Keſſel, Faſſer und andre Geräthſchaften. rechlſgteit 

6. 69. Wird aber eine ſolche Gerechtigkeit 
ſelbſt als Zubehör eines Hauſes oder Landgutes an⸗ 
geſehen, ſo haben alle zum Gebrauche dabey be⸗ 
ſtimmte Geraͤthſchaften, welche ſich an dem Orte be⸗ 
finden, die Eigenſchaft der Pertinenzſtuͤcke. 

§. 70. Alle zum Behufe eines Weinbergeseines 
angelegte Geländer und Preſſen, ingleichen die Darperges, 
zu gehörigen Gerärhſchaften, wie auch die zur Be⸗ 
arbeitung des Weinberges, Einſammlung der Trau⸗ 
ben und Verwahrung des Moſtes, nicht aber zur 
fernern Aufbewahrung des Weins, vorhandenen 
Geräthſchaften und Gefäße, ſind für Pertinenz⸗ 
ſtücke dieſes Weinberges zu achten. . 

TE 
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Schankge⸗ . 71. Alle in der Schenkſtube und in dem 

rechtigkeit. Keller vorraͤthige Schankgerathſchaften gehoͤren zu 

der Schankgerechtigkeit, wenn dieſe mit dem Grand⸗ 

ſtuͤcke, worauf ſie haftet, zugleich übergeben werden ſoll. 

1 H. 78. Faͤſſer und Gefaße, welche in einem 

Keller zum beſtaͤndigen Gebrauche beſtimmt find, 

werden, in allen Fallen, als Pertinenzſtücke des 
Kellers betrachtet. 

Has Gar, H. 73. Zu einem Garten gehören alle zu deſ⸗ 

ſen Anbaue, Gebrauche und Auszierung dienende 

Geraͤthſchaften, Gefäße, Ruͤſtungen und Gebäude, 

H. 74. Beſonders werden dazu Orangerie und 

Blumen, nebſt den Bildſaulen und Gemaͤlden, die 
. in freier Luft aufgerichtet find, gerechnet. 
1 F. 75. Die Pertinenzſtuͤcke der Gebaͤude muͤſ⸗ 
ſen nach den verſchiedenen Beſtimmungrn derſelben 
beurtheilt werden. 

§. 76. Zu einem Wohnhauſe gehöre alles, 
ohne welches daſſelbe weder bezogen, noch vollſtaͤn⸗ 
dig bewohnt werden kann. 

H. 77. Möbeln, Hausrath und Geraͤthſchaf⸗ 
ten gehoͤren nicht nothwendig zum Hauſe. 

F. 78, Sie werden aber dazu gerechnet, wenn 
fie, ohne Beſchaͤdigung des Baues, nicht wegge⸗ 
nommen werden koͤnnen. 

H. 79. Dagegen find Geräthſchaften, welche, 
nach der Beſtimmung eines Gebaͤudes, zum Be⸗ 
triebe eines gewiſſen Gewerbes gewidmet ſind, für 
ein Zubehör des Gebäudes anzusehen. 

$. 80. Es wird vermuthet, daß eine bewegli⸗ 
che Sache zum Pertinenzſtuͤcke eines Gebaͤudes be⸗ 
ſtimmt ſey, wenn dieſelbe eingegraben, eingegoſſen, 
eingemauert, oder durch Zimmerarbeit damit ver⸗ 
bunden iſt. \ 

H. 81. Dieſe Vermuthung fälle aber weg, wenn 
aus der eigenthuͤmlichen Beſchaffenheit eines ſolchen 

Stuͤckes 
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Stuͤckes erhellet, daß daſſelbe nicht zum Gebrauche 
des Hauſes, ſondern der Perſon des bisherigen Be⸗ 
ſitzers, oder einer andern beweglichen Sache, die 
ſelbſt kein Pertinenzſtück iſt, beſtimmt geweſen. 

H. 82. Beveſtigte Schloͤſſer, und die dazu ger 
hoͤrenden Schluͤſſel, nicht aber die Vorlegeſchloͤſſer, 
find Pertinenzſtuͤcke eines Gebäudes; „ 

§. 93. Angeſchlagene Wandtapeten, inglei⸗ 
chen die in der Wand beveſtigten Zalonfien und 
Fenſterladen, desgleichen Hausglocken und Braten⸗ 
wender, fo wie alle Kamiubretter, ſind fuͤr Perti⸗ 
nenzſtuͤcke zu achten. RD 

H. 84. Eben dieſe Eigenſchaften haben felbft 
bewegliche Oefen und Ofenthuren, ingleichen Haus⸗ 
und Bodenleitern und Feuerloͤſchinſtrumente. 

H. 85. Dagegen werden Kleider- und Buͤcher⸗ 
ſchraͤnke, wenn ſie auch in oder an der Wand beve⸗ 
ſtigt worden, dafur, im zweifelhaften Falle, nicht 
geachtet. 

F. 86. Schränke und Bettſtellen aber, die in 
der Mauer ſelbſt beveſtigt find, werden fuͤrPPertinenz⸗ 
ſtuͤcke angeſehen. . a 

F. 87. Buden und Kramladen, welche an ein 
Haus angebaut find, und mit dieſem bisher einerley 
Eigenthumer gehabt haben, werden als ein Theil 
des Hauſes betrachtet. 

H. 88. Materialien, welche zur Ausbeſſerung, 
Verſchoͤnerung, oder Vergrößerung eines Gebaͤu⸗ 
des beſtimmt, und ſchon auf dem Bauplatze befind⸗ 
lich find, gehören zu den Pertinenzſtücken deſ⸗ 
ſelben. 

H. 89. Desgleichen diejenigen Materialien, wel⸗ 
che von einem eingefallnen oder eingeriſſenen Ge⸗ 
bäude noch vorhanden find. 5 

F. 90. Zu einem Gaſthofe gehören Betten undzine Gh. 
alle Geraͤthſchaften, die eigentlich zur en und“ 

ewir⸗ 
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Bewirtbung der Reiſenden und ihres Geſpannes be⸗ 
5 ſtimmt ſind. 
Aus, §. 91. Als Zubehoͤr eines Schiffes ſind alle da⸗ 
5 bey befindliche, und zu deſſen Gebrauche beſtimm⸗ 
te, Anker, Maſten, Taue, und andre Schiffs. 
geraͤthſchaften, ingleichen Kanonen, nicht aber ans 
deres Gewehr, und noch weniger Munition oder 
x Kriegsbeduͤrfniſſe, anzuſehen. 
Mühle H. 92. Zu einer Mühle gehoͤrt, außer den 
Geraͤthſchaften, welche zum Betriebe des Werks 
dienen, auch das vorräthige, zur Ausbeſſerung be, 
ſtimmte, Schirrholz und Eiſengeraͤthe. . 
einer, $. 93. Zu den Pertinenzſtucken einer Fabrike 
Habrike. werden nur die zu deren Betrieb beſtimmte Geraͤth⸗ 
ſchaften, nicht aber die vorraͤthigen Materialien, 
oder in der Arbeit befindlichen, und noch weniger 
die bereits verarbeiteten Sachen gerechnet. 
ether 9.94. Dagegen gehoren zu einer Apotheke, 
außer den vorhandenen Gerächſchaften und Gefä- 
ßen, auch die darin befindlichen Apothekerwaaren. 
eines §. 95. Bey einem Kramladen werden zwar 
bene Tiſche und Waarenbehaͤltniſſe, aber nicht die 
es. vorrathigen Waaren ſelbſt, als Pertinenzſtücke an- 
geſehen. 5 
einer Bir F. 96. Zu einer Bibliothek werden auch die 
ee Repofitorien und Schränfe gerechnet, in welchen 
Natura die Bücher ſich befinden. 
lien fabi 9. 97. Auch zu Naturalien und Kunſtſamm⸗ 
wers. lungen gehören die zu deren Aufſtellung gewidmeten 
Bepaltniſſe. 
§. 98. Bildſaͤulen und andere Sachen, die 
außer den Behaͤltniſſen, bloß zur Auszierung des 
Zimmers beſtimmt waren, ſind keine Pertinenzſtuͤcke 
der Bibliothek, oder des Naturaliencabinets. 
9. 99. Dagegen werden Erd- und Himmels⸗ 
kugeln, Landkarten, Zeichnungen und RE 
. ie 
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fie mögen gebunden oder ungebunden ſeyn, zur Bi⸗ 
bliothek gerechnet. 

H. 100. Kupferſtiche hingegen, die in Rahmen 
gefaßt ſind, gehoͤren nicht zur Bibliothek. 

§. 191. Zu einzelnen Thieren gehören bloß dieginelner 
zu ihrer Bewahrung noͤthigen Geräthſchaften, nicht dee. 
aber, was ſonſt zum Gebrauch oder zur Auszierung 
derſelben beſtimmt iſt. 

H. 102. Zum Schmuck und Geſehmeide geho Saar 
ren auch die bloß zu ihrer Verwahrung beſtimmten gl Ge⸗ 
Futterale. fehmeide, 

§. 103. Der Inbegriff der zu einer Sache ge⸗Juoenta⸗ 
hörenden beweglichen Pertinenzſtücke wird das In⸗ um. 
ventarium derſelben genannt. 

§. 104. Invenkarium überhaupt iſt das Ver⸗ 
zeichniß aller zu einem Inbegriff gehoͤrigen Stücke. 

H. 105, Pertinenzſtuͤcke nehmen, ſo lange Lern Pa 
bey der Hauptſache ſind, an allen Rechten derselben 1 
Theil. 

5 H. 106. Sie verlieren dieſe Eigenſchaft nicht, 
wenn ſie gleich einer voruͤbergehenden Urſache wegen 
auf eine Zeit lang von der Hauptſache getrennt worden. 

H. 109. Mit der Hauptſache gehet das Recht 
auf die Pertinenzſtücke, auch auf ſolche, die nur 
für einige Zeit von der Sache getrennt worden, auf 
den neuen Beſitzer uber. 

$. tog. Was fonft, feiner Natur nach, ein 
Pertinenzſtuͤck iſt, hat dieſe Eigenſchaft nicht, ſo 
bald es einem andern, als dem Eigenthümer der 
Hauptſache gehört, (§. 60.) 

H. 189. Unter dem Nutzen einer Sache wird Nutzen. 
aller Gebrauch verſtanden, welchen Jemand von der⸗ 
ſelben zu machen berechtigt iſt. 

. 110. Nutzungen beißen die Vortheile, wel⸗Nutzung. 
che eine Sache ihrem Inhaber, wee ihrer 
Subſtanz, gewähren. kann. 

Allgem. Lanor. 1. Band. . — , . 117. 
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Zekeinen 5. 111. Der Nutzen, welchen eine Sache 

Vert). ihrem Beſißer leiſten kaun, beſtimmt den Werth 
derſelben. 5 

S. 112. Der Nutzen, welchen die Sache einem 

jeden Beſitzer gewähren kann, iſt ihr gemeiner 

Werth. 

H. 113. Annehmlichkeiten oder Bequemlichkei⸗ 
ten, welche einem jeden Beſitzer ſchaͤtzbar find, und 
deswegen gewoͤhnlich in Anſchlag kommen, werden 

, dem gemeinen Werthe beigerechnet. 
e §. 113. Der außerordentliche Werth einer 
Kuh. Sache erwächſt aus der Berechnung des Nutzens, 
welchen dieſelbe nur unter gewiſſen Beſtimmungen 
oder Berhältniffen leiſten kann. 
Werth der §. 115. Der Werth der beſondern Vorliebe 
SEEN entstehe aus bloß zufälligen Etgenſchaften oder Ver⸗ 
hältniflen einer Sache, die derfelben in der Mei: 
nung ihres Beſitzers einen Vorzug vor allen andern 

Sachen gleicher Art beilegen. 

Sem, „ . 116. In allen Fällen, wo nicht die Ge- 

Werthes feße ein Anderes ausdrücklich vorſchreiben, wird 

öder Ab der Werth einer Sache bey entſtehendem Streite 

ſchäzung. durch die Abſchaͤtzung vereideter Sachverſtändiger 
beſtimmt. 

H. 117. Bey dergleichen Abſchaͤßungen wird in 
der Regel nur auf den gemeinen Werth der Sache 
Ruͤckſiehe genommen. 

F. 118, Der außerordentliche Werth, fo wie 
der Werth der beſondern Vorliebe, werden nur in 
Faͤllen, wo es die Geſetze ausdrücklich billigen, in 

Anſchlag gebracht. . - 

10 $. 119. Sachen, deren Werth durch kein Ver⸗ 
£ haͤltniß mit andern im Verkehr befindlichen Sachen 
Ver- beſtimmt werden kann, heißen unſchatzbar. 

brauchbare F. 120. Sachen, welche ohne ihre Zerſtoͤrung 
brauchbar oder gänzlichen Verluſt den gewohnlichen Nutzen 
re Sachen. nicht 
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nicht gewaͤhren koͤnnen, werden verbrauchbar ge⸗ 
nannt. 

$. 121. Wenn verbrauchbare Sachen Jeman⸗ 
den zum Verbrauch vergoͤnnt worden, fo geſchieht 
die Wiedererſtattung in Sachen von gleicher Gat- 
tung und Gute. 

$. 122. Perſonliche Rechte und Verbindlichkei⸗perſzuli⸗ 
ten heißen diejenigen, wozu nur gewiſſe Perſouen, ge Rech⸗ 
ohne Rückſicht auf den Beſitz einer Sache, befugt 
oder verpflichtet ſind. 

$. 123. Ein perſönliches Recht enthaͤlt die Be⸗ 
fugniß, von dem Verpflichteten zu fordern, daß 
er etwas geben, leiſten, verſtatten, oder unterlaſ⸗ 
fen ſolle. 

$. 124. In fo fern dergleichen perſoͤnliches Recht 
das Geben, oder die Gewaͤhrung einer beſtimmten 
Sache zum Gegenſtande hat, wird es ein Recht 
zur Sache genannt. 

$. 125. Ein Recht iſt dinglich, wenn diegit liche 
Befugniß zur Ausübung deſſelben mit einer Sache, echte. 
ohne Rückſicht auf eine gewiſſe Perſon, verbunden 
iſt. 
5 $. 126. Auch ſolche Rechte heißen dinglich, 
deren Gegenſtand eine Sache iſt, ohne Rückſicht auf 
die Perſon, bey welcher dieſe Sache ſich befindet. 

$. 127. Dergleichen Rechte, die ihrem Gegen⸗ 
ſtande nach dinglich ſind, heißen Rechte auf die 
Sache. 

§. 128. Rechte, welche in Beziehung auf das 
Subjekt, dem ſie zukommen, dinglich ſind, koͤnnen 
in Rücksicht auf ihren Gegenſtand bloß perſonlich, 
oder zugleich Rechte auf die Sache ſeyn. 

$. 129. Eben fo Finnen Rechte, die in Anſe⸗ 
hung ihres Gegenſtandes dinglich ſind, in Auſehung 
des Subjekts, welchem fie 0 zu den bloß 

2 per⸗ 
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perſoͤnlichen, oder auch zu den dinglichen Rechten 
gehoͤren. 

$. 130. Wenn die Geſetze von dinglichen Rech⸗ 
ten ohne weitern Beiſatz reden, ſo werden darunter 
ſolche, die in Anſehung ihres Gegenſtandes dinglich, 
oder Rechte auf die Sache ſind, verſtanden. 


Feet §. 131. Die Handlung oder Begebenheit, wo⸗ 
und Eitel. durch Jemand ein Recht auf eine Sache erlangt, 


heißt die Erwerbungsart. 

$. 132. Der geſetzliche Grund, vermoͤge deſ⸗ 
ſen dieſe Handlung oder Begebenheit die Kraft hat, 
daß dadurch das Recht erworben werden kann, wird 
der Titel genannt. 

§. 133. Die Erwerbung eines Rechtes auf 
fremde Sachen ſetzt bey dem Erwerbenden ein vor 
hergehendes Recht zur Sache voraus. 

§. 134. Dieſes perſoͤnſiche Recht, aus wel⸗ 
chem durch die hinzukommende Erwerbungsart ein 
Recht auf die Sache entſteht, heißt der Titel die⸗ 
ſes dinglichen Rechtes. ; 


Grundſize §. 1 5. Wenn demjenigen, der ein perfönft- 
lacan sches Recht zu einer Sache hat, der Beſitz derſelben 


lichen 


Rechte. auf den Grund dieſes Rechts eingeräumt wird, ſo 


entſteht dadurch ein dingliches Recht auf die Sache. 
§. 136. Rechte, welche mit dem Beſitz der 
Sache, die ihren Gegenſtand ausmacht, nicht ver⸗ 
bunden ſind, haben die Eigenſchaft eines dinglichen 
Rechtes nur alsdann, wenn ihnen dieſelbe dureh ein 
beſonderes Geſetz beigelegt iſt. (Tit. 20. 9.8.) 
9. 137. Dingliche Rechte auf die Sache koͤn⸗ 
nen von dem Berechtigten gegen jeden, in deſſen 
Gewahrſam, Beſis oder Eigenthum die Sache 
kommt, ſo lange das Recht felöft dauert, ausgeübt 
werden. 
8. 138. Nur bey beweglichen Sachen koͤn⸗ 
nen Veränderungen in der Perſon des Beſitzers der 
5 ver⸗ 


/ 
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verpflichteten Sache unter den in den Geſetzen näher 
beſtimmten Umftänden das Recht aaf die Sache ver- 
andern. (Dit. 15. F. 42. fg.) 

$. 139. Auch Veranderungen in der Perſon 
des Berechtigten wirken nur dann eine Veranderung 
in dem dinglichen Rechte, wenn dadurch das Recht 
zur Sache verandert oder aufgehoben wird. 

$. 40. Wenn ein dingliches Recht auf die 
Sache bloß zur Verſtarkung eines perſonlichen Rechtes 
beſtellt worden, fo geht mit der Erloͤſchung des letz⸗ 
tern auch das erſtere verloren. 
§. 141. Dagegen kann ein ſolches dingliches 
R aufgehoben werden, ohne daß deswegen das 
perſoͤnliche Recht erlöfcht. 


Dritter Tie l. 


Von Handlungen und den daraus 
entſtehenden Rechten. 


§. 1. 


Sälen aus Handlungen Rechte entſtehen, fo muͤſ⸗Bon, 
ſen die Handlungen frey ſeyn. i NN 
$. 2. Nur äußere freye Handlungen Fünnente Folgen 
durch Geſetze beſtimmt werden. e 
$. 3. Wo das Vermögen, frey zu handeln, 
ganz mangelt, da findet keine Verbindlichkeit aus 
den Geſetzen Statt. 
4. Folgen, die aus einer Handlung, an 
und fuͤr ſich betrachtet, nach dem natürlichen und 
gewohnlichen Laufe der Dinge zu entſtehen pflegen, 
beißen unmittelbar. \ t 
H. 5. 
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$ 5. Mittelbar heißen diejenigen Folgen, die 
nur aus der Verbindung der Handlung mit einem 
andern von derſelben verſchiedenen Ereigniß, oder 
mit einer nicht gewoͤhnlichen Beſchaffenheit, entſtan⸗ 
den ſind. 

9. 6. Mittelbare Folgen, welche nicht voraus. 
geſehen werden konnten, werden fuͤr zufällig gehal⸗ 
ten. 

Be §. 7. Soweit eine Handlung frey iſt, werden 
Haudlun die unmittelbaren Folgen derſelben dem Handelnden 
gen. allemal zugerechnet. 

H. 8. Auch die mittelbaren Folgen muß der 
Handelnde, ſo weit er ſie vorausgeſehen hat, ver⸗ 
treten. 

F. 9. Je groͤßer die Pflicht iſt, mit Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Sachkenneniß zu handeln, deſto größer 
iſt auch die Verbindlichkeit, ſich um die moͤglichen 
Folgen der Handlung zu bekümmern. 

§. 10. Mittelbare Folgen alſo, welche der Han⸗ 
delnde bey Anwendung der ſchuldigen Aufmerkſam⸗ 
keit und Sachkenntniß vorausſehen konnte, muͤſſen 
von ihm vertreten werden. 

§. 11. Dagegen werden bloß zufällige Folgen 
einer Handlung dem Handelnden nicht zugerechnet. 

§. 12. Doch haftet der Handelnde für alle 
Folgen ohne Unterſehied, die nach ſeiner Abſicht aus 
der Handlung entſtehen ſollten, ob fie gleich nur zu⸗ 
fällig entſtanden ſind. } 

§. 13. Auch muͤſſen die bloß zufälligen Folgen 
einer in den Geſetzen gemißbilligten Handlung in 
ſo fern vertreten werden, als der Zufall nur durch 
dieſe Handlung ſehaͤdlich geworden iſt. 

. (4. Der Grad der Zurechnung bey den un⸗ 
mittelbaren ſowohl, als mittelbaren Folgen einer 
Handlung richtet ſich nach dem Grade der Freiheit 
bey dem Handelnden. 

15. 
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§. 15. Daß Jemand gegen die Geſetze habe han⸗ 
deln wollen, wird nicht vermuthet. 

$. 16. Ein Jeder iſt aber auch ſchuldig, in den 
Geſchaͤften des bürgerlichen Lebens Aufmerkſamkeit 
anzuwenden, daß er den Geſetzen gemaͤß handele. 

$. 17. Wer aus Mangel dieſer Aufmerkſamkeit 
wider die Geſetze handelt, der begeht ein Verſehen. 

$. 18. Ein Verſehen, welches bey gewöͤhnli⸗ 
chen Fähigkeiten, ohne Anſtrengung der Aufmerk- 
ſamkeit, vermieden werden konnte, heißt ein grobes 
Verſehen. ! 

§. 19. Die Folgen eines groben Verſehens 
werden, in ſo fern es auf den Schadenserſatz an⸗ 
kommt, eben ſo zugerechnet, wie die Folgen des 
Vorſatzes. 

$. 20. Ein mäßiges Verſehen heißt dasjenige, 
welches bey einem gewöhnlichen Grade von Auf⸗ 
merkſamkeit vermieden werden konnte. 

§. 21. Auch ein mäßiges Verſehen muß ver⸗ 
antwortet werden. 

$. 22. Ein geringes Verſehen iſt dasjenige, 
welches nur bey vorzüglichen Foͤhigkeiten, oder bey 
einer beſondern Kenntniß der Sache, oder des Ges 
fehäftes, oder durch eine ungewöhnliche Anſtrengung 
der Aufmerkſamkeit vermieden werden konnte. 

§. 23. Ein geringes Verſehen darf nur derje⸗ 
nige vertreten, welchen die Geſetze beſonders ver⸗ 
pflichten, vorzuͤgliche Fahigkeiten oder Kenntniſſe, 
oder eine mehr als gewohnliche Aufmerkſamkeit bey 
einer Handlung anzuwenden, 

$. 24. Bey der Zurechnung der freien Hand⸗ 
lungen nehmen die Geſetze auf die eigenthüͤmliche 
Beſchaffenheit oder Geiſteskraͤfte dieſer oder jener 
beſtimmten Perſon keine Ruͤckſicht. 5 

§. a5. Nur bey Verbrechen und bey Verträgen, 
welche ein beſonderes Vertrauen unter den Handeln⸗ 

. den 


N 
j 
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den vorausſetzen, wird der Grad der Zurechnung 

nach ſolchen beſtimmten verſöulichen Eigenſchaften 

des Handelnden abgemeſſen. 

i §. 26. Niemand darf den Andern etwas zu 

hun zwingen, oder fonjt deſſen Freiheit zu han⸗ 
hedeln einſchräuken, dem nicht ein beſonderes Recht 

ten der 

Handlun⸗ dazu gebührt. 

gen. $. 2. Niemand darf den Andern, etwas zu 
unterlaſſen, bloß aus dem Grunde zwingen, weil 
der Handelnde dadurch ſich ſelbſt ſchaden wurde. 

. 28. Nur alsdann findet eine Ausnahme Statt, 
wenn Jemand einer durch Geſetze vorgeſchriebenen 
Pflicht gegen ſich ſelbſt zuwider handelt, und die 

! Zwiſchenkunft des Staates nicht ſchnell genug erfol, 
gen kann. 

H. 29. Wer durch Natur, Geſetz, oder durch 
einen Auftrag des Staates, ein beſonderes Recht 
bat, die Handlungen eines Andern zu leiten, der 
1950 denfelben auch mit Gewalt hindern, ſich ſelbſt 
zu ſchaden. 

Wirkun⸗ §. 30. Durch freie Handlungen koͤnnen Rechte 
cher eue erworben, an Andere uͤbertragen, und aufgehoben 
lungen. werden. 

H. 31. Vorzuͤglich geſchiehet dieſes durch rechts⸗ 
gültige Willenserklärungen. (Tit. 4.) 

H., 32. Aus Handlungen, welche keine Wil⸗ 
lenserklärungen ſind, ingleichen aus Unterlaſſungen 
entſtehen buͤrgerliche Rechte und Pflichten nur in 
ſo fern, als ein Geſetz ſie damit verbindet. 

9. 33. Wer eine Handlung begeht, der uͤber⸗ 
nimmt auch alle daraus folgende Pflichten. 

§. 34. Er iſt alſo verpflichtet, alles zu thun, 
durch deſſen Unterlaſſung die Handlung ſelbſt uner⸗ 
laubt werden würde. (Tit. 13. Abſchn. 2. 3.) 

§. 35. Aus unerlaubten Handlungen uͤberkommt 
der Handelnde zwar Verbindlichkeiten, aber keine 
Rechte. H. 36. 
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H. 36. Unter den Thellnehmern an einer geſetz⸗ 
widrigen Handlung entſtehen daraus weder Rechte, 
noch Pflichten. 
H. 37. Ausnahmen, wo ein Theilnehmer den 
Andern zu eutſehaͤdigen verbunden iff, muſſen in 
den Geſetzen . beſtimmt ſeyn. (Th. 2. 
Tit. 1. Abſchn. 10.) 
38. Ein jeder iſt ſchuldig, feine im Geſetze 
vorgeschriebenen oder einmal freiwillig uͤbernomme⸗ 
nen Verbindlichkeiten zu erfüllen. 
$. 39. Wer feiner Verbindlichkeit kein gebörlges 
Genüge leiſtet, wird dem Berechtigten in der Regel 
zum Erſatz alles ss entſtandenen Schadens ver: 
antwortlich. (Tit. 6. §. 9.) 
§. 40. Aus Verabſaumung der geſetzlichen Formaorn der 
einer Handlung folgt die Nichtigkeit derſelben e 
alsdann, wenn das Geſetz die Beobachtung dieſer 
Form zur Gültigkeit der Handlung ausdrucklich er⸗ 
fordert. 
F. 41. Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, 
daß die Form einer Handlung nur zur mehrern Ge⸗ 
wißheit und Beglaubigung derſelben vorgeſchrieben 
worden. 
$. 42. Die Rechtmäßigkeit und Gultigkeit einer 
Handlung muß nach der Zeit, da ſie vollzogen wor⸗ 
den, beurtheilt werden. 
$. 43. Eine Handlung, die wegen Verabſau⸗ 
mung der geſetzmaͤßigen Form von Anfange an 
nichtig war, kann in der Folge niemals gültig 
werden. 
F. 44. Wird die Handlung in der geſetzmaͤßi⸗ 
gen Form wiederholt, ſo gilt ſie nur von dem Zeit⸗ 
punkte dieſer Wiederholung an. 
§. 45. Bey geſetzlichen Zeitbeſtimmungen wird 
der Tag von Mitternacht bis zu Mitternacht ge: e 
rechnet. lungen. 
9. 46. 
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$. 46. Iſt die Erwerbung eines Rechtes an ei- 
nen gewiſſen Tag gebunden, fo wird daſſelbe, fo 
bald der Tag angefangen iſt, für erworben geachtet. 

$. 47. Soll aber eine Pflicht an einem beſtimm⸗ 
ten Tage geleiſtet werden, ſo kommt dem Verpflich⸗ 
teten der ganze Tag zu ſtatten. 

$. 48. Trifft die Erfüllung einer Pflicht auf 
einen Tag, an welchem nach allgemeinen Polizeiver- ö 
ordnungen, oder nach den Religionsgrundſaͤtzen des 
Verpflichteten dergleichen Handlungen nicht vorge⸗ 
nommen werden durfen, fo iſt der Verpflichtete in 
der Regel an dem eee Tage zur Leiſtung 
verbunden. (Th. 2. Tit. 8. Abſch. 8.) 

§. 49. Iſt die Zeit durch den Ausdruck: Jahr 
und Tag, Deich fo werden darunter Ein Jahr | 
und Dreißig Tage verſtanden. „ 


Vierter Titel. 
Von Willenserklaͤrungen. 


. 
Erfor⸗ Die Willenserklaͤrung iſt eine Aeußerung deſſen, 


. was nach der Abſicht des Erklaͤrenden geſchehen, oder 
langere nicht geſchehen ſoll. 
rungen. $ 2. Wenn eine Willenserklärung rechtliche N 
Wirkungen hervorbringen fol, ſo muß der Erklaͤ⸗ ! 
rende über den Gegenſtand, nach dem Juhalte ſei⸗ 
ner Erklärung, zu verfügen berechtigt ſeyn. 
S. 3. Er muß das Vermoͤgen beſitzen, mit 


Vernunft und Ueberlegung zu handeln. 


H. 4. 
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§. 4. Die Willenserklärung muß frey, ernſt⸗ 
lich, und gewiß, oder zuverfäßig ſeyn. 

. 5. Alle Sachen und Handlungen, auf welcheczegen⸗ 
ein Recht erworben, oder Andern übertragen werdenſtände. 
7505 „ koͤnnen Gegenſtaͤnde der Willenserklaͤrungen 
eyn. 

§. 6. Zu Handlungen, welche die Geſetze ver⸗ 
bieten, kann durch Willenserklarungen Niemand ver⸗ 
pflichtet oder berechtigt werden; 

§. 7. Auch nicht zu Handlungen, welche die 
Ehrbarkeit beleidigen. 

$. 8. Willenserklaͤrungen, welche zur Verheim⸗ 
lichung einer durch die Geſetze gemißbilligten Hand⸗ 
lung, oder auf Entſchaͤdigung oder Belohnung des 
Uebertreters abzielen, ſind nichtig. 

F. 9. Gewiſſensfreiheit kann durch keine Wil⸗ 
lenserklaͤrung eingeſchraͤnkt werden. 

§. 10. Zuſagen, wodurch eine Mannsperſon 
bis über das dreißigſte, und eine Frauensperſon bis 
über das fünf und zwanzigſte Jahr hinaus, zum 
eheloſen Stande verpflichtet werden ſoll, find un 

üͤltig. 5 
8 H. 11. Auch iſt Niemand an eine Willenserfläs 
rung gebunden, wodurch er ſeinen Wittwenſtand 
nicht zu andern augelobt hat. 

$. 12. Iſt aber die Eheloſigkeit das nothwen⸗ 
dige Erforderniß eines gewiſſen Standes, ſo dauert 
die Verpflichtung dazu ſo lange, als Jemand in die⸗ 
ſem Stande fich befindet. 

§. 13. Zur Sklaverey oder Privatgefangen⸗ 
ſchaft kann Niemand durch Willenserflärungen ver⸗ 
pflichtet werden. a 

§. 14. So weit eine Sache dem Privatver⸗ 
kehr entzogen iſt; ſo weit kann fie kein Gegenſtand 
einer Willenserklaͤrung ſeyn. 3 

15. 


erſoͤnli⸗ 


che Faͤhig⸗ 
keit. 
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§. 15. Nicht nur durch Natur oder Geſetz, 
ſondern auch durch rechtliche Privatverfuͤgungen kön⸗ 
nen Sachen dem Verkehre entzogen werden. 

H. 16, Dergleichen Privatverfügung bindet einen 
Jeden, welchen der Verfügende zu verpflichten bes 
rechtigt war. 

§. 7. Doch darf auch ein Dritter, welchem 
dergleichen Privarverfügung bekannt geworden iſt, 
derſelben nicht eutgegen handeln. 

$. 18. Die bloße öffentliche Bekanntmachung 
iſt zum Beweiſe, daß der Dritte die Verfügung ge⸗ 
wußt habe, noch nicht hinreichend. 

$. 19. Dagegen kann ſich Niemand mit der 
Unwiſſenheit einer in das Hypothekenbuch eingetra⸗ 
genen Verfügung entſchuldigen. 

$. 20. Alle Willensaͤußerungen der Kinder, 
welche das ſiebente Jahr noch nicht zuruͤckgelegt ha⸗ 
ben, ſind nichtig. 

$. 21. Willenserklärungen der Unmündigen, 
welche das vierzehnte Jahr noch nicht zurückgelegt 
haben, find nur in ſo fern guͤltig, als fie ſich dadurch 
einen Vortheil erwerben. 

§. 22. Sind mit dem Vortheile, den ein ſol⸗ 
cher Unmündiger durch feine Willensaußerung erwer⸗ 
ben ſoll, zugleich Pflichten und Laſten verbunden, 
fo erlangt die Willenserklärung ohne Einwilligung 
feines Vorgeſetzten keine rechtliche Wirkung. (Tit. 5. 
§. II., 13. 13.) 

§. 23. Raſende und Wahnſinnige find den Kine 
dern unter fieben Jahren gleich zu achten. (S. 20.) 

F. 24. So lange den Perſonen, welche mit 
Anfallen einer ſolchen Krankheit behaftet find, noch 
kein Vormund beſtellt iſt, gilt die Vermuthung, 
daß fie ihren Willen bey völliger Verſtandeskraft, 
und nicht wahrend eines Anfalls ihrer Krankheit, 


geaͤußert haben. 
9. 25. 
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$. 25. Sind aber dieſelben unter Vormund⸗ 
ſchaft geſetzt, ſo kann, ſo lange dieſe dauert, auf 
das Vorgeben, daß die Erklärung in einem lichten 
Zbwiſchenraume erfolgt ſey, keine Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden. = 
§. 26. Von Willenserklaͤrungen der Bloͤdſin⸗ ! 
nigen, die unter Vormundſchaft genommen worden, 3 
1 was von Unmündigen verordnet iſt. (§. 21. 
22. 
§. 27. Wenn auch der Bloͤdſinnige noch nicht 
unter Vormundſchaft geſetzt iſt, ſo gilt doch die 
Vermuthung, daß derjenige betruͤgeriſch gehandelt 
habe, welcher durch die Willenserklaͤrung, mit dem 
Schaden deſſelben, ſich zu bereichern ſucht. 
§. 28. Perſonen, welche durch den Trunk des 
Gebrauches ihrer Vernunft beraubt worden, ſind, ſo 
lange dieſe Trunkenheit dauert, den Wahnſinnigen 
gleich zu achten. (S. 23.) 
§. 29. Ein Gleiches gilt von denjenigen, welche 
durch Schrecken, Furcht, Zorn, oder andere heftige 
Leidenſchaft, in einen Zustand verſetzt worden, wo⸗ 
rin fie ihrer Vernunft nicht mächtig waren. 
§. 30. Daß Trunkenheit oder Leidenſchaft bis 
zu einem ſolchen Grade geſtiegen ſind, wird nicht 
vermucget. (§. 91.) 
$. 31. Aeußerungen des Willens, wozu Jemandßreiheit 
durch phyſiſche Gewalt genöthige worden, habenſen 
keine verbindliche Kraft. 
§. 3a. Ein Gleiches gilt von ſolchen Willens⸗ 
erklärungen, wozu Jemand durch Entziehung der 
Nahrungs- und Heilmittel, oder durch Zufuͤgung 
koͤrperlichen Schmerzen vermochte worden. 
$. 33. Auch gefährliche Bedrohungen des Le⸗ 
bens, der Geſundheit, der Freiheit und Ehre, ma⸗ 
chen jede darauf erfolgende Willensaͤußerung un⸗ 
kräftig. 
§. 34. 
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$ 34. Drohungen find gefährlich, wenn die 
Ausführung derſelben entweder an ſich, oder auch 
nur nach der Meinung des Bedroheten in der Ge⸗ 
walt des Drohenden ſteht. 

§. 35. Die Drohung, Jemanden eines Verbre⸗ 
chens wegen, mit oder ohne Grund, gerichtlich an⸗ 
geben zu wollen, vereitelt in der Regel jede darauf 
erfolgte Willenserklärung des Bedroheten. 

§. 36. Bey Drohungen, welche nicht unmit⸗ 
telbar Leben, Geſundheit, Freiheit oder Ehre be⸗ 
treffen, muß, nach der Beſchaffenheit des angedro⸗ 
beten Uebels an ſich, und nach dem Verhältniſſe 
deſſelben zu dem Gegenſtande der Erklärung, von 
dem Richter vernünftig beurtheilt werden: ob da⸗ 
durch die Willensaͤußerung wirklich erzwungen wor⸗ 
den ſey. 

§. 37. Auch iſt, bey Beſtimmung des Eins 
fluffes der Drohung in den Willen des Bedroheten, 
zugleich auf deſſelben Leibes⸗ und Gemuͤthsbeſchaffen⸗ 
heit Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 38. Die Drohung, ſich feines Rechtes ge⸗ 
fegmäßig zu bedienen, kann niemals als Zwang an⸗ 
geſehen werden. 3 

$. 39. Eine Willenserflärung alſo, wozu Je⸗ 
mand durch die Aeußerung des Andern, ſein Recht 
gerichtlich verfolgen zu wollen, bewogen worden, iſt 
keinesweges für erzwungen zu achten. 

$. 40. Die gedrobete Entziehung eines Vor⸗ 
theils, welchen der Drohende dem Andern zwar zus 
gedacht, aber noch nicht eingeräumt hatte, macht 
die Willenserklärung des Bedroheten niemals un⸗ 
kraͤftig. 

$. 41. Der Vorwand, daß Scheu oder Ehr⸗ 
furcht die Willenserklärung veranlaßt habe, verdient 
keine Ruͤckſicht. 

H. 42. 
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$. 42. Erzwungene Willenserklaͤrungen find 
auch alsdann ungültig, wenn die Gewalt oder der 
Zwang nicht von dem, zu deſſen Vortheil die Er⸗ 
klärung gereichen ſoll, ſondern von einem Dritten, 
verübt worden. N 

§. 43. Dadurch aber, daß eine drohende Ges 
fahr zu der Willenserklärung bloß Anlaß gegeben 
bat, wird dieſe noch nicht entkräftet. 

§. 44. Hat jedoch Furcht vor der Gefahr das 
Vermoͤgen des Erklärenden, mit Freyheit und Ueber⸗ 
legung zu handeln, ganzlich ausgeſchloſſen, fo findet 
die Vorſchrift des H. 28. [ag. Anwendung. 

§. 45. Wer eine ſonſt rechtsbeſtaͤndige Willens⸗ 
erklaͤrung wegen erlittenen Zwanges anfechten will, 
muß dieſes, ſo bald als er einen Richter hat antre⸗ 
ten konnen, fpäteftens aber binnen acht Tagen nach 
dieſem Zeitpunkte gerichtlich anzeigen. 

§. 46. Dergleichen vorläufige Anzeige kann bey 
einem jeden Gerichte gültig geſcheben; fie muß aber 
die zur Sache gehörigen Umſtaͤnde unter Anfuͤhrung 
der Beweismittel enthalten. 

$. 47. Uebrigens hängt es von dem Anzeigen⸗ 
den ab, die Ungültigkeit der Willenserklärung ge⸗ 
gen den, welcher ſich des Zwanges oder der Ge⸗ 
walt ſchuldig gemacht hat, gerichtlich auszuführen; 
oder den Anſpruch aus der Willenserklärung abzu⸗ 
warten; oder ſich der in der Gerichtsordnung vorge⸗ 
ſchriebenen Wege zur Erhaltung ſeiner Beweismit⸗ 
tel zu bedienen. 

§. 48. Iſt jedoch die angezeigte Gewalt ſo be⸗ 
ſchaffen, daß dadurch eine peinliche Unterſuchung 
begründet werden kann, ſo muß der Richter, bey 
welchem die Anzeige geſchehen iſt, demjenigen in⸗ 
ländiſchen Richter, vor welchen die Unterſuchung 
gehort, davon ſofort zur weitern Verfügung Nach⸗ 
richt geben. 

$. 49. 
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$. 49. Iſt die vorläufige Anzeige nach . 45. 
nicht geſchehen, ſo verliert der angeblich Gezwun⸗ 
gene dadurch das Recht, ſich des Eidesantrages 
zum Beweiſe zu bedienen, und muß den Einwand 
auf andere Art vollſtaͤndig darthun. 

$. 50. Auch wird durch die Unterlaſſung der 
Anzeige die dem Einwande entgegenſtehende rechtliche 
Vermuthung dergeſtalt verftärft, daß zur Erganzung 
eines gegen dieſe Vermuthung nicht vollſtändig ge⸗ 
führten Beweiſes kein Erfuͤllungseid ſtatt finden 
kann. 

H. 51. Iſt der Erklaͤrende geſtorben, ehe er 
nach §. 45. die vorläufige Anzeige hat machen koͤn⸗ 
nen, ſo ſteht ſeinem Erben frey, noch innerhalb 
dreier Monathe, nach erhaltener Keuntniß von dem 
Daſeyn der Willenserklaͤrung, den Zwang mit der 
vorgedachten Wirkung anzuzeigen. 

§. 52. Eine Willenserklaͤrung, woraus Rechte 
und Verbindlichkeiten entſtehen ſollen, muß ernſtlich 
ſeyn. 

5 § 53. Wer über Angelegenheiten ſeines Be⸗ 
rufs oder Gewerbes ſich geäußert hat, dem ſteht 
die rechtliche Vermuthung, daß die Aeußerung nicht 
bloß zum Schein, oder nur aus Scherz, geſchehen 
ſey, entgegen. ö 

F. 54. Eben das gilt, wenn die Erklaͤrung in 


einer beſondern durch die Geſetze beſtimmten Form 


abgegeben worden. 

5. 55. Ueberhaupt muß die Richtigkeit des Vor⸗ 
gebens, daß eine Erklarung nur zum Schein, oder 
nur ſcherzweiſe geſchehen ſey, aus den Umſtaͤnden 
klar erhellen. 5 

§. 56. Hat Jemand einen Andern durch unge: 
buͤhrlichen Scherz zu Anſtalten und Handlungen, 
die dieſem läftig find, wiſſentlich verleitet, fo muß 
er ihn deshalb ſehadlos halten. 

§. 57. 
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§. 57. Willenserklaͤrungen werden fir zuver-Gewiſſer 
läßig oder gewiß angeſehen, wenn die Abſicht des Wille. 
Erklärenden, ein Recht erwerben, uͤbertragen, oder 
aufheben zu wollen, durch Worte oder andere deut⸗ 
liche Zeichen ausgedrückt wird. € 

§. 58. Handlungen, aus denen die Abſicht des chen, 
Handelnden mit Zuverlaßigkeit geſchloſſen werden kann, de Willens: 
werden für ſtillſchweigende Willensaußerungen an 57 
geſehen. ; i 5 
H. 59. Stillſchweigende Willensäußerungen has 
ben mit den ausdrücklichen gleiche Kraft. 

J. 60. Wo die Geſetze eine ausdruͤckliche Er⸗ 
klärung zu der rechtsgültigen Form des Gefchäftes er⸗ 
fordern, iſt eine ſtillſchweigende Willenserklarung 
unkraftig. 1 

F. 61. Bloßes Stillſchweigen wird nur alsdann 
für Einwilligung geachtet, wenn der Schweigende 
ſich erklaren konnte, und vermöge der Geſetze dazu 
verbunden war. 

§. 65. Wer alſo durch einen auf die Geſetze 
gegründeten richterlichen Befehl zu einer Erklärung 
aufgefordert wird, und ſie beharrlich verweigert, 
deſſen Erklarung wird von dem Richter, der dem Be⸗ 
fehl beigefügten Warnung gemaͤß ergänzt. 

$ 63. Soll die Abſicht des Handelnden aus Vermu⸗ 
den Umſtanden bloß vermuthet werden, jo if keine eerst. 
rechtsgültige Willenserklärung vorhanden. rungen. 

H. 64. Haben ſedoch die Geſetze ſelbſt beſtimmt, 
was aus ſolchen Handlungen geſchloſſen werden fol, 
fo iſt die Abſicht des Handelnden nach dieſer geſetz⸗ 
lichen Vermuthung fo lange zu beurtheilen, bis eine 
andere Willensmeinung deſſelben klar ausgemittelt . 
worden. ; 

H. 65. Der Sinn jeder ausdrückichen Willeng-Austegung 
erklärung muß nach der gewohnlichen Bebeutung Dein ni, 
Worte und Zeichen verſtanden werden. rungen. 

Allgem. Laudr, I. Band. D 9.66, 
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$. 66. Die gewöhnliche Bedeutung iſt nach 
der Zeit, wann die Erklärung abgegeben worden, 
zu beurthetlen. 

$. 57. Iſt der Sprachgebrauch nach Beſchaf⸗ 
fenheit der Perſon verſchieden, ſo muß auf die Per⸗ 
ſon des Erftärenden geſehen werden, 

§ 68. Hat Jemand feinen Willen durch einen 
Andern erklart, ſo kommt es auf den Sprachge⸗ 
brauch des Letztern an, in fo fern derſelbe nicht fol- 
cher Ausdrucke, die von dem Machtgeber beſtimmt 
vorgeſchrieben worden, ſich bediant hat. 

$ 69. Sid, nach Beſchaffenheit des Gegen⸗ 
ſtandes, beſondere Ausdrucke oder Redensarten im 
Gebrauch, fo muß der Sinn der Willensaußerung, 
dieſem Gebrauche gemäß, erklart werden. 

§. 7. Iſt in der Erklärung die Abſicht deut⸗ 
lich ausgedruckt, fo find zweifelhafte Stellen dieſer 
Abſicht gemaß auszulegen. 
$ 71. Hat der Erklärende feinen Willen bey 
anderer Gelegenheit deutlich geäußert, fo muß das 
Dunkele einer ſtreitigen Erklarung dieſer deutlichen 
Aeußerung gemäß verſtanden werden. 

$. 72. Ausgenommen iſt der Fall, wo die Ab⸗ 
ſicht, eine frühere Willenserklärung durch eine ſpäͤ⸗ 
tere zu aͤndern, deutlich erhellet. 

H. 73. Unbeſtimmte Willensaͤußerungen find 
nach den in den Geſetzen enthaltenen Beſtimmungen 
zu erklaren. g 

§. 74. Doch iſt jede Willensaͤußerung im zwei⸗ 
felhaften Falle ſo zu deuten, daß ſie nicht ohne alle 
Wirkung bleibe. 

§. 75. Irrthum in dem Weſentlichen des Ges 
ſchaftes, oder in dem Hauptgegenſtande der Willens⸗ 
erklärung macht dieſelbe ungultig. 

H. 76. Ein Gleiches gilt von einem Irrthume 
in der Perſon desjenigen, für welehen aus der eig 
ens⸗ 
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fengerflärung ein Recht entſtehen ſoll, fo bald aus 
den Umſtenden erhellet, daß ohne dieſen Irrthum 
die Erklärung ſoſchergeſtalt nicht erfolgt ſeyn würde, 

$. 77. Auch Irrthum in ausdrücklich voraus⸗ 
geſetzten Eigenſchaften der Perſon oder Sache ver⸗ 
eitelt die Willenserklärung. 

P H. 78. In allen dieſen Fällen (§. 75. 76. 77.) 
bleibt die Willenserklärung ungültig, auch wenn der 
Erklärende den Irrthum hatte vermeiden konnen. 

$. 79. Iſt jedoch derfeibe durch eigenes grobes 
oder mäßiges Verſehen in den Irrthum gerothen, 
und der Andere hat nicht gewußt, daß der Erklärende 
ſich irre, ſo iſt der Erklarende zum Erſatz des durch 
feine Schuld entſtandenen Schadens verpflichtet. 

§. 90. Iſt von beiden Seiten ein vermeidlicher 
Irrthum vorgefallen, fo findet von keiner Seite eine 
Entſchaͤdigung Statt. 

§. 81. Irrthum in folchen Eigenſchaften der 
Perſon oder Sache, welche dabey gewoͤhnlich vor⸗ 
ausgeſetzt werden, entkräftet ebenfalls die Willens⸗ 
erklarung. 

H. 82. Doch beſteht dieſelbe, wenn der Irrende 
durch eigenes grobes oder maͤßiges Verſehen ſeinen 
Irrthum veranlaßt hat. | 

H. 83. Durch Irrthum in andern Eigenſchaf⸗ 
ten oder Umſtanden wird die Willenserklaͤrung nie⸗ 
mals vereitelt. 

§. 84. In keinem Falle aber kann derjenige, Betrug. 
welcher einen Irrthum wiſſentlich und vorfäßlich ver⸗ 
anlaßt hat, daraus ein Recht erwerben. ‘ 

H. 85. Vielmehr iſt jede durch Betrug veran⸗ 
laßte Willenserklaͤrung für den Betrogenen unver⸗ 
bindlich. 

H. 86. Nicht nur den Betrogenen, ſo dern 5 
auch Andere, die bey einem ſolchen Irrthum Scha⸗ 
den leiden, muß der Betrüger eutſchädigen. 

D a H. 87. 
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. 87. Sf die Willenserklaͤrung zwar nicht 
durch Betrug veranlaßt, aber doch der Erklaͤrende 
zu einem Irrthum bey derſelben vorſaͤtzlich verleitet 
worden, ſo haͤngt es von der Beſchaffenheit dieſes 
Irrthums, an und für ſich betrachtet, ab, ob und wie 
weit die dadurch veranlaßte Erklärung nach obigen 
„Grundfatzen beſtehen konne, oder nicht. (§. 75 — 83) 
S. 88 Wenn aber auch hiernach die Willens⸗ 
erklaͤrung in Anſehung des Hauptgefchäftes beſteht, 
fo muß dennoch der Erflärende, wegen des aus 
dem Irrthume entſtandenen Nachtheils, von dem Be⸗ 
truger entſchaͤdigt werden. 5 
$. 89. Hat ein Dritter den Erklärenden ohne 
Zuthun des Andern, zu deſſen Gunſten die Erklaͤ⸗ 
run geſchieht, hinter anten, fo entſcheidet ebenfalls 
die Beſchaffenheit- des Irrthums, zu welchem der 
Erklaͤreude verleitet worden, ob derſelbe an feine 
Willenserklaͤrung, in Auſehung des Hauptgeſchaͤftes 
gebunden ſey, oder nicht. ($. 75 — 83.) 
$. 90. Wegen der von dem Betruͤger beiden 
Theilen zu leistenden Entſchaͤdtaung hat es bey der 
Vorſchrikt des $ 86. 88. fein Bewenden. 
§. 91. Wer, auch ohne die Abſicht, den An⸗ 
dern zu hintergehen, ihn durch Trunk, oder Erre⸗ 
gung heftiger Leidenſchaften, in einen ſolchen Zuſtand 
verſetzt, wo er ſeine Handlun en und deren Fol en 
nicht mehr richtig zu beurtheilen vermag, der kann 
aus den in ſoſchem Zuſtande abgegebenen Erklaͤrun⸗ 
gen deſſelben kein Recht erlangen. 
§. 92. Doch muß der, welcher aus dieſem 
Grunde ($. 91.) feine ſonſt rechtsbeſtaͤndige Wil⸗ 
lenserklaͤrung anfechten will, ſolches binnen Acht Ta⸗ 
gen nach Abgebung derſelben, der Vorſchrift H. 46. 
gemaß, gerichtlich anzeigen. ; 
$. 93. Iſt dieſe Anzeige unterblieben, fo kann 
in der Folge auf den Einwand keine Ruckſicht mehr yes 
nommen werden. H. 94. 
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§. 94. In fo fern die Geſetze einer Art vongoen dir 
Willenserklärung keine beſtimmte Form vorgeſchrie kun 
ben haben, iſt jede Aeußerung derſelben, bey welcher 
die Erforderniſſe $, 2. 3. 4. anzutreffen find, gültig. 

$. 95, Iſt aber dergleichen Form in den Geſet⸗ 
zen ausdrücklich, beſtimmt, fo. gilt davon alles das, 
was wegen der Form der rechtlichen Handlungen 
überhaupt veſtgeſetzt iſt. Tit. 3. F. 40. [ag. 
H. 96. Bloße auch an ſich gültige. Willenser⸗ Wien 
klärungen find für ſich allein, die Erwerbung, Ue⸗derſelben. 
bertragung, ver Aufhebung eines Rechts zu ber 
wirken, in der Regel noch nicht hinreichend. 

$. 97. Was hinzukommen muͤſſe, um einer 
Willenserklaͤrung die volle rechtliche Wirkung zu ver⸗ 
ſchaffen, iſt nach den verſchiedenen Arten derſelben in 
den Geſetzen beſonders beſtimmt. 

H. 98. Willenserklaͤrungen, zu welchen Jemand 
in den Geſetzen ſelbſt, oder von dem Richter, vermoͤge 
geſetzlicher Vorſchriften, aufgefordert worden, beduͤr⸗ 
fen zu ihrer Wirkſamkeit keines weitern Zufaßes. 

$. 99. So weit Jemand über eine Sache ver⸗Betin⸗ 
fügen kann, fo weit kann er auch ſeiner Willenser⸗suns. 
klaͤrung daruber Bedingungen beifügen. 

$. 100. Eine Willenserklärung iſt bedingt, wenn 
das daraus entſtehende Recht von einem Ereigniß, 
welches eintreffen oder nicht eintreffen ſoll, abhaͤn⸗ 
gig gemacht worden. 

$. 101. Iſt die Bedingung in der Art beigefügt, telef. 
daß durch den Eintritt derſelben dis Erwerbung dest nd. 
Rechtes erſt vollendet werden ſoll, fo heißt fie eine 
aufſchiebende Bedingung. 

$. 102. Der unter einer aufſchiebenden Bedin⸗ 
gung Berechtigte muß, ehe er das Recht ausüben 
kann, die Wirklichkeit des Ereigniſſes abwarten. 

§. 103. Inzwiſchen darf der bedingungsweiſe 
Verpflichtete zum Nachtheil des dem Andern zuge⸗ 
dachten Rechtes nichts vornehmen. L. 104. 
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$. 104. Haͤngt die Bedingung von einem bloßen 
Zufalle ab, ſo dürfen weder der Berechtigte, noch 
der Verpflichtete, ein jeder bey Verſuſt feines Rechtes, 
etwas vornehmen, wodurch das Eintreten des Zu⸗ 
falls hervorgebracht oder verhindert wird. 

$. 105. Haͤngt die Bedingung von einer freien 
Handlung des Berechtigten oder eines Dritten ab, 
und hindert der Verpflichtete vorſatzlich, daß die 
Bedingung nicht zur Wirklichkeit gelangt, ſo iſt die⸗ 
ſelbe in Anſehung ſeiner für erfüllt zu achten. 

. 106. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Veroflichtete durch Betrug oder andere unerlaubte 
Mittel den Entſchluß bewirkt, nach welchem die 
Bedingung ſehlſchlagt. 

$. 17. Wenn aber der Verpflichtete ſich er⸗ 
laubter Mittel zur Bewirkung dieſes Entſchluſſes be⸗ 
dient hat, fo iſt er dem Berechtigten dafür nicht 
verantwortlich. 

$. 108. Iſt die auffchiebende Bedingung fo 
beſehaffen, daß fie von einer ganz unbeſtimmten 
Willkühr des Erklärenden oder deſſen, welcher durch 
die Erklarung verpflichtet werden ſoll, abhangt, fo 
hat die Erklarung ſelbſt gar keine rechtliche Wirkung. 

H. 109. Iſt zwar ein beſtimmtes Ereigniß, aber 
nur ein ſolches, deſſen Eintreffen oder Nichteintref⸗ 
fen an ſich von dem freien Willen des Erklaͤrenden 
oder Verpflichteten abhaͤngt, zur Bedingung geſetzt, 
fo kann der Begünſtigte den Verpflichteten nicht hin⸗ 
dern, über den Gegenſtand der Erklarung, fo lange 
dies Ereigniß noch nicht eingetroffen iſt, nach Gutbe⸗ 
finden zu verfügen, 

H. 170. Setzt durch dergleichen Verfügung der 
bedingungsweiſe Verpflichtete fich ſelbſt außer Stand, 
bey künftig eintretendem Ereigniß der Erklärun! zu 
genügen, ſo kann der Berechtigte, welcher in 12 75 
icht 
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ſicht deſſen bereits etwas gegeben oder geleiſtet hat, 
vollſtändige Schadloshaltung dafür fordern. 

H. 117. Kann zur Zeit des wirklich eintretenden 
Ereigniſſes der Erklarung noch genügt werden, fo 
hat der Berechtigte ein unbedingtes Recht darauf 
erworben. . 

H. 112. Iſt ein Vortheil, der einem Dritten 
verſchafft werden foll, zur Bedingung gemacht wor⸗ 
den, ſo muß auch dieſe ſchlechterdings erfüllt werden. 

§. 113. Es kommt alſo dem bedingungsweiſe 
Berechtigten nicht zu ſtatten, wenn gleich der Dritte 
den Vortheil ausſchlaͤgt, oder fich ſelbſt an deſſen 
Erlangung hindert. 

H. 114. Iſt eine Bedingung in der Art beige-b) Auſts⸗ 
füge, daß durch den Eintritt derſelben die Wirkunglende. 
der Willenserklaͤrung wieder aufhoͤren ſoll, fo heißt 
ſolches eine aufloſende Bedingung. 

$. 1 Der unter einer auflöfenden Bedingung 
Berechtigte verliert ſein Recht mit dem Augenblick, 
wo die Bedingung zur Wirklichkeit gelangt. 

$, 116. Erhellet aber aus den Umſtaͤnden, daß 
das Recht, beim Eintritt der Bedingung, als un⸗ 
gültig, von der Zeit der Einräumung an, habe an⸗ 
geſehen werden ſollen, fo muͤſſen auch die bisher ge⸗ 
zogenen Nutzungen wieder herausgegeben werden. 

$. 117. Soll die aufloͤſende Bedingung von 
einem bloßen Zufalle abhängen, fo findet die Vor⸗ 
ſchrift S. 104. Anwendung.“ » 

H. 118. Iſt die Bedingung von dem freien 
Willen desjenigen, dem bey ihrem Eintritt der 
Vortheil zufallen ſoll, abhangig gemacht, fo ver⸗ 
liert der Andere das unter einer auflöfenden Bedin⸗ 
gung erhaltene Recht von der Zeit an, da ſich Jener 
feiner Befugniß bedient. 

H. 149, Beruht die Bedingung auf einer freien 
Handlung deſſen, der bey ihrem Eintritt das Recht 

ver⸗ 
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verlieren ſoll, oher eines Dritten; und hat der, 
welchem alsdann das Recht zufallen foll, durch Des 
trug oder andere unerkaubte Mittel den Entſchluß, 
durch welchen die auflöfende Bedingung wirklich 
wird, veranlaßt; fo wird in Anſehung feiner ange⸗ 
nommen, daß die Bedingung nicht eingetreten ſey. 

§. 120, Iſt Jemanden ein Recht oder Vortheil 
unter der Bedingung, daß er feinen verwittweten 
Stand nicht Andere, eingeräumt worden, fo kaun 
derſelbe, wenn er ſich wieder verheirathet, die ge⸗ 
zogenen Nutzungen herauszugeben, niemals angehal⸗ 
ten werden. 

§. 121. Es hänge von dem Erklaͤrenden ab, 
für das unter einer auflöfenden Bedingung einzurau⸗ 
mende Recht, gleich bey der Einraͤumung deſſelben, 
Cautionsleiſtung zu fordern. 

$. 122, Iſt dieſes nicht geſchehen, fo kann der 
. nur in dem Falle zur Sicherheitsbeſtel⸗ 
lung angehalten werden, wenn eine erhebliche Be⸗ 
ſorgniß entſteht, daß er ſich ſelbſt außer Stand ſetzen 
werde, bey eintretender aufloͤſenden Bedingung ſei⸗ 
ner Verbindlichkeit, wegen Zurückgabe der Sache 
oder des Rechtes, ein Genuͤge zu leiſten. 

$. 123. Die Caution dauert alsdann fo lange, 
als die auflöfende Bedingung noch eintreffen kaun. 

$ 124. Sind unſchaͤtzbare Rechte oder Vor⸗ 
theile unter einer auflöfenden Bedingung eingeräumt 
worden, ſo tritt in Faͤllen, wo ſonſt Caution gelei⸗ 
ſtet werden muß, die Verbindlichkeit zur Ueberneh⸗ 
mung einer Conventionalſtrafe an deren Stelle. 

§. 125. Dieſe muß von dem Richter nach den 
Umſtaͤnden beſtimmt, und von dem Berechtigten auf 
fo lange, als die auflöfende Bedingung noch eintre⸗ 
ten kann, ſicher geſtellt werden. 


enden, . 126. Durch Beziehung auf Ereigniſſe, welche 
mögliche. nach dem natürlichen Laufe der Dinge nothwendig 


ein · 
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we muͤſſen, wird eine Willenserklärung nicht 
edingt. 4 
85 127. Wird das eingeräumte Recht darart 
gebunden, daß ein dergleichen Ereigniß eintreten ſoll, 
fo iſt dieſes für eine Zeitbeftimmung zu achten. 

$. 128. Wird aber das Recht von dem Nicht 
eintreffen eines ſolchen nothwendigen Ereigniſſes abs 
hangig gemacht, ſo iſt die Willenserklärung nichtig. 

$. 129. Kann ein Ereigniß entweder nach dein 
naturlichen Laufe der Dinge überhaupt, oder nach 
den beſondern Beſchaffenheiten und Verhäͤltniſſen 
desjenigen, dem die Bedingung gemacht worden, 
nicht eintreffen, ſo wird die Bedingung ſelbſt un⸗ 
moͤglich genannt. 

$. 130. Iſt eine unmoͤgliche Bedingung in der 
Art, daß Solche nicht eintreffen ſolle, beygefügt, fo 
wird die Erklarung für unbedingt geachtet. 

$. 131. Wird aber das Recht von dem Ein⸗ 
treffen der unmoͤglichen Bedingung abhaͤngig ges 
macht, fo wird dadurch die ganze Willenserklaͤrung 
entkräftet. 

§. 132. Ein Gleiches geſchiehet, wenn Bedin⸗ 
gungen beigefüger worden, deren Sinn, und wie ſſie 
erfüllt werden ſollen, ganz unverſtäͤndlich iſt. 


9.133. Bedingungen, von deren Erfuͤllunga) unnuͤz 


kein Nutzen abzuſehen iſt, muſſen, ſo lange der 
Erklärende lebt, und darauf beſteht, dennoch erfüllt 

werden. 
$. 134. Iſt aber der Erklärende, ohne ſich 
über den bey der Bedingung gehabten Zweck naher 
zu außern, verſtorben, fo kann der bedingt Berech⸗ 
tigte auf deren Erlaſſung bey dem Richter antragen. 
$. 135. Der Richter muß diejenigen, welche 
ein Intereſſe bey der Sache haben, rechtlich darüber 
horen, und darf nur nach befundener ganz offenba⸗ 
ren 
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ren Urnützlichkeit der Bedingung, die Erfüllung 
derſelben erlaſſen. 5 
e) Uner⸗ §. 136. Was ſelbſt kein Gegenſtand einer 
e, Willenserklaͤrung ſeyn kann (§. 7— 14.) das kann 
auch Niemanden als eine Bedingung aufgelegt wer⸗ 
den 
F. 137, Ob dergleichen Bedingungen die Erklaͤ⸗ 
rung entkräften, oder für nicht beigefügt zu achten 
ſind, iſt nach den verſchiedenen Arten der Willens⸗ 
erflarungen in den Geſetzen beſonders beſtimmt. 
(Tit. 5. F. 227 faq. Tit. 12. F. 63.) 
$. 138. Was in Fällen, wo die Beibehaltung 
des verwittweten Standes zur Bedingung gemacht 
worden, Rechtens ſey, iſt oben verordnet. ($. 120.) 
8 $. 139. Sind mehrere erlaubte Bedingungen, 
beigefüg⸗ bin welchen eine oder die andere erfullt werden ſoll, 
ten Budin veſtgeſetzt, fo hat in der Regel derjenige, welcher 
Zungen. damit belaſtet worden, die Wahl, welche derſelben 
er erfüllen wolle. 
2, Von $. 140. Auch vergangene Begebenheiten konnen 
den dle zur Bedingung gemacht werden. 
al ver⸗ . 141. In dieſem Falle kann der Beſitz des 
Begehen, unter einer ſolchen Bedingung eingeräumten Rechtes 
heiten ſichnicht eher gefordert werden, als bis die zur Bedin⸗ 
üben. gung gemachte vergangene Begebenheit klar erwie⸗ 
en iſt. 
8 §. 142. Doch erſtreckt ſich, wenn die Willens⸗ 
erklärung nicht ein Anderes beſagt, die rechtliche Wir⸗ 
kung derſelben auf diejenige Zeit zuruck, in welcher 
fie fich geäußert haben winde, wenn die Willenser⸗ 
klärung unbedingt geweſen wäre: 
§. 143. Iſt eine vergangene Begebenheit zu 
einer aufloſenden Bedingung gemacht worden, fo 
wird, bey erwi ſener Wirklichkeit derſelben, das da⸗ 
gegen eingeräumte Recht als von Anfang an ungül⸗ 


tig angeſehen. 
9. 144. 
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H. 144. Doch kann derjenige, welcher den Er⸗ 
Flävenden zu einem Irrthume über die Wirklichkeit 
oder Beſchaffenheit des Ereigniſſes verleitet hat, aus 
der Erklärung keinen Vortheil ziehen. 

§. 145. Wird bey einer Erklarung eine gewiſſe Bewe⸗ 
Begebenheit oder Thatſache, als eine ſolche, diegruld 
entweder ſchon geſchehen iſt, oder noch geſchehen 
ſoll, bloß vorausgeſetzt, ſo iſt ſie nur als ein Be⸗ 
wegungsgrund anzuſehen. 0 

§. 146. Der angeführte Bewegungsgrund dient 
bauptſachlich nue zur Erklarung einer zweifelhaften 
Abſicht. 

H. 147. Iſt alſo die Abſicht klar, ſo wird durch 
die Unrichtigkeit des angefuhrten Vewegungsgrundes 
die Willenserklarung ſelbſt noch nicht enckraftet. 

$. 148. Hat der Erklärende den falſchen Bes 
wegungsgrund aus Irrthum für richtig angenommen, 
fo kann der, welcher dieſen Jrrthum vorſatzlich ver⸗ 
anlaßt hat, daraus keinen Vorcheil ziehen. 

H. 149. Außer dieſem Falle giebt bey Willens⸗ 
erklarunſen, woraus gegenſeitige Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten entſtehen, ein Irrthum im Bewegungs 
grunde dem Irrenden niemals das Recht, von ſeiner 
Erklarung wieder abzugeben. 

$. 150. Hingegen find Willenserklärungen, 
woraus nur der, zu deſſen Gunſten ſie geſchehen, 
allein den Vortheil ziehen würde, unkraftig, fo bald 
erhellet, daß der ausdrücklich angeführte irrige Be⸗ 
wegungsgrund die einzige Urſache der Willensaͤuße⸗ 
rung ſelbſt geweſen fey. 2 

§. 151. Was von ſalſchen Bewegungsgrün. Fache 
den verordnet iſt, das gilt auch von falſchen Ber 
ſchreibungen. 

$. 152. Wenn aus dem Inhalte der Willens Zweck. 
erklaͤrung, oder aus den Umſtänden erhellet, daß 
der Erklärende bey demjenigen, was er dem Ans 

dern 
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dern zu thun oder zu unterlaſſen auferlegt, den 
eignen Vortheil deſſelben zur Abſicht gehabt habe, 
fo iſt eine ſoſche Beſtimmung eher für einen Ende 
zweck, als für eine Bedingung zu achten. 

$. 153. Iſt etwas ausdrücklich zu einem gewiſ⸗ 
ſen Endzweck bewilligt worden, ſo tritt, wenn die 
Erklarung nicht das Gegentheil klar beſagt, der Be⸗ 
rechtigte ſofort in die Ausübung und den Genuß 
des iom bewilligten Rechtes. 

$. 154. Er verliert aber dieſes Recht wieder, 
wenn der Zweck nicht erfuͤllt wird. 

$. 155. Es findet alſo bey dem Zwecke alles 
das Statt, was in Anſehung der auflöfenden Ber 
dingungen $. 1:14. lag. verordnet iſt. 

$ 156, Iſt zur Erfüllung des Zweckes keine 
gewiſſe Zeit beſtimmt, ſo kann das dazu bewilligte 
Recht, ſo lange die Erfüllung noch möglich bleibt, 
nicht zurück genommen werden. 

S. 157. Bey Willenserflärungen unter Leben⸗ 
digen muß der beſtimmte Zweck ſchlechterdings nach 
der Erklarung erfüllt werden. 

§. 158. Kann oder will der Beguͤnſtigte dieſe 
Erfüllung nicht leiſten, ſo iſt die Erklarung unver⸗ 
bindlich. 

§. 159. Iſt jedoch der Zweck durch etwas 
Aehnliches nach der Erklärung erfüllt worden, und 
der Erklaͤrende hat ſich dabey wiſſentlich ein Jahr 
hindurch beruhigt, fo koͤnnen deſſen Erben die Art 
der Erfüllung nicht anfechten. 

$. 160. In wie fern bey Erlaͤrungen von 
Todes wegen der beſtimmte Zweck ſchlechterdings 
oder durch etwas Aehnliches, und vor oder nach 

dem Ableben des Erklaͤrenden zu erfüllen fen, iſt 
durch beſondere Geſetze beſtimmt. (Tit. 12. F. 505. 
dd. 

$. 161. 
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H. 161. In allen Fällen, wo das Recht ſelbſt, 
welches den Gegenſtand der Willenserklaͤrung aus⸗ 
macht, auf die Erben übergehen kann, treten dieſe 
auch in Anſehung der Beſugniß, die Bedingung oder 
den Zweck zu erfullen, in die Rechte des Erblaſſers. 

§. 162. Iſt aber die Bedingung oder der Zweck 
an die Perſon des Berechtigten gebunden, und ſtirbt 
dieſer vor der Erfüllung, ſo verliert die Erklaͤrung 
ſelbſt ihre Wirkſamkeit. 


$. 163. Eine der Willenserklaͤrung beigefügte Zeit. 


ungewiſſe Zeit, wo das Recht aus derſelben entwe⸗ 
der entſtehen, oder aufhören ſoll, wird einer auf⸗ 
ſchiebenden oder auflöfenden Bedingung gleich ges 
achtet. 5 
H. 164. Iſt eine gewiſſe Zeit dergeſtalt beige⸗ 
fügt, daß mit dem Ablauf derſelben die Ausübung 
des Rechtes ihren Anfang nehmen ſoll, ſo muß 
zwar der Berechtigte den Eintritt dieſes Zeitpunkts 
abwarten: 

$. 165. Doch iſt das Recht ſelbſt Für vollſtän⸗ 
dig erworben zu achten, und geht daher, wenn es 
nicht an die Perſon des Berechtigten gebunden iſt, 
auf die Erben deſſelben über. ö 

H. 166. Der Verpflichtete darf in der Zwiſchen⸗ 
zeit nichts vornehmen, wodurch das Recht des Andern 
geſchmaͤlert, oder gar vereitelt werden koͤnnte. 

H. 167. Iſt eine gewiſſe Zeit dergeſtalt beige⸗ 
füge, daß dadurch die Dauer des durch die Wil- 
lenserklärung übertragenen Rechtes beſtimmt werden 
ſoll, fo hoͤrt mit dem Ablauf dieſer Zeit das Recht 
von ſelbſt wieder auf. 

$. 168. Derjenige, dem ſolchergeſtalt ein Recht 
nur auf eine gewiſſe Zeit eingeraumt worden, darf, 
wahrend derſelben, zum Nachtheil desjenigen, an 
welchen das Recht, nach Ablauf dieſer Zeit gelan« 
gen ſoll, nichts vornehmen. 

§. 169. 


Begriffe. 
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$. 169. In beiden Fällen (§. 164. 167.) bes 
halt derjenige, welcher mit dem Ablauf der beſtimm⸗ 
ten Zeit die Sache herausgeben muß, die inzwiſchen 
gezogenen Nutzungen. 


Sünfter Titel 
Von Verträgen. 


8. Pi 


TE echfeffeitige Einwilligung zur Erwerbung oder 
Veräaͤußerung eines Rechtes, wird Vertrag genaunk. 

$. 2. Die Erklarung, einem Andern ein Recht 
übertragen, oder eine Verbindlichkeit gegen denſelben 
übernehmen zu wollen, heißt Verſprechen. 

$. 3. Dagegen iſt die bloße Aeußerung, etwas 
thun zu wollen, noch für kein Verſprechen anzu⸗ 
eben. 
re §. 3. Zur Wirklichkeit eines Vertrages wird 
weſentlich erfordert, daß das Verſprechen gültig an⸗ 
genommen worden. ($. 8. 149.) 

§. 5. Bloße Gelübde haben, als bloß einſei⸗ 
tige Verſprechen, nach bürgerlichen Geſetzen keine 
Verbindlichkeit. ’ 

$. 6. Hat der Erblaſſer ein Geluͤbde zu erfül⸗ 
len angefangen, fo wird vermuthet, daß er den 
Erben zu deſſen Vollendung habe verpflichten wollen. 

§. 7. Wenn beide Theile gegenſeitige Verbind⸗ 


lichkeiten übernehmen, fo wird ſolches ein laͤſtiger 


Vertrag genannt, 

H. 8. Woblthaͤtig heißt ein Vertrag, durch 
welchen nur Ein Theil etwas zu Gunſten des Ans 
dern zu geben, zu leiſten, zu dulden, oder zu un⸗ 
terlaſſen verpflichtet wird. 

H. 9. 
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§. 9. So weit Jemand zu rechtsgültigen Wir, Perſone 
lenserklaͤrungen fähig ft, fo weit kann er auch durchkeik, Ver 
Vertraͤge ſich ve pflichten > 9 1 95 

F. 10. Verträge, wodurch unfahige Perſonen e u 
verpflichtet werden ſollen, müſſen durch die im Ge⸗ 
ſetz oder vom Richter ihnen beſtellten Vormuͤnder 
geſchloſſen werden. (Tit. 4. $. 20 — 26.) 

§. It. Soll eine Perſon, welche durch Wil: 
lenserklaͤrungen nur Vortheile zu erwerben. fähig iſt, 
durch einen von ihr geſchloſſenen Vertrag zugleich 
Laſten übernehmen, fo hängt die Gultigkeit des gan⸗ 
zen Vertrags von der vormundſchaftlichen Genehmi⸗ 
gung ab. ? 

F. 12. So lange der Vormund ſich noch nicht 
erklart hat, kann der andere Theil von dem Ver⸗ 
trage nicht zurücktreten. 

$. 13. Doch ſteht demſelben zu allen Zeiten frey, 
dem Vormund eine Friſt zu beſtimmen, binnen wel⸗ 
cher er ſich über die Ertheilung oder Verſagung ſei⸗ 
ner Genehmigung erklaren müſſe. 

H. 14. Minderjährige und Verſchwender werden 
in Anſehung der Fahigkeit, Vertraͤge zu ſchließen, den 
Unmündigen gleich geachtet. 

§. 5. Die Unfahigkeit eines Verſchwenders 
ſich durch Verträge zu verpflichten, nimmt mit der 
Mittagsſtunde desjenigen Tages ihren Anfang, an 
welchem das Blatt der offentlichen Anzeigen, dem 
die gerichtliche Bekanntmachung zuerſt einverleibt if, 
ausgegeben worden. 

$. 16. Doch kann derjenige, welcher weiß, daß 
ein Menſch wegen Verſchwendung bereits gerichtlich 
angeklagt ſey, aus einem mit demſelben auch noch 
vor der offentlichen Bekanntmachung geſchloſſenen 
Vertrage kein Recht erlangen. 

§. 17. Die Unfaͤhigkeit des Verſchwenders, 
fi durch Vertrage zu verpflichten, dauert er 115 

Mit⸗ 
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Mittagsſtunde desjenigen Tages, an welchem die Wie⸗ 
deraufhebung der Vormundſchaft verfüge wird. 

§. 18. Bey Minderjährigen endigt 'ſich die Un⸗ 
faͤhigkeit, läſtige Verträge zu ſchließen, mit dem Ans 
fange desjenigen Tages, an welchem ſie die Volljah⸗ 
rigkeit erreichen. 

$. 19. Die Fahigkeit ſolcher Perſonen, die zwar 
das in den Geſetzen für ſie beſtimmte volljahrige 
Alter noch nicht erreicht, aber doch das Zwanzigſte 
Jahr bereits zurückgelegt haben, iugleichen derer, 
welche für volljaͤhrig erklart find, iſt gehoͤrigen Orts 
näher beſtummt. (Th 2. Tit. 18 Avoſchn. 8. 

$. 20. Pflegebefohlene, welche unter vormund⸗ 
ſchaftlicher Genehmigung eine eigene Wirthſchaft 
angeſtellt haben, werden, auch ohne Beitritt des 
Vormundes, durch ſolche Vertrage verpflichtet, welche 
zur Fuhrung dieſer eigenen Wirthſchaft unmittelbar 
gehoͤren. 

H. 21. Pflegebefohlene, welche unter vormund⸗ 
ſchaftlicher Genehmigung ſich zu einem gewiſſen 
Zwecke oder Geſchafte beſtimmt haben, find fahig 
alle Vertrage zu ſchließen, ohne welche ſie dieſe 
Beſtimmung nicht erfüllen koͤnnten. 

$. 22. Von den Vertragen der Kinder, die 
noch in väterlicher Gewalt find, ingleichen der ver⸗ 
heiratheten Frauensperſonen, find nähere Beſtim⸗ 
3 Orts veſtgeſetzt. (Th. 2. Tit. 1. 

it. 2. 

§. 23. Unverheirathete Frauensperſonen wer⸗ 
den, dafern die Provinzialgeſetze keine Ausnahme 
machen, bey Schließung der Verträge den Manns⸗ 
perſonen gleich geachtet. 

§. 24. Blinde, Taube und Stumme koͤnnen 
in fo weit Vertraͤge ſchließen, als fie ihren Wil⸗ 
len deutlich und mit Zuverläßigkeit zu außern ver⸗ 
mögen. 


925. 
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H. 25. Sind ihnen aber Vormünder beſtelle, 
ſo haben fie wegen der Fahigkeit, Verträge zu ſchlie⸗ 
ßen, die Rechte der Bloͤdſinnigen. 

$. 26. In wie fern, und unter was für Er⸗ 
forderniſſen Corporationen und Gemeinen durch 
Verträge verpflichtet werden konnen, iſt nach ihren 
vom Staate genehmigten Grundvertraͤgen zu beur⸗ 
theilen. 

$. 27. Wo dieſe nichts beſtimmen, iſt auf die 
wegen der verſchiedenen Arten der Corporationen er⸗ 
gangenen Geſetze Ruͤckſicht zu nehmen. 

H. 28. Wo auch dieſe nichts beſonderes ver⸗ 
ordnen, da bleibt es bey den von Verpflichtung der 
Corporationen überhaupt vorgeſchriebenen allgemei⸗ 
nen Grundſatzen. (Th. 2. Tit. 6.) 

H. 29. Oeffentliche Caſſen koͤnnen nur unter 
Genehmigung des vorgeſetzten Departements durch 
Verträge verpflichtet werden. 

§. 30. Iſt nach der Verfaſſung der Caſſe die 
unmittelbare Genehmung des Landesherrn noth⸗ 
wendig, ſo muß das vorgeſetzte Departement denje⸗ 
nigen, der mit der Caſſe ſich einlaſſen will, vor 
oder doch gleich bey Abſchließung des Vertrages, bey 
eigener Vertretung, davon benachrichtigen. 

$. 31. Jeder Contrahent iſt ſchuldig, nach den 
Eigenfchaften des Andern, welche auf deſſen Faͤhig⸗ 
keit, Verträge zu ſehließen, Einfluß haben koͤnnen, 
ſich gehoͤrig zu erkundigen. 

S. 32. Der bloße Mangel der Wiſſenſchaft von 
der Unfaͤhigkeit des einen Theils ſoll alſo dem Andern 
niemals zu ſtatten kommen. 

H. 33. Wer aber, nach gehörig angeſtellter Er⸗ 
kundigung, dennoch von einem Unfahigen zur Schlie⸗ 
ßung eines Vertrages verleitet worden, kann aus dem 
Vermögen deſſelben Schadloshaltung fordern. 


Allgem. Landr. I. Baud. S §.34. 
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§. 34. Wer mit einer Perſon unter achtzehn 
Jahren Verträge ſchließt, kann ſich mit der Unwlſ⸗ 
ſenheit ihres minderjährigen Alters niemals entſchul⸗ 
digen. \ 

§. 35. Ein Gleiches gilt gegen den, welcher 
einen Unfaͤhigen bloß auf deſſen Verſicherung, auch 
wenn dieſelbe eidlich beſtaͤrkt würde, für fähig ange⸗ 
nommen hat. 

§. 35. Wer, feiner Unfaͤhigkeit ſich bewußt, 
einen Andern zur Schließung eines Vertrages verlei⸗ 
tet hat, ſoll als ein Betruͤger geſtraft werden. (Th. 2. 
Tit. 20. Abfchn. 14.) 

$. 37. Ein Vertrag, welcher wegen der Unfä- 
bigkeit des einen Theils unverbindlich iſt, erlangt 

0 durch ein nach gehobener Unfaͤhigkeit erfolgendes An⸗ 

erkenntniß nur in ſo fern verbindliche Kraft, als 
dies Anerkenntniß ſelbſt für einen neuen rechtsguͤlti⸗ 
gen Vertrag angeſehen werden kann. 

F. 38. Ein ſolcher neuer Vertrag erſtreckt ſich 
nur alsdann auf den Anfang des Gefchäftes zu⸗ 
rück, wenn dieſes zugleich ausdrücklich verabredet 


worden. 
binde en, F. 39. Ueber alles, was der Gegenſtand einer 
rechtsguͤltigen Willenserklärung ſeyn kann, koͤn⸗ 
nen auch Vertraͤge geſchloſſen werden. (Tit. 4. 
§. 5 — 19.) 
Dr H. 48. Vertrage, durch welche Jemand die 
Haudlun, Handlung eines Dritten verſpricht, verpflichten den⸗ 
gen, ober ſeben in der Regel nur, feine Bemühungen zur 
Bewirkung der verſprochenen Handlung anzuwenden. 
H. 41. Kann er dadurch die Handlung nicht 
bewirken, ſo iſt auch für den andern Theil keine 
Verbindlichkeit, den Vertrag von ſeiner Seite zu 
erfuͤllen, vorhanden. 
H. 42. Vielmehr muß ihm dasjenige, was er 
auf Rechnung eines ſolchen Vertrags bereits gegeben 
oder 
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oder geleiſtet hat, zurückgegeben, oder wenn dies 
nicht geſchehen kann, vergütet werden. 

$. 3. Hat der Verſprechende keine Muͤhe an⸗ 
gewendet, die verſprochene Handlung zu bewirken, 
ſo muß er dem Andern den aus deren Unterbleibung 
entſtehenden Schaden erſetzen. 

9. 44. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Verſprechende durch ſein eigenes grobes oder maßiges 
Verſehen Schuld daran iſt, daß die verſprochene 
Handlung nicht erfolge. ! 

$. 45. Erhellet aus dem Vertrage, daß der 
Verſprechende nicht bloß ſeine Bemühungen anzu⸗ 
wenden, ſondern wirklich fur den Erfolg zu ſtehen 
uͤbernommen habe, ſo muß er bey nicht bewirkter 
Handlung dem Andern vollſtändige Genugthunng 
leiſten. 

H. 45. Haben beide Theile ausdrücklich überb) über die 
fremde Sachen, oder Rechte einen Vertrag geſchlof fegte 
fen, fo iſt anzunehmen, daß der eine ſich nur ver-ten, 
pflichten wollen, den Dritten zum Beſten des Ans 
dern zu einer dem Vertrage gemaͤßen Handlung zu 
vermoͤgen. 

$. 47. Kann dieſe Abſicht der Contrahenten 
nach dem Inhalte des Vertrages oder nach den Um⸗ 
ſtanden nicht an ſenommen werden, fo hat derglei⸗ 
chen Vertrag keine rechtliche Wirkung. 

§. 48. Doch muß jeder dem Andern dasjenige, 
was in Nückficht auf einen folchen Vertrag wirklich 
gegeben, oder geleiſtet worden, vergüten. 

$. 49. Hat derjenige, welcher die fremde Sache 
verſpricht, für den Erfolg zu ſtehen, ſich aus⸗ 
druͤcklich verpflichtet, fo findet die Vorſehret des 
$, 45. Anwendung. 

$. 50. Lag bey dem Vertrage um die Sache 
oder das Recht eines Dritten eine unerlaubte ano⸗ 
lung von Seiten beider Theile zum Grunde, ſo fallt 

2 der 
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der von einem oder dem Andern daraus ſchon ge⸗ 
zogene Gewinn dem Fiskus anheim 
1 §. 5. Vertrage, wodurch Jemand zu abſolut 
Hanblun⸗ unmögfichen Handlungen oder Leitungen verpflichtet 
gen, werden ſoll, ſind nichtig. 
$. 52. Gleiche Bewandniß hat es mit der be⸗ 
dingten (hypothetiſchen) Unmöglichkeit, wenn fie 
zur Zeit des geſchloſſenen Vertrages beiden Theilen 
bekannt, oder beiden unbekannt war. 
$. 53. War die bedingte Unmoͤglichkeit nur 
demjenigen bekannt, der zu der unmoͤglichen Hand» 
lung oder Leiſtung ſich verpflichtete, ſo muß er den 
andern Theil vollſtaͤndig entſchädigen. 
$ 54. Wußte nur derjenige, welcher eine Hand⸗ 
lung oder Leiſtung ſich verſprechen ließ, daß dieſelbe 
dem Verſprechenden unmoglich ſey, fo hat zwar der 
Vertrag ſelbſt keine verbindliche Kraft; 
§. 55. Hat jedoch der, welcher ſich das Un⸗ 
mögliche verſprechen ließ, dem Verſprechenden in 
Ruckſicht auf den Vertrag, bereits etwas gegeben, 
oder geleiſtet, fo iſt das Geſchaͤft für eine Schen⸗ 
kung anzuſehen. 5 
§. 6. In allen Fällen beſteht der Vertrag, 
wenn darin einem oder dem andern Theile die Wahl 
gelaffen worden, ſtatt des Unmoͤglichen etwas anders 
zu fordern, oder zu leiſten. 
§. 57. Gleiche Bewandniß hat es alsdann, 
wenn die bey Schliefung des Vertrages obwaltende 
bedingte Unmöglichkeit bis zu der zur Erfüllung be» 
. ſtimmten Zeit aufhoͤrt. 
cee, . 38. Verträge über Sachen, welche dem Ver⸗ 
&e zem kehr entzogen worden, find in jo fern gültig, als 
Bett das Hinderniß gehoben werden kann. 
mn §. 50. Doch kann die Erfüllung erſt nach wirk⸗ 
lich erfolgter Hebung des Hinderniſſes gefordert 


werden. s 
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$. 60. Iſt dazu eine gewiſſe Zeit beſtimmt, fo 
verliert, nach fruchtloſem Ablauf derſelben, der Ver⸗ 
trag von ſelbſt ſeine Kraft. 

H. 61. Iſt keine Zeit beſtimmt, fo muß Dies 
ſelbe auf Verlangen des einen oder des andern Theils, 
von dem Richter, nach Bewandniß der Umſtande, 
veſtgeſetzt werden. 

$. 62. Haͤngt die Hebung des Hinderniſſes von 
der Handlung eines Dritten ab, zu deren Bewir⸗ 
kung ſich einer der Contrahenten verpflichtet hat, fo 
finden die Vorſchriften H. 40 — 45. Anwendung. 

§. 63 Hat keiner von beiden Theilen ſich zur 
Hebung des Hinderniſſes beſonders verpflichtet, ſo 
liegt die Verhindlichkeit dazu demjenigen ob, dem 
allein nur das Daſeyn deſſelben bekannt war. 

$. 64. War das Dafeyn des Hinderniſſes bei⸗ 
den Theilen bekannt, fo muß derjenige, welcher 
wegen eines Mangels in ſeiner Perſon, uͤber eine 
ſolche Sache den Vertrag nicht fehließen kann, für 
die Hebung des Hinderniſſes ſorgen. 


$. 65. Kann auch hiernach die Frage nicht 


entfchieden werden, fo iſt bey bloß wohlthaͤtigen 
Vertragen, derjenige, welcher den Vortheil genießen 
will, für die Hebung des Hinderniſſes zu ſorgen 


verpflichtet. 


$. 66. Bey laͤſtigen Vertraͤgen aber haben 
beide Theile dazu gleiche Verbindlichkeit. 


$. 67. Kann, der gehörig angewandten Muͤhe 


ungeachtet, das Hinderniß nicht gehoben werden, 
fo findet alles dasjenige Statt, was für den Fall, 
wenn über eine bedingt unmoͤgliche Handlung oder 
Leiſtung ein Vertrag geſchloſſen worden $. 5 — 87. 
verordnet iſt. 


h aͤge uͤ e) über un 
$ 68. : Verträge Über unerlaubte Handlungen aue 


gelten eben fo wenig, als über unmoͤgliche. Handlun 
gen. 


$. 69. 
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§. 69. Kann jedoch von dem entgegen ſtehen⸗ 
den Verbotsgeſetze Dispenſation Statt finden, fo gilt 
von ſoſchen Vertragen eben das, was von Vertraͤ⸗ 
gen über Sachen, die dem Verkehr entzogen find 
$. 58 67 vorgeſchrieben iſt. 


oe .o. Verträge, deren Erfüllung Niemanden 

: einen Vortheil oder Nutzen gewaͤhren kann, müllen 
auf den Antrag desjenigen, welcher dadurch belaſtet 
iſt, von dem Richter aufgehoben werden. 

5 $ 71. Vertrage, deren Gegenftand ſich gar 

zen Ber, nicht beſtimmen laßt, oder deren Beſtimmung oder 

Tragen. Erfüllung der Willkuͤhr des Verpflichteten lediglich 
üͤberlaſſen iſt, find unverbindlich. (§. 235— 240.) 

9 72. Iſt die nähere Beſtimmung einer unbe⸗ 
ſtimmt übernommenen Verbindlichkeit dem Ausſpruch 
eines Dritten überlaffen worden, fo iſt der Vertrag 
guͤltig, wenn der Dritte den Ausspruch thut. 

H. 73. Er kann aber, denſelben zu thun, wider 
ſeinen Willen nicht angehalten werden. 

mai F. 74. Auch die Vortheile einer Dritten kön⸗ 


den Vor nen der Gegenſtand eines Vertrages ſeyn. 


heil eines 


Dritten. 


A, Von 


der Aeeep⸗ 


tation. 


$. 75 Der Dritte ſeſbſt aber erlangt aus einem 
ſoſchem Vertrage, an deſſen Schließung er weder 
mittelbar noch unmittelbar Theil genommen hat, erſt 
alsdann ein Recht, wenn er demſelben mit Bewilli⸗ 
gun der Hauptparteien beigetreten iſt. 
§. 76. Bis dieſer Beitritt erfolgt, kann der 
zu ſeinem Vortheile geſchloſſene Vertrag nach dem 
Einverſtaͤndniß der Contrahenten geändert, oder gar 
aufgehoben werden. 5 
FSi. 77. Iſt aber dem Dritten der Antrag zum 
Beitritt einmal geſchehen, fo muͤſſen die Contra⸗ 
henten feine Erklaͤrung über die Annahme abwarten. 
$ 78. Alles, was zur Rechtsgültigkeit einer 
Willenserklaͤrung überhaupt gehoͤrt, wird auch zur 
Gültigkeit der Annahme eines Verſprechens . 
79. 
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H. 79. Durch die Annahme eines gültigen Ver⸗ 
ſprechens wird der Vertrag geſchloſſen. 

$. 80. Der Augenblick, in welchem die Ans 
nahme gehoͤrig erklart worden, beſtimmt alſo auch 
den Zeitpunkt des geſchloſſenen Vertrages. 

$. 81. Handlungen, welche die Annahme des 
Verſprechens vorausſetzen, werden einer ausdrückli⸗ 
chen Annahme gleich geachtet. 

§. 82. Wenn das, was der eine Theil fordert, 
oder verlangt, von dem Andern bewilligt worden, 
ſo bedarf es von Seiten des Erſtern keiner beſon⸗ 
dern Annahme. 

6. 83. Durch die Annahme kann Niemand mehr 
Recht erwerben, als von dem Andern angetragen 
worden. 

$. 84. Die Annahme muß unbedingt und un⸗ 
eingeſchraͤnkt ſeyn, wenn dadurch der Abſchluß des 
Vertrages erfolgen ſoll. 

H. 35. Geſchieht die Annahme nur unter Bes 
dingungen oder Einfchränfungen, fo kann der Ver⸗ 

ſprechende feinen Antrag zuruͤcknehmen. 

§. 86. Vertrage konnen nicht nur perſonlich 
oder durch Bevollmächtigte, ſondern auch durch 
Briefwechſel errichtet werden. 

$. 87. So weit Perſonen auf den Grund einer 
wirklich aufgetragenen, oder einer zu vermuthenden 
Vollmacht, die Geſehaͤfte eines Andern zu beſorgen 
berechtigt find, fo weit koͤnnen fie auch Anträge, 
die ihm geſchehen, in ſeinem Namen annehmen. 
(Tit. 13. §. 120. qq.) 

5. 88. Außer dieſem Fall erlangt durch die Anz 
nahme eines Dritten derjenige, welchem das Ver⸗ 
ſorechen geſchehen iſt, in der Regel noch kein Recht. 
(Tit. 11. §. 1060.) 

§. 89. Iſt aber) durch die erklärte Annahme 
ein wirklicher Vertrag zwiſchen dem Verſprechenden 

und 
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und dem Annehmenden zu Gunſten des Dritten ge⸗ 
ſchloſſen worden, fo finden die Vorſchriften §. 74 
— 77. Anwendung. 
zum §. 90. Die Annahme eines Verſprechens muß, 
Beh der wenn fie gegen den Verſprechenden verbindliche Kraft 
Annahme, haben foll, zur gehoͤrigen Zeit geſchehen. 

$. 91. Hat der Autragende einen gewiſſen Zeit⸗ 
raum zur Erklarung über den Antrag beſtimmt, fo 
iſt der Andere bis zum völligen Ablauf eines Zeitraums 
zur Annahme berechtigt. 

$ 92. Hat der Antragende die Zeit zur Erkläͤ⸗ 
rung über den Antrag dem Gutbefinden des Andern 
überlaffen, fo. kann er dennoch, wenn der Andere 
zoͤgert, demſelben eine Friſt zur Annahme beſtimmen. 

H. 93. Iſt jedoch die Bedenkzeit ausdrücklich 
zu einem gewiſſen Zwecke verſtattet worden, ſo muß 
die zu beftimmende Friſt fo beſchaffen ſeyn, daß in⸗ 
nerhalb derſelben der Zweck erreicht werden koͤnne. 

H. 94. Iſt bey dem Antrage wegen der Zeit 
zur Annahme gar nichts beſtimmt worden, ſo muß 

| die Erklärung über einen mündlichen Antrag fogleich, 
als derſelbe geſchehen ift, abgegeben werden. 

$ 95. Iſt unter Perſonen, die an Einem 
Orte ſich aufhalten, der Antrag ſchriftlich geſchehen, 
fo muß die Erklarung darüber binnen vier und zwan⸗ 
zig Stunden erfolgen. 

H. 96. Iſt der Antrag unter Abweſenden ſchrift⸗ 
lich geſchehen, ſo kommt es auf den Zeitpunkt an, 
da der Brief an dem Orte, wo der Andere ſich auf⸗ 
baͤlt, nach dem gewoͤhnlichen Laufe der Poſten hat 
eingehen konnen. 

§. 97. Mit der nächſten fahrenden oder reiten⸗ 
den Poſt, welche nach dieſem Zeitpunkte abgeht, 
muß der Antrag beantwortet werden. 

§. 98. Doch iſt, wenn mit der erſten Poſt 
keine Antwort erfolgt, der Antragende ſchuldig, noch 

den 
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den nächftfofgenden Poſttag, wegen möglicher Zwi⸗ 
ſchenfaͤlle abzuwarten. 

$. 99. Iſt der ſchriftliche Antrag durch einen 
eigenen Boten geſchehen, ſo muß der Antragende den 
längſten Zeitraum, binnen welchem ein ſolcher Bote 
ohne ungewöhnliche Zwiſchenfaͤlle zurückkommen kann, 
abwarten. 

§. 100. Kommt der Bote in diefem Zeitraume 
nicht zuruͤck, ſo muß der Antragende den Andern 
davon benachrichtigen, und ihm zugleich eroͤfnen, 
ob ſer noch ferner an den Antrag gebunden ſeyn wolle. 

$. 101. Geſchieht der Antrag einer Corporation 
oder Gemeine, fo muß der Antragende auf die Er⸗ 
klärung derſelben fo lange Zeit warten, als erfor⸗ 
derlich iſt, daß uͤber den Antrag ein verfaſſungsmaͤ⸗ 
ßiger Entſchluß genommen und ihm bekannt gemacht 
werden koͤnne. 

$. 102, In allen Fällen, wo nicht ein Anderes 
ausdrücklich beſtimmt iſt, wird dafür gehalten, daß 
die Annahme in dem Zeitpunkte geſchehen ſey, wo 
der Annehmende alles gethan hatte, was von feiner 
Seite zur Bekanntmachung ſeiner Erklaͤrung au den 
Antragenden erforderlich war. 2 

$. 1.3. Sobald aber die vorſtehend $. 90. Iq. 
beſtimmten Friſten zur Erklarung über den Antrag 
fruchtlos verlaufen ſind, kann der Antragende zu⸗ 
ruͤcktreten. 5 

§. 104. Er muß jedoch demjenigen, welchem 
der Antrag geſchehen iſt, unter Gegenwaͤrtigen ſofort, 
unter Abweſenden aber mit der nächften Poft Nach⸗ 
richt geben, daß er den Antrag zuruͤcknehme. 

$. 105. Hat er dieſes unterlaſſen, und es findet 
ſich in der Folge, daß der‘ Andere feine Annahme 
wirklich zu rechter Zeit erklärt habe, fo muß er dem⸗ 
ſelben für, den Schaden, welcher aus den zur 55 

ul⸗ 
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fuͤllung des Vertrags gemachten Anſtalten in der 
Zwiſchenzeit erwachſen iſt, gerecht werden. 
§. 106, Wenn nach geſchehenem Antrage, und 
vor dem Ablaufe der vorſtehend beſtimmten Friſten, 
der eine oder der andre Theil verſtirbt, ſo wird durch 
dieſen Tod in den Rechten und Pflichten wegen der 
Annahme nichts geandert. 
$. 107. Zielte jedoch der Antrag ausdrücklich 
nur zur perfönlichen Beguͤnſtigung desjenigen ab, 
welchem derſelbe gemacht wurde, ſo ſind ſeine Erben 
zu der von dem Erblaſſer noch nicht geſchehenen An⸗ 
nahme nicht berechtigt. 
$. 108. In Fallen, wo wegen des Abſterbens 
eines oder des andern Theils, von einem ſchon wirk⸗ 
lich geſchloſſenen Vertrage vor der Erfuͤllung wieder 
abgegangen werden kann, geht durch den Tod auch 
das Recht zur Annatzme verloren. (F. 415. Ig.) 
15 gen $. 159. Zur Gültigkeit eines Vertrages gehört, 
+ Ba außer der wechſelſeitigen Einwilligung, auch die 
Beobachtung der in den Geſetzen vorgeſchriebenen 
orm. i 
2 $. 120, Iſt aber die Beobachtung einer For⸗ 
malität im Geſetz nur unter Androhung einer Strafe 
verordnet, ſo bleibt der Vertrag gültig, wenn gleich 
die Formalität verabſaumt worden. 
22 Rech §. III. Die Form eines Vertrags iſt nach 
Ben den Geſetzen des Ortes, wo er geſchloſſen worden, 
die Form zu beurtheilen. 
dbelenſeß. §. 112. Iſt unter Abweſenden ein förmlicher 
Vertrag errichtet worden, ſo wird die Form deſſel⸗ 
ben nach den Geſetzen desjenigen Ortes beurtheilt, 
von welchem das Inſtrument datirt iſt. 
§. 113. Iſt aber der Vertrag unter Abweſen⸗ 
den bloß durch Briefwechſel ohne Errichtung eines 
ſoͤrmlichen Inſtruments geſchloſſen worden, und wal⸗ 
tet in den Wohnortern der Contrahenten eine ar 
0 chie⸗ 
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ſchiedenheit der geſetzlichen Formen ob, ſo iſt die 
Gültigkeit der Form nach den Geſetzen desjenigen 
Ortes zu beurtheilen, nach welchen das Geſchaft 
am beſten beſtehen kann. 

$. 114. Eben dieſes findet Statt, wenn der 
Vertrag von mehrern Orten, welche in Anſehung 
der Form verſchiedene Rechte haben, datirt if. 

$. 115. In allen Fällen, wo unbewegliche Sa⸗ 
chen, deren Eigenthum, Beſitz oder Nutzung, der 
Gegeuftand eines Vertrags find, muͤſſen wegen der 
Form die Geſetze des Ortes, wo die Sache liegt, 
beobachtet werden 

$ 116. Verträge, welche vermoͤge des Geſet⸗ J Bar 
zes oder einer Abrede der Parteien, ſchriftlich geschen Ver, 
ſchloſſen werden ſollen, erhalten ihre Gültigkeit erſtträgen. 
durch die Unterſehriſt. 

$. 117. In allen Fällen, wo die Parteien den 
Vertrag ſchriftlich zu ſchließen, verabredet haben, 
wird vermuthet, daß nicht bloß der Beweis, ſon⸗ 
dern ſe bſt die verbindliche Kraft des Vertrages von 
der ſchriftlichen Abfaſſung deſſelben abbangen ſolle. 

$. 118. Auch eigenhändig geſchriebene Aufſaͤtze 
find, vor binzugefommener Unterſchriſt, nicht für 
vollendete Vertrage zu achten. 

$. 9. Die Beſiegelung eines unterſchriebenen 
und ausgehaͤndi ten Inſtruments aber iſt nicht noth⸗ 
wendig, wenn aleich darin der Siegel gedacht wird. 

$. 120. Eine von beiden Theilen unterſchrie⸗ ae 
bene Punctation, aus welcher die gegenſeitige Ein⸗nen. 
willigung derſelben in alle weſentliche Bedingungen 
des Geſchaftes erhellet, iſt mit einem foͤrmlichen Con⸗ 
traete von gleicher Guͤltin keit. 

$. 121. Es kann alſo auf Erfuͤllung derſelben 
geklagt werden 

H. 22. Iſt zur gerichtlichen Verlautbarung, 
Beſtätigung, oder Eintragung eine foͤrmliche 5 5 

er⸗ 
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fertigung des Vertrages nothwendig, ſo kann dieſe 
nach dem Inhalte der Punctation von dem Richter 
verfügt werden. 
$. 123. Weigert ein Theil feine Unterſchrift 
beharrlich, fo kann der Richter dieſelbe ergaͤnzen. 
$. 124. Iſt der Gegenſtand ein auswärtiges 
Grundſtück, und nach den Geſetzen des Ortes ein 
von beiden Theilen unterſchriebener fürmlicher Con⸗ 
tract nothwendig; ſo kann der die Unterſchrift be⸗ 
harrlich verweigernde Theil durch Execution dazu an 
gehalten werden. 
$. 125. Fehlen aber in der Punctation weſent⸗ 
liche Beſtimmungen; oder haben die Parteien die 
Verabredung gewiſſer Nebenbedingungen ſich darin 
ausdruck ich vorbehalten, fo find dergleichen Puncta⸗ 
tionen nur als Tractaten anzuſehen. 
$. 126. Das von Gerichten oder von einem 
Juſtizcommiſſario aufgenommene Protokoll über einen 
zu errichtenden Vertrag hat mit einer Punctation 
gleiche Wirkung. 0 
4% Ven $. 1.7. Iſt ein Vertrag ſchriftlich geſchloſſen 
0 worden, ſo muß alles, was auf die Verabredung 
benabte der Parteien ankommt, bloß nach dem ſchriftlichen 
den. Contkacte beurtheilt werden. 
§. 18. Auf vorgeſchuͤtzte mündliche Nebenab⸗ 
reden wird, ohne Unterſchied des Gegenſtandes, keine 
Rückſicht genommen. 5 
$. 19 Vielmehr muͤſſen Nebenbeſtimmungen, 
welche die Art, den Ort, oder die Zeit der Erfuül⸗ 
lung, oder andere dabey vorkommende Maaßgaben 
betreffen, ſo weit fie im Contracte nicht veſtgeſetzt 
worden, von dem Richter lediglich nach den Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze erganzt werden. 
$. 130. Was im Contracte unleſerlich geſchrie⸗ 
ben, oder undeutlich ausgedruckt worden, und nicht 
aus 
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aus dem Zuſammenhange klar erhellet, muß auf 
andere e Art ausgemittelt werden. 
§. 131 Ein jeder Vertrag, deſſen Gegenstand Geſeg⸗ 


ſich lber künftig Thaler in Silber- Courant beläuft, ende. 
muß d errichtet werden. Reit, 


H. 13 It der Vertrag auf Gold geſchloſſen, e e 
ſo werden drey Thaler Silber Courant einem Da träge. 
katen, und funf und ein Viertel-Thaler einer Gold⸗ 
muͤnze von fünf Thalern gleich gerechnet. 

$. 133. Auch andere bloß einſeitige Willenser 8 800 
klaͤrungen mäljen bey Gegenſtanden über funfzi⸗ che 
Thaler, ſobald ihre Folgen ſich auf die Zukunft hin our 
auserſtrecken ſollen, ſchriftlich abgef ßt werden. Alen 

$ 134. Zu Entſagungen und Verzichtleiſtun Rärungen 
gen, nicht aber zum Beweiſe der erfolgten Zablung dig ſeh. 
oder fonftisen Erfüllung einer Verbindlichkeit, find 
ſchriftliche Urkunden erforde lich. 

$. 135. Vertrage und Erklärungen über Geund- Bae 
gerechtigfeiten, ingleichen über beitändige perſonl, eg 
Laſten und Pflichten, erfordern allemal eine ſchrift⸗ e 
lich Abfaſſung. tel, 

§. 135. Bey terminlichen Leiſtungen, wo ent-b) bey ter, 
weder die Zahl der Termine unbestimmt iſt, opertinlicen 
fammtliche Termine zuſammen die Summe von funf-gen, 
zig Talern überfteigen, find ſchriftliche Contracte 
nothwendig. v 

H. 137. Doch bedarf es bey den Miethen des 
gemeinen Geſindes keines ſchriftlichen Vertrages. 
(Th. 2. Tit. J. Abſchn. 1.) 

$. 138. Bey gewagten Vertraͤgen wird nichts) ben ger 
auf die Größe des ungewiſſen Gewinnes, ſondern Veiträ⸗ 
nur auf das geſehen, was dagegen geſetzt oder ver' den. 
ſprochen worden. 

§. 139. Iſt aber von beiden Seiten ein ges 
wagtes Geſchaͤft vorhanden, ſo muß der Vertrag 
allemal ſchriftlich abgefaßt werden. 

5. 140. 
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ae H. 140. Conventionalſtrafen werden nicht zu 
onalſtra der Summe oder dem Werthe der Sache gerechnet, 
fen. woruber die Hauptverbindlichkeit eingegangen worden. 
§. 141. Ueherſteigt aber die Conventionalſtrafe 

ſelbſt die Summe von funfzig Thalern, fo iſt ein 

ſchriftlicher Vertrag nothwendig. 

le §. 142. Zwiſchen Abwefenden vertritt die ge 
ſchriftli⸗ Führre Correſpondenz die Stelle des ſchriftlichen 
cher Ber Vertrages, in fo fern die Bedingungen und die wech⸗ 


ſel. entnehmen find. 
§. 143. Iſt zu dem Geſchaͤſte, woruͤber der 
Vertrag geſchloſſen worden, die Ausfertigung eines 
foͤrmlichen Inſtruments erforderlich, fo vertritt der 
8 Briefwechſel die Stelle einer Punctation. (S. 20. qq.) 
Hale, n F. 144. Es bedarf keines ſchriftlichen Vertra eg, 
feines wenn Jemanden Sachen in Verwahrung gegeben 
ſchufthe, werden. Tit. 14. Abſchn. k.) 
krages ber F. 145. Jugleichen, wenn Gaſtwirthen, Fuhr⸗ 
darf.. leuten, oder Schiffern, Habſeligkeiten von Reiſenden 
anvertraut werden. . 
H. 146. Wenn ein Vertrag über bewegliche 
Sachen von beiden Theilen ſogleich erfülle wird, fo 
kann zur Anfechtung des ſolchergeſtalt abgemachten 
Geſchaͤftes, der Mangel eines ſchriftlichen Vertrages 
nicht vorgeſchuͤtt werden. 
§. 147. Auch kann keiner von beiden Theilen 
wegen eines ſolchen abgemachten Geſchaͤftes, auf 
den Grund vorgeblicher mündlicher Nebenabreden, 
den Andern in Anſpruch nehmen. 
§. 148. Wenn über bewegliche Förperliche Sa⸗ 
chen außerhalb Landes an einem Orte, wo münd⸗ 
liche Verträge ohne Unterſchied yülfig find, derglei⸗ 
chen Vertrage gefchloffen worden, ſo kann der Mans 
gel der ſchriftlichen Abfaſſung auch in den hieſigen 
Gerichten nicht vorgeſchuͤtzt werden. 
§. 149. 


Von Vertragen. 79 


§. 149. Kaufhandlungen uͤber Meß = und 
Marktwaaren, die von Kaufleuten mit andern Per⸗ 
ſonen wahrend der Meſſe oder des Marktes geſchloſ⸗ 
fen, und ſogleich erfüllt, oder in kaufmaͤnniſch ge⸗ 
fuhrte Bücher eingetragen worden, erfordern keinen 
ſchriftlichen Contract. 

$. 150. Außerdem müſſen auch ſolche Kauf⸗ 
handlungen ſchriftlich abgefaßt, oder von beiden 
Theilen dem, nach Vorſchrift der Gerichtsordnung, 
anzuordnenden Meß- oder Marktgerichte mündlich 
angezeigt werden. a 

H. 151. Was wegen der ſchriftlichen Verträge 
bey kaufmaͤnniſchen Geſchaͤften, unter Kaufleuten, 
in und außer den Meſſen und Maͤrkten Rechtens 
fen, iſt gebörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 8. 
Abſehn. 7.) 

9 152. Die von dem Schuldner geſchehene 
Unterſchrift einer Rechnung über gelieferte Waaren 
ober Arbeiten, vertritt in allen Faͤllen die Stelle 
eines ſchriftlichen Vertrages. 

9. 153. Wenn ein Dritter einem zwiſchen ans 
dern Eontrahenten geſchloſſenen Vertrage, welcher 
nach den Gefegen ſchriftlich verfaßt werden mußte, 
beitreten will, fo muß dieſer Beitritt ebenfalls ſchrift⸗ 
lich erklart werden. 

§. 154. Mündliche Verlängerungen eines nachgon 55 
den Geſetzen in Schriften abgefaßten Vertrages gelegen 
ten nur fo weit, als die Geſetze die Zuläßigfeit einer 
ſtillſchweigenden Verlängerung, und deren Friſten, 
ausdrücklich beſtunmen. (Tit. 21. Abſchn. 2.) 2 

§. 155. Iſt in Fällen, wo die Geſetze einen 
ſchriftlichen Vertrag erfordern, derſelbe bloß muͤnd⸗wenn d 
lich geſchloſſen, und noch von keinem Theile erfülle tau 
worden, ſo findet daraus keine Klage Statt. unterblie: 

$. 156, Hat aber ein Contrahent von dem An⸗ben if. 
dern die) Erfüllung, bereits, ganz, oder zum Theil 

ange⸗ 
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angenommen, ſo iſt er verpflichtet, entweder den 
Vertrag auch von ſeiner Seite zu erfuͤllen, oder 
das Erhaltene zurückzugeben oder zu verguͤten. 

§. 157. Waͤhlt er letzteres, fo muß er die auf 
Rechnung des Vertrages erhaltene Sache in dem 
Stande, wie er fie empfangen hat, zurückgeben. 

$. 158. Wegen der Nutzungen, ingleichen we⸗ 
gen der in der Zwiſchenzeit vorgefallenen Verbeſſerun⸗ 
gen, iſt er einem unrechtfertigen Beſitzer gleich zu 
achten. (Tit. 7. F. 223. lad.) 

§. 159. Kann er die empfangene Sache, in 
dem Stande, in welchem ſie ſich zur Zeit der Ueber⸗ 
gabe befunden hat, nicht zurückgeben, und will den⸗ 
noch den mündlichen Vertrag nicht erfüllen, ſo muß 
er den muͤndlich verabredeten Werth erſetzen. 

$. 160. Iſt kein Werth verabredet worden, 
ſo muß derjenige, welchen die Sache zur Zeit der 
Uebergabe gehabt hat, ausgemittelt und erſetzt 
werden. 

$. 161. Hat der, welcher den mündlichen Ver⸗ 
trag nicht erfullen will, dem andern Contrahenten 
auf Rechnung deſſelben etwas gegeben, ſo kann er 
daſſelbe zwar ebenfalls zuruckfordern; 

$. 162. Er muß aber die gegebene Sache in 
dem Stande wieder annehmen, in welchem ſie ſich 
zu der Zeit, da feine Weigerung zur Wiſſenſchaft 
des Andern gelangt iſt, befunden hat. 

$. 163. Ueberhaupt hat derjenige Contrahent, 
welcher den muͤndlichen Vertrag zu erfüllen bereit 
war, in Anſehung der an den Andern, welcher 
zurücktritt, zu leiſtenden Rückgabe durchgehends die 
Rechte eines redlichen Beſitzers. (Tit. 7. H. 188. lag.) 

$. 164. Iſt einem oder dem andern Theile auf 
Abſchlag des mündlichen Vertrages etwas bezahlt 
worden, ſo muß der, welcher zuruͤcktritt, vom 
Tage der empfangenen Zahlung, der andere aber, 

wel⸗ 
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welcher den Contract zu erfüllen bereit war, vom 
Tage des ihm angekündigten gegenfeitigen Rücktritts, 
landubliche Zinſen entrichten. 

§. 163. Hat der mündliche Vertrag Handlun⸗ 
gen zum Hauprgegenſtande gehabt, und ſind dieſe 
ſämmtlich geleiſtet worden, fo muß die Verguͤtung 
nach der mündlichen Abrede erfolgen. 

$. 166. Sind die Handlungen nur zum Theil 
geleiſtet worden, und der Verpflichtete will durch 
Leiſtung der übrigen den Vertrag nicht vollftändig 
erfüllen, fo kann der Berechtigte von der mündlich 
verabredeten Verguͤtung ſo viel abziehen, als erfor⸗ 
derlich iſt, ſich die noch ruͤckſtaͤndigen Leiſtungen 
zu verſchaffen. 

$. 167. Will hingegen der Berechtigte die Lei⸗ 
ſtung der noch ruͤckſtaͤndigen Handlungen nicht anneh⸗ 
men, fo muß der Werch der ſchon wirklich geleiſte⸗ 
ten nach den Geſetzen ausgemittelt und vergütet 
werden. 

$. 168. Uebrigens finden aus einem bloß münd⸗ 
lichen Vertrage, wegen der von dem einen oder dem 
andern Theile verweigerten Erfüllung, keine Forde⸗ 
rungen von Entſchaͤdigungen oder Jutereſſe Statt. 

$. 169, Iſt ein ſchriftlich abgefahter Vertrag Was ech, 
verloren gegangen, ſo find zur Ausmittelung ſeinesgem de 
Inhalts alle in den Geſetzen gebilligte Beweismil⸗ſchaiſtliche 
sel zuläßig. nich ed 

$. 170. Hat einer der Contrahenten den Verluſtoorbauder 
oder die Vernichtung des Inſtrüments vorſatzlichelt 
veranlaßt, ſo wird die Angabe des Andern von dem 
Inhalte fo lange für richtig angenommen, bis das 
Gegentheil klar erwieſen iſt. 

$. 171. Blinde und Taubſtumme müſſen ihres) Von 
ſchriftlichen Vertrage gerichtlich aufnehmen laſſen. chen der, 

§. 172. Perſonen, die des Schreibens und Le⸗ tragen. 
ſens unkundig oder durch einen Zufall am Schrei⸗ 
Allgem. Lande, I. Band. 5 ben 1 
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ben verhindert ſind, muͤſſen in Faͤllen, wo es eines 
ſchriftlichen Contracts bedarf, folchen gerichtlich oder 
vor einem Juſtizcommiſſario errichten. 

$. 173. Bey gemeinen Landleuten dieſer Art 
iſt die Aufnehmung vor den Dorfgerichten mit Zu⸗ 
ziehung eines vereideten Gerichtsſchreibers hinreichend. 

$. 164. Außſergerichtliche auch ſchriftliche Ver⸗ 
traͤge ſolcher Perſonen, bey welchen die F. 17T. 


172. 173, vorgeſchriebene Form nicht beobachtet wor⸗ 


den, werden den bloß muͤndlich geſchtoſſenen gleich 
geachtet. 

$. 175. Kann ein ſolcher Contrahent dem Pro⸗ 
tokoll oder Contract auch feine Namensunterſchrift 
nicht ei enhaͤndig beifügen, fo muß er das Inſtru⸗ 
ment an der zur Unterſchrift beſtimmten Stelle mit 
Kreutzen oder einem andern gewoͤhnlichen Handzeichen 
bemerken. 

$. 76. Unter dieſen Zeichen muß der Richter 
oder Juſtizcommiſſarins gehoͤrig atteſtiren, daß und 
warum fie von dem Contrahenten ſtatt der Unter⸗ 
ſchrift gebraucht worden. 

H. 177. Kann der Contrahent auch keine ſolche 
Zeichen beifügen, fo muß ein von ihm gewählter 
Beiſtand die Unterſchrift in ſeinem Namen leiſten; 
und daß dieſes gefchehen ſey, von dem Richter oder 
Juſtizeommiſſario atteſtirt werden. 

$. 178. Die unterlaſſene Beobachtung dieſer 
Vorſchriften ($, 175. 176. 177. benimmt zwar für 
n allein dem Vertrage noch nichts an ſeiner ver⸗ 

indlichen Kraft; der Richter oder Juſtizcommiſſa⸗ 
rius aber wird wegen der daraus entſtehenden Weit⸗ 
lauftigkeiten und Koſten verantwortlich. 


Anhang. §. 5. Perſonen die nicht ſchreiben und Ger 
ſchriebenes leſen Können , müffen Jemand mit zur 
Stelle bringen, der, es ſey ein Juſtizeommiſſarlus 

oder 


# 
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oder font ein glaubhafter Mann, in ihrem Namen die 
Unterſchrift verrichtet. ; 

Dieſe Vorſchrift muß der Richter ſolchen Contras 
heuten, deren Stand oder Anſehn es zweiſelhaft 
machen, ob fie leſen oder ſchreiben koͤnnen, gleich 
vor dem Anfang der Verhandlung bekannt machen, 
und auf deren Befolgung dringen. Iſt diefe Vor⸗ 
Schrift nicht befolgt, fo iſt die Verhandlung für die 
Partey, welche nicht ſchrelben und Geſchriebenes 
leſen kann, unverbindlich. i 


— 


$. 179. Wer der Sprache, worin das Inſtru⸗ 
ment abgefaßt werden ſoll, unkundig iſt, wird Einem, 
der nicht ſchreiben kann, gleich geachtet. (H. 172.) 

§. 180. Iſt der Richter oder Juſtizcommiſſa⸗ 
rius der Sprache eines ſolchen Contrahenten nicht 
kundig, ſo muß ein vereideter Dollmetſcher zugezo⸗ 
gen werden. A 

$. 1871. Vereinigen ſich die Parteien über einen 
unvereideten Dollmetſcher, fo muß dieſes im Pro⸗ 
tokolle ausdruͤcklich bemerkt werden. 

$. 182. Mit dem Hauptinſtrumente zugleich 
muß der Richter oder Juſtizcommiſſarius dem der 
Sprache unkundigen Contrahenten eine Ueberſetzung 
deſſelben zur Unterſchrift vorlegen. (§. 178.) 

$. 183. Stimmt die Ueberſetzung mit dem Ori⸗ 
ginal nicht uͤberein, fo gilt erſtere zum Vortheil des 
Unkundigen. 

$. 184. Die Unterlaſſung dieſer Vorſchriften 
(F. 180. 181. 182.) macht zwar den Vertrag, wenn 
deſſen Richtigkeit ſonſt nachgewieſen werden kann, 
nicht ungültig, wohl aber den Richter wegen Weit⸗ 


laͤuftigkeiten und Koſten verantwortlich. I Von 
H. 185. Derjenige, welcher ſich ſchriftlich odere der, 


zum Protokoll zu einem mündlich geſchloſſenen Ver⸗Vertrſhe 


trage bekannt bat, kann, fo weit als die Berabre-i 
52 dun⸗ſiß, 


10 durch 
Anekkennte 


2) durch 
Entſagun, 
der Ein⸗ 
wendun⸗ 
gen. 
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dungen aus dieſem Anerkenntniſſe erhellen, den Man⸗ 
gel der ſchriftlichen Abfaffung nicht vorſchützen. 

§. 186. Durch das Anerkenntniß eines feiner 
Form nach rechtsbeſtaͤndigen Vertrages werden die: 
jenigen Einwendungen gehoben, welche ſich auf den 
Mangel einer freien oder ernſtlichen Einwilligung be: 
ziehen. 

$. 187. Doch muß das Anerkenntniß zu einer 
Zeit erfolgt ſeyn, wo das bey der erſten Schlie⸗ 
Hung des Vertrages entgegengeſtandene Hinderniß ges 
hoben war. 

§. 188. Alsdann erſtreckt ſich aber auch die 
Wirkung eines ohne Einſchraͤnkung erfolgten Aner⸗ 
kenntniſſes bis auf die Zeit des geſchloſſenen Ver⸗ 
trages zuruck. 

$. 189. Solche Handlungen, woraus eine voll- 
ſtaͤndige Kenntniß des Vertrages und zugleich die wie⸗ 
derholte Genehmigung des ganzen Inhaltes deutlich 
erhellet, begründen ein ſtillſchweigendes Anerkenntniß. 

§. 190. Fehlt es an einer hinreichenden Kennt⸗ 
niß des Vertrages, fo iſt gar kein verbindliches An: 
erkenntniß vorhanden. 

$. 191, Liegt in der Handlung nicht die Ge⸗ 
nehmigung des Vertrages nach feinem ganzen Inhalte, 
ſondern nur eines Theils deſſelben, ſo kann die 
Wirkung des Anerkenntniſſes auf die dadurch nicht 
genehmigten Theile keinesweges ausgedehnt werden. 
9. 192. In wie fern ein wegen perſönlicher Un⸗ 
fahigkeit eines Tontrahenten ungültiger Vertra durch 
deſſelben nachheriges Anerkenntniß zur Gültigkeit 
gelange, iſt $. 37. 38. veſtgeſetzt. 
6, $. 193. Eine im Contracte nur in allgemeinen 
Ausdrucken geſchehene Entſagung der Einwendungen 
bat keine rechtliche Wirkung. 

H. 194. Auch ſolchen Einwendungen, welche 
den Vertrag von Anfang an ungultig machen, kann 
darin nicht entſagt werden. F. 175. 
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$. 195. Ein Gleiches findet von Einwendun⸗ 
gen Statt, die ſich auf ein Verbotsgeſetz gründen. 
$. 196. Solchen Einwendungen, die einem 
Dritten zu ſtatten kommen, kann ein Contrahent zu 
deſſen Nachtheil nicht entſagen. 
§. 197. Andere Einwendungen, welchen im 
. Eöntracte ausdruͤcklich entſagt worden, koͤnnen in 
der Folge nicht mehr vorgeſchuͤtzt werden. 
H. 198. Doch muß der Sinn und Anhalt der 
Einwendungen in dem Vertrage dergeſtalt ausgedrückt 
ſeyn, daß der Entſagende deutlich bat einſehen koͤn⸗ 
nen, worauf er eigentlich Verzicht leiſte. 
§. 199. Durch eidliche Beſtärkung erhalt kein 
Vertrag mehrere Kraft, als ihm die Geſetze ſchon 
an ſich beilegen. (Th. 2. Tit. 20. Abſchn. 14.) 
$. 200. Gerichtliche Beſtaͤtigung iſt bey Ders) dale 
trägen, nach gemeinen Rechten, nicht nothwendig. he Best, 
$. 201. Wo ſie binzukommt, begrundet ſietigung. 
die Vermuthung, daß der Vertrag geſetzmaͤßig ab: 
geſchloſſen worden. 
$. 202. Gerichtliche Beſtätigung ſetzt allemal ein i 
gerichtliches Auerkenntniß der Contrahenten voraus. } 
H. 203. Die Erfüllung eines gerichtlich beſtäa⸗ 
tigten Vertrages kann durch Einwendungen gegen die 
Gültigkeit und den Inhalt deſſelben, welche nicht ſo⸗ 
gleich klar gemacht worden, nicht aufgehalten werden. 
$. 204. Die gerichtliche Beſtaͤrigung verſteht 
ſich jederzeit ohne Nachtheil der Rechte eines Dritten. 
. 205. Draufgabe (Arrha) iſt das, was alsz) durch 
Zeichen des geſchloſſenen Vertrages entrichtet wird. Draulon- 
$. 206. Was auf Abrechnung der übernom⸗ 
menen Verbindlichkeit vorausgegeben worden, wird 
Angeld genannt. i > 
$. 207. Wo die Gefege oder der Vertrag ſelbſt 
nicht ausdrücklich ein Anderes beſtimmen, iſt die 
Draufgabe zugleich als Angeld anzuſehen. 
; F. 208. 
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— 


$. 208. Iſt aber die Draufgabe von anderer Art 
als dasjenige, was der Gebende vermoͤge des Con: 
tracts zu leiſten hat, ſo hat dieſelbe nicht die Eigen⸗ 

ſchaft eines Angeldes. ! 

$. 209. Was wegen der Brautgeſchenke, und 

bey dem Miethgelde des Geſindes Rechtens ſey, tft 

gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 2. 
Tit. 5. Abſchn. 1.) 

§. 210. Der Empfänger der Draufgabe kann 
ſich, durch Zurüͤckſtellung derſelben, von der uͤber⸗ 
nommenen Verbindlichkeit nicht befreien. 

H. 211. Auch der Geber kann ſich durch Auf⸗ 
opferung der Draufgabe von der Erfüllung des Ver⸗ 

trages nicht losmachen. 

1 §. 212. Iſt das Gegentheil, und daß gegen 

wenn die Verkuſt oder Erſatz der Draufgabe der Rücktritt von 

aufn dem Vertrage Statt finden ſolle, ausdrücklich verab⸗ 
eihe Wa redet, fo vertritt die Draufgabe die Stelle einer 

RA Wandelpoͤn. ($. 312. dd.) 

8 §. 213. Tritt in einem ſolchen Falle der Geber 
zuruck, ſo behalt der Empfänger die Draufgabe, 
kann aber keine weitere Entſchaͤdigung fordern. 

H. 214, Tritt der Empfenger zuruck, fo muß 
der Geber mit Erſtattung der Draufgabe ſtatt der 
Entſchaͤdigung ſich begnügen, 

§. 215. Hat aber einer von beiden Theilen mit 
Erfullung des Vertrags bereits den Anfang gemacht, 
ſo kann, wenn auch die Draufgabe wirklich als Wan⸗ 
delpoͤn gegeben worden, dennoch weder der, welcher 
ſchon zum Theil erfullt, noch der, welcher dieſe Er⸗ 
fuͤlung angenommen hat, wider den Willen des An⸗ 
dern zurücktreten. 

$. 216. In allen Faͤllen geht das Eigenthum 
der Draufgabe, mit allen ſeinen Wirkungen, ſogleich 
auf den Empfänger über, 


8. 217. 
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$ 217. Iſt von einer eigentlichen Draufgabe, ) ‚Met 
die nicht als Wandelpoͤn gegeben worden, die Rede, ael, 
und der Vertrag gehe durch die Schuld des Empfan won if. 
gers zurück, ſo hat der Geber die Wahl: ob er, 
außer der übrigen ihm zukommenden Entſchadigung, 
die Draufgabe in Natur, fo wie fie iſt, zurückneh⸗ 
men, oder den Werth, welchen ſie zur Zeit der 
Uebergabe hatte, fordern wolle. 

$. 218. Geht der Vertrag durch die Schuld 
des Gebers zuruck, ſo verliert derſelbe die Draufgabe. 

§. 219. Doch muß ihm deren Werth auf die 
dem Empfaͤnger noch etwa außerdem zu leiſtende Ent⸗ 
ſchädigung zu gute gerechnet werden. 

$. 220, Wird der Vertrag ohne beſonderes 
Verſchulden eines oder des andern Theils rücfnanı ig, 
ſo muß die Draufgabe, fo wie fie alsdann iſt, zurüͤck⸗ 
gegeben und genommen werden. 

§. 221. Ein. gleiches findet Statt, wenn der 
Vertrag durch wechſelſeitige Einwilligung beider Theile 
wieder aufgehoben wird, oder wegen Mangels der 
rechtlichen Erforderniſſe nicht beſtehen kann. 

§ 222. Iſt in dieſen Fallen ($. 220. 221.) 
die Draufgabe nicht mehr vorhanden, ſo muß der 
Wertch derſelben, wie er zur Zeit des Empfanges ge⸗ 
weſen iſt, erſtattet werden. 

§. 223 Liegt der Mangel bloß in der Unter⸗ 
laſſung der ſchriftlichen Abfaſſung, ſo hat es bey den 
Vorſchriften $. 156. [ag. fein Bewenden. 

. 224. Hat Jemand von einer Perſon, mel 
cher die Geſetze die Fahigkeit, einen folchen Vertrag 
zu ſchließen, verfagen, eine Draufgabe angenommen, 
fo findet, zum Vortheil des Gebers, die Vorſchrift 
des H. 2 7. Anwendung. 

H. 225. In allen Fällen, wo von Erſtattung 
einer Draufgabe, die in Gelde oder andern ver⸗ 
brauchbaren Sachen beſteht, die Rede iſt, muß ſtatt 
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der Rückgabe in Natur, eben ſo viel von derſelben 
Art zurückgegeben werden. 

derben, . 226. Die Contrahenten können die Rechte, 

mungen welche fit einander einraͤumen, durch Beifü ung 

1 1 von Bedingungen, Zwecken, Bewegungsgruͤnden, 

7) Bedin⸗ oder ſonſt, ſowohl in dem Haupt⸗ als in Nebenver⸗ 

au, „was, nach Gutbefinden beſtimmen, erweitern, oder 

wegugs⸗ einſchranken. (Tit. . F. 99. Id.) 

rund, F. 227. Unerlaubte Bedingungen, welche nach 
den Geſetzen bey Willenserklarungen überhaupt nicht 
Statt finden, entfräften einen jeden Vertrag, welchem 
fie beygefuͤgt worden. (Tit 4. §. 137.) 

§. 228. Iſt nicht der Hauptvertrag ſelbſt, ſon⸗ 
dern nur eine gewiſſe Nebenbeſtimmung oder Abrede 
an eine ſolche unerlaubte Bedingung gebunden, ſo 
wird auch nur dieſe dadurch enfräfter. 

$ 2:9. Daß ein Vertrag unter beſondern Be⸗ 
dingungen geſchloſſen worden, wird, auch bey muͤnd⸗ 
lichen guͤltinen Vertragen nicht vermuthet. 

2) Zeit. $. 2:0, Iſt die Zeit der Erfüllung in dem Ver⸗ 
trage nicht beſtimmt, fo tritt, bey entſtehendem 
Zweifel, die richterliche Beſtimmung ein. - 

$. 231. Dabey muß der Richter auf die wahr⸗ 
ſcheinliche Abſicht der Parteien bey dem Geſchaͤfte; 
auf den Zweck, wozu der, dem etwas geleiſtet wer⸗ 
den ſoll, ſich ſolehes vorbedungen hat; und auf die 
übrigen bey Schließung des Vertrages vorgewalteten 
Umſtande Rückſicht nehmen. 

H. 232. Niemand kann die Erfüllung eines ohne 
nähere Zeitbeſtimmung geſchloſſenen läftinen Vertrages 
eher fordern, als bis er ſelbſt, den Vertrag von ſei⸗ 
ner Seite zu erfüllen, bereit und im Stande iſt. 

H. 233. Bey einem bloßen wohlthaͤtigen Ver⸗ 
trage hang die unbeftimme gebliebene Zeit der Er⸗ 
füllung von dem Verpflichteten ab, fo weit nur durch 

den 
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den Verzug das dem Andern eingeräumte Recht nicht 
wieder vereitelt wird. 

§. 234. Bey einem Vertrage, zu deſſen Er⸗ 
fuͤlung befondere Kunſt⸗ oder Sachkenntniß gehort, 
muß die ermangelnde Zeitbeſtimmung von dem Rich⸗ 
ter nach dem Gutachten der Sachverſtändigen erzaͤnzt 
werden. 

$ 235. Iſt durch unbeſtimmte Ausdrucke eine 
nahe Zeit der Erfüllung angedeutet worden, ſo kann 
letztere zu jeder Zeit gefordert werden. 2 

H. 236. Iſt die Erfüllung in unbeſtimmten Aus⸗ 
drücken, nach Moͤglichkeit, oder nach Gelegen- 
heit verſprochen worden, und die Verbindlichkeit ent⸗ 
ſteht an ſich nicht aus dem Vertrage allein, ſondern es 
war ſchon vor dem Vertrage ein rechtlicher Grund 
dazu vorhanden, ſo tritt, der zweifelhaften Aus⸗ 
drucke ungeachtet, dennoch die richterliche Beſtim⸗ 
mung nach obigen Vorſchriften (§. 230 — 234.) ein. 

§. 237. Iſt aber die Verbindlichkeit an ſich 
bloß durch den Vertrag erſt begruͤndet worden, und 
in dieſem die Erfüllung in dergleichen unbeſtimmten 
Ausdrucken verſprochen, fo hängt die Zeit derſelben 
von der Beſtimmung des Verpflichteten lediglich ab. 

§. 238. In dieſem letzteren Falle, ingleichen, 
wenn die Zeit der Erfüllung der Willkuͤhr des Ver⸗ 
pflichteten ausdrücklich überlaffen iſt, findet die An⸗ 
ſtellung einer Klage darauf erft nach dem Tode des 
Verpflichteten Statt. 

8. 239. Inzwiſchen darf der Verpflichtete nichts 
vornehmen, was dahin abzielt, die Erfüllung des 
Vertrages unmöglich zu machen. 

H. 240. Kann der Vertrag, vermoͤge der Na- 
tur des Gegenſtandes, nach dem Tode des Verpflich⸗ 
teten nicht mehr erfüllt werden, fo verliert derſelbe 
durch das vor der Erfüllung erfolgende Abſterben 
des Verpflichteten ſeine Kraft. 

F. 241. 


3) Ort. 
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§. 231. Vor Ablauf des im Vertrage beſtimm⸗ 
ten Zeitraumes kann, wider den Willen eines oder 
des andern Theils, die Erfüllung weder gefordert, 
noch geleiſtet werden. 

F. 242. Wer den Vertrag, ohne des Andern 
Genehmigung, vor der beſtimmten Zeit erfüllt, haf⸗ 
tet, bis zum Ablauf des Termins, für alle die Sache 
treffenden Zufälle, 

§. 243. Eine zu früh geleiſtete Handlung wird 
fuͤr nicht geleiſtet angeſehen, und muß zur beſtimm⸗ 
ten Zeit wiederholt, oder weun dieſes nicht geſche⸗ 
hen kann, der Berechtigte ſchadlos gehalten werden. 

H. 244. In ſo fern jedoch der Berechtigte aus 
der zu fruͤh geleiſteten Handlung Vortheile gezogen 
bat, muß er ſich dieſelben auf die Erfüllung oder 


auf die ihm zukommende Entſchadigung anrechnen 


laſſen. 

§. 24%. Ueberhaupt kaun der Berechtigte, wel⸗ 
cher die Erfüllung ohne Vorbehalt angenommen hat, 
ſich des Einwandes, daß fie zu früh geleiſter worden, 
in der Folge nicht mehr bedienen. “ 

$. 240. Der Verpflichtete, welcher die Erfuͤl⸗ 
lung vor Ablauf des beſtimmten Termins freiwillig 
geleiſtet hat, kann dieſelbe unter dem Vorwande, 
daß fie zu früh geleiſtet worden, nicht zurücknehmen. 

§. 247. Die im Vertrage ermangelnde Beſtim⸗ 
mung des Ortes der Erfüllung muß bey entſtehendem 
Streite von dem Richter nach der Natur des Ge⸗ 
fehäftes, und der deutlich erhellenden Abſicht der Con⸗ 
trahenten, ergaͤnzt werden. ; 

§. 248. Kann der Streit nach dieſer Regel 
nicht entſchieden, und ſoll nach dem Vertrage etwas 
gegeben werden, ſo muß die Ablieferung an dem 
Orte, wo der Berechtigte zur Zeit des geſchloſſenen 
Vertrages gewohnt hat, erfolgen. 
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$, 249. Bey bloß wohlthaͤtigen Verträgen aber 
kann der Berechtigte die Erfüllung nur da, wo der 
Verpflichtete ſich aufhält, fordern. 

H. 250. Iſt bloß von einer zu leiſtenden Hand» 
lung die Rede, fo wird im Mangel anderer Beſtim⸗ 
mungen der Ort, wo der Verpflichtete zar Zeit des 
geſchloſſenen Vertrages gewohnt hat, für den Ort 
der Erfüllung angefehen. £ 

: §. 251. Wenn mehrere Oerter zur Erfüllung 
beſtimmt find, fo hat im zweifelhaften Falle der Ver⸗ 
w die Wahl, an welchem derſelben er erfuͤllen 
wolle. 

$ 252. Die bey Willenserklaͤrungen uͤberhauptvn. Ans: 
vorgeſchriebenen Auslegunzsregeln gelten auch ee 
Vertragen. (Tit. 4. 5. 65 — 74.) : 

H. 253. Im zweifelhaften Falle iſt mehr auf 
das zu ſehen, was der Verpflichtete verſprochen, als 
was der Berechtigte angenommen hat. 

H. 274. Wenn nach gepflogenen Tractaten und 
verſchiedenen mechfelfeitig abgegebenen Erklärungen 
ein Vertrag unter Abweſenden wirklich zu Stande ge⸗ 
kommen, gleichwohl aber es zweifelhaft iſt, nach wel⸗ 
cher der verſchiedenen Erklärungen der Vertrag eigent⸗ 
lich geſchloſſen ſey, ſo muß auf diejenige, durch die 
derſelbe feine Vollendung zuerſt erhalten hat, Ruͤck⸗ 
ſicht genommen werden. (F. 79.) ; 

H. 255. Iſt nicht auszumitteln, welches die fruͤ⸗ 
here Erklärung fen, jo iſt der Vertrag nach dem mitt 
dern Gebote desjenigen, bey deſſen Verbindlichkeit der 
Zweifel obwaltet, für abgeſchloſſen zu achten. 

§. 256. Iſt ein Contract nach Maaß und Ges 
wicht gefchloffen, fo wird vermuthet, daß dasjenige 
gemeint ſey, welches an dem Orte, wo die Ueber⸗ 
gabe geſchehen ſoll, eingefuhrt iſt. 5 

§. 257. Iſt bey einer Geldſumme die Münzs 
ſorte nicht ausgedrückt, ſo wird im zweifelhaften 
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Falle, die an dem Orte, wo die Zahlung geſchehen 
ſoll, gangbare Minzforte verſtanden. 

$. 258. Ueberhaupt aber iſt anzunehmen, daß 
dergleichen Vertrag auf Silbercourant geſchloſſen 
worden. 

$. 259. Nur in Fällen, wo es keines ſchrift⸗ 
lichen Contracts bedarf, iſt der Beweis, daß eine 
andere Munzſorte verabredet worden, zulaͤßig. 

$. 260. Wenn die Abficht, freigebig zu ſeyn, 
nicht klar iſt, fo wird vorausgeſetzt, daß keiner mehr 
habe geben, oder leiſten wollen, als ihm von dem 
andern Theile verguͤtet worden. 

$. 261. Wenn ein Contrahent alle Gefahr und 
Schäden uͤbernommen hat, fo find auch die unge⸗ 
wohnlichſten Zufälle darunter zu verſtehen. 5 

$. 262. Wenn ein jüngerer Vertrag ſich auf 
einen älteren bezieht, fo iſt anzunehmen, daß Letzte⸗ 
rer nur in den durch den jüngern Vertrag klar bes 
ſtimmten Stuͤcken hat abgeändert werden follen, 

F. 263. Undeutliche Stellen eines ausgefertig⸗ 
ten Contracts muͤſſen nach dem deutlichen Inhalte 
der vorhergegangenen Punctation erklart werden. 

§. 264. Iſt aber eine in der Punctation ent 
haltene Verabredung in dem hiernachſt ausgefertigten 
förmlichen Contracte deutlich geändert, fo gilt nur 
das, was in dem Contracte enthalten iſt. 

§. 265. Sind Verabredungen, die in der 
Punctation entbalten waren, in dem foͤrmlichen Con⸗ 
tracte ganz übergangen worden, fo werden fie für 
aufgehoben geachtet. 

§. 266. Kann ein Vertrag nach vorſtehenden 
Regeln nicht erklart werden, ſo iſt derſelbe gegen 
den auszulegen, der in ſeiner Willensaͤußerung zwei⸗ 
deutiger, eines verſchiedenen Sinnes fähiger Ausdrucke 
ſich bedient hat. 

§. 267. 
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§. 267. Beſonbers iſt die Auslegung gegen den zu 
machen, welcher ungewöhnliche Vortheile begehrt, 
die in Verträgen dieſer Art nicht eingeräumt zu wer⸗ 
den pflegen. 

5.268. Wenn alle übrige Auslegungsregeln 
nicht zutreffen, ſo muß die zweifelhafte Stelle fo er⸗ 
klaͤrt werden, wie es dem Verpflichteten am wenig⸗ 
ſten laͤſtig iſt. 

§. 269. Bloß wohlthaͤtige Verträge find, im 
zweifelhaften Falle, allemal zur Erleichterung des 
Verpflichteten anszudeuten. 

$. 270. In der Regel muͤſſen die Vertrage vm. Er. 
nach ihrem ganzen Inhalte erfüllt werden. 3 

$. 271. Wer die Erfüllung eines Vertrages 
fordert, muß nachweiſen, daß er demſelben von ſei⸗ 
ner Seite ein Genuͤge geleiſtet habe, oder warum er 
dazu erſt in der Folge verbunden ſey. 

§. 272. In wie fern, der, welcher auf Erfuͤl⸗ 
lung anträgt, inzwiſchen für das, was er leiſten 
ſoll, Sicherheit beſtellen, oder das, was er zu ge⸗ 
ben hat, gerichtlich niederlegen muͤſſe, iſt nach dem 
Inhalte des Vertrages, und nach den übrigen Um⸗ 
ſtanden der Sache und Perſon zu beurtheilen. 

$. 273. Iſt eine durchaus beſtimmte Sache 
(Individuum) verſprochen worden, ſo kann, ſtatt 
derſelben, dem, welcher ſie zu fordern hat, keine 
andere aufgedrungen werden. ; 

H. 274. Iſt nur eine aus mehreren beſtimmten 
Sachen verſprochen worden, ſo hat in der Regel 
der Verpflichtete die Wahl, welche er geben wolle. 

$. 275. Iſt eine bloß nach ihrer allgemeinen 
Gattung bezeichnete Sache (Genus) verfprochen wor⸗ 
den, ſo muß eine Sache von mittlerer Art und Gute 
gegeben, werden. 


§. 276. 
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$. 276. Wer eine Handlung zu leiſten ſchuldig 
iſt, kann dazu durch gerichtliche Zwangsmittel, nach 
„een der Prozeßordnung, angehalten werden. 

. 277. Wer bey Erfüllung eines Vertrages 
ein grobes Verſehen ſich zu Schulden kommen läßt, 
iſt in allen Faͤllen zum Schadenserſatz verbunden. 

$. 278. Haben beide Theile unmittelbar aus 
dem Vertrage ſelbſt Vortheile zu erwarten, ſo ſind 
beide auch aus einem mäßigen Verſehen wechſelſeitig 
verpflichtet. 

$. 279. Hat nur Ein Theil aus dem Vertrage 
ſelbſt Vortheil zu erwarten, ſo iſt er auch fuͤr ein 
geringes Verſehen zu haften ſchuldig. 

§. 280. Wer aus dem Vertrage gar keinen un⸗ 
mittelbaren Nutzen zu hoffen hat, bleibt nur fuͤr ſein 
grobes Verſehen verantwortlich. 

§. abr. Wer eine Handlung uͤbernommen hat, 
welche beſondere Sach- oder Kunſtkeuneniſſe voraus⸗ 
ſetzt, muß bey Erfüllung der uͤbernommenen Ver⸗ 
bindlichkeit auch das geringſte Verſehen vertreten. 

F. 282. In wie fern dieſe Regeln bey einzelnen 
Vertragen Ausnahmen leiden, iſt gehörigen Orts 
veſtgeſetzt. 

§. 283. Auch ſteht dem Contrahenten frey, 
die Grade des Verſehens, zu welchen ſie ſich gegen⸗ 
ſeitig verpflichten wollen, in dem Vertrage anders zu 
beſtimmen. 

§. 284. Was wegen des bey Erfüllung des 
Vertrages zu vertretenden Grades der Schuld Rech⸗ 
tens iſt, gilt auch auf den Fall, wenn einer der Con⸗ 
trahenten bey Abſchließung des Vertrages die ihm 
obliegenden Pflichten vernachläßige hat. 

. $. 285. Wer bey Abſchließung oder Erfüllung 
des Vertrages feine Pflichten vorfäßlich, oder aus 
groben Verſehen verletzt hat, muß dem ar fein 
ganzes Intereſſe vergüten. are. 
.28 
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H. 286. Aller Nachtheil, welcher für Jemand 
daraus entſtanden iſt, daß der Andere ſeinen Pflich⸗ 
ten gegen ihn nicht nachgekommen, wird unter dem 1 
Intereſſe begriffen, 

§. 287. Es wird alſe bey Beſtimmung des 

ntereſſe nicht bloß auf den wirklichen Schaden, 
Sem auch auf den durch Nichterfüllung des Con⸗ 
tracts entgangenen Vortheil Ruͤckſicht genommen. 
(Tit. 6. H. 5. 6.) a 

§. 288. Im Fall eines maͤßigen oder geringen 
Verſehens darf in der Regel nur der wirkliche Scha⸗ 
den erſetzt werden. 

$. 289. Doch muͤſſen Kunſt⸗ und Sachverſtaͤn⸗ 
dige auch alsdann das volle Intereſſe verguͤten. 

H. 290. Wer gewarnt worden, daß von feiner 
uͤbernommenen Handlung beſondere und ungewoͤhn⸗ 
liche Vortheile für den Andern abhaͤngen, wird in 
Anſehung der zu leiſtenden Vertretung, einem Kunſt⸗ 
und Sachverſtandigen gleich geachtet. 

$. 291. Wenn Jemand eine Handlung, zu 
deren Unterlaſſung er ausdrücklich verpflichtet worden, 
dennoch begeht, ſo muß er dem Andern fuͤr das 
ganze Intereſſe haſten. 

F. 292. Das Intereſſe, welches ein Contra⸗Fonven⸗ 
bene dem Andern bey nicht gehörig geleifterer Erfül ſen le 
lung des Vertrages zu vergüten hat, kann durch " 
Verabredung einer Strafe im voraus beſtimmt werden. 


Anhang. $. 6. Die bey Kaufcontracten über adliche 
Güter mit Perſonen, die zu deren Beſitz ohne 
Conſens nicht qualifieirt ſind, für den einen oder 
andern Thell beigefuͤgte Nebenverabredung einer 
Conventlonalſtraſe, auf den Fall, daß der Coniens 
nicht erthellt werden ſollte, iſt nichtig und unver⸗ 
bindlich,, 
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9. 293. Wo dergleichen Strafe veſtgeſetzt wor⸗ 
den, da findet die Forderung eines höheren Intereſſe 
nicht Statt. 

§. 294. Iſt aber die Strafe nur auf eine ge⸗ 
wiſſe Art des Schadens, welcher aus der Nichter⸗ 
fuͤllung des Vertrages entſteht, gerichtet, ſo bleibt es 
in Auſehung anderer Arten und Faͤlle bey den Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze. 2 

$. 295. War die Strafe nur auf die Zoͤge⸗ 
rung in der Erfüllung geſetzt, fo ift der andere Theil 
bey feinem Anſpruche auf dasjenige Intereſſe, wel ⸗ 
ches aus der gaͤnzlichen Nichterfüllung entſteht, an 
dieſe Beſtimmung nicht gebunden. 

$. 296. War hingegen die Strafe auf die gaͤnz⸗ 
liche Nichterfüllung geſetzt, fo darf in Fällen, wo 
nur ein Theil des Vertrages unerfüllt geblieben, oder 
nur in der Art, der Zeit, oder dem Orte der Er⸗ 
fuͤllung gefehlt iſt, nicht die Strafe, fondern nur 
das erweisliche Intereſſe geleiſtet, werden. 

§. 297. Zu koͤrperlichen, die Freiheit, oder 
die Ehre verletzenden Strafen kann Niemand durch 
Vertrage ſich verpflichten. 

$. 298. Iſt eine Handlung zur Strafe geſetzt, 
welche ſelbſt kein Gegenſtand deines Vertrages ſeyn 
kann, ſo iſt die Verabredung, in ſo fern ſie die 
Strafe betrifft, nichtig. 

§. 299. Wie viel bey Anlehnen Conventional⸗ 
ſtrafe vorbedungen werden dürfe, iſt gehörigen Orts 
beſtimmt. (Tit. 11. §. 825.) 

$. 300. Bey audern Verträgen hängt zwar die 
Beſtimmung der Strafe von der Verabredung der 
Parteien ab. 

$. 301. Wird jedoch dadurch dev doppelte Bes 
trag des wirklich auszumittelnden Intereſſe uͤberſtie⸗ 
gen, fo muß der Richter die Strafe bis auf dieſen 
doppelten Betrag ermaͤßigen. 

8 $. 302. 
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§. 302. Iſt das Intereſſe gar keiner Schäßung 
faͤhig, ſo hat es bey dem verabredeten Betrage der 
Strafe lediglich ſein Bewenden. 

$. 303. Ein gleiches findet Statt, wenn die 
Strafe zur Verhütung eines Verbrechens, woraus 
dem andern Theile ein beſonderer Nachtheil entſtehen 
koͤnnte, verabredet worden. 

§. 304, Auf den Fall der nicht gehörig entrich⸗ 
teten Strafe, darf weder eine fernere Conteaventio⸗ 
nalſtrafe veſtgeſetzt, noch Verzinſung vorbedungen 
werden. Bart 
H. 305. Wenn nicht ein Anderes verabredet wor⸗ 
den, iſt die Strafe verfallen, ſo bald der Verpflich⸗ 
tete ſich einer Zogerung ſchüldig macht. 

§. 306. Iſt die Strafe einmal verwirkt, fo 
kann ſie durch ſpätere Erfüllung des Vertrages nicht 
mehr abgewendet werden. 

§. 307. Hat ſedoch der Andere die nachherige 
Erfüllung ganz oder zum Theil ohne Vorbehalt an⸗ 
genommen, ſo kaun er auf die Conventionalſtrafe 
nicht ferner antragen. 

5.308. Soll die verabredete Conventional⸗ 
ſtrafe einem Dritten zufallen, ſo hat dieſer nicht 
eher ein Recht, ſie zu fordern, als bis der Contra⸗ 
hent, zu deſſen Sicherheit ſie bedungen worden, auf 
deren Entrichtung antraͤgt. 

§. 309. Der Dritte ſelbſt kann alſo auf Erle⸗ 
gung der Conventionalſtrafe, auch wenn er fie ae⸗ 
ceptirt hätte, niemals klagen. 

$. 310. In allen Fällen, wo auf Erfuͤllung 
des Vertrages nicht geklagt werden kann, findet auch 
die Forderung einer Conventionalſtraſe nicht Statt: 

$. 311. Dagegen befreit die Erlegung der Strafe 
keinesweges von der Erfüllung des Vertrages. 

$. 312. Iſt aber ausdrücklich verabredet, daß 
der Verpflichtete durch Erlegung der Strafe von ſei⸗ 
Allgem, Landr. 1. Band. W ner 
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ner Verbindlichkeit frey werden ſolle, ſo iſt die Stra⸗ 
fe fuͤr eine Wandelpoͤn zu achten. 
F. 313. Auch eine ſolche Strafe, wodurch das 
Intereſſe des andern Theils, auf den Fall, wenn 
der Vertrag ganz ruͤckgaͤngig werden follte, beſtimmt 
wird, iſt, wenn nicht ein Anderes aus der Verabre⸗ 
192 ſelbſt hervorgeht, für eine Wandelpoͤn anzu⸗ 
eben. 
$. 314. Iſt eine Wandelpön verabredet, ſo hat 
der Verpflichtete die Wahl: ob er den Vertrag er⸗ 
füllen oder die Strafe entrichten wolle, 
§. 315. Wer mit der Erfüllung ſchon den An⸗ 
fang gemacht hat, kann wider den Willen des An⸗ 
dern auch gegen Erlegung der Strafe nicht mehr 
f zuruͤcktreten. 
$. 316. Wer ſich einmal ſchriftlich erklärt hat, 
ſtatt der Erfüllung des Vertrages, die Wandelpön 
zu erlegen, kann ſich wider den Willen des Andern 
Gen Erfüllung nicht mehr erbieten. 1 
stung, $. 317. Auch die Leiſtung der Gewähr gehört 
zur Erfüllung eines Vertrages. 
S. 318. Bey allen laͤſtigen Verträgen, wo nicht 
. beſondere Geſetze oder ausdrückliche Verabredungen 
I ein Anderes mit ſich bringen, muß ein Theil dem 
Andern dafüt haften, daß ſich derſelbe der gegebe⸗ 
I nen Sache, nach der Natur und dem Inhalte des 
Vertrages, bedienen koͤnne. . 
Auger . 319. Er muß die bey der Sache gewoͤhn⸗ 
lich vorausgeſetzten, und die im Contracte ausdruͤck⸗ 
en lich vorbedungenen Eigenſchaften vertreten. 
ust, F. 320, Liegt an dem Geber die Schuld,, daß 
| ſich der Empfänger der gegebenen Sache, nach der 
| Natur und dem Inhalte des Vertrages, nicht bedie⸗ 
| 
| 


neu kann, fo muß er den Empfänger ſchadlos hal⸗ 
ten. (6. 285 — 291.) 


§. 321. 
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$. 3a r. Iſt die Unmoͤglichkeit, ſich der Sache 
ſolchergeſtalt zu bedienen, durch eigenes auch nur ger 
ringes Verſehen des Empfängers eneſtanden, fo kann 
derſelbe von dem Geber keine Vertretung fordern. 

§. 322. Ein gleiches findet in der Regel auch 
alsdann Statt, wenn die Unmöglichkeit nach erfolg⸗ 
ter Uebergabe durch einen bloßen Zufall, oder durch 
unabwendbare Gewalt und Liebermacht entſtanden 
iſt. (Tit. 21. ). 

$. 323 Auch wegen der Anfprüche eines Dit, he. Weyer 
ten auf die vermöge des Vertrags gegebene Sacheſpruche ei 
muß der Geber nach §. 320. Vertretung leiſten, inles Drit⸗ 
fo fern der Empfänger dadurch ſich der Sache nach 
der Natur und dem Junhalte des Vertrages zu be⸗ 
dienen gehindert wird 1 

§. 24. Nähere Beſtimmungen darüber find 
bey den verſchiedenen Arten der Vertraͤge veſtgeſetzt. 

g. 325. Fehlen der Sache ausdrücklich vorbe 2) wegen 
dungene Eigenſchaften, ſo iſt der Empfänger auf Diener 
Gewährung derſelben anzutragen bevechfi.t: gener Cir 

F. 36. Kann der Geber die fehlenden Eigen, ken daf, 
ſchaft nicht gewaͤhren, ſo kann der Uebernehmer von 
dem Contracte wieder abgehen. 

$. 327. Er muß aber alsdann die Sache in 
dem Stande, in welchem er ſie empfangen hat, zu⸗ 
ruͤckgeben. 

§ 328. Kann oder will er dieſes nicht, ſo hat es 
bey dem Contracte fein Bewenden, und der Empfaͤn⸗ 
ger kann von dem Geber nur fo viel an Vergütung 
fordern, als die Sache wegen der fehlenden Eigen⸗ 

aft weniger werth iſt. . 
0 $. 329. Fehlen der Sache ſolche Eigenschaften, eder 
die daben gewöhnlich vorausgeſetzt werden, ſo findengewöhnlich 


die Vorſchriften des vierten Titels H. 61. 82. An fete Cr 
wendung. ‘ de Haß 
: 2 


G 2 §. 330. 
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F. 330, Iſt alſo der Fehler in die Augen fal⸗ 
lend, und der Empfaͤnger hat die Sache, ohne 
denſelben ausdrücklich zu ruͤgen übernommen, ſo 
kann er weder vom Vertrage zurücktreten, noch Ber» 
gätung fordern. 

§. 331. Iſt aber der Fehler nicht in die Au⸗ 
gen fallend, fo findet alles Statt, was von dem Man⸗ 
gel einer ſolchen Eigenſchaft, deren Gewährung aus⸗ 
druͤcklich verſprochen worden, $. 325 — 328. vorge⸗ 
ſchrieben iſt. 

§. 332. Wenn nicht erhellet, daß der Fehler 
der Sache ſchon bey der Uebernehmung derſelben 
vorhanden geweſen, ſo wird angenommen, daß er 

erſt nach dieſer Zeit entſtanden ſey. 
de. ch, F. 333. Wegen ſolcher Laſten, die einer Sache 
ankleben derſelben Art gewohnlich ankleben, findet in der Re⸗ 
der Lasten gel keine Vertretung Statt. 

§. 334. Iſt jedoch die Freiheit von einer gewiſ⸗ 
ſen Laſt ausdrücklich vorbedungen worden, und es fin⸗ 
det ſich, daß die Sache dennoch damit behaftet ſey, ſo 
gelten alle Vorſchriften, welche fuͤr den Fall, wenn ei⸗ 
ne ausdrücklich zu gewähren verſprochene Eigenſchaft 
ermangelt, §. 325 — 328. ertheilt worden. 

§. 335. Iſt die Sache mit einer für Sachen 
derſelben Art ungewoͤhnlichen Laſt behaftet, ſo finden 
die wegen des Mangels einer gewoͤhnlich vorausge⸗ 
ſetzten Eigenſchaft §. 329. 330. 33 1. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung F 

$. 336. Nähere Beſtimmungen deshalb find 
bey den verſchtedenen Arten der Vertrage veſtgeſetzt. 

$. 337. In allen Fallen, wo der Uebernehmer 
einer Sache dieſelbe wegen fehlerhafter Beſchaffen⸗ 
heit zurückgiebt, iſt er wegen der genoſſenen Fruchte, 
wegen Verbeſſerungen und Verſchlimmerungen, auch 
ſonſt überall, als ein redlicher Beſitzer anzuſehen. 
(Tit. 7. $. 188. gg.) 

9.338. 
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§. 338. Doch darf auch ein ſolcher Ueberneh⸗ 
55 ſich mit dem Schaden des Andern nicht berei⸗ 
ern. 


§. 339. Iſt der Vertrag über einen Inbegriffen "a eu 
von Sachen geſchloſſen worden, fo kann wegen dergriff don 
Fehler einzelner Stucke davon nicht wieder abge- Sichen. 
gangen werden. 3 

§. 340. Iſt aber ein oder anderes einzelnes 
Stuck dergeſtalt fehlerhaft, daß dadurch der vers 
tragsmaͤßige Gebrauch eines ſolchen Stückes gänzlich 
verhindert wird, ſo kann dafur Schadloshaltung 
gefordert werden. 

$. 341. Sind die Fehler einzelner Stuͤcke fo 
beſchaffen, daß dadurch der vertragsmaͤßige Ge⸗ 
brauch des ganzen Inbegriffs vereitelt wird, ſo kann 
der Uebernehmer von dem Vertrage wieder abgehen. 

§. 342. Iſt zwar über mehrere Stuͤcke zuſam⸗ 
men, aber nicht ausdrücklich als über einen Inbe⸗ 
griff contrahirt worden, fo finden in Auſehung jedes 
einzelnen Stuͤckes die obigen Vorſchriften §. 317. 
ad: Anwendung. RER 

S. 343. Die Rechte, welche dem Lebernehmerätit, Kir 
einer Sache wegen natürlicher die Sache ſelbſt be⸗cher dieche, 
treffender Fehler zukommen, muß derſelbe, bey Land finn ge 
gütern innervalb Dreyer Jahre, bey ſtaͤdtiſchen Grund⸗fordert 
ſtucken innerhalb Eines Jahres, bey beweglichen Sa- ng. 
chen aber innerhalb Sechs Monate, nach dem Ems 
pfang der Sache, ausüben, 

§. 344. Wegen ſolcher Mangel hingegen, 
welche nicht die Sache ſelbſt, ſondern nur aͤußere 
Eigenſchaften, Befugniſſe oder Laſten derfelben bes 
treffen, muß der Uebernehmer feine Rechte bey Laud⸗ 
guͤtern innerhalb Eines Jahres, bey ſtͤͤdtiſchen Grund ⸗ 
ſtücken innerhalb Sechs, und bey beweglichen Sachen 
innerhalb Dreyer Monathe, nach der von dem Man⸗ 
gel erlangten Kenntniß, geltend machen. 


§. 348. 
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§. 345 Laßt der Uebernehmer dieſe Friſten vers 
ſtreichen, ohne die Klaue wider den Geber gerichtlich 
Bersipeg, anzumelden, ſo eht ſein Recht verloren. 
keiſtungbey . 346. In ſo weit als ein künftiges ungewiſſes 
en Ereigniß der Gegenſtand des Vertrags iſt, findet da⸗ 
agen bey der Einwand der Verletzung wegen fehlerhafter 
Beſchaffenheit der künftigen Sache nicht Statt. 
$. 347. Iſt aber eine gewiſſe Beſchaffenheit 
ausdrücklich vorbedungen worden, ſo muß dieſelbe ge⸗ 
waͤhrt oder vertreten werden. 
H. 20 Der Gewaͤhrsleiſtung koͤnnen die Par⸗ 
5 teyen überhaupt, gültig entſagen. 
le 305 der Betrug, wodurch Jemand zur 
Verkräge Errichtung eines Contracts verleitet worden, berech⸗ 
Vetzügs. tige den Betrogenen, davon wieder abzugeben, 
§. 350. Er kann aber auch bey dem Vertrage 
ſtehen bleiben, und nur den Erſatz des durch den Be⸗ 
trug ihm verurſachten Schadens fordern. 
§. 351. Will er letzteres, ſo muß ihm der Be⸗ 
trüger das ganze Intereſſe vergüten. §. 285. 287.) 
H. 352. Will er aber von dem Vertrage abge⸗ 
hen, ſo muß ihm der Betrüger alles, was ihm auf 
Rechnung des Vertrages gegeben oder geleiſtet worden, 
en, und alle davon gezogenen Nutzungen heraus ⸗ 
eben. 
3 $ 353. Auch wegen Verbeſſerungen, Ver⸗ 
ſchlimmerungen, und ſonſt, wird der Betruͤger als ein 
unredlicher Beſitzer angeſehen. (Tit. 7. $. 222: fgg.) 
$. 34. Der Betrogene hingegen darf das, was 
ihm auf Rechnung des Vertrages gegeben worden, nur 
in dem Stande, in welchem es ſich alsdann befindet, 
zuruͤckliefern. 
$. 55. Bey dieſer Ruͤcklieferung hat er alle 
Rechte und Pflichten eines redlichen Beſitzers. (Tit. 7. 
5 §. 188. 44. 


§. 356. 
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$. 356. Doch bleibt auch der Betrogene dent 
Betrüger für das, was er auf Rechnung des Vertra⸗ 
ges erhalten, oder genoſſen hat, in fo. weit verhaftet, 
als es in ſeinen Nutzen wirklich verwendet worden. 
(Tit. 13. Abſchn. 3.) 

H. 357. Sind von beiden Seiten Betruͤgereien 
vorgefallen, ſo beſteht der Vertrag, und keiner von 
beiden kann gegen den Andern auf Entſchaͤdigung 
klagen. 

$. 358. Iſt der Vertrag zwar nicht durch Bes 
trug veranlaßt, aber doch der eine Theil dabey von 
dem Andern zu einem ſolchen Irrthume, welcher 
die Willeuserklärung gänzlich entkräftet, (Tit. 4. §. 75. 
fgg.) betrüglich verleitet worden, fo finden die obi⸗ 
gen Vorſchriften (§. 349 — 356.) ebenfalls Anwen⸗ 
dung, 

9 359. Iſt hingegen der Irrthum, wozu der 
Betrogene verleitet worden, nicht ſo beſchaffen, daß 
dadurch die Willenserklärung wegen des Hauptge⸗ 
fehäftes entkräftet werden kann, jo iſt dennoch der 
Betrüger zur vollſtandigen Schadloshaltung ver⸗ 
pflichtet. (9. 286. 287.) 

$. 360. Kaum der Verſprechende durch eigener ngen 
Schuld dem Andern das Verſprochene nicht gebenlichkeit der 
oder leiſten, fo muß er für das Intereſſe nach Ver⸗Eiſülung. 
hältniß feiner eintretenden Verſchuldung haften. 
(9. 277. Faq.) 

$. 361. Hat ihm aber der Andere die Erfuͤl⸗ 
lung ſeines Verſprechens ſelbſt unmöglich gemacht, 1 
fo wird er von feiner Verbindlichkeit frey, und 
kann feines Orts Eutſchädigung fordern. 

$. 362. Fällt beiden Theilen bey der eingetre· 
tenen Unmoͤglichkeit eiu gleicher Grad der Verſchul⸗ 
dung zur Laſt, ſo muß jeder dem Andern den un⸗ 
mittelbar daraus entſtehenden Schaden erfegen- 


H. 363. 


104 Erſter Theil. "Fünfter Titel, 


H. 363. Wegen des mittelbaren Schadens aber 
findet gegenſeitig kein Anſpruch Statt. 

$. 364. Entſteht die Unmoͤglicheit, den ge 
ſchloſſenen Vertrag zu erfüllen, durch einen Zufall, 
oder durch unabwendbare Gewalt und Uebermacht, 


ſo wird der Vertrag für aufgehoben angeſehen. 


$. 365. Alsdann muß jeder Theil dasjenige, 
was ihm von dem Andern in Erwartung der ge⸗ 
genſeitigen Erfüllung gegeben oder geleiſtet worden, 
zurückgeben oder verguͤten. 

§. 365. Dabey iſt der Zurückgebende als ein 
redlicher Beſitzer anzuſehen. 

H. 367. Doch kann kein Theil durch einen ſol⸗ 
chen Zufall mit dem Schaden des Andern etwas 
gewinnen. 

§. 368. Der alſo, welcher die Sache zuruͤck⸗ 
giebt, muß dem Andern ſo viel verguͤten, als er 
daraus in ſeinen Nutzen wirklich verwendet hat. 

§. 369. Iſt zwar nicht die Erfüllung des er⸗ 
trages, aber doch die darin beſtimmte Art der Er⸗ 
füllung unmöglich, und dieſe Unmoͤglichkeit iſt durch 
die Schuld des Verpflichteten, oder durch einen in 
deſſen Perſon ſich ereigneten Zufall entſtanden; ſo 
iſt der Berechtigte eine andere Erfuͤllungsart zu wäh⸗ 
len befugt. 

$. 370. Kann die beſtimmte Erfüllungsart durch 
die Schuld des Berechtigten, oder wegen eines in 
deſſen Perſon ſich ereigneten Zufalls, nicht Statt fin- 
den, fo ſteht die Wahl einer anderweitigen Erfuͤl⸗ 
lungsart dem Verpflichteten zu. 

$. 371. In beiden Fallen muß der, an wel⸗ 
chem es liegt, daß die Erfüllung auf die beſtimmte 
Art nicht erfolgen kann, den Andern wegen des 


aus der Veränderung entjtehenden Nachtheils ſchad⸗ 
los halten. 


§. 372. 


Von Verträgen. 105 


$. 372. Doch kann kein Theil durch dieſe Ver⸗ 
änderung ſich mit dem Schaden des Andern einen 
Vortheil verſchaffen, welchen er, wenn der Vertrag 
auf die beſtimmte Art erfullt worden wäre, nicht 
erhalten haben würde. 

$ 373. Enktſteht die unmoͤglichkeit der im Ver⸗ 
trage beſtimmten Erfüllungsart durch einen bloßen 
Zufall, fo finden die auf den Fall einer Unmoͤglich⸗ 
keit der Erfüllung überhaupt gegebene Vorſchriften 
F. 364 — 368. Anwendung. 

$ 74. Iſt die Erfuͤllungsart durch eingetretene 
Umſtaͤnde nicht unmöglich gemacht, ſondern bloß er⸗ 
ſchwert worden, ſo kann dieſes den Verpflichteten von 
ſeiner Schuldigkeit nicht befreien. 

H. 375. Iſt aber durch eine zufällige Veraͤnde⸗ 
rung der Umftande die beſtimmte Erfuͤllungsart mit 
einer unvorhergeſehenen Gefahr verbunden worden, 
ſo muß der Berechtigte, wenn er dennoch auf dieſer 
Erfuͤllungsart beſteht, die Gefahr übernehmen. 

$. 376. Doch kann der Verpflichtete zur Erfuͤl⸗ 
lung auf die beſtimmte Art gar nicht angehalten wer⸗ 
den, wenn damit eine wahrſcheinliche Gefahr des 
Lebens, der Geſundheit, oder der Freiheit für ihn 
verbunden ſeyn wuͤrde. 

$. 377. Außer dem Fall einer wirklichen Un zu e 
moͤglichkeit, kann, wegen veränderter Umflände, dierer um, 
Erfüllung eines Vertrages in der Regel nicht verwei⸗ fande. 
gert werden. 

§. 378. Wird jedoch durch eine ſolche unvor⸗ 
Re Veränderung die Erreichung des aus⸗ 
druͤcklich erklärten, oder aus der Natur des Gefchäftes 
ſich ergebenden Endzweckes beider Theile unmöglich 
gemacht, ſo kann jeder derſelben von dem noch nicht 
erfüllen Vertrage wieder abgehen. 

F. 379. Ein Theil kann alsdann von dem ars 
dern nur in fo fern Entſchaͤdigung fordern, ne 

er⸗ 
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Veränderung der Umſtaͤnde durch deſſen freie Hand⸗ 
lung bewirkt worden. 

§. 380. Wird durch die Veranderung der Um⸗ 
ſtaͤnde nur der ausdrücklich erklaͤrte oder ſich von ſelbſt 
verſtehende Zweck des einen Theils ganz vereitelt, 
ſo kaun derſelbe zwar von dem Vertrage zurücktreten; 

H. 381. Er muß aber, wenn die Veränderung 
in ſeiner Perſon ſich ereignet hat, den Andern voll⸗ 
ſtaͤndig entſchaͤdigen. 

§. 382. Sit die Veränderung in der Perſon 
des Andern erfolgt, ſo kann in der Regel keiner 
von beiden Theilen Entſchaͤdigung fordern. 

§. 383. Doch muß der Zuruͤcktretende dieſe 
Entſchaͤdigung leiſten, wenn er ſelbſt den Andern in 
dieſe veränderten Umſtände geſetzt hat. 

§. 384. Dagegen kann der Zuruͤcktretende Schad⸗ 
losbaltung verlangen, wenn der Andere die in feiner 
Perſon ſich zugetragene Veraͤnderung durch ſeine ei⸗ 


hinzukommen. 

§. 388. Iſt der Vertrag ſchon von einer Seite 
erfüllt, oder werden der Einwilligung in deſſen Aufhe⸗ 
bung, Bedingungen oder Nebenabreden hinzugefuͤgt, 
ſo muß in ſo weit, als zur Errichtung des Vertrages 
die ſchriftliche Abfaſſung nothwendig iſt, auch die Auf⸗ 
hebung deſſelben ſchriftlich erklaͤrt werden. 


§. 389. 
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§. 389. In ſo fern als ein Vertrag gerichtlich 
geſchloſſen werden muß, muß auch deſſen Aufhebung 
gerichtlich erfolgen. 
$. 390. War der Vertrag in feinen weſentlichen 
Theilen von beiden Seiten ſchon erfülle, fo iſt deſſen 
durch wechſelſeitigen Conſens erfolgende Wiederaufhe⸗ 
bung für einen neuen Vertrag zu achten. 
§. 291. So lange einem zum Beſten eines 
Dritten geſchloſſenen Vertrage der Dritte ſelbſt noch 
nicht beigetreten iſt, wird zur Wiederaufhebung des 
Vertrages die Einwilligung deſſelben nicht erfordert. 
(S. 75. ldd.) 
§. 392. Hat aber Jemand durch feinen für ei⸗ 
nen Dritten, vermoͤge obhabender Pflichten, gültig 
geſchloſſenen Vertrag demſelben ſchon ein wirkliches 
Recht erworben, ſo kann er ihm dieſes Recht durch ſei⸗ 
nen Conſens in die Wiederaufpebung des Vertrages 
nicht entziehen. . 
$. 93. Die von der einen Seite geweigerte g wesen 
oder nicht gehoͤrig geleiſtete Erfüllung des Vertragesper ea, 
berechtigt den Andern in der Regel noch nicht, vonder von 
den Vertrage ſelbſt wieder abzugehen. Se. 
„ 394. Vielmehr ſteht ihm nur frey, den Ge⸗ 
gentheil zu der verſprochenen Erfüllung, und zu der 
nach den Geſetzen ihm zukommenden Entſchädigung, 
durch den Richter anzuhalten. 
9. 95. Sind die Parteien über den eigentlichen 
und Umfang der im Contracte übernommenen 
Werbindlichkeiten uneins, ſo muß der Streit durch den 
Duchter entſchieden, und ſodann die Erfüllung, Dies 
fer Sarſcheidung gemäß, geleiſtet und angenommen 
wer den. 
9. 396. Iſt der Inhalt des Vertrages klar; der 
eine Theil aber weigert die Erfüllung ſeiner darin 
überndumenen Verbindlichkeiten, aus dem Grunde, 
well ber Andere die ſeinigen nicht gehörig erfüllt habe, 
oder 
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— 


oder ſolchergeſtalt nicht erfüllen koͤnne; ſo muß die⸗ 
ſer Weigerungsgrund gerichtlich unterſucht werden. 

9. 397. Wird derſelbe rechtskräftig. verworfen, 
ſo hat derjenige, welcher auf die Erfüllung antrug, 
die Wahl: ob er nunmehr ferner darauf beſtehen, 
und mit dem Erſatz des aus der ungegründeten Weis 
gerung entſtandenen Schadens ſich begnügen, oder 
von dem Vertrage ganz zuruͤcktreten wolle. 

§. 398. Tritt er zuruͤck, ſo muß derjenige, 
welcher die Erfüllung feiner contractmaͤßigen Verbind⸗ 
lichkeit ohne rechtlichen Grund verweigert hat, außer 
dem Erſatz des durch feine Weigerung entſtandenen 
Schadens, auch noch alle Laſten eines unredlichen 
Beſitzers, bey der Rückgabe der auf Rechnung des 
Contracts bereits emofangnen Sache, übernehmen. , 
Fg. 399. Wird aber die Weigerung desjenigen, 
der zur Erfüllung aufgefordert worden, durch ein 
rechtskraͤftiges Urtel für erheblich geachtet, fo, hänge 
es von dem Weigernden ab, die Erfüllung nur fo, 
wie ſie von dem Richter beſtimmt worden, zu lei⸗ 
ſten, oder von dem Vertrage ganz abzugeben, 

H. 400. Wähle er den Rücktritt von dem Ver⸗ 


trage, ſo pat er, bey Zurückgabe der auf Rechnung 


deſſelben bereits erhaltenen Sache, alle Rechte eines 
redlichen Beſitzers. 

H. 401. Uebrigens aber findet gegenfeitig kein 
Anſpruch auf Entſchaͤdigung Statt. : 

H. 402. Werden die Urſachen, aus welchen 
ein Contrahent ſeine Verbindlichkeiten, nach dem 


buchſtäblichen Inhalte des Vertrages, zu erfüllen vers 


weigert hat, zum Theil gegründet, zum. Theil aber 
ungegruͤndet befunden, fo kann in der Regel kein 
Theil zurücktreten. 

$. 403. Doch kann der Richter, wenn er fin⸗ 
det, daß bey den uͤber die Erfüllung des Vertrags 


entſtandenen Weiterungen dem einen Theil ein Ueber⸗ 


gewicht 
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gewicht der Schuld zur Laſt falle, dem Andern die 
Befugniß zum Rücktritt vorbehalten. 1 

§. 304. Iſt bey der Unterſuchung über den 
Grund oder Ungrund der Weigerung das Erkennt⸗ 
niß erſter Juſtanz zum Nachtheil des Weigernden 
ausgefallen, ſo kann der Andere, wenn er die Eroͤr⸗ 
terung in den folgenden Inſtanzen vermeiden will, 
von dem Vertrage ſogleich zurücktreten. 

$. 405. Er kann aber alsdann keine beſondere 
Schadlospaltung fordern, und der Weigernde haftet 
bey der Rückgabe der auf Rechnung des Contracts 
bereits erhaltenen Sache nur fuͤr die Obliegenheiten 
eines redlichen Beſitzers. 

§. 406. it das Erkenntniß erſter Inſtanz zum 
Vortheil des Weigernden ausgefallen, ſo kann die⸗ 
fer, wenn er es auf die Erörterung der folgenden 
Juſtanzen nicht ankommen laſſen will, von dem 
Vertrage wieder abgehen. 

H. 407. Er muß aber alsdann dem Andern 
nicht nur die auf Rechnung des Vertrages bereits er⸗ 
haltene Sache, ſondern auch alle daraus wirklich 
gezogenen Nutzungen zurückgeben; und hat bloß we⸗ 
gen der Verbeſſerungen und Verſchlimmerungen die 
Befugniſſe eines redlichen Beſitzers. - 

H. 408. Bey Verträgen, deren Hauptgegenſtand 
Handlungen find, kann derjenige / welcher behauptet, 
daß der Andere die Erfüllung bisher nicht contract⸗ 
mäßig geleiſtet habe, oder ſolchergeſtalt nicht leiſten 
koͤnne, zwar ſofort, auf ſeine Gefahr, von dem Ver⸗ 
trage wieder abgehen; ' 

9. 40%. Er muß aber, wenn ſich biernachſt 
bey der gerichtlichen Unterſuchung findet, daß ſein 
Vorgeben ungegründer geweſen ſey, den Gegentheil 
vollſtaͤndig entſchaͤdigen. 


9. 410. 


2) durch 
den Tod. 
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$. 410. Wird hingegen das Vorgeben gegruͤn⸗ 
det befunden, ſo muß der Andere, außer der erfolgen⸗ 
den Aufhebung des Vertrages, dem Abgehenden für 
allen aus feinem contraetwidrigen Verhalten, bis zum 
Zeitpunkt des erklaͤrten Ruͤcktritts, wirklich entſtande⸗ 
nen Schaden gerecht werden. 

§ 4 Wegen Verguͤtung der auf Rechnung 
des Vertrages etwa ſchon geleiſteten Handlungen fin⸗ 
den, je nachdem der Leiſtende zur Aufhebung des Con⸗ 
tracts Anlaß gegeben hat, oder nicht, die Vorſchrif⸗ 
ten §. 156. 167 Anwendung. 

$ 412. Was bey verdungenen Werken und bey 
gedungenen Arbeitern Rechtens ſey, iſt gehoͤrigen Orts 


$. 415. Die Rechte und Pflichten aus Verträs 
gen werden durch den Tod des einen oder des andern 
Tontrahenten in der Regel nicht geändert, ſondern ges 
ben auf die Erben über. 

§. 416. War jedoch der Gegenſtand des Vertra⸗ 
ges eine Handlung, bey welcher es auf beſondere Faͤ⸗ 
bigfeiten und Verhaͤltniſſe des Verpflichteten ankam, 
und dieſer iſt vor der Erfüllung geſtorben, ſo iſt det 
Vertrag ſelbſt für aufgehoben zu achten. 

$. 417. Hat der Verpflichtete auf Rechnung der 
uͤbernommenen Handlung bereits etwas erhalten, ſo 
muͤſſen feine Erben ſolches zurückgeben. 

$ 418. Kat der Verpflichtete die Erfuͤllung 
durch feine Schuld verzögert, fo kann der Berech⸗ 
tigte, wegen des durch Aufhebung des Vertrages 125 

N entſte⸗ 
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entſtehenden Schadens, an feinen Nachlaß ſich 
halten. 

F. 419. Beſtand die Verbindlichkeit des Vers 
pflichteten aus mehreren zuſammengeſetzten Handlun⸗ 
gen, und hat er vor ſeinem Abſterben einen Theil der 
Erfüllung wirklich geleiſtet, fo fälle zwar dem ungeach⸗ 
tet die fernere Erfüllung des Vertrages durch ſeinen 
Tod hinweg; 

$ 420. Die Erben koͤnnen aber, fuͤr den bereits 
geleiſteten Theil der Erfüllung, eine billige Vergütung 
fordern. 0 
$. 421. Dieſe Vergütung muß in der Regel f 
nach Verhaͤltniß deſſen, was für die ganze Leiſtung 
verſprochen war, beſtimmt worden. 

§. 422. Findet ſich hingegen, daß bey dieſer 
Beſtimmungsart der Berechtigte einen wirklichen 
Schaden erleiden wuͤrde, fo müſſen die Erben des 
Verpflichteten mit einer Verguͤtung, nach Verhaͤltniß 
des dem Berechtigten aus der Handlung des Erb⸗ 
laſſers entſtaudenen Vortheils, ſich begnügen. 

$. 423. Sind bey den Bedingungen eines laͤſti⸗ 
gen Vertrages dem Erblaſſer, in Ruͤckſicht feiner pers 
ſonlichen Eigenſchaften, und eines darauf gegruͤndeten 
beſondern Vertrauens, gewiſſe in Gefchäften dieſer 
Art ſonſt nicht gewöhnliche Vortheile zugeſtanden 
worden, und faͤllt durch feinen Tod der Grund dieſes 
pecſönlichen Vertrauens weg; fo mäffen die Erben 
entweder dieſer Vortheile fich begeben, oder dafür, 
daß fie dem Vertrage eben ſo, wie es von dem Erb⸗ 
laſſer zu erwarten war, ein Genuͤge leiſten werden, 
annehmliche Sicherheit beſtellen. & 

§. 424. Haben mehrere Perſonen zugleich ſich orreal. 
einem Dritten in einem und eben demſelben Bertragenerträgen, 
verpflichtet, ſo iſt, wenn nicht das Gegentheil aus- Fehr 
drücklich verabredet worden, anzunehmen, daß are, 

ür 


eten, 
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für alle, und alle für ‚einen, dem Berechtigten für 
die Erfüllung haften. 

§. 425. Wollen die mehrern Verpflichteten aus 
dem gemeinſchaftlich geſchloſſenen Vertrage ſolcherge⸗ 
ſtalt nicht verhaftet ſeyn, fo muͤſſen fie ſich darliber 
in dem Vertrage ſelbſt deutlich erklaren. 

§. 426. Iſt in dem Vertrage ſelbſt beſtimmt: 
was und wie viel nur ein jeder der Verpflichteten zu 
der uͤbernommenen Verbindlichkeit beitragen folle, fo 
hat es dabey lediglich ſein Bewenden. 

$ 427. Fehlt dieſe Beſtimmung, und es iſt 
gleichwohl aus dem Vertrage klar, daß die mehrern 
Verpflichteten nicht gemeinſchaftlich haften ſollen; ſo 
iſt die Arr und das Maaß des von Jedem zu leiſten 
den Beitrages, nach dem Zwecke feiner Theilnehmung 
an der übernommenen Verbindlichkeit, ſo wie der⸗ 
ſelbe aus der Natur des Geſchaftes, und feinem per⸗ 
ſoͤnlichen Stande oder Gewerbe ſich ergiebt, zu beur⸗ 
theilen. 

$. 428. Kann auch hiernach der entſtandene 
Streit nicht entſchieden werden, ſo iſt anzunehmen, 
daß die ſammtlichen Verpflichteten dem Berechtigten 
zu gleichen Theilen verhaftet ſind. 

. 429. In allen Fallen, o mehrere Ver⸗ 
pflichtete dem Berechtigten jeder nur für feinen Antheil 
haften (5. 425 — 428. , iſt Letzterer wegen des Ans 
theils des Einen ſich an den Andern zu balten nicht 
befugt; 

§. 430. Wenn aber die mehrern Verpflichte⸗ 
ten dem Berechtigten einer für alle, und alle für 
einen haften, ſo kann der Berechtigte, wegen ſeiner 
ganzen Forderung, an welchen unter ihnen er will, 
ſich halten. ; 

H. 431. Der in Anſpruch Genommene kaun zwar 
ſeine Mitverpflichteten zur gemeinſchaftlichen Verthei⸗ 

digung 
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digung, oder Leiſtung der uͤbernommenen Verbind⸗ 
lichkeit auffordern; 

H. 432. Durch diefe Aufforderung aber darf 
der Berechtigte in Verfolgung feines Auſpruchs nicht 
aufgehalten werden. 

$. 433. Wenn auch der Berechtigte einen oder 
alle Mitverpflichtete nur für ihren Antheil in An⸗ 
ſpruch genommen hat, ſo kann er doch davon wie⸗ 
der abgehen, und Einen unter ihnen auf das Ganze 
belangen. 

. 434. Auch kann er, wegen der von einem 
Verpflichteten ganz oder zum Theil nicht zu erhal⸗ 
tenden Zahlung, jeden der Andern, welchen er will, 
fo lange, bis er vollſtaͤndig befriedigt worden, in 
Anſpruch nehmen. 

$. 435. Was in Anſehung der ſchuldigen Sache 
oder Handlung von dem einen Verpflichteten gethan 
worden, gereicht allen übrigen zum Vortheil. 

H. 436. Iſt dadurch der Anſpruch des Berech⸗ 
tigten gegen alle Mitverpflichtete vermindert, ſo kommt 
dieſes demjenigen, der die Verminderung bewirkt hat, 
aueh gegen die andern Mitverpflichteten zu ſtatten. 

$. 437. Hat einer der Mitverpflichteten durch 
Vergleich, Urtel, oder auf andere Art, Befreiung 
von der Schuld nur fuͤr ſeine Perſon erhalten, ſo 
koͤnnen die übrigen davon gegen den Berechtigten 
keinen Gebrauch machen. 

$. 438. Die Handlung Eines Verpflichteten 
kann die Rechte der übrigen nicht ſchmalern. 

§. 439. Ein Verpflichteter kann alſo auch durch 
ſeine Einwilligung die an eine gewiſſe Zeit gebunde⸗ 
nen Befugniſſe des Berechtigten zwar gegen ſich, 
nicht aber gegen die andern Verpflichteten, zu deren 
Nachtheil, über die beſtimmte Zeit, in der Regel, 
verlängern. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 8.) 


Allgem. Laubr. 1. Band. 0 6. 440. 
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| $. 440. Sobald jedoch der Berechtigte gegen 
IH einen Verpflichteten geklagt hat, wied fein Recht zur 
Klage auch gegen die Andern erhalten. 

$. 441. Wird die Zeit zur Erfüllung des Ber: 
trages auf das Anſuchen eines Verpflichteten ver⸗ 
längert, fo kommt dieſe Friſt allen zu ſtatten. 
IN $. 442. Bloße Nachficht aber gegen Einen Ver⸗ 
1 pflichteten berechtigt die Andern nicht, eine gleiche 
Nachſicht zu fordern. 
il wegen des F. 443. Wie weit ein Verpflichteter, der die 
derſellln Verbindlichkeit gegen den Berechtigten erfülle bat, 
unter ein, fh an die übrigen halten konne, iſt nach dem In⸗ 
ander. halte des unter ihnen beſtehenden Vertrages zu be⸗ 
urtheilen. 

. 444. Iſt kein ſolcher Vertrag vorhanden, 
ſo muß die unter ihnen beſtehende Verbindlichkeit 
nach ihren, in Anſehung des übernommenen Ge- 
ſchaͤftes oder des daraus gezogenen Vortheils, obwal⸗ 
tenden beſondern Verhältniſſen beurtheilt werden. 

H. 445. Kann auch hiernach die Entſcheidung 
nicht erfolgen, ſo haften die Verpflichteten unter ſich 
zu gleichen Theilen. 

F. 446. Wenn einer oder mehrere der gemein⸗ 
ſchaftlich Verpflichteten Verträge zu fehließen unfähig 
find, fo müffen die übrigen deren Antheil unter ein⸗ 
ander uͤbertragen. 

9. 447. Iſt einer, oder find mehrere der Mit⸗ 
verpflichteten demjenigen, welcher den Berechtigten 

N für das Ganze befriedigt hat, ihre Antheile zu ent⸗ 
iM richten unvermögend, fo muß ein ſolcher ausfallen⸗ 
| der Antheil gleichergeftalt von ſaͤmmtlichen Mitver⸗ 
pflichteten, mit Inbegriff desjenigen, welcher die 
Zahlung an den Berechtigten geleiſtet hat, übertra- 

gen werden. 
$. 448. Außerdem aber kann ein Verpflichteter, 
wegen desjenigen, was er von einem ſeiner Mitver⸗ 
pfiich⸗ 
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pflichteten zu fordern hat, ſich an die übrigen, im 
Mangel einer beſondern Verabredung nicht halten. 

H. 449. Geräch ein Mitverpflichteter in Um⸗ 
fände, welche fein kuͤnftiges Unvermoͤgen, den Ver⸗ 
trag zu erfüllen, wahrſcheinlich machen, fo koͤnnen 
die Andern wider ihn auf Sicherſtellung ſeines Au⸗ 
theils dringen. 

§. 450. Hat ſich Jemand in einem Vertrage e) Von 
mehreren Perſonen zu einer und eben derſelben Sache Bier 
oder Leiſtuug verpflichtet, fo koͤnnen die Mitberech- tigten. 
tigten das gemeinſchaftliche Recht in der Regel nur 
gemeinſchaftlich ausuͤben. 

$. 451. Doch kann keiner der Mitberechtigten 
durch ſeine Handlungen oder Entſagungen das Recht 
der übrigen ſchmaͤlern. ; 

§. 452. Hat, bey einer theilbaren Sache oder 
Summe, der Verpflichtete einem der Berechtigten 
feinen Antheil entrichtet, ‚fo tritt er, in Beziehung 
auf die übrigen Berechtigten, an deſſen Stelle. 

§. 453. Die Befugniſſe der mehreren Berech⸗ 
tigten unter ſich, find nach den Grundſatzen vom ges 
meinſchaftlichen Eigenthum zu beurtheilen. (Tit. 17.) 


Sechſter Titel. 


Von den Pflichten und Rechten, 
die aus unerlaubten Handlungen 
entſtehen. 


9. 1. 
Schade heißt jede Verſchlimmerung des Zuſtan⸗ Begrife, 
des eines Menſchen, in Abſicht ſeines Körpers, ſei⸗ 
ner Freiheit, oder Ehre, oder ſeines Vermoͤgens. 
H 2 8.2. 
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§. 2. Wird ein ſolcher Nachtheil durch eine 
Handlung oder Unterlaſſung unmittelbar und zunächſt 
I; bewirkt, fo wird der Schade ſelbſt unmittelbar 
| genannt. . 

H. 3. Eutſteht der Nachtheil zwar aus der Hand⸗ 
lung oder Unterlaſſung, jedoch nur in Verbindung 
derſelben mit einem andern von ihr verſchiedenen 
Ereigniſſe, oder mit einer nicht gewoͤhnlichen Be⸗ 
ſchaſſenheit der Perſon oder Sache, fo iſt ein mit⸗ 
telbarer Schade vorhanden. 

$. 4. Ein Schade, deſſen Eutſtehen aus der 
Handlung oder Unterlaſſung gar nicht vorausgeſehen 
werden konnte, wird im rechtlichen Sinne zufal⸗ 
lig genannt, 

S F. Vortheile, die Jemand erlangt baben 
wuͤrde, wenn eine gewiſſe Handlung oder Unterlaſ⸗ 
ſung nicht vorgefallen wäre, werden zum entgan⸗ 
genen Gewinn gerechnet. 
§. 6. Doch wird bey Beſtimmung des entzoge⸗ 
5 nen Gewinnes nur auf ſolche Vortheile, die entwe⸗ 
der, nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge und 
der Gefchäfte des bürgerlichen Lebens, oder vermoͤge 
gewiſſer ſchon getroffeuer Auſtalten und Vorkehrun⸗ 
gen, vernünftiger Weiſe erwartet werden konnten, 
Rüͤckſicht genommen. 
1 $. 7. Zu einer vollſtaͤndigen Genugthuung ge⸗ 
hoͤrt der Erſatz des geſammten Schadens und des 
entgangenen Gewinnes. 
§. K. Wer Jemanden ohne Recht Schaden zu⸗ 
fügt, der krankt oder beleidigt denſelben. 
$. 9. Unterlaſſung einer Zwangspflicht wird eis 
ner Kraͤnkung oder Beleidigung gleich geachtet. 
Grundſätze F. 10. Wer einen Andern aus Vorſatz oder 
deer grobem Verſehen beleidigt, muß demſelben vollſtän⸗ 


FIR un dige Geungchuung leiſten. (§. 7.) 


haupt. 


| H. Ir. 
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H. 11. Eben dazu iſt auch der verhaftet, mels 
cher eine dem Andern ſchuldige Pflicht aus Vorſatz 
oder grobem Verſehen unterlaͤßt, und dadurch dem⸗ 

ſelben Schaden verurſacht. f 

8. 12. Wer nur aus mäßigen Verſehen den 
Andern durch eine Handlung oder Unterlaſſung belei⸗ 
digt, der haftet nur für den daraus entſtandenen 
wirklichen Schaden. 

H. 13. Doch muß der Befchädiger auch einen 
ſolchen entgangenen Gewinn erſetzen, den der Be⸗ 
ſchaͤdigte durch den gewoͤhnlichen Gebrauch desjeni⸗ 
gen, woran er gekraͤnkt worden, erlangt haben würde, 
wenn die Kraͤnkung nicht vorgefallen wäre, 

$, 14. In einem ſolchen Falle muß der ent⸗ 
gangene Gewinn verguͤtet werden, auch wenn der 
wirkliche Schade keiner Schätzung fähig wäre, 

§. 15. In Fallen. wo auch ein geringes Verſe⸗ 
ben vertreten werden muß (Tit. 3. §. 22. 23.), haf⸗ 
tet der Beſchaͤdiger nur für den durch ein folches 
Verſehen entſtandenen unmittelbaren Schaden, 

$. 16. Der aus einer Handlung entſtandene 
zufällige Schade darf nur alsdann vergiiter werden, 
wenn die Handlung ſelbſt wider ein Verbotsgeſetz 
iſt; oder wenn der Handelnde durch ein ſolches ge⸗ 
ſetzwidriges Verhalten in die Umſtande, wodurch er 
zu 2 Handlung veranlaßt worden, ſich ſelbſt ge⸗ 
ſetzt hat. 

$. 17. Was wegen der bey Vertraͤgen zuge⸗ 
fuͤgten Schäden Statt finde, wird im vorhergehen⸗ 
den Titel beſtimmt. (Tit. 5. F. 277, Ig.) 

$. 18. Von der Vergütung eines aus Vorſatz Ju wie 
oder grobem Verſehen zugefügten unmittelbaren Scha⸗ 85 die 
dens wird der Beleidiger durch die mit eintretende des Ber 
Verſchuldung des Beſchaͤdigten nicht befreiet. a en 

H. 9, Hingegen darf der mittelbare Schade chor 
und der entgangene Gewinn nicht erfoßt werden, CH 

wenn fee. 
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wenn der Beſchaͤdigte bey der Abwendung deſſelben 
ſich ſelbſt ein grobes Verſehen hat zu Schulden kom⸗ 
men laſſen. 
§. 20. Ein dergleichen eigenes grobes Verſehen 
des Beſchaͤdigten macht denſeſben aller Schadloshal⸗ 
tung verluſtig, wenn der Schade nur aus einem maͤ⸗ 
ßigen oder geringen Verſehen des Beſchaͤdigers ent⸗ 
ſtanden iſt. 
$. 21. Der Erſatz des aus mäßigem oder ges 
ringem Verſehen entſtandenen mittelbaren Schadens 
und entzogenen Gewinnes fälle ſchon alsdann weg, 
wenn der Beſchaͤdigte den Nachtheil durch Anwen⸗ 
dung der gewoͤhnlichen Aufmerkſamkeit vermeiden 
konnte. 
Won wech- c. 22. Haben zwey oder mehrere einander wech⸗ 
SE ſelſeitig befchäbige, fo haftet jeder dem Andern für 
gungen. den verurſachten Schaden nach Maaßgabe der ihm 
zur Laſt fallenden Verſchuldung. 
§. 23. Haben Theilnehmer an einer unerlaub⸗ 
ten Handlung einander dabey Schaden zugefügt, ſo 
muß jeder ſeinen eigenen Schaden tragen. 
Rechtliche F. 24. Daß Jemand durch die Schuld eines 
ma Andern beſchaͤdigt worden, wird nicht vermuthet. 
ben der §. 25. Wer aber in der Ausübung einer uner⸗ 
a ns ſaubten Handlung ſich befunden har, der hat die 
1 Vermuthung wider ſich, daß ein bey ſolcher Gele⸗ 
genheit entſtandener Schade durch ſeine Schuld ſey 
verurſacht worden. 
$. 26. Inſonderheit muß der, welcher ein auf 
Schadensverhuͤtungen abzielendes Polizeigefes ver⸗ 
nachlaͤßigt, für allen Schaden, welcher durch die 
Beobachtung des Geſetzes hätte vermieden werden 
koͤnnen, eben ſo haften, als wenn derſelbe aus ſei⸗ 
ner Handlung unmittelbar entſtanden waͤre. 
et 8. 7. Der Erſatz des Schadens und entgan⸗ 
elfen genen Gewinnes muß aus dem Vermoͤgen 0 
erfols 
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erfolgen, welcher den Schaden verurſacht hat. 
($. 42. 56.) 
§. 28. Die Verbindlichkeit zum Schadenserſatz neh 
geht auf die Erben des Befchädigers. über. RE 
H. 29. Haben mehrere zur Zufügung eines Scha- Bon mehr 
dens aus Vorſatz oder grobem Verſehen mitgewirkt, Ahnen. 
fo haften fie einer für alle, und alle für einen. > 
9. 30. Der Befchädigte hat alsdann gegen die 
Beleidiger eben die Rechte, welche bey Verträgen 
dem Berechtigten gegen mehrere gemeinfchaftlich Ver⸗ 
pflichtete zukommen. (Tit. F. §. 430. lad.) 
$. 31. Haben Mehrere bey einer Schadens zu⸗ 
fügung nur aus mäßigem oder geringem Verſehen 
mitgewirkt, fo haftet Jeder nur für fein eigenes Ver⸗ 
ſehen. 2 ; z 
$. 32. Doch haften fie einer fire alle, und 
alle fuͤr einen, wenn nicht ausgemittelt werden kann, 
welchen Theil des Schadens ein jeder durch ſein be⸗ 
ſonderes Verſehen angerichtet habe. 
F. 33. In allen Fällen, wo einer von 2 75 
ren Mitſchuldigen den ganzen aus Verſehen enrſtan⸗ 
denen Schaden, oder doch mehr, als ihm nach Ver⸗ 
haͤltniß feines Antheils an der Schadenszufuͤgung 
oblag, erſetzt hat, kann er an die uͤbrigen, wegen 
des von einem Jeden zu leiſtenden Beitrags, ſich 
halten. 
9. 34. War aber der Schade von Mehreren 
vorſaͤtzlich veranſaßt worden, fo ſindet unter ihnen 
kein Regreß Statt. 
§. 35. Dagegen muß Jeder von ihnen, feinen 
Antheil, welchen er dem Beſchaͤdigten hätte vergüten 
muͤſſen, wenn dieſer fammeliche Beſchaͤdiger auf th⸗ 
ren Antheil belangt hätte, der Armencaſſe des Orte In wie 
zur Strafe entrichten. cabin, 
9. 36. Wer ſich feines Rechts innerhalb der gen nicht 
gehörigen Schranken bedient, darf den Schaden, an dn 
7 wel⸗ fen. 


1 


1) Wenn 
der, Be⸗ 


Rechts be⸗ 


dient hat, 


2) wenn 
die ſchad · 
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welcher einem Andern daraus entſtanden iſt, nicht 
erſetzen. 

$. 37. Er muß aber denſelben vergüten, wenn 
aus den Ulnſtanden klar erhellet, daß er unter meh⸗ 
reren möglichen Arten der Ausübung ſeines Rechtes 
diejenige, welche dem Andern nachtheilig wird, in 
der Abſicht, denſelben zu beſehaͤdigen, gewaͤhlt habe. 

b. 38. Wer gefährliche Handlungen an einem 
dazu unter oͤffentlicher Genehmigung beſtimmten Orte 
und zur erlaubten Zeit vornimmt, haftet nur für 
die ſchädlichen Folgen, die aus Vorſatz oder grobem 
Verſehen entſtanden find. 

H. 39. Gil durch unwillküßrliche Handlungen 


liche aud, verurſachter Schade kann dem Handelnden nicht zu⸗ 


lung un 
willkühr⸗ 
lich war, 


3) wenn 
der Be 
ſchaͤdiger 
wahn s 
oder blöd: 


ſinuig oder 


ein Kind 
iſt. 


gerechnet werden. 

F. 40. Wer ſich ſelbſt in einen voruͤbergehen⸗ 
den Zuſtand, in welchem er feiner Vernunft nicht 
mächtig iſt, verſetzt hat, muß auch den in dieſem 
Zuſtande unwillkührlich verurſachten Schaden erſetzen. 

$ A1. Wenn Wahn: und Blödſinnige, oder 
Kinder unter ſieben Jahren Jemanden beſchaͤdigen, 
fo kann nur der Erſaß des unmittelbaren Schadens 
aus ihrem Vermögen gefordert werden, 

H. 42. Doch haftet das Vermoͤgen ſolcher Per⸗ 
foren. nur alsdann, wenn der Befchädigte den Erſatz 
aus dem Vermögen der Auſſeher oder der Aeltern 
nicht erhalten kann. (§. 57.) 2 

§. 43. Auch haftet daſſelbe nur fo weit, als 
dadurch dem Beſchaͤdiger der noͤthige Unterhalt, und 
wenn er ein Kind iſt, die Mittel zu einer ſtandes⸗ 
mäßigen Erziehung nicht entzogen werden kann. 

H. 43. Hat der Beſchaͤdigte dergleichen Perſo⸗ 
nen durch ſein eigenes auch nur geringes Verſehen 
zu der ſchaͤdlichen Handlung veranlaßt, ſo kann er 
ſich an das Vermoͤgen derſelben nicht halten. 


H. 45. 
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H. 45. Wer den Befehl deſſen, dem er zu ger H wenn 
horchen schuldig iſt, vollzieht, kann in der Regel zu e Be 
keinem Schadenserſatz angehalten werden. Morgen, 

$..45. Er muß aber dafür haften, wenn die ee 
beſohlene Handlung in den Geſetzen ausbrücklich ver⸗ 
boten iſt. (§. 48.) 

§. 47. Wer vermoͤge ſeines Standes oder Am⸗ 
tes die Befehle ſeiner Vorgeſetzten ohne Einſchtaͤn⸗ 
kung zu befolgen verpflichtet iſt, von dem kann nicht 
gefordert werden, daß er einen in Dienſtgeſchaͤften 
ihm geſchehenen Auftrag ſeiner Obern prüfe. 

$. 48. Dem, der aus Unwiſſenheit einen geſetz⸗ 
widrigen Befehl ausgerichtet hat, bleibt der Regreß 
gegen den Befehlenden vorbehalten. 

H. 49. Wer die Graͤnzen des erhaltenen B. 
fehls uͤberſchreitet, macht ſich allemal zum Erſatz des 
dadurch entſtandenen Schadens verantwortlich. 

$. 50. Wer einem Andern einen in den Ge; sy wenn 
ſetzen nicht gemißbilligten Auftrag macht, haftet nicht hen Gee 
für den von ſelbigem bey Ausrichtung dieſes Auf, genheit 


trages verurſachten Schaden. N eines Auf 


Trage 

H. 51. War aber der Auftrag unerlaubt, fo haften Ae 
wegen des Schadenserſatzes der Machtgeber und der worden. 
Bevollmächtigte, beide für einen und einer für beide 
(. 30.) ſelbſt, wenn der Bevollmächtigte die Graͤn⸗ 
zen des Auftrages uͤberſchritten hat. 

§. 52. War der Auftrag nur in Anſehung des 
Machtgebers allein, oder nur in Anſehung des Be⸗ 
vollmaͤchtigten allein unerlaubt, ſo haftet jeder von 
ihnen nur fuͤr ſeine eigene Schuld. 

§. 53. Hat der Machtgeber bey der Auswahl 
eines untüchtigen Bevollmaͤchtigten ſich ein grobes 
oder maͤßiges Verſehen zu Schulden kommen laſſen, 
fo haftet er für den von felbigen auch bey der Aus⸗ 
richtung eines erlaubten Auftrages durch ſeine Untüch⸗ 


RN tigkeit 
* 
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tigkeit verurſachten Schaden ſo weit, als der Be⸗ 
5 ſchädiger ſelbſt zum Erſatz unvermoͤgend iſt. 
52 9005 H. 54. Wer einen außerhalb dem Falle eines 
denserfag Contracts erlittenen Schaden innerhalb dreier Jahre, 
5 nachdem das Daſeyn und der Urheber deſſelben zu 
könne. ſeiner Wiſſenſchaft gelangt ſind, gerichtlich einzukla⸗ 
gen vernachläßigt, der hat ſein Recht verloren, 

§. 5. Sind ſeit dem Zeitpunkte der Schadens⸗ 
zufügung dreißig Jahre verfloſſen, ſo kommt es auf 
den Zeitpunkt der erlangten Wiſſenſchaft nicht wei⸗ 
ter an. ; 

Bon ed g. 56. Wer eines Andern unwillkuͤhrliche Hand⸗ 

durch an, lung, wodurch derſelbe ſich ſelbſt, oder einem Drit⸗ 

here Met: ten ſchaͤdlich geworden iſt, aus Vorſatz, grobem oder 

0 maͤßigem Verſehen veranlaßt hat, haftet für den 
dadurch verurſachten Schaden. 5 

$ 57. Gleiche Verbindlichkeit hat der, welcher 
die über Wahn⸗ und Bloͤdſinnige oder uͤber Kinder 
unter fieben Jahren ihm obliegende Aufſicht groͤblich 
oder auch nur aus einem mäßigen Verſehen vernach⸗ 
fäßigt. (8. 41 — 44.) : : 

6. 58. Wer eine unerlaubte Handlung beſiehlt, 
haftet hauptſaͤchlich für den daraus entſtandenen 
Schaden. } 

$. 59. Wer miffentlich etwas geſchehen laͤßt, 
was er zu verhindern ſchuldig und vermögend gewe⸗ 
fen, hat eben die Verantwortung, als ob er ſolches 
befohlen hatten. (Tit. 3. $. 26. faq.) 


dur, §. 60, Für den von Dienſtboten zugefügten 
Dienfoy Schaden iſt die Herrſchaft in der Regel nicht ver⸗ 
a lntwortlich. 5 


$ 61. Wer aber wiſſentlich geſchehen läßt, daß 
ſein Geſinde einem Andern einen Schaden zufuͤge, 
der wird als Theilnehmer an der unerlaubten Hand⸗ 
lung des Geſindes angeſehen. (§. 59.) 


8. 62. 
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§. 62. Wer Geſinde, das durch einen uͤberwie⸗ 
genden Hang zu groben Laſtern, durch einen hohen 
Grad von Bloͤdſinn oder Schwermuth, oder durch 
anſteckende Krankheiten, andern gefaͤhrlich werden 
kann, wiſſentlich in Dienſte nimmt, oder darin bes 
hält, der haftet für ‚alle Gefahr» 

F. 63. Für den durch Dienſtboten angerichteten 
Feuerſchaden haftet die Herrſchaft auch alsdann, 
wenn ihr die Unvorſichtigkeit des Geſindes bey dem 
Gebrauche von Feuer und Licht bekannt geweſen iſt, 
und ſie daſſelbe dennoch beibehalten hat. 

§. 64. Wenn Jemand zu einem Geſchaͤfte ein 
dazu untuͤchtiges Geſinde wiſſentlich beſtellt, fo haf⸗ 
tet er fuͤr den Schaden, welcher einem Dritten, bey 
der Ausrichtung des Geſchaͤftes, durch die Untuͤchtig⸗ 
keit des Geſindes zugefügt worden. 

$. 65. In Anſehung der Handwerksgeſellen und 
Lehrjungen haben die Meiſter die den Dienſtherr⸗ 
ſchaften aufgelegten Pflichten. 

$. 66. Wer wiſſentlich Miethsleute duldet, die 
mit Feuer und Licht, 
Ausgießen, oder in Verſchließung des Hauſes, un⸗ 
vorſichtig und nachläßig zu verfahren gewohnt find, 
der haftet fuͤr allen durch ſelbige auf dergleichen Art 
verurſachten Schaden. oh 

9. 67. In allen vorſtehend beſtimmten Fällen 


dur 
Ha, 


Haud⸗ 


werksge⸗ 
ſellen und 
Lehrlinge, 


durch 


bey dem Auswerfen, oder Miether 
leute, oder 


(. 62 — 66.) haften jedoch die Herrſchaft, der Mei⸗ 


ſter oder Hauswirth nur in ſo weit, als der Scha⸗ 


denserſatz aus dem Vermögen des Beſchaͤdigers nicht . 


erfolgen kann. 

F. 68. So bald erhellet, daß ein Schade durch 
Jemandes Geſinde, Handwerksgeſellen, oder Lehr⸗ 
jungen, oder durch die Bewohner feines Haufes ver 
urſacht worden; und die Hereſchaft, der Meifter 
oder Hauswirth kann die Perſon des un 

nicht 


durch 
Thiere 


verurſacht 
worden. 
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nicht nachweiſen, ſo iſt derſelbe dem Beſchaͤdigten 


zur Schadloshaltung hauptſaͤchſich verhaftet. 

§. 69. Ob in den Fällen des 6. 56 — 68, wo 
Jemand für den von Andern verurſachten Schaden 
haften muß, derſelbe nur den unmittelbaren, oder 
auch den mittelbaren Schaden, und den entgange⸗ 
nen Gewinn vertreten muͤſſe, iſt nach dem Grade 
feiner Verſchuldung und den Vorſchriften §. 10 — 21. 
zu beurtheilen. 

8. 70. Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß wilde 
oder andere Thiere hält, die vermoͤge ihrer Natur 
den Menſchen oder den in der Wirthſchaft nützlichen 
Thieren ſchaͤdlich find, und in den Hauſern oder auf 
dem Lande gewöhnlich nicht gehalten werden, der 
haftet für allen durch ſelbige verurſachten Schaden. 

§. 77. Eine gleiche Vertretung trifft denjenigen 
welcher auch nach erhaltener Erlaubniß, die gebörigen 
Maaßregels zur Abwendung des von ſolchen Thieren 
zu befuͤrchteunden Schadens verabſaͤumt. 

72. Wer Thiere hält, die zwar ihrer Natur 
nach nicht ſchaͤdlich find, aber auch in der ländlichen 
oder ftüdtifchen Haus haltung nicht gebraucht werden; 
der haſtee für allen durch felbige, auch ohne feine bes 
ſondere Schuld, verurſachten unmittelbaren Schaden. 

9. 73. Beh andern von Natur unſchaͤdlichen 
Thieren haftet der Eigenthümer nur für den Scha⸗ 
den, welcher aus der verabſaͤumten Aulſieht über fie 
entſpringt. / g 

§. 74. Wer aber weiß, daß ein Thier, wider 
die Natur feiner Art, ſchaͤdlich fen, und dennoch die 
gehörigen Maßregeln zur Verhütung nachtheiliger 
Folgen verabſaͤumt; der iſt dem Beſchadigten zur 
vollen Genugthuung verpflichtet. 

$. 75 Wer ein von Natur unſchaͤdliches, oder 
ein mit obrigkeitlicher Erlaubniß gehaſtenes ſchaͤdliches 
Thier reizt, oder ſonſt durch eigene Unvorſichtigkeit 

zu 


1 


und Rechten aus unerlaubten Handlungen. 125 


zu Schadenszufuͤgungen durch daſſelbe Anlaß giebt, 
kann für ſich ſelbſt keine Schadloshaltung fordern. 

$. 76. Wird dadurch ein Anderer beſchädigt, 
ſo iſt derjenige, welcher das Thier gereizt oder die 
Unvorſichtigkeit begangen hat, zum Erſatz dafür ver⸗ 
pflichtet. 

9. 77. Der ſchuldige Eigenthuͤmer und der, 
welcher das Thier gereizt hat, haften dafur als Mit⸗ 
ſchuldige. (§. 30. Id.) 

9. 78. Wenn die Thiere zweier Eigenthuͤmer 
ohne weitere Anreizung einander beſchaͤdigen, ſo 
haftet nur der, welcher bey der Aufſicht über das 
ſchaͤdlich gewordene Thier feine Pflicht vernachlaͤßigt 
hat. 

g. 79. Wenn ein Schade geſchehen ift, fo muß Wie der 
alles, fo viel als möglich, wieder in den Zuſtand ge- N 
ſetzt werden, welcher vor der Anrichtung des Scha⸗ leiſten. 
dens vorhanden war. 

§. 80. Kann durch dieſe Wiedererſtattung der 
Beleidigte nicht hinreichend entſchaͤdigt werden, fo 
muß der Beſchaͤdiger ihm das daran noch Fehlende 
anderweitig verguͤten. 

$: 81. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die 
Erſtattung unmoͤglich iſt. 

§. 82. Iſt eine Sache ganz verloren gegangen, Bey Br 
vernichtet, oder unbrauchbar geworden, ſo muß der 1 
Beſchadiger deren ganzen durch Geſetze beſtimmten Gachen. 
Werth vergäten, 

9. 83. Iſt der Werth durch Geſetze nicht be⸗ 
ſtimmt, ſo muß bey Sachen, die einen gewoͤhnlichen 
Gegenſtand des Verkehrs auf Meſſen oder Maͤrk⸗ 
ten ausmachen, oder woruͤber Preis-Couranten ge⸗ 
halten werden, derjenige Werth, welchen Sachen 
derfelben Art zur Zeit des Verluſtes gehabt haben, 
erſetzt werden. 


. 84. 
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F. 84. Bey andern Sachen werden die Be⸗ 
ſchaffenheit und die Eigenſchaften derſelben zur Zeit 
des Verluſtes durch Beweis ausgemittelt, und ſo⸗ 
dann wird der Werth nach dem Gutachten der Sach⸗ 
verſtaͤndigen beſtimmt. 

§. 85. Iſt der Schade aus Vorſatz oder gro⸗ 
bem Verſehen zugefuͤgt worden, fo muß der hoͤchſte 
Werth, welchen die Sache, nach obigen Beſtim⸗ 
mungen, ($. 82. 83. 84.) in dem Zeitraume zwiſehen 
der Schadenszufuͤgung und der dem Beſchaͤdiger zu⸗ 
geſtellten Klage gehabt hat, verguͤtet werden. 

$. 86. Auch haftet in einem ſolchen Falle der 
Beſchaͤdiger fuͤr den außerordentlichen Werth. 
S. 87. Für den Werth der beſondern Vorliebe 
haftet er nur alsdann, wenn die Beſchaͤdigung vor⸗ 
ſatzlich zugefügt worden iſt. . 

$. 88. Iſt der Schade durch ein maͤßiges oder 
geringes Verſehen entſtanden, ſo darf nur der, zur 
Zeit der Schadenszufuͤgung vorhanden geweſene, ge⸗ 
meine Werth erſetzt werden. 

§. 89. Iſt durch den Schaden der Werth der 
Sache nur vermindert worden, fo muß derjenige 
Werth, welchen die Sache vor der Beſchaͤdigung 
gehabt hat, nach obigen Grundfägen ausgemittelt, 
und mit dem gegenwartigen Werthe derſelben ver⸗ 
glichen werden. 

$. 90. Die daraus ſich ergebende Verminde⸗ 
rung des Werths muß der Beſchaͤdiger verguͤten. 

$. 91. Iſt jedoch der Schade an einer beweg⸗ 
lichen Sache zugefügt worden, fo hat der Befchä- 
digte die Wahl: ob er mit dieſer Vergütung ſich 
begnügen, oder von dem Beſchaͤdiger den ganzen 
nach . 89. ausgemittelten vormaligen Werth, gegen 
Ueberlaſſung der Sache, fordern wolle. 

$. 92. In allen Fällen, wo der vormalige 
Werth der Sache nach Vorſchrift §. 83. 84. nicht 
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mit hinlaͤnglicher Zuverläßigfeit ausgemittelt werden 
kann, muß derjenige Werth, welchen eine Sache 
von derſelben Art, und von mittlerer Güte, in dem 
nach obigen Grundfägen zu beſtimmenden Zeitpunkte 
gehabt hat, durch Sachverſtaͤndige veſtgeſetzt werden. 

§. 93. Iſt der Schade nur aus maͤßigem oder 
geringem Verſehen zugefuͤgt worden, ſo muß der 
Beſchaͤdigte mit der Vergütung nach dieſem mittle⸗ 
ren Werthe ſich begnügen. 

$. 94. Iſt aber der Schade aus Vorſatz oder 
grobem Verſehen verurfache worden, fo muß der 
Beſchaͤdigte auch zur eidlichen Beſtaͤrkung eines hoͤ⸗ 
bern Werths, nach richterlichem Ermeſſen, zugelaſſen 
werden. 

H. 95. Doch darf auch dieſer höhere Werth 
den doppelten Betrag des von den Sachverſtaͤndigen 
angegebenen mittleren Werthes niemals überſteigen. 

§. 96 Iſt aber von dem Werthe der beſondern 
Vorliebe die Rede, fo findet dergleichen Ruckſicht 
auf das Verhaͤltniß zwiſchen dem von den Sachver⸗ 
ſtändigen beſtimmten, und dem von den Beſchaͤdig⸗ 
ten angegebenen Werthe keine Statt. 

F. 97. Vielmehr muß alsdann das richterliche 
Ermeſſen den von dem Beſchaͤdigten eidlich zu erhaͤr⸗ 
tenden Werth nur nach der beſondern Beſchaffenheit 
der Umſtaͤnde und Verhaltniſſe, worauf der Beſchä⸗ 
digte dieſe Vorliebe gruͤndet, veſtſetzen und ermäßigen. 

$. 98. Wer widerrechtlich einen Menſchen ums An der 
Leben bringt, muß in allen Fällen der hinterlaſſenen e Fusch 
Frau, und den Kindern des Entleibten die Koſten Toͤdtung. 
der etwannigen Cur, ingleichen die Begraͤbniß⸗ und 
Trauerkoſten erfegen. 

9. 99. Außerdem iſt, wenn die Entleibung aus die en 
Vorſat oder grobem Verſehen erfolgt, der Beſcha aug or, 
diger verbunden, der Wittwe und den Kindern des für oder 
Entleibten ſtandesmaͤßigen Unterhalt, auch den u een, 

ern 
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tern dergleichen Erziehung und Ausſtattung, als. fie 
von dem Vater nach deſſen Stand und Vermoͤgen 
erwarten konnten, zu gewähren. 
9. 100. Dabey wird auf das von dem Ent⸗ 
leibten hinterlaſſene Vermoͤgen, ingleichen auf die 
Unterſtützungen, welche der Wittwe und den Kindern 
von dem Staat oder anders woher angedeihen, keine 
Rückſicht genommen. 
$. 101. Dieſe Verbindlichkeit des Beſchaͤdigers 
dauert ſo lange, als die Familie des Entleibten eine 
ſolche Verpflegung und Unterſtuͤtzung von demſelben, 
wenn er noch am Leben wäre, fordern koͤnnte. 
§. 102. Treten aber Umſtaͤnde ein, unter wel⸗ 
chen die Pflicht des Entleibten, ſeine Familie aus 
eigenen Mitteln zu ernähren, aufgehört haben wuͤrde, 
fo wird auch der Beſchaͤdiger von feiner Verbindlich⸗ 
keit frey. 
b) ment §. 109. Iſt die Entleibung nur durch ein maͤßi⸗ 
9 9 5 ges Verſehen verurſacht worden, fo muß der Bes 
Verſehen, ſchaͤdiger für eine nach Verhältniß des Standes noth⸗ 
duͤrftige Verpflegung der Wittwe und Kinder des 
Entleibten, und für eine dergleichen Erziehung der 
Letztern in fo weit ſorgen, als die Koſten dazu aus 
den Einkünften des hinterlaſſenen Vermoͤgens und 
den Beiträgen des Staats oder eines Dritten nicht 
aufgebracht werden koͤnnen. 
$. 104. Auch muß er den noch unverſorgten 
Kindern, bey Ermangelung eines eigenen dazu hin⸗ 
reichenden Vermögens, eine ſolche Ausſtattung gewaͤh⸗ 
ren, als dieſelben von dem Entleibten nach den Ge⸗ 
fegen zu fordern berechtigt wären. 
§. 105. Die Verbindlichkeit zur Erziehung und 
Verpflegung der Kinder dauert in der Regel ſo lange, 
bis entweder dieſelben die Volljaͤhrigkeit erreicht ha⸗ 
ben, oder der Fall des F. 102, noch vorher eintritt. 


$. 106. 
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§. 106. Solche Kinder hingegen, welche wegen 
koͤrperlicher oder Geiſtenſchwaͤchen auch nach erlang⸗ 
ter Velljahrigkeit ſich ſeloſt ihren Unterhalt zu er⸗ 
werben nicht im Stande ſind, muß der Beſchadiger 
bis zu ihrem Tode, oder ihrer Wiederherſtellung, 
verpflegen. 4 

$., 10. In Anſehung der Wittwe des Entleib⸗ 
ten dauert die Verpflegungsverbindlichkeit des Beſchäͤ⸗ 
digers ſo lange, bis dieſelbe wieder heirathet, oder in 
Umſtände kommt, da ſie einer ſolchen Unterſtutzung 
fuͤglich entbehren kann. 

H. 108. Ueberhanpt hoͤren die Pflichten auch ei⸗ 
nes ſolchen Beſchadigers unter eben den Umſtanden 
auf, unter welchen der Entleibte ſelbſt, wenn er noch 
lebte, davon frey werden wurde. 

§. 109. Was vorſtehend zum Beſten der 
Wittwe und Kinder des Entieibten verordnet iſt 
(. 99 — 108.) gilt auch zum Beſten anderer Per- 
ſonen, welche nach den Vorſchriften der Geſetze Un⸗ 
terhalt von dem Entleibten zu fordern berechtigt 
ſeyn wuͤrden. 

H. 110. Iſt die Entleibung nur aus geringem raue 
Verſehen erfolgt, fo muß die Familie des Entleib⸗ingem 
ten mit der §. 98. beſtimmten Entſchaͤdigung Thorn, 
begnügen . Er 

$. rrr. Bey andern körperlichen Verletzungen 1 DD 
wodurch der Beſchadige nicht entleibt worden, iſt der partie 
ſelbe, in allen Fällen, auf den Erſatz der Cure undgealerun⸗ 
Heilungskoſten anzutragen berechtigt. ge 

$. 112. Wegen erlittener Schmerzen können er“ 
Perſonen vom Bauer» oder gemeinen Burgerſtande, Schmerzen 
denen dergleichen Verletzung aus Vorſatz oder groben 
Verſehen zugefügt worden, ein billiges Schmerzen⸗ 
geld fordern, 

9. 113. Der Betrag dieſes Schmerzengeldes iſt 
nach dem Grade der ausgeſtandenen Schmerzen, 

(Augen, Lands, I. Band, J road) 
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jedoch nicht unter der Hälfte, und nicht über den 
doppelten Betrag der erforderlichen Curkoſten, rich⸗ 
terlich zu beſtimmen. 

8. 114. Bey Perſonen hoͤhern Standes wird 
auf die dem Beleidigten durch die Mißhandlung 
verurſachten Schmerzen nur bey Beſtimmung der 

= geſetzmaͤßigen Strafe Rückſicht genommen. 
lg $ 115. Iſt durch die zugefuͤgte Verletzung 


Kr Unfa⸗ der Beſchaͤdigte, fein Amt oder Gewerbe, auf die 


g zurbisheige Art zu betreiben, gänzlich außer Stand 
kung des geſetzt worden, fo haftet der Beſchaͤdiger für dieje⸗ 
Gier nigen Vortheile, deren fortgeſetzter Genuß dem Be⸗ 
ſchaͤdigten dadurch entzogen wird. 

§. 116. Iſt die Beſchädigung aus Vorſatz, 
oder grobem Verſehen zugefügt worden, ſo müſſen 
dem Beſchaͤdigten auch künftige Vortheile vergütet, 
werden, deren Erlangung derſelbe, nach dem natuͤr⸗ 
lichen und gewohnlichen Laufe der Dinge, vernünf⸗ 
tiger Weiſe erwarten konnte. 

§. 117. Iſt ein maͤßiges Verſehen begangen 
worden, fo darf der Beſchaͤdiger die Vergütung nur 
nach derjenigen Lage leiſten, in welcher der Befchä- 
digke zur Zeit der Verletzung fich wirklich befunden hat. 

9. 18. Iſt nur ein geringes Verſehen vor⸗ 
handen, ſo findet bloß die §. 111, beſtimmte Schad⸗ 
loshaltung Statt. 5 

§. 119. Sobald der Beſchaͤdigte, der Verle⸗ 
tzung ungeachtet, durch Anwendung feiner Eörperli- 
chen oder Geiftesfräfte zu einem wirklichen Erwerbe 
gelangt, ſo muß derſelbe auf die nach . 115. 116. 
117. zu leiſtende Entſchaͤdigung abgerechnet werden. 

§. 120. Iſt der Beſchaͤdigte durch die zuge⸗ 
fügte Verletzung unr auf eine Zeitlang zum Be⸗ 
triebe ſeines Gewerbes außer Stand geſetzt worden, 
fo kann er nur Verſäummißkoſten fordern. 
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$. 121. Dieſe Koſten muͤſſen nach den §. 115 
[ag. beſtimmten Grundſatzen, jedoch nur im Ver⸗ 
haltuiß der Zeit, während welcher die erlittene Ver⸗ 
letzung den Beſchadigten an dem Becriebe feiner Ges 
ſchaͤfte verhindert, veſtgeſetzt werden. 

$. 122, Nach eben dieſen Grundsätzen und 
mit billiger Ruͤckſicht auf den nachtheiligen Einfluß, 
welchen eine erlittene Verletzung auf die Glucksum⸗ 
ſtande des Beſchaͤdigten hat, muß der Richter die 
Vergütung beſtimmen, wenn der Beſchaͤdigte zm 
Betriebe ſeines Amtes oder Gewerbes zwar nicht 
ganzlich unfahig, wohl aber ihn dieſer Betrieb da⸗ 
durch ſchwerer oder koſtbarer gemacht worden. 

$. 123. Wird eine unverheirathete Frauens⸗ Wegen er, 
perſon durch Förperfiche Verletzung verunſtaltet, under 
ihr dadurch die Gelegenheit ſich zu verheirathen er tung. 
ſchweretz; fo kaun fie von dem Beſchadiger Aus⸗ 
ſtattung fordern. 7 

§. 124. Dieſe Ausſtattung muß, wenn die Ver⸗ 
unſtaltung aus Vorſatz oder grobem Verſehen er⸗ 

folgt iſt, nach richterlichem Ermeſſen fo. beſtimmt 
werden, daß die Beſchaͤdigte Hoffnung erhalte, eine 
ihrem Stande gemaße Heirach zu finden, und une 
terdeſſen aus den Einkunften derſelben ihren Unter⸗ 
halt nehmen konne. 

H. 125. Iſt die Beſchaͤdigung nur aus maͤßi⸗ 
gem Verſehen zugefügt worden, fo muß die Verun⸗ 
ſtaltete mit einer ſolchen Ausſtattung, als ſie von 
ihrem Vater nach deſſen Stande vermöge der Ges 
ſetze, zu fordern haben würde, ſich begnügen. 

$. 126. Beſitzt der Beſchaͤdiger kein Capitals? 5 
vermögen, aus welchem die nach H. 124. 125, zu 
beſtimmende Ausſtattung genommen werden kann, 
ſo muß er der Verletzten die Zinſen davon zu Fünf 
vom Hundert jährlich entrichten. 


J 2 8.127 
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8. 127. Dieſer Beitrag dauert fort, fo lange 
die Verunſtaltete lebt, auch wenn fie ſich wirklich 
verheirathet. 

g. 128. Iſt außerdem Jemanden fein Fortkom⸗ 
men in der Welt durch eine aus Vorſatz oder gro⸗ 
bem Verſehen zugefügte Verunſtaltung erſchwert wor⸗ 
den, ſo muß ihm auch dafuͤr eine billige nach den 
Umftänden zu beſtimmende Entfehädigung geleiſtet 
werden. 

§. 129. Wer zur Entſchaͤdigung des Beleidig⸗ 
ten oder ſeiner Familie ſchuldig erkannt wird, kann 
ſich dagegen mit dem Einwande, daß er dadurch die 
Seinigen pflichtmäßig zu ernaͤhren unvermoͤgend 
werde, nicht ſchuͤtzen. 

an derehre f. 130. Die bey verübten Ehrenfränfungen zu 
. leiſtende Privatgenugthuung iſt im Criminalrechte 
beſtimmt. 
$. 137, Der Erſatz eines nach Geld in Alte 
ſchlag zu bringenden Schadens kann nur in ſo fern 
gefordert werden, als der Schade aus der Ehren⸗ 
kränkung unmittelbar entſtanden iſt. 
anderßtel⸗ §. 132. Wer auf irgend eine Art einen An⸗ 
he. dern ſeiner perſönlichen Freiheit widerrechtlich bes 
raubt; der haftet demſelben für das ganze Intereſſe. 
§. 133. Der, auf deſſen Gefahr oder falſche 
Vorſpiegelung ein widerrechtliche Perſonalarreſt ver⸗ 
hangt worden, und der Richter, welcher dabey den 
geſetzlichen Vorſchriften zuwider gehandelt hat, ſind 
dem Beleidigten als Mitſchuldige verhaftet. 
$. 134. Wer in Privatarreſt gehalten worden, 
kann zur eidlichen Beſtaͤrkung des erlittenen Scha⸗ 
dens und entgangenen Gewinns, nach vorgaͤngiger 
richterlichen Ermäßigung, gelaſſen werden. 

H. 135. Alle Koſten, welche erforderlich find, 
um den Gefangenen wieder in Freiheit zu ſetzen, 
muß der Beleidiger tragen. 

> §. 136. 


und Rechten aus unerlaubten Handlungen. 133 


$. 136. Kann dem Beleidigten die geraubte 
perfönliche Freiheit nicht wieder verſchafft werden, 
ſo haben die Frau und Kinder deſſelben gegen den 
Beleidiger, wegen der ihnen zu gewaͤhrenden Ver⸗ 
pflegungs⸗ und Erziehungskoſten, eben die Rechte, 
die ihnen bey einer erfolgten Entleibung ($. 98. g.) 
beigelegt ſind. 

H. 137. Wer Sachen unrechtmaͤßiger Weisen Meat 
mit Arreſt belegt, haftet für den Schaden, den die⸗ 5 
ſelben dadurch leiden, eben ſo, als wenn er dieſen 
Schaden durch ‚feine unmittelbare Handlung veran⸗ 
laßt hätte (F. 82. lag.) 

$. 138. Kann außer dieſem Schaden ein durch 
den Arreſt entzogener ſicherer Gewinn nachgewieſen 
werden, fo iſt der Arreſtſeger auch dieſen zu verguͤ⸗ 
ten ſchuldig, (S. 13. 14.) 


Siebenter Titel.“ 
Von Gewahrſam und Beſitz. 


g. 1. 


Wen das phyſiſche Vermoͤgen hat, über eine Sa⸗Beorffe. 
che mit Ausſchließung Anderer zu verfügen, der hat 

ſie in ſeiner Gewahrſam, und wird Inhaber derſel⸗ 

ben genannt. 

H. 2. Auch der iſt ein bloßer Inhaber, der ei⸗ 
ne Sache nur in der Abſicht, Darüber für. einen An⸗ 
dern oder in deſſen Namen zu verfügen, ih. feiner 
Gewahrſam hat. 

g. 3. Wer aber eine Sache in der Abſicht, 
darüber für ſich ſelbſt zu verfügen, unmittelbar oder 
durch Andere, in ſeine Gewahrſam nimmt, der wird 
Beſitzer der Sache. K 

H. 4. 
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F. 4. Wer ein Recht ausuͤbt, iſt Inhaber des 

Rechts. - 

§. J. Wer aber ein Recht fur ſich felbft aus⸗ 
ruͤbt, wird Beſitzer des Rechts genannt. 0 

1 $. 6. Wer eine Sache oder ein Recht, zwar 

volfindi als fremdes Eigenthum, aber doch in der Abſicht, 

ger Beſiz darüber für ſich ſelbſt zu verfugen, in feine Ge⸗ 
wahrſam übernommen hat, der heißt ein unvollſtan⸗ 
diger Beſitzer. : 

$.7.. Vollftändiger Beſitzer heißt der, welcher 
eine Sache oder ein Recht als fein eigen beſitzt. 

H. 8. Beruhet dieſer Beſitz auf einem Rechts⸗ 
grunde, durch welchen das Eigenthum erlaugt wer⸗ 
den kann, ſo iſt ein vollſtandiger titulirter Beſißz 
vorhanden. 

§. 9. Der unvollſtäͤndige Beſitzer der Sache 
iſt vollſtandiger Beſitzer des Rechts, deſſen er dar⸗ 
über ſich anmafe. 

RZ . 10: Die Rechtmaͤßigkeit oder Unrechtmaͤßig⸗ 

und undderkeit des Beſites haͤngt von der Beſchaffenheit und 

schrmäß ‚Gültigkeit des Titels ab, auf welchen das Recht zu 
der Beſtt, heſißen ſich gründet. 

11. Wer es weiß, daß er aus keinem guͤlti⸗ 

gen Titel beſitze, der heißt ein unredlicher Beſißzer. 

H. 12. Die Unwiſſenheit der Geſetze entſchul⸗ 
digt den nicht, der ſeinen Beſitztitel irriger Weiſe 
für gültig geachtet hat. 

$. 13. Ein bloßer Irrthum in Thatſachen ſcha⸗ 
det der Redlichkeit des Beſitzers nicht, ſo bald nur 
der Irrende nicht durch eigenes grobes oder mäßiges 
Verſehen in einem ſolchen Irrthum gerathen iſt. 

$. 14. Wer aber aus Unwiſſengeit der Geſe⸗ 
ge in der Guͤltigkeit ſeines Beſitztitels irrt, heißt 
ein wech Beſitzer, und wird, wo nicht be⸗ 
ſondere Ausnahmen gemacht ſind, einem unredlichen 
Beſitzer gleich geachtet. (§. 232. 239. 240. en 

. 15 
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§. 15. Wer ſchon zur Zeit der Erwerbung des 
Beſttzes, bey der Anwendung eines gewöhnlichen Gra⸗ 
des von Aufmerkſamkeit, Urſach hatte, an der Guͤl⸗ 
tigkeit feines Beſitztitels zu zweifeln, und ſich dennoch 
ohne weitere Unterſuchung den Beſißz zueignet, der 
wird bey einer in der Folge ſich veroffenbarenden Un⸗ 
rechtmaͤßigkeit deffelben, einem unredlichen Beſitzer 
gleich geachtet. 5 

$. 16. Dagegen verliert der, bey welchem erſt 
nach ſchon erworbenen Beſitze bloße Zweifel über die 
Rechtmäßigkeit deſſelben entſtehen, dadurch noch nicht 
die Eigenſchaft und die Rechte eines redlichen Beſitzers. 

§. 17. Von dem Zeitpunkte aber, da Jemand 
von der Unrechtmaͤßigkeit feines Beſitzes überführt 
worden, iſt er fuͤr einen unredlichen Beſitzer zu achten. 

§. 18. Die allgemeine Vermuthung ſtreitet für 
die Redlichkeit des Beſitzes, wo nicht die Geſetze in ge⸗ 
wiſſen Fallen und Umſtänden die beſondere Vermu⸗ 
chung des Gegentheils ausdrücklich veſtſetzen. 

$. 19. Wer des Beſitzes einer Sache, die mit 
fremden Namen, einzelnen Buchſtaben, Wappen, 
Pertſchaften, oder andern zur Bezeichnung des Eigen⸗ 
thums gewoͤhnlichen Merkmalen verſehen iſt, ſich ei⸗ 
genmächtig anmaßt, hat die Vermuthung des unred⸗ 
lichen Beſitzes gegen ſich. 5 

$. 20. Bloß willkürliche und ungewohnliche 
Zeichen können dieſe Vermuchung nicht begründen. 

§. 21. Die Redlichkeit des Dritten, durch wel⸗ 
chen Jemand einen Beſitz für ſich erwirbt, kommk 
dem unredlichen Erwerber nicht zu ſtatten. 

$, 22. Dagegen ſchadet aber auch die Unredlich⸗ 
keit eines ſolchen Dritten demjenigen nicht, für wel: 
chen der Beſiß erworben worden. 

§. 23. Von der Wiſſenſchaft desjenigen, wel⸗ 
cher bey der Sache mitzuwirken kein Recht hat, hänge 

die 
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die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzers nie⸗ 
2 mals ab. x . 
bebe, 9. 24. Wenn Mehrere eine Sache gemeinfchaft- 
mehreren lich beſitzen, ſo muß jeder die Redlichkeit oder Un⸗ 
Gent. “ redlichkeit des Beſizes fur feinen Ancheil vertreten. 
H. 25. Doch kann auch der redliche Mitbeſitzer 
aus der Unredlichkeit des Andern, zum Schaden ei⸗ 
„nes Dritten, keinen Vortheil ziehen. ($. 37.) 
1 $. 26. Wenn eine Corporation oder Gemeine 
zationen einen Beſitz erwirbt, fo hangt die Redlichkeit oder 
meine. Unredlichkeit derſelben davon ab, je nachdem die 
Mehrheit der Mitglieder, bey der Erwerbung des 
Beſitzes, redlich oder unrechtfertig zu Werke gegan⸗ 
gen iſt. H. 10 — 165.) 
$. 27. Eben fo wird der Beſitz einer ſolchen 
Gemeine in der Folge unredlich, wenn die mehrere 
Zahl der Mitglieder von der Unrechtmaͤßigkeit deſſel⸗ 
ben überzeugt worden. 
§. 28. Die mindere Zahl kann alſo durch ihre 
Unredlichkeit den Beſitz der Commune überhaupt 
nicht unredlich machen. 
$. 29. Doch haften die unredlichen Mitglieder 
dem Eigenchumer für den Schaden, welcher demſel⸗ 
ben daraus entſtanden iſt, daß fie ihre Wiſſenſchaft, 
oder ihre bey der Erwerbung gehegten Zweifel, den 
übrigen Mitgliedern nicht angezeigt haben. 
$. 30. Iſt die Zahl der redlichen oder unred⸗ 
lichen Beſitzer gleich, ſo kann der Beſitz der Ge⸗ 
meine uberhaupt nicht für redlich geachtet werden. 
§. 31. In ſo fern redliche Mitglieder dadurch, 
daß der Beſitz der Gemeine überhaupt, wegen der Un⸗ 
redlichkeit der übrigen, für unredlich geachtet wird, 
und alſo dem Eigenthuͤmer zurückgegeben werden 
muß, an ihrem anderweitigen Vermoͤgen einen wirkli⸗ 
chen Schaden erleiden, konnen fie den Erſaß deſſelben 
von den unredlichen Mitgliedern fordern. 


0 


§. 32. 
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$. 32. Repräſenkanten einer Gemeine find, in 
Anſehung der Redlichkeit oder Unredlichkeit des Be⸗ 
ſiges, als die Gemeine ſelbſt anzuſehen. 

H. 33. Sind unter mehreren Repräſentanten 
einige redlich, andere aber unredlich, ſo finden, in 
Beziehung auf den Beſitz der Gemeine ſelbſt, die 
Vorſchriften §. 26 — 31. Anwendung. 

§. 34. Iſt die Erwerbung des Beſitzes nur 
durch die Vorſteher oder Beamten der Gemeine ge⸗ 
ſchehen, ſo wird die Redlichkeit oder Unredlichkeit 
des Beſitzes der Gemeine ſelbſt nach den Vorſchrif⸗ 
ten F. 21. 22. beurtheilt. 8 

$. 35. Bey Sachen, wo nur die Subſtanz 
der ganzen Gemeine gehört, die Nutzungen aber uns 
ter die einzelnen Mitglieder vertheilt werden, ſind 
die Rechte und Verbindlichkeiten eines jeden Mit- 
gliedes, in Beziehung auf dieſe Nutzungen, nur nach 
feiner eigenen Redlichkeit oder Unredlichkeit zu beur⸗ 
theilen. „ 

H. 36. Wenn alſo die Sache ſelbſt, wegen Un⸗ 
redlichkeit des Beſitzes der Gemeine überhaupt, dem 
Eigenthümer zurückgegeben werden muß, fo, find 
ihm, wegen fämmtlicher bisheriger Nutzungen, die 
unredlichen Mitglieder hauptſachlich verhaftet. 

§. 37. Können aber dieſe den Eigenthuͤmer 
nicht entſchaͤdigen, fo muͤſſen auch die redlichen Bes 
ſitzer, jedoch nur ſo weit, als dieſelben aus dieſen 
Nutzungen wirklich Vortheile gezogen haben, dem 
Eigenthumer gerecht werden. 

$. 38. Kann hingegen der Eigenthuͤmer die 
Sache ſelbſt, wegen des verjährten redlichen Beſitzes 
der Gemeine überhaupt, nicht zurückfordern, fo kann 
er zwar, auch wegen der bisherigen Nutzungen, nur 
an die unredlichen Mitglieder ſich halten; 


6.39. 
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§. 39. Er tritt aber auch in Anſehung der 
kuͤnftigen Nutzungen an die Stelle dieſer unredli⸗ 
chen Mitglieder. 
1 §. 40, Bey jedem Nachfolger im Beſit wird 
gm im die Beſchaffenbeit feines Beſitzes bloß nach feiner 
fr eigenen Redlichkeit, nicht aber darnach beurtheilt: 
ob ſein Vorfahr ein redlicher oder unredlicher Beſi⸗ 

Ser geweſen ſen. 

§. 41. Es macht dabey keinen Unterſchied, ob 
der Nachfolger im Beſitze zugleich Erbe des Vor⸗ 
fahren ift, oder nicht. 

g. 42. Doch muß der Erbe die Folgen des 
unredlichen Befißes feines Erblaſſers aus deſſen 
Nachlaß vertreten. 

Von Et, $. 43. Niemand kann ohne oder wider feinen 

beg welt, Willen wirklicher Beſitzer einer Sache werden, wenn 

zes über gleich dieſelbe in feiner Gewahrſam ſich befindet. 

daupt. §. 44. So weit alſo jemand feinen Willen zu 
erklaͤren unfaͤhig iſt, fo weit kann er durch ſich 
ſelbſt keinen Beſitz erlangen. 

§. 45. Nur in fo fern Rechte durch die Ver⸗ 
träge eines Andern erlangt werden konnen, kann 
auch der Beſitz durch die Handlung eines Andern 
erworben werden. 

$. 46. Zur Beſitznehmung gehört nothwendig, 
daß der Gegenſtand derſelben, er ſey Sache oder 
Recht, genau beſtimmt worden. 

H. 47. Iſt die Sache mit Andern vermiſcht, 
ſo muß fie, abgeſondert, oder kenntlich ausgezeichnet 
werden. 3 

H. 48. Ohne Beſitzerergreiſung kann keine Art 
des Beſitzes erlangt werden. 

$. 49. Wer jedoch einem Andern in einem Inbe⸗ 
griff von Sachen oder Rechten nachfolgt, der bedarf 
keiner Beſitzergreifung, in Anſehung der einzelnen uns 
ter dem Inbegriff enthaltenen Sachen und Rechte. 

4 9. J0. 
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§. 50. Die äußere Handlung, wodurch eine@tern 
körperliche Sache in die Gewalt des Befigers ge Beaches 


langt, wird im eigentlichen Verſtande Beſsergret ge Sa: 
el 


fun genannt. { 

§. 51. Dazu iſt jede Handlung hinreichend, 
welche den neuen Beſitzer in den Stand ſetzt, die 
Sache felbft, oder durch Andere, zu gebrauchen, 
und daruber zu verfügen. 

$. 52. Wer den Beſitz der Hauptſache er⸗ 
greift, der hat zugleich alle Pertinenzſtucke derſelben 
in Beſitz genommen. 

$. 53. Wer in der Abſicht, einen Inbegriff 
von Sachen in Beſitz zu nehmen, einzelne Stucke 
deſſelben in feine Gewalt nimmt; der hat dadurch 
den Beſitz des Ganzen ergriffen. 

H. 54. Doch muß bey Pertinenzſtuͤcken und 
einzelnen Sachen, die ſich zur Zeit der Beſitzneh⸗ 
mung der Hauptſache, oder des Inbegriffs, im 
wirklichen Beſitz eines Dritten befinden, der Deſitz 
beſonders erworben werden. 

§. 55. Der Beſitz einer Sache, die in Nieman⸗ 
des Befız ſich befindet, kann dadurch ergriffen werden, 
daß der Beſitznehmende die Sache mit ſolchen Merk⸗ 
malen bezeichnet, woraus feine Abſicht, dieſelbe kunf⸗ 
tig fur ſich gebrauchen zu wollen. deutlich erhellet. 

9. 56. Die bloße Bezeichnung aber hilft dem 
nichts, dem das Vermögen, die Sache ſelbſt in feis 
ne Gewalt zu bringen, ermangelt. 

9. 57. Auch hat die bloße Bezeichnung die 
ihr vorſtehend beigelegten Wirkungen nur alsdann, 
wenn in dem Zeitpunkte, wo fie geſchieht, derſelben 
von einem Dritten nicht widerſprochen wird. 


$. 58. Durch Uebergabe wird der Beſiß er-zpurch ue⸗ 


langt, wenn der bisherige Beſitzer einer Sache fi) 
derſelben zum Vortheil eines Andern entſchlagt, und 
dieſer den erledigten Beſitz ergreift. 

9.59. 


bergabe. 
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H. 59. Die bloße Willenserflärung des bisheri⸗ 
gen Beſitzers iſt hinreichend, den Beſitz einer Sache 
zum Vortheile eines Andern zu erledigen; in ſo fern 
dieſer dadurch in den Stand geſetzt wird, über die Sa⸗ 
che zu verfuͤgen. 

H. 60. Durch richterliche Verordnung kann der 


HBeſitz, auch ohne Einwilligung des bisherigen Beſi⸗ 


tzers, zum Vortheile eines Andern erledigt werden. 
$. 61. Die Uebergabe kann nicht nur koͤrperlich, 


ch ei 3 
gabe. aus Hand in Hand, ſondern auch durch Zeichen (fims 


Symboli⸗ 
ſche. 


boliſch) geſchehen. 

$. 62. Die Zeichen koͤnnen, wo die Geſetze nicht 
beſondere Ausnahmen machen, willkuͤhrlich gewaͤhlt 
werden. 

$. 63. Nur muͤſſen dieſelben von der einen 
Seite die Abſicht, den Beſitz zu erledigen, und von 
der andern, denſelben zu ergreifen, hinlänglich an⸗ 
deuten. 

$ 64. Auch muß die ſymboliſche Uebergabe von 
der Beſchaffenheit ſeyn, daß der koͤrperlichen Beſitz⸗ 
nehmung ferner nichts im Wege ſtehe; 

§. 65. So koͤnnen Waaren und andere Effekten, 
welche in einem verſchloſſenen Behaͤltniſſe ſich befin⸗ 
den, durch Aushaͤndigung der Schlüffel übergeben 
werden. 2 


Durch An, §. 66. Wenn der, welcher die Sache im Namen 


weiſung. 


des bisherigen Beſitzers inne hat, von demſelben ange⸗ 
wieſen wird, den Beſitz im Namen des neuen Beſitzers 
fortzuſetzen, ſo iſt die Uebergabe vollzogen. 

$. 67. Der Beſiß der angewieſenen Sache oder 
Summe fängt von dem Augenblicke an, wo die An⸗ 
weiſung von dem neuen Beſitzer angenommen worden. 

§. 68. Doch wird der Inhaber der angewieſenen 
Sache oder Summe, dem neuen Befiger erſt von der 
Zeit an verantwortlich, da er die Anweiſung in ſichere 
Erfahrung gebracht hat. 


8. 69. 
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F. 69. Wer eine Sache urſpruͤnglich bloß für ei⸗ 
nen Andern inne hatte, kann durch ſeinen bloßen Wil⸗ 
len, die Sache nunmehr fuͤr ſich zu haben, den Beſitz 
derſelben nicht erlangen. 

$. 70. Wenn aber der bisherige Befiger feinen Durd le 
Willen, dem bisherigen Inhaber die Rechte des Befisäugerung. 
ges einzuraͤumen, auf eine rechtsbeſtaͤndige Weiſe er⸗ 
klaͤrt; fo iſt dieſe Erklärung als eine neue Uebergabe 
anzuſehen. 

§. 71. Auch alsdann iſt die Uebergabe des Beſi⸗ 
Ges für vollzogen zu achten, wenn der bisherige Beſi⸗ 
Ger feinen Willen, die Sache nunmehr für einen Anz 
dern in feiner Gewahrſam zu halten, vechtsgültig er⸗ 
klaͤrt hat. 8 

H. 72. Daher iſt die Erklarung des bisherigen 
Eigenthuͤmers, daß er ſich von ſeiner Sache nur den 
Nießbrauch vorbehalte, zur Einräumung des Beſitzes 
an denjenigen, zu deſſen Beſten die Erklarung ge⸗ 
ſchieht, hinreichend. 

§. 73. Miethet oder pachtet der bisherige Ei⸗ 
genthuͤmer eines Grundſtuͤcks daſſelbe von einem An⸗ 
dern, ſo vertritt dieſer Vertrag zugleich die Stelle der 
Einräumung des vollſtändigen Beſitzes. Bay 

$. 74. Der, welchem eine Sache koͤrperlich seng ech 
übergeben worden, hat, in Anſehung der aus dem Be- Rehrere 
ſite entſprüngenden Rechte, den Vorzug vor dem, wel⸗den eue 
chem die Uebergabe bloß durch Anweiſung oder durchhaben. 
Zeichen geſchehen iſt. 

$. 75. Streiten Mehrere, welche die Uebergabe 
bloß durch Zeichen oder Anweiſung erhalten haben, 
über die Rechte des Beſitzes, fo kann ſich keiner dieſer 
Rechte gegen den Andern anmaßen. 

$. 76. Vielmehr muß die Sache fo lange in ges 
richtlichen Beſchlag genommen werden, bis das Recht 
zum Beſitze entſchieden iſt. (Tit, 10. . 18 35.) 


9. 77. 
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Exwer⸗ § 77. Rechte, welche mit dem Beſitze einer 

Bettes Sache verbunden find, werden mit der Sache zur 

von Kech gleich uͤbergeben. 

ken, § 78. Der Beſitz anderer Rechte, die von dem 
Beige einer körperlichen Sache nicht abhaͤngen, kann 
nur durch die Ausübung derſelben erlangt werden. 

$. 79. Doch beduͤrfen Theile eines Rechts, wel⸗ 

che aus ſeinem Begriffe von ſelbſt folgen, keiner beſon⸗ 
dern Beſitzergreifung. 


eines affr⸗ F. 80. Wer eine Handlung, die ein Andrer als‘ 


Aechee, eine fortdauernde Schuldigkeit von ihm gefordert hat, 


wirklich ſeiſtet, der ſetzt denſelben in den Beſitz des 
Rechts, die Wiederholung dieſer Handlung von ihm 
zu fordern. (Affürmatives Recht) 

eines nee Fg. gr. Wer eine Handlung, welcher der Andere 

Kechts, widerſprechen konnte, ohne deſſen Widerſpruch unter⸗ 
nimmt, der erlangt den Beſitz des Rechts von dem 
Audern zu fordern, daß er dieſe Handlung ferner leide. 
(Negatives Recht.) . 

H. 82. Soll jedoch durch dergleichen Handlung 
der Beſitz eines negativen Rechts wirklich erlangt wer⸗ 
den, ſo muß aus der Erklärung des Handelnden, oder 
aus den Umſtaͤnden, die Meinung deſſelben, daß ihm 
ein ſolches fortdauerndes Recht wirklich zuſtehe, deut: 
lich erhellen. 

$. 83. Soll die Beſitzergreifung eines ſolchen 
negativen Rechts durch Widerſoruch gehindert wer⸗ 
den, ſo muß dieſer Widerſpruch bey der Handlung 
ſelbſt gegen den Handelnden geäußert ſeyn. 

§. 84. Ein nach gänzlich vollendeter Handlung 
erfolgender Widerſpruch kann den durch dieſe Handlung 
einmal erworbenen Beſitz nicht wieder auſpeben. 

§. 85. Erfolge jedoch der Widerſpruch auf fri⸗ 
ſcher That, oder ſogleich, als der, gegen welchen der 
Beſitz des negativen Rechts erworben werden 585 die 

Hand⸗ 
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Handlung erfahren hat, fo wird dadurch die Beſitzer⸗ 
greifung entkraͤftet. 0 
5. 86. Den Beſit eines Unterſagun gs zahn Mir 
rechts erwirbt derjenige, auf deſſen Verbot der Anderegungs⸗ 
von einer unternommenen Handlung abſteht. e 
$. 87. Iſt jedoch ein Unterſagungsrecht Je⸗ 
manden durch eine ausdrückliche Willenserklaͤrung 
eingeräumt worden, fo wird derſelbe von dem Aus 
genblicke an, wo dieſe Willenserklärung ihre Rechts⸗ 
gültigkeit erlangt hat, in dem Beſitze des Rechts 
zu ſeyn geachtet. ) { 
§. 88. Mitbeſißzer gemeinſchaftlicher Sachen duns des 
werden durch ihre Handlungen, Unterlaſſungen oder“ eſtzes 
Duldungen nur auf ihren Antheil verpflichtet. Kechre 55 
g. 89. Iſt die Sache, auf welche der Beſitz ei⸗gen Meh⸗ 
nes Rechts erworben werden ſoll, an ſich untheilbar, rere. 
oder find die Mitbeſitzer derſelben in ungetheiltem Bes 
ſitze, ſo kann einer von ihnen durch ſeine Handlungen 
oder Duldungen dem Andern nichts vergeben. 
$. 90. Durch Handlungen oder Leiſtungen ein;infonders 
zelner Mitglieder einer Gemeine wird der Beſitz deset erge“ 
Rechts, von der Gemeine etwas zu fordern (eines af⸗hionen und 
firmativen Rechts) nicht erworben. . 
§. 91. So weit die Einwilligung eines Theils der 
Gemeine, ihrer Repraͤſentanten, Vorſteher oder Be⸗ 
vollmächtigten, zur Verpflichtung der ganzen Gemeine 
bey Vertraͤgen hinreicht, ſo weit wird durch die Hand⸗ 
lungen und Leiſtungen dieſer Perſonen, auch der Be⸗ 
fi eines affirmativen Rechts gegen die Gemeine er⸗ 
langt. 
§. 92. Der Beſiß der Befugniß, einer Gemei⸗ 
ne die fernere Ausübung eines gemeinfchaftlich aus⸗ 
geuͤbten Rechts zu unterſagen, wird gegen ſie unr 
in ſo weit erworben, als alle Mitglieder dem Ver⸗ 
bote Folge leiſten. 


1 \ 9.95, 
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$. 93. Der Beſitz des Rechtes, etwas zu thun, 
(eines negativen Rechts) wird gegen eine Gemeine 
nur alsdann erlangt, wenn keines ihrer Mitglieder der 
Ausübung widerſprochen hat. 
§. 94. In beiden Fallen §. 92. 93: kann alſo 
auch ein einzelnes Mitglied, wenn es gleich weder zu 
den Repraͤſentauten noch Vorſtehern, oder Beamten 
gehort, durch feine entgegengeſetzte Handlung, oder 
durch feinen Widerſpruch, die Beſitzergreifung gegen 
die Gemeine hindern. 
$. 95. Dauegen kann eine Gemeine, welche 
nach ergangnem Verbote eine Handlung unterlaſſen, 
oder der Handlung des Beſitzergreifenden nicht wider⸗ 
ſprochen hat, den Mangel der Wiſſenſchaft nicht vor⸗ 
ſchützen, ſobald das Verbot oder die Handlung zur 
Kenntniß ihrer Repraͤſentanten oder Vorſteher ge⸗ 
langt iſt. 
deals die H. 96. Durch Handlungen unerlaubter Privat⸗ 
Beſizer gewalt kann der Beſitz einer Sache niemals erlangt 
areifung werden 
Wa F. 97. Eben fo wenig konnen durch Gewalt er⸗ 
Betrug. zwungene, oder durch Becrug veranlaßte Handlungen 
oder Duldungen den Beſitz eines Rechts bewirken 
Verheim⸗ F. 98. Auch durch heimlich unternommene Hands 
lichung. lungen kann der Beſitz im rechtlichen Sinne weder er, 
worben noch fortgeſetzt werden. 
§. 99. Handlungen, welche dem Andern nur 
durch ſeine eigene oder durch ſeiner Stellvertreter 
Sorgloſigkeit und Unachtſamkeit unbekannt geblieben, 
find für heimlich unternommen nicht zu achten. 
$. 100, Vielmehr muß die Abſicht, die Hand⸗ 
lung zu verheimlichen, aus der ungewoͤhnlichen Zeit, 
wo ſie vorgenommen; aus den Anſtalten, welehe, um 
fie der Kenntniß des Andern zu entziehen, getroffen 
worden; oder aus andern vorhergehenden, begleiten⸗ 
den oder nachfolgenden Umftänden klar er 
101. 
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$. 101. Die gegen die Abſicht der Verheimli⸗ 
chung ſtreitende Vermuthung iſt bey ſolchen Hand⸗ 
lungen, welche bloß die Fortſetzung des Beſißes zur 
Abſicht haben, ſtaͤrker, als bey ſolchen, wodurch ders 
ſelbe zuerſt erworben werden ſoll. 

$. 102. Iſt die Abſicht der Verheinnlichung klar, 
ſo wird der Fehler der Beſitzergreifung nicht geho⸗ 
ben, wenn gleich der Andere, der getroffenen Vor⸗ 
kehrungen ungeachtet, von der Handlung Wiſſen⸗ 
ſchaft erlangt bärte, * 0 ; 

$. 103. Dadurch allein, daß der Pächter eines 
Gutes, auf eine nur an ihn ergangene Anforderung, 
ſich zu einer gewiſſen Leiſtung verſtanden hat, wird 
gegen den Eigenthuͤmer der Beſitz des Rechts, die 
Wiederholung dieſer Leiſtung zu fordern (eines af⸗ 
firmativen — — noch nicht erworben. 

F. 104, Hat aber der Eigenthümer die von dem 
Pächter geſchehene Leiſtung gewußt; oder iſt ihm 
dieſelbe nur durch ſein eigenes grobes oder mäßiges 
Verſehen unbekannt geblieben: ſo hat der Andere 
den Beſitz des affirmativen Rechtes gegen den Eis 
genthuͤmer erlangt. 

H. 105. So weit einem Paͤchter eine Befugniß, 
über die Sache ſelbſt zu verfügen, beigelegt iſt; fo 
weit kann durch feine Handlungen oder Leiſtungen 
der Beſitz eines affirmariven Rechtes gegen den Ei⸗ 
genthumer erworben werden. eye 

§. 106, Aus Handlungen, Leiſtungen, öder 
Duldungen, wodurch an ſich eine Beſißergreifung 
bewirkt werden konnte, entſteht dennoch kein Beſiß⸗ 
recht, ſobald erhellet, daß der Andere dieſelben nicht 


Preca⸗ 
klum 


auf den Grund einer vorhergehenden Verpflichtung, 


ſondern nur aus Freundſchaft und Gefaͤlligkeit vor⸗ 
genommen oder geſtattet habe. \ 


§. 10%. Wer etwas thük, oder ſich gefallen 


läßt, was ihm nachtheilig iſt, oder zur Einſchran⸗ 
Allgem. kandr. I. Bands K kung 
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kung ſeiner Rechte gereicht; der hat die Vermuthung 
wider ſich, daß bey einer ſolchen Handlung oder 
Duldung die Meinung einer vorhergehenden Ver⸗ 
pflichtung zum Grunde liege. 
$. 108. Doch kann dieſe allgemeine Vermu⸗ 
thung durch entgegenſtehende, aus perfönlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen oder andern Umſtanden des vorliegenden 
Falls ſich ergebende, beſondere Vermuthungen wie⸗ 
der gehoben werden. 
Anfang $. 109. Der Anfang des Beſitzes wird von der 
tees erſten Handlung, wodurch derſelbe ergriffen worden, 
gerechnet. 
$. 110. Sind mehrere Handlungen zur Beſitz⸗ 
ergreifung erforderlich, ſo beſtimmt diejenige Hand⸗ 
lung, wodurch ſie vollendet wird, den Anfang des 
Beſitzes. - 
fe 1 9. 111. Die Gewahrſam einer Sache geht ver⸗ 
0 luſt loren, ſobald das phyſiſche Vermögen des Inhabers, 
ne durch ſich oder durch Andere darüber zu verfügen, 
ſam 
und beg aufhört. 
Beſißzes. $. 112. Aus dem Verluſte der Gewahrſam folgt 
noch nicht der Verluſt des Beſſtzes. 
$. 113. Vielmehr wird der Beſitz fo. lange für 
fortgeſetzt geachtet, als die geſchehene Aufhebung 
deſſelben nicht deutlich erhellet. 
§. 114. Durch eine Veraͤnderung in den per⸗ 
ſonlichen Eigenſchaften des Beſitzers wird in der 
Fortdauer des Beſitzes nichts geaͤndert. 
§. 115. Durch den Verluſt der. Fähigkeit, er 
was zu erwerben, geht der Beſitz des vorhin ſchon 
Erworbenen noch nicht verloren. 
$. 116. Dagegen hört, der Beſitz auf, wenn 
es, durch ein die Sache ſelbſt und deren Subſtanz 
betreffendes Ereigniß, dem Beſitzer unmoͤglich wird, 
die verlorne Gewahrſam wieder zu erlangen. 


§. 117. 
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$. try. Desgleichen alsdann, wenn der Beſitzer, 
bey Aufgebung der Gewahrſam, durch Worte oder 
Handlungen deutlich erkläre hat, daß er die Sache 
verlaſſen wolle. . 

$. 116. Nür der, welcher über eine Sache 
frey zu verfügen berechtigt iſt, kann ſich des Beſizes 
derſelben entſchlagen. i 
F. 119. So lange eine Sache ſich noch an einem 
Orte befindet, von deſſen Zugange der Beſitzer An⸗ 
dere auszuſchließen berechtigt iſt, kann dieſelbe nicht 
für verlaſſen angeſehen werden. 

$. 120, So lange die Merkmale, womit das 
Eigenthum einer in Beſitz genommenen Sache be⸗ 
zeichnet zu werden pflegt, an der Sache noch kenn⸗ 
bar vorhanden find, kann nicht vermuthet werden, 
daß der vorige Beſitzer dieſelbe verlaffen habe. 

$. 121. Aber auch durch die Ausloͤſchung des 
Zeichens allein wird der Beſitzer des einmal ergrif⸗ 
fenen Beſitzes nicht entſetzt. 

H. 122. Wenn ein Anderer den Beſitz einer aus 
der Gewahrſam des vorigen Beſitzers gekommenen 
Sache auf eine fehlerfreie Art (5.96 — 10g.) ers 
griffen hat; fo höre der vorige Beſitz auf. 

$. 123. So weit Jemand feinen Beſitz einem 
Andern überträgt, hat er ihn für ſich ſelbſt verloren. 

§. 124. Durch Einräumung des unvollſtandi⸗ 
gen Beſitzes an einen Andern wird der vollſtandige 
Oeſitz des bisherigen Beſitzers fortgeſetzt. 

8. 125. Wer eine Sache für einen Andern inne 
Sei, oder ünvollſtändig befißt, kann dieſen feines 

e ie nur durch ſolche Handlungen entfegen, welche 
die Eigenſchaften einer neuen Beſſtzergreifung an ſich 
haben. (F. 70.) 

F. 126. Der Befiß des Rechts, von einem Ane infondens 
dern etwas zu fordern, (eines affirinativen Rechts) diehtel, 
geht verloren, wenn der 3 Verpflichtete die fer⸗ 

3 2 nere 


148 Erſter Theil. Siebenter Titel. 


nere Erfüllung der von ihm geforderten Pflicht ver⸗ 
weigert, und der Andere ſich dabey beruhigen, 

§. 127, Der Beſitz des Rechts, etwas zu thun 
(eines negativen Rechts) höre auf, weun der Andere 
den Beſitz des entgegengeſetzten Unterſagungsrechts 
erworben hat. 

9. 1 8. Der Belig eines Unkerſagungsrechts 
geht verloren, wenn der Andere ſich in den Beſitz 
des entgegenſtehenden negativen Rechts (des Rechts 
etwas zu thun) geſetzt hat. 

8. 129. In fo ſern durch die Uebergabe von 
Sachen zugleich Rechte an einen Andern uͤbertragen 
worden, (. 77.) in fo fern wird dadurch auch der 
Beſitz des vorigen Beſitzers aufgegeben. 

§. 130. Uebrigens wird der einmal erlangte 
Beſitz eines Rechts durch die unterlaſſene fernere 
Ausübung deſſelben in der Regel noch nicht verlo⸗ 
ren. (Tit. 9. Abſchn. 9.) 

$. 131. Der Beſitz einer Sache oder eines 
Rechts, welcher einem Andern nur auf eine gewiſſe 
Zeit, oder unter einer auflöſenden Bedingung ein⸗ 
geräumt worden, hört mit dem Ablaufe der Zeit, 
oder mit dem Eintritte der Bedingung von ſelbſt auf, 

$. 132, Auch durch die fortgeſetzte Gewahrſam 
wird ein ſolcher Beſitz nicht fortgeſetzt. 

$. 133. Soll die Fortſetzung der Gewahrſam 
dieſe Wirkung haben, ſo muß eine neue mit den 
geſetzlichen Eigenſchaften der Beſitzergreifung verſe⸗ 
bene Handlung hinzukommen. 3 

Wirkun⸗ $. 134. Von dem Rechte zum Beſitze iſt das 
Anden, Recht des Beſiges felbft verſchieden. 

F. 135. Die Wirkungen des Rechts zum Be, 
fise find nach der Beſchaffenheit des Titels, worauf 

der Beſißz beruhet, zu beſtimmen. 

5. 136. Die Rechte des Beſißes aber hängen 
von der Beſchaffenheit des Beſitzes ſelbſt ar 

. 137. 
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$. 137. Der bloße Inhaber hat diejenigen Rechte, Rechte. 
welche aus der Pflicht folgen, die Sache oder das nee 


5 08 
Recht zum Beſten deſſen, welchem der Beſißz gebüh- Subabets 
ret, zu erhalten. ; LE 


$. 138. Wer eine Sache, ohne es zu soiffen, ! 
in feiner Gewahrſam hat, überkommt erſt, nachdem 
er Wiſſenſchaft davon erhalten hat, die Pflichten 
eines Inhabers. 

9. 139. Will er dieſe Pflicht nicht ͤbernehmen, 
fo muß er die Sache dem rechtmäßigen Beſitzer zus 
ruͤckſtelleu, oder gerichtlich niederlegen. . 

140. Er iſt befugt und ſchuldig, den letzten 
Beſitzer für den rechtmäßigen zu halten, fo lange 
ihm nicht das Gegentheil nachgewieſen wird. 

H. 441. Gegen Gewalt muß jeder Inhaber 
und Beſitzer geſchuͤtzt werden. 5 

$. 142. Er iſt berechtigt, Gewalt mit Gewalt 
abzuwehren, wenn die Huͤlfe des Staats zu ſpat 
kommen wuͤrde, einen unerſetzlichen Verluſt abzu⸗ 
wenden. 

6. 143. Unter gleichen Umſtaͤnden kann auch der, 
welcher ſeiner Gewahrſam oder ſeines Beſißes mit 
Gewalt entſetzt worden, ſich der in den Geſetzen er⸗ 
laubten Selbſthuͤlfe bedienen. (Einleitung H. 84 85.) 

> 6. 144. Den bloßen Inhaber kann der, in 
deſſen Namen derſelbe beſitzt, der Gewahrſam aus 
eigener Macht zu allen Zeiten entſetzen. 

$. 145. Doch darf auch ein ſolcher Beſitzer einer 
unerlaubten Privatgewalt, wodurch die oͤffentliche 
Ruhe und Sicherheit geſtoͤrt, oder der Inhaber in 
feinen anderweitigen Gerechtſamen beeinträchtigt wird, Von d 
ſich nicht bedienen. Wieder 

§. 146. SR die Gewahrſam oder der Beſit, gange 
obigen Vorſchriften zuwider, Jemanden mit Gewalt durch He⸗ 


d N 4 i walt ode 
entnommen worden, fo muͤſſen ihm dieſelben, + f 0 5 1 
te“ lich 
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oder bitts Nückficht auf ein beſſeres Recht deſſen, der die Ge⸗ 
nommenenwalt veruͤbt hat, wieder gegeben werden. 


137, Eben dieſes findet Statt, wenn Je⸗ 


ner. demand die Sache oder das Recht heimlich, durch Af, 


oder bittweiſe, von dem vorigen Befiser an ſich 
gebracht hat. N 

§. 148. Vorſtehende Rechte ($. 146. 147.) 
kommen demjenigen, welcher ſolchergeſtalt feines Be⸗ 
fißes ur Ungebühr eutſetzt worden, nicht nur gegen 
den Gnifegenden. und feine Theilnehmer, ſonsern 
auch gegen deren Erben zu. (Tit. 6. $. 28. 149.) 

§. 149. Auch gehen dieſe Rechte auf die Er⸗ 
ben des Entſetzten über, 

§. 150. Alle Rechte, welche demjenigen beige⸗ 
legt ſind, der ſeines Beſitzes durch Gewalt, heim⸗ 
lich, oder mit Liſt entſetzt worden, kommen auch 
dem zu, weicher in ſeinem Beſiße ſolchergeſtalt zur 
Ungebühr geſtoͤrt wird. 1 

§. 151. Der Richter muß den Geſtoͤrten durch 
Androhung verhaͤitnißmaͤßiger Strafen gegen den 
Stoͤrer, und noͤthigenfalls durch deren wirkliche 
Vollſtreckung, gegen fernere Beeintraͤchtigungen 
ſchuͤtzen. 3 

$. 152. Hat der Störer dem richterlichen Be⸗ 
fehle ſchon einmal entgegen gehandelt, fo kann er 
überdies zur Sicherheitsbeſtellung für Fünftige Bes 
unruhigungen angehalten werden. 

8. 153. Ein Gleiches findet Statt, wenn wahr⸗ 
ſcheinliche Gründe zur Beſorgniß vorhanden find, 
daß der Stoͤrer dem Andern für einen aus fernern 
Beunruhigungen erwachſenden Schaden nicht ſofort 
vollſtändige Genugthuung werde leiſten koͤnnen. 

6. 154. Von vorſtehenden Befugniſſen . 146 
bis 153.) kann nur derjenige Gebrauch machen, wel» 
cher nachzuweiſen vermag, daß er ſich unmittelbar 

7 a vor 
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vor der erfolgten Eutſetzung oder Störung im ru⸗ 
higen Beſitze befunden habe. 

$. 155, Iſt der letzte ruhige Beſitzſtand zwei⸗ er 
felhaft, jo haͤngt die Verfügung: wie es mit der f wen 
ſtreitigen Sache bis zur näheren Erörterung der ge⸗ e 
genſeitigen Rechte zum Beſthe gehalten werden ſolle, Mei 
von richterſichem Ermeſſen ab. 

§. 156. Bey der diesfaͤlligen Beſtimmung muß 
der Richter auf die allgemeinen Grundſatze von der 
Colliſion der Rechte Ruͤckſicht nehmen. (Einleit. 
$. 102. qq.) 

$. 157. Sind die Uumſtaͤnde fo beſchaffen, daß 
aus dem einſtweiligen Beſitze des Einen dem Andern 
gar kein Schaden entſtehen würde, fo muß vorzuͤg⸗ 
lich dieſer im Beſitz bis zum Austrage der Sache 
gelaſſen werden. 

$. 158. Außerdem muß der Richter darauf fer 
hen: welcher von den ſtreitenden Theilen dem An⸗ 
dern auf den Fall, wenn derſelbe für den rechtma⸗ 
ßigen Beſitzer erklart würde, für den aus der Vor⸗ 
enthaltung des Befiges eutſtandenen Schaden gerecht 
zu werden am beſten im Stande ſey. 

F. 159. Iſt für den obſiegenden Theil ein un. 
erſetzlicher Schade zu beſorgen, wenn der Andere, 
bis zur endlichen Entſcheidung, die Rechte des Be⸗ 
figes ausüben ſollte, ſo muß dle Sache in gericht⸗ 
liche Verwahrung genommen werden. 

$. 160. Ein Gleiches kann alsdann geſchehen, 
wenn der Richter findet, daß aus der einſtweiligen 
Einräumung deg Beſitzes an Einen Theil Gewaltthäaͤ⸗ 
tigkeiten, welche die Öffentliche Ruhe und Sicherheit 
in Gefahr ſetzen, entſtehen duͤrften. ; 

$ 2617. Gegen den, welcher den Beſiß einer 
Sache oder eines Rechts weder durch Gewalt, noch 
heimlich, mit Liſt, oder bloß bittweiſe uberkommen 
bat, kann der vorige Beſitzer auf Wiederherſtellung 

det 
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des Beſißes nur in ſo fern klagen, als er ein beſſe⸗ 
res Recht zum Beſitze nachzuweiſen hat. 
Verhält, $. 162. Der bloße Inhaber kann die feiner Ge⸗ 
110 zen wahrſam entkommene Sache nur von demjenigen, 
Inabe der fie ohne allen Rechtsgrund im Beſitze hat, zu⸗ 


Aud dem, vi b 
weicher ainrückfordern. 


Hege $. 163. Sein Recht aber iſt ſchwächer, als 
15 de das Recht eines Jeden, der eine Beſugniß zum Des 
ſtze nachweiſen kann. 
$. 164. Dem letzten Beſitzer, von welchem er 
die Sache in ſeine Gewahrſam erhalten hat, iſt er 
dieſelbe auf deſſen jedesmaliges Erfordern zuruͤckzu⸗ 
geben befugt und ſchuldig. 
g. 165. Wird die Sache bey ihm von einem 
Andern in Anſpruch genommen, ſo muß er den, von 
welchem er die Sache überfommen hat, benennen, 
und den Anſprechenden an dieſen verweiſen. 
$, 166. Unterläßt er dieſes, fo macht er fich, 
ſowohl gegen den Auſprechenden, als gegen den, von 
welchem er die Sache in ſeine Gewahrſam erhalten 
bat, verantwortlich. 
$. 167. Weiß der Juhaber nicht, von wem die 
Gewahrſam der Sache auf ihn übergegangen ſey, fo 
muß er die Sache demjenigen, der ſich gegen ihn 
als den letzten Beſitzer ausweiſen kann, verabfolgen. 
$. 168. Findet er die Legitimation zweifelhaft, 
fo muß er, bey erfolgendem Anfpruche, die Sache 
zur gerichtlichen Verwahrung und Ausmittelung des 
letzten rechtmäßigen Beſitzers abliefern. 
zwiſchen $. 169. Der unvollſtaͤndige Beſitzer iſt, fo lange 
nn fein Beſitzrecht dauert, keinem Andern, ſelbſt nicht 
ul un, dem vollſtändigen Beſier oder dem Eigenthuͤmer, 
gende zu weichen ſchuldig. R 
he F. 170, In eben der Maaße iſt er auch auf 
Wiederherſtellung feines Beſizes gegen Jeden anzu⸗ 
tragen berechtigt. 8 


$- 171. 
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$ 171. So weit aber derjenige, von welchem 
fein Beſitzrecht herruͤhrt, ihm ſelbiges zu verleihen 
nicht befugt war, muß er dem weichen, der gegen 
dieſen ein beſſeres Recht ausgefuhrt hat. 

$. 172. Wenn das Recht desjenigen, welcher 
ihm fein Beſitzrecht verliehen hat, erloſchen ift, fo 
muß der unvollſtaͤndige Beſitzer dem weichen, auf 
welchen das Eigenthum oder vollſtaͤndige Beſitzrecht 
uͤbergegangen iſt. 

§. 173. Doch kann Niemand, der einem Au⸗ 
dern ein unvollſtändiges Beſitzrecht eingeräumt hat, 
zum Nachtheile deſſelben ſein eigenes Recht einem 
Dritten übertragen. 

$. 174. Auch der unvollſtaͤndige Beſitzer muß, 
wenn nicht fein. Beſitzrecht, ſondern die Sache ſelbſt 
bey ihm in Anſpruch genommen wird, wegen Be⸗ 
neunung desjenigen, von welchem er. fein. Beſitzrecht 
erholten hat, die Vorſchrift $. 165. beobachten. 

$. 175. Der vollſtaudige Beſitzer iſt nur dem 
wahren Eigenthümer zu weichen ſchuldig. 

9. 176. Gegen jeden Andern hat er alle Rechte 
des Eigenthümers. (Tit. 15.) 

$. 177. Alles Vorſtehende (§. 169 — 176.) gilt 
nur auf den Fall, wenn der Beſitz redlich iſt. 

H. 178. Der umvedliche Beſizer muß immer 

dem redlichen weichen. 

$. 179. Jeder Beſitzer hat in der Regel die 
Vermuthung der Rechtmäßigkeit und Redlichkeit ſei⸗ 
nes Beſitzes für ſich. 

§. 180. Er iſt alſo, wenn er deshalb in An⸗ 
ſpruch genommen wird, den Titel feines Beſitzes an: 
zugeben und nachzuweiſen nicht schuldig. 

$. 181. Die Vermuthung, daß Perſonen und 
Eigenthum frey find, uͤberwiegt jedoch die Vermu⸗ 
thung für die Rechtmäßigkeit des Beſitzes. 


sd $. 182. 


{rigen 
em voll, 
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8. 182, Wenn alſo auch Jemand in dem Be⸗ 
ſitze, die Freiheit oder das Eigenchum eines Andern 
einzuſchraͤnken, ſich befindet, fo muß er dennoch fein 
Recht zu dieſem Beſitze angeben und nachweiſef 

$. 183. Von dieſer Regel findet aber 
nahme Statt, in fo fern befondere Geſetze den, en 
Einſchraͤnkungen gegen Perſonen eines gewiſſen 
des ausdrücklich begründen. (Th. 2. Tit. 7. Abt 

§. 184. Weiſet Jemand nach, daß ib 
Beſitz einer Sache durch Gewalt, Lift, oder Der 
trug entnommen worden, fo iſt der gegenwartige "ex 
ſitzer den Titel, aus welchem er beſitzt, anzugeben 
verbunden. l 

§. 185. Dem Richter muß die Angabe des 
Beſitztitels in allen Fällen, wo er ſelbige zur Auf⸗ 
klärung ſtreitiger Tharſachen noͤthig findet, ohne Ruck⸗ 
halt geſchehen. 

$. 186. Wer in den Fällen des §. 184. 185. 
die Angabe feines Beſitztitels beharrlich verweigert, 
iſt für einen unredlichen Beſitzer zu achten. 

§. 187. Dagegen wird durch dieſe Verpflichtung 
zur Angabe des Beſitztitels, die für die Rechtmaͤßig ⸗ 
keit des Beſizes ſelbſt ſtreitende Vermuthung noch 
nicht aufgehoben. 

Ja $. 188. Der redliche Beſitzer muß dem wahren 
mung Eigenthuͤmer die Sache in dem Stande, in welchem 
A fie ſich wirklich befindet, zurückgeben. 5 
Done F. 189. Alle während des redlichen Beſitzes 
Bam Bobs gezogene Nutzungen und genoſſenen Früchte find und 
redlichen bleiben das Eigenthum eines ſolchen Beſitzers. 
Seinen „H. 190, Er darf den Werth davon dem Eigen⸗ 
Khunaber tsümer nicht erſtatten; ſelbſt wenn er dadurch im 
unde Beſiße eines Vortheils ſich noch wirklich beſindet. 
Früchte, F. 191. Hat er aber Nutzungen, die in Zukunft 
eerſt faͤllig find, zum voraus erhoben, fo muß er die⸗ 


felben in fo weit, als ihr Verfalltag erſt nach dem 
Ende 
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Ende der Redlichkeit feines Beſitzes eintritt, dem 
Eigenthuͤmer herausgeben. 

$. 192. Bey Capitalien und andern nutzbaren 
Rechten werden die etwa noch ruͤckſtaͤndigen Zinſen 
und Nutzungen nach dem Zeitpunkte, wo der red⸗ 
liche Beſitz aufgehoͤrt hat, zwiſchen dem Eigenthuͤ⸗ 
mer und Beſitzer getheilt. 

$. 193. Bey beweglichen nutzbaren Sachen ge. 
hoͤren dem Beſitzer alle Früchte, die während der 
Redlichkeit feines Beſizes von der Subſtanz abge⸗ 
ſondert worden. 

$. 194. Inſonderheit gehört ihm das junge 
Vieh, ſobald ſelbiges von dem Leibe der Mutter ge⸗ 
trennt iſt 

$. 195. Bey Landguͤtern, Hauſern und andern 


b) infons 


nutzbaren Grundſtücken behält der redliche Beſitzer bed mug 


alle und jede Fruͤchte und Nutzungen vorhergehen⸗ 
der Wirthſchaftsjahre, ohne Unterſchied, ob dieſelben 
ſchon verzehrt, veräußert, oder noch wirklich vor⸗ 
banden ſind. 

6, 196. Dagegen muß er aber auch alle aus 
dieſen Jahren etwa noch rückſtͤndigen Laſten und 
Ausgaben, welche von den Früchten zu tragen find, 
berichtigen. 

§. 197. Die Nutzungen des letzten Jahres wer⸗ 
den zwiſchen dem Beſitzer und Eigenthuͤmer getheilt. 

$. 198. Unter dem letzten Jahre wird dasjenige 
verſtanden, in welchem der Beſiß, redlich zu ſeyn, 
aufgehoͤrt hat. ; 

$. 199. Das Wirthſchaftsjahr wird bey ſolchen 
Grundſtuͤcken vom Erſten Julius an gerechnet. 

S. 200. Die Theilung der Nutzungen geſchieht 
nach der Zeit, während welcher der Beſitz in dieſem 
Jahre redlich oder unredlich geweſen iſt. 

$. 201. Was zu den Früchten vorhergehender 
und des letzten Wirchſchaftsjahres gehöre; und wie 

in 
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in Anſehung dieſes letzten Jahres die Berechnung 
und Auseinanderſetzung zwiſchen dem Beſitzer und 
Eigenthämer anzulegen ſey, iſt nach den in der Lehre 
vom Nießbrauch vorgefchriebenen Grundſatzen zu bes 
ſtimmen. (Tit. 21. Abſchn 1.) 

6. 202 Dem Eigenrhümer ſteht es frey, auch 
die Nutzung des letzten Jahres dem Beſitzer allein 
zu überlaffen, und dadurch alle Beiträge zu den 


Wirchſchaftokoſten, ingleichen zu andern Laſten und 


Ausgaben, welche von den Früchten getragen wer: 
den müffen, abzulehnen. 

9. 203. Dagegen darf aber auch der Beſitzer 
die ſchon gewonnenen Früchte früherer Jahre, fü 
weit dieſelben zur Fortſetzung der Wirchſchaft des 
letzten Jahres erforderlich geweſen, zu ſeinem Vor⸗ 
theiſe niemals in Rechnung bringen. 


Oer Ver, F. 204. Hat der redliche Beſitzer die Sache 
90 verbeſſert, fo muß der Eigenthuͤmer die darauf ver⸗ 


wendeten Koſten erſtatten, wenn die Verbeſſerungen 


8. 205. Beſteht die Verbeſſerung in einer Er⸗ 
böhung des Nutzunggertrages, fo konnen die Melio⸗ 
rationskoſten nur ſo weit gefordert werden, als ſie 
den nach dieſem erhoͤheten Ertrage landüblich zu bes 
ſtimmenden Capitalswerth der Verbeſſerung nicht 
überiteigen. 

. 207. Iſt aber nicht der Ertrag vermehrt, 
ſondern nur der Kaufswerth der Subſtanz erhoͤhet 
worden, fo muß der gemeine Werth der Subſtanz 
im Ganzen genommen, ſo wie derſelbe vor der 122 

NE 
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beſſerung beſchaffen geweſen, und zur Zeit der Ab⸗ 
tretung wirklich beſchaffen iſt, ausgemittelt werden. 
„ F. 208 Nur in fo weit, als die Verbeſſerungs⸗ 
koſten die dadurch bewirkte Erhöhung des Werthes 
der Subſtanz nicht uͤberſteigen, kann der Beſitzer 
den Erſatz derſelben fordern. 
§. 209%. Als Meliorationskoſten dürfen in allen 
Fällen nur baare Auslagen und ſolehe Maturalpräs 
ſtationen, die nicht aus der Sache ſelbſt genommen 
worden, in Anſchlag gebracht werden. 
§. 210. Gewaͤhrt die mit der Sache vorgenom⸗ 
mene Veranderung keinen eigentlichen Nutzen, ſon⸗ 
dern nur ein Vergnügen, welches den Kaufswerth 
nicht erhöht, und will der Eigenthümer dafuͤr keine 
Vergütung leiſten; ſo kann der Beſißer das vor⸗ 
handene bloß zurücknehmen. N mit 
H. 271, Aber auch dieſe Befugniß findet nur in 5 
fo fern Statt, als bey der Zurücknahme die Sache 
in den Stand, worin ſie ſich vor der Veranderung 
befand, wieder geſetzt wird. 
§. 212. Ausgaben, welche zue Erhaltung der ch derer, 
Subſtanz nothwendig waren, und mit dem Beſitze deen 
der Sache in unzertrennlicher Verbindung ſtanden, 
muß der Eigenthümer, fo weit dadurch ſein Vor⸗ 
theil befördert iſt, dem Beſitzer vergüten. 8 
§. 213. Beſtehen dergleichen Ausgaben nicht 
in baarem Gelde, ſondern in Naturalien, ſo muͤſſen 
letztere nach dem Werthe zur Zeit der Verwendung 
erſetzt werden. 
8, 214. Doch darf der Beſitzer dem Eigenthü⸗ 
mer Naturalien oder Dienſte, die aus der Sache, 
oder dem Gute ſelbſt, zur Erhaltung der Sub⸗ 
ſtanz, genommen und verwendet worden, niemals 
anrechnen. 
$. 215. Sind bey einem Jubegriffe von Sa⸗ 
chen oder Rechten, Koſten zur Erhaltung einer ein⸗ 
zel⸗ 
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zelnen darunter begriffenen Sache oder eines Zube» 
hoͤrs verwendet, und die Sache oder das Pertinenz⸗ 
ſtuͤck iſt dennoch nicht erhalten worden, fo kann der 
Beſitzer dafür keinen Erſatz fordern. 
$ 216. So weit die Erhaltungskoſten aus 
den Nutzungen des Jahres, in welchem fie vorge⸗ 
fallen ſind, haben genommen werden koͤnnen, ſo 
weit iſt der Eigenthuͤmer zu keinem Erſatze ver⸗ 
pflichtet. 5 
$. 217. Sind dergleichen Ausgaben zu gewif- 
ſen, auf Abwendung kunftiger Gefahren von der 
Subſtanz abzielenden, nuͤtzichen Veranſtaltungen ge» 
macht worden, ſo findet der Erſatz nur in ſo fern 
Statt, als dieſe Veranſtaltungen noch wirklich vor⸗ 
handen ſind 
2 der a- 9. 218. Alle von der Sache zu entrichtenden 
gewohnlichen Laſten und Abgaben muß der Beſitzer 
von der ganzen Zeit, wo ihm der Genuß der Fruͤchte 
gebuͤhrt, uͤbertragen. 
b) der De⸗ F. 219. Fuͤr die Verſchlimmerungen der Sache, 
nen, die ſich wahrend ſeiner Beſißzeit ereignet haben, 
darf der redliche Beſitzer nur in fo fern haften, als 
fie durch fein grobes Verſehen entſtanden ſind. 
ber, F. 220. Die zur Auslieferung oder Uebergabe 
Kon der Sache nothwendigen Koſten muß der Eigenehüs 
mer tragen. 
$. 221. Die Rechte des redlichen Beſitzers, we⸗ 
gen des für die Sache gezahlten Kaufwerthes, fo 
wie die Rechte des Eigenthuͤmers gegen den gewe⸗ 
ſenen Beſitzer, welcher die Sache veräußert hat, ſind 
gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 15.) 
2) Vonei⸗ F. 222. Wenn kein früherer Zeitpunkt der 
el Unredlichkett des Beſtzes ausgemittelt werden kann, 
8 ſo wird der Tag der dem Beſitzer durch die Gerichte 
Geſiger. geſchehenen Behaͤndigung der Klage dafür ange⸗ 
nommen. 
H. 223. 
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$. 223. Der untedliche Beſitzer muß die Sache 
mit allen vorhandenen Früchten und Nutzungen zur 
ruͤckgeben, und diejenigen, welche er waͤhrend feines 
unredlichen Beſitzes genoſſen hat, vergüten. 

b. 224. Es macht dabey keinen Unterſchied: 
ob die Früchte noch in ihrer urſprunglichen Form 
vorhanden find, oder nicht; und ob der unredliche 
Beſitzer die genoſſenen Früchte ſelbſt verzehrt, oder 
an Andere uͤberlaſſen bat, 8 

$. 225. Fur die ſelbſt verzehrten oder ſonſt 
veraͤußerten Fruchte muß der unredliche Beſitzer den 
mittleru Preis der nächften Marktſi ndt, welchen 
Früchte dieſer Art zur Zeit der Verzehrung oder 
ſonſtigen Veraͤußerung gehabt haben, erſetzen. 

H. 226. Die verkauften Früchte muß er nach 
den dafur erhaltenen Preiſen vergüten. 

$. 227 Doch kann auch bey dieſen der Eigen⸗ 
thuͤmer, ſtatt des erhaltenen, den zur Zeit des Vers 
kaufs geſtandenen mittlern Marktpreis fordern. 

$ 228. Bey Früchten, welche gewohnlich nicht 
zu Markte gebracht werden, muſſen Sachverftandige 
den damaligen Werth beſtimmen. 

§. 2.9, Wer es weiß, daß die Sache, die er 
als ſeine eigene beſitzt, einem Andern zugehoͤre, der 
muß auch diejenigen Früchte und Nutzungen, welche 
der rechtmäßige Eigenthuͤmer wirthſchaftlich hätte 
genießen koͤnnen, demſelben verguͤten. 

$. 230. Unter der wirthſchaftlichen Benutzung 
eines Gutes wird die in jeder Provinz und Gegend 
gewöhnliche Art des Wirthſchaftsbetriebes verſtanden. 

$. 231. Die an die Stelle der Früchte tre⸗ 
tende Geldſumme muß der unredliche Beſitzer von 
dem Tage an, wo die Veſtſetzung derſelben rechts⸗ 
kräftig geworden iſt, landuolich verzinſen. 

$. 23a. Iſt die herauszugebende Sache ein Ca⸗ 

‚ Pital, jo muß der unredliche Beſitzer davon * 
nas 
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nach dem hoͤchſten geſetzmaͤßig erlaubten; der bloße 
unrechtfertige Beſitzer aber nach dem landüblichen 
Satze, durch die ganze Zeit feines Beſitzes, ſtatt 
der Nutzung entrichten. 

H. 233. Die Gewinnungskoſten der Früchte 
kann der unredliche, ſo wie der unrechtfertige Be⸗ 
figer von den Früchten nur in ſo fern abziehen, als 
dieſelben nach der in jeder Provinz und Gegend ge⸗ 
wohnlichen Art des Betriebes wirthſchaftlich ver⸗ 
wendet worden. 2 

F. 234. Kann er Über dieſe Gewinnungskoſten 
keine zur Zeit der Verwendung ordentlich geführte 
Rechuung vorlegen, fo kann er nicht mehr fordern, 
als nach dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen zur 
Nothdurft erforderlich geweſen. ; 

$. 235. Die von der Sache enfeichreten Laſten 
und Abgaben, die der Eigenthuͤmer ſelbſt hätte erle 
gen muͤſſen, muß ſich dieſer auf die zu erſtattenden 
Früchte in Abzug bringen laſſen. 

9. 236. Die zur Erhaltung oder Wlederher⸗ 
ſtellung der Subſtauz nothwendig geweſenen Koſten 
muͤſſen dem unredlichen Beſitzer, ſo wie dem redli⸗ 
chen, verguͤtet werden. 

$ 237. Doch kann er auf den Erſaß ſolcher 
Koſten in ſo fern keinen Anſpruch machen, als der 
Verfall der Sache, oder die ihr bevorſtehende Ge⸗ 
fahr, durch fein eigenes, auch nur geringes, Verſe⸗ 
hen veranlaßt worden. 5 

§. 238. Offenbare Verbeſſerungen kann er un⸗ 
ter der H. 211. enthaltenen Beſtimmung, bloß weg⸗ 
nehmen, wenn der Eigenthuͤmer ihm keine billige 
Verguͤtung dafür will angedeihen laſſen. 4 

§. 239. Wer nicht unkedlicher, ſondern nur 

unrechtfertiger Beſitzer iſt, (§. 14.) bem muͤſſen die 

Koſten einer ſolchen Verbeſſerung, die nicht wegge⸗ 

noinmen werden kann, fo weit erſetzt ie > 
N on 
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ſonſt der Eigenthümer ſich offenbar mit ſeinem Scha⸗ 
den bereichern würde. 
H. 246. Iſt die Sache während des unredli⸗ 
chen DBeftges verſchlimmert worden, ſo muß der 
unrechtfertige Beſitzer jedes mäßige; der eigentlich 
unredliche hingegen ſelbſt das geringſte Verſehen 
vertreten. 
H. 241, Auch den Zufall muß der eigentlich 
unredliche Beſitzer tragen, wenn nicht ausgemit⸗ 
telt werden kann, daß der Zufall die Sache im 
Befise des Eigenthuͤmers ebenfalls würde getroffen 
haben. 
§. 242. Wer mittelſt einer durch Strafgeſetze 
verbotenen Handlung zum Beſitz einer Sache gelangt 
iſt, kann ſich gegen den Erſatz der Verſchlimmerungen 
durch den Einwand, daß dieſelben bloß zufällig ent⸗ 
ſtanden wären, niemals ſchuͤtzen. 
9. 243. Auch die zur Auslieferung oder Ueber⸗ 
gabe der Sache erforderlichen Koſten muß jeder un⸗ 
redliche Beſitzer tragen. 
F. 244. Ueberhaupt muß der unredliche Beſitzer 
dem Eigenthümer oder rechtmäßigen Beſitzer alles ers 
fegen, was derſelbe durch die Vorenthaltung des Be⸗ , 
ſitzes erweislich verloren hat. I 
$. 245. Der unvollſtändige Befiger muß zwar don einem 
den Beſig räumen, ſobald der vollſtandige Beſitzer hne e 
von welchem er ſein Recht herleitet, deſſelben verlustig per. 
erklärt wird; 
§. 246. Hat er aber redlich beſeſſen, Parse er 
aus der Zeit feines Beſitzes dem Eigenthuͤmer nicht 
weiter veran wortlich, als er es dem vollſtaͤndigen Be⸗ 
ſitzer hatte ſeyn muſſen, wenn De wirklich Eigen⸗ 
eher ge veſen ware. 
$. S. Auch bey der Röm ung des Bintestärf 
er dem Eigenthumer nur das leiſten, wozu er dei 
Algen Lands, I. Band. 2 voll⸗ 


Begriff. 


Eigens 
chung, 
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vollſtaͤndigen Beſitzer verpflichtet ſeyn würde, wenn 
er den Beſitz an dieſen raͤumen muͤßte. 

§. 248. Hat er aber unredlich beſeſſen, fo 
haftet er dem Eigenhümer für allen Schaden, Früch⸗ 
te, Nutzungen und Koſten, gleich einem unredlichen 
vollſtändigen Beſitzer. ; 

$. 249. Doch kann der Eigenthuͤmer auch von 
einem ſolehen unvollſtändigen Beſitzer nur diejenigen 
Erſtattungen fordern, die er von dem vollſtaͤndigen 
nicht erhalten kann. 

$. 250. So weit der an ſich redliche unvoll⸗ 
ſtändige Beſitzer Veränderungen gemacht hat, wozu 
ihn fein Titel nicht berechtigte, iſt derſelbe, im Ver⸗ 
haltniß gegen den Eigenthuͤmer, einem unrechtfer ti⸗ 
gen Beſitzer gleich zu achten. 


Achter Titel. 
Vom Eigent hum e. 


l. 


Eigentümer beißt derjenige, welcher befugt iſt, 
über die Subſtanz einer Sache, oder eines Rechtes, 
mit Ausſchließung Anderer, aus eigener Macht, durch 
ſich ſelbſt, oder einen Dritten, zu verfügen, 

§. 2. Alles, was einen ausſchließenden Nutzen 
gewähren kann, iſt ein Gegenſtand des Eigenthums. 

$. 3. Sachen, von deren Benutzung, ihrer Nas 
tur nach, Niemand ausgeſchloſſen werden kann, koͤn⸗ 
nen kein Eigenthum einzelner Perſonen werden. 

§. 4. Ein Gleiches gilt von Sachen, welche 
durch die Geſetze des Staats vom gemeinen Ver⸗ 
kehr ausgenommen ſind. a 

& 9.5: 
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$. 5. Daß eine Sache, die an ſich ein Ge⸗ 
genſtand des Eigenthums ſeyn kann, vom gemeinen 
Privatverkehr ausgenommen ſey, wird nicht ver⸗ 


muthet. 


8. 6. Ein Jeder, den die Geſetze nicht beſon wel ene, 
ders ausschließen, kann durch ſich ſelbſt oder durchgenthum 
Andere Eigenthum erwerben. Ma 

$. 7. Aus der eintretenden Unfähigkeit zur Er⸗ 
werbung von Sachen gewiſſer Art, folgt noch nicht 
die Unfähigkeit zur Fortſetzung des Eigenthums von 
vorhin ſchon erworbenen Sachen derſelben Art. 

§. 8. Wird aber zur Ausübung gewiſſer mit 
dem Eigenthume einer Sache verbundenen Rechte, 
zugleich eine perſoͤnliche Eigenſchaft erfordert, To 
ruht die Ausübung dieſer Rechte, ſo bald und fo 
lange dem dermaligen Eigenthümer die perfönliche 
Eigenſchaft ermangele. 5 

$. 9. Zum vollen Eigenthume gehöre das Rechtwon den 


die Sache zu befißen, zu gebrauchen, und ſich der gente 
ſelben zu begeben. benen 


$. 10. Das Recht, über die Subſtanz derdlechten. 
Sache zu verfügen, wird Proprietaͤt genannt. ; 

$. 11. Das Recht, eine Sache zu feinem Vor⸗ 
theile zu gebrauchen, heißt das Nutzungsrecht. 

H. 12. Das zum Eigenthume gehörige Nu⸗ 
tungsrecht erſtreckt ſich auf alle Vortheile, welche 
die Sache gewähren kann. 

H. 13. Der Eigenthümer it von dem Gebrau⸗ 
che ſeiner Sache, ſo weit es die Geſetze nicht aus⸗ 
drücklich verordnen, Niemanden Rechenſchaft zu ger 
ben ſchuldig. . 

$. 14. Wenn das volle Eigenthum über eines del 8 
Sache mehreren Perfonen zukommt, fo iſt ein ge. Eigen, 
meinſchaftliches Eigenthum vorhanden. thüms. 


L 2 H. 15. 
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§. 15. Die Perſonen, welche ein ſolches ger 
meinfchaftliches Eigenthum haben, werden Mitei⸗ 
genthuͤmer der Sache genannt. i 

$.16. Das Eigenthum einer Sache iſt ge⸗ 
theilt, wenn die darunter begriffenen verſchiedenen 
Rechte, verſchiedenen Perſonen zukommen. 

$. 17. In fo fern mehrere Perſonen an ei⸗ 
nem dieſer Rechte Theil nehmen, iſt das Recht, 
nicht aber die Sache ſelbſt, ihr gemeinſchaftliches 
Eigenthum. x 

§. 18. Wenn es auf Verfügungen über das 
volle Eigenthum der Sache ankommt, fo werden 
die mehreren Miteigenthuͤmer eines jeden einzelnen 
darunter begriffenen Rechtes nur als Eine Perſon 
betrachtet. 

H. 19. Wer nur die Proprietät der Sache, 
ohne das Nutzungsrecht hat, wird Eigner genannt. 


$. 20. Wer Miteigner der Proprietaͤt iſt, und 
zugleich das Nutzungsrecht hat, dem wird ein nutz⸗ 
bares Eigenthum der Sache beigelegt. 

§. 21. Das Eigenthum beißt eingeſchränkt, 
wenn dem Eigenthumer nur gewiſſe Arten der Aus; 
übung der darunter begriffenen Rechte verſagt find. 


Srundfige §. 23. Daß das Eigenthum einer Sache, und 
gebeten die Rechte, welche aus der Natur des Eigenchums 
au, einoeließen, getheilt ſind, wird nicht vermuthet. 

raͤnkten f x 
Einer §. 23. Wer ein volles Eigenthum der Sache 


thume. hat, für den ſtreitet die Vermuthung, daß daſſelbe 
uneingeſchrankt ſey. 
§. 24. Auch bey dem getheilten Eigenthume 
werden Einſchraͤnkungen des einem jeden Theilneh⸗ 
mer zukommenden Rechts nur in fo fern vermu⸗ 
thet, als fie aus der Natur des dem andern Theile 
nehmer beywohnenden Rechts von ſelbſt folgen. 


. 25. 
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F. 25. Einſchraͤnkungen des Eigenthums muͤſſen 
alſo durch Natur, Geſetze, oder Willenserklaͤrungen 
beſtimmt ſeyn. 

H. 26. Jeder Gebrauch des Eigenthums iſt da⸗ 
ber erlaubt und rechtmaͤßig, durch welchen weder 
wohlerworbene Rechte eines Andern gekränkt, noch die 
in den Geſetzen des Staats vorgeſchriebenen Schran⸗ 
ken uͤberſchritten werden. 

$. 27. Niemand darf fein Eigenthum zur Kraͤn⸗ 
kung oder Beſchaͤdigung Anderer mißbrauchen. 

$. 28. Mißbrauch heißt ein ſolcher Gebrauch 
des Eigenthums, welcher vermoͤge feiner Natur nue 
die Kraͤnkung eines Andern zur Abſicht haben kann. 


§. 29. Der Staat kann das Privateigenthum 
feiner Bürger nur alsdann einſchraͤnken, wenn Das 
durch ein erheblicher Schade von Andern oder von dem 
Staate ſelbſt abgewendet, oder ihnen ein befrächtlia 
cher Vortheil verſchafft werden, beides aber ohne al⸗ 
len Nachtheil des Eigenthuͤmers geſchehen kann. 

$. 30. Ferner alsdann, wenn der abzuwendende 
Schade, oder der zu verſchaffende Vortheil des Staats 
ſelbſt, oder anderer Bürger deſſelben, den aus der 
Einſchraͤnkung fuͤr den Eigenthuͤmer entſtehenden 
Nachtheil betrachtlich uͤberwiegt. 

H. 31. Doch muß in dieſem letztern Falle der 
Staat zugleich dafür ſorgen, daß der einzuſchränkende 
Eigenthümer fur den dadurch erleidenden Verluſt volls 
ſtändig ſchadlos gehalten werde. 0 

H. 32. In allen Fallen aber koͤnnen Einſchraͤn⸗ 
kungen des Eigenthums, welche nicht aus beſondern 
wohl erworbenen Rechten eines Andern entſpringen, , 2 
nur durch Gefege begründet werden. earalice 

H. 33, So weit die Erhaltung einer Sachekungen 
auf die Erhaltung und Beförderung des gemeinenzen gelle 
Wohls erheblichen Einfluß hat, fo weit iſt dernen We 

Staatſens. 
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Staat deren Zerſtoͤrung oder Vernichtung zu unterſa⸗ 
gen berechtigt. 

§. 34. So weit die Benutzung einer Sache zur 
Erhaltung des gemeinen Wohls erforderlich iſt, kann 
der Staat dieſe Benutzung befehlen, und die Unter⸗ 
laſſung derſelben durch Strafgeſetze ahnden. 


W $ 35. Statuͤen und Denkmäler, die auf öffent: 
Pflichten lichen Plaͤtzen errichtet worden, darf Niemand, wer er 
des Eisensauch ſey, beſchaͤdigen, oder ohne obrigkeitliche Erlaub⸗ 


wee de niß wegnehmen oder einreißen. 

ss $. 36. Noch weniger dürfen, ohne dergleichen 
und er Erlaubniß, Gebäude in den Städten, die an Stra⸗ 
Bee ben oder Öffentliche Plätze ftoßen, zerſtöret oder ver⸗ 


nichtet werden. . 

F. 37. Dergleichen Gebäude muß der Eigen- 
thuͤmer, fo weit es zur Erhaltung der Subſtan und 
Verhuͤtung alles Schadens und Nachtheils fur das 
Publikum nothwendig iſt, in baulichem Stande un⸗ 
terhalten. 5 

§. 38. Vernachlaͤßigt er dieſe Pflicht dergeſtalt, 
daß der Einſturz des ganzen Gebäudes, oder eine Ge⸗ 
fahr fur das Publikum zu beſorgen iſt, fo muß die 
Obrigkeit ihn zur Veranſtaltung der nothwendigen 
Reparatur, innerhalb einer nach den Umſtänden zu be⸗ 
ſtimmenden billigen Friſt, allenfalls durch Zwangs⸗ 
mittel anhalten. x 

§. 39. Sind dieſe fruchtlos, fo iſt die Obrigkeit 
den nothwendigen Bau auf felne Koſten zu veranſtal⸗ 
ten berechtigt. 

$. 40. Kann oder will er die Koſten nicht herbei⸗ 
ſchaffen, ſo kann die Obrigkeit dergleichen Gebäude 
zum öffentlichen Verkaufe ausbieten. 
H. 41. Dem Käufer eines ſolchen Gebäudes 
muß allemal die Wiederherſtellung deſſelben zur Bedin⸗ 
gung gemacht werden. 


‘ $.42. 
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$. 42. Das außerdem erlegte Kaufgeld kommt 
dem bisherigen Eigenthumer oder deſſen Glaͤubigern 
zu gute. 

$. 43. Doch muß davon dasjenige, was die 
Obrigkeit etwa ſchon auf einftweilige Veranſtaltungen 
zur Abwendung dringender Gefahr hat verwenden 
muſſen, zuvor abgezogen werden. 

H. 44. Findet ſieh kein Käufer, fo muͤſſen die 
auf dem Grundſtuͤcke verſicherten Gläubiger über die 
Mittel zur Erhaltung und Wiederperftellung des Ges 
baudes vernommen werden. 

H. 45. Koͤnnen dieſe ſich darüber nicht vereini⸗ 
gen, ſo muß das Gebaude demjenigen unter ihnen, 
welcher, außer der Wiederherſtellung deſſelben, die 
vortheilhafteſten Bedingungen für feine Mitglaubi⸗ 

ger und den Eigenchuͤmer anbietet, zugeſchrieben 
werden. 

§. 46. Will auch kein Gläubiger das Gebäude 
als Meiſtbietender erſtehen, ſo iſt der erſte unter ihnen 
den Zuſchlag, gegen die bloße Uebernahme der Wie⸗ 
derherſtellung, zu verlangen berechtigt. 

§. 47. Will dieſer von feinem Rechte keinen 
Gebrauch machen, ſo geht daſſelbe auf die folgenden, 
immer nach Ordnung der Priorität, über. 

§. 48. Will keiner von den Glaͤubigern die 
Wiederherſtellung des Gebäudes uͤbernehmen, ſo 
muß daſſelbe der Kammerey des Orts zugeſchlagen 
werden. 

§. 49. Der Ma iſtrat iſt alsdann berechtigt, 
dergleichen Gebaude einem Jeden, unter der Bedin⸗ 
gung des zu vollfuhrenden Baues, als fein freies Eis 
gentgum zu überlaſſen. 

%. 50. So lange jedoch der wirkliche Zuſchlag 
an einen ſolchen Dritten Uebernehmer noch nicht er⸗ 
folgt iſt, behalt der bisherige Eigenthuͤmer, ſo wie 

2 jeder 
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jeder Gläubiger deſſelben, das Recht, ſich annoch zur 
Ausfuhrung des Baues zu melden. 

§. 51. Doch muſſen in einem ſolchen Falle, der 
Eigenthumer, oder der Gläubiger, welche dem Zu⸗ 
ſehlage an einen Dritten widerſprechen wollen, der 
Obrigkeit, wegen wirklicher Vollführung des Baues, 
genugſame Sicherheit ſofort nachweiſen. 

$. 52. Unter übrigens gleichen Umſtaͤnden hat 
der Eigenthuͤmer vor dem Gläubiger den Vorzug. 

H. 53. Wenn in den Fallen des §. 46. 47. und 
50. das Gebäude einem der Glaͤubiger zugefchlagen 
wird, fo verlieren die übrigen, und wenn daſſelbe, in 
dem Falle des §. 48., der Kämmerey anheim fallt, fo 
verlieren alle Gläubiger ihr Recht an dergleichen 
Grundſtück. ; 

$. 54 Wenn alſo bey dem durch den Magiſtrat 
nach H. 49. veranſtalteten Zuſchlage, außer der 
Uebernahme der Wiederherſtellung, noch andere Vor⸗ 
theile bewilligt werden, ſo kommen dieſelben der Kam⸗ 
merey zu ſtatten. 

H. 55. Dagegen wird aber auch der bisherige 
Eigzenthiüner von der Zeit an, wo er nach F. 48. das 
Gebande der Kammerey laſſen, und ſich aller fer⸗ 
nern Rutzung deſſelben begeben muß, von der weitern 
5 der darauf haftenden dinglichen Laſten 

rey. 

F. 56. Kann auch durch die Veranſtaltungen 
des Magiſtrats dergleichen verfallenes Gebaͤude nicht 
wieder hergeſtellt werden, ſo iſt, bey fortdauernder 
Gefahr für das Publikum, die Obrigkeit, ſelbiges ab⸗ 
brechen, und die Materialien an den Meiſtbietenden 
verkauſen zu laſſen berechtigt. 

$. 57. Das daraus gelöfete Geld aber kommt 
der Kaͤmmerey, welche bisher die nothwendigen Unter⸗ 
haltungskoſten hat hergeben müͤſſen, zu ſtatten. 


H. 58. 8 
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§. 58. Was H, 36. [ag. von verfallenen ſtädti⸗ 
ſchen Gebäuden verordnet iſt, gilt auch von ſolchen, 
die durch Feuer oder anderes Unglück zerſtoͤret wor⸗ 
den, wenn der bisherige Eigenthumer dieſelben, in⸗ 
nerhalb einer von der Obrigkeit zu beſtimmenden 
Friſt, nicht wieder herſtelleu kann oder will. 

$ 59. Die für einen folchen Ungluͤcksfall aus⸗ 
geſetzten Feuer⸗Societäts⸗ Beitrage, und andere 
dergleichen Verguͤtungen, kommen alsdann nicht 
dem bisherigen Eigenchümer oder deſſen Concurs⸗ 
maſſe, ſondern dem Uebernehmer des Bauplatzes zu 
ſtatten. 

$. 60. Was von ſtädtiſchen Grundſtücken ver⸗ 
ordnet iſt, gilt auch von Grundſtücken auf dem 
Lande, die als eigene für ſich beſtehende Stellen 
oder Rahrungen in den Steuer- oder Lagerbuͤchern 
eingetragen ſind. i 

$. 61. Wenn alſo der Sigenchümer ein ſol⸗ 
ches Grundſtüͤck dergeſtalt in Verfall gerathen läßt, 
daß davon die Öffentlichen Abgaben und Präftatios 
nen nicht mehr entrichtet werden koͤnnen, ſo iſt die 
Obrigkeit damit eben fo, wie bey den ſtädtiſchen 
Grundstücken vorgeſchrieben worden, zu verfahren 
berechtigt. 

H. 62. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Eigenthuͤmer die zum Gute nothwendig erforderlichen 
Gebäude, ohne welche daſſelbe nicht bewohnt, oder 
nicht bewirthſchaftet werden kann, eingehen laßt. 

F. 63. Doch kaun auch in dieſen Fallen bey 
einem erfolgenden Verkaufe dienſtpflichtiger Stellen, 
der Grundberrſchaft ein zu Verſehung der Wirth⸗ 
ſchaft und Leiſtung der Dienſte untauglicher Beſitzer 
nicht aufgedrungen werden. 

H. 64. In Fällen, wo ſtaͤdtiſche Grundſtüͤcke 
der Kämmerey zugeſchlagen werden, fallen Ruſtikal⸗ 

ö gründe 


dei 
Bauen, 


N ri 
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gründe der Obrigkeit des Orts zur anderweitigen Be⸗ 
ſetzung oder Vertheilung anheim. 


ischen, F. 65. In der Regel iſt jeder Eigenehümer fei- 
Eisenmann Grund und Boden mit Gebäuden zu beſetzen 


1 ben oder fein Gebäude zu verändern wohl befugt, 


$. 66. Doch ſoll zum Schaden oder zur Unſi⸗ 
cherheit des gemeinen Weſens, oder zur Verunſtal⸗ 
tung der Staͤdte und offentlichen Pläse, kein Bau 
und keine Veranderung vorgenommen werden. 

§. 57. Wer alſo einen neuen Bau in Städten 
anlegen will, muß davon zuvor der Obrigkeit zur 
Beurtheilung Anzeige machen. 

H. 68. Bern der anzuſtellenden Prüfung muß die 


Obrigkeit zugleich dahin ſehen, daß durch eine rich⸗ 


tige und vollſtandige Beſchreibung des abzutragenden 
Gebäudes, nach feiner Lage, Granzen und übrigen 
Beſchaffenheit, künftigen Streitigkeiten bey dem 
Wiederaufbaue, in Anſehung des Winkelrechts, und 
ſonſt, möglichit vorgebeugt werde. 

§. 69. Vorzuglich iſt eine beſondere obrigkeit⸗ 
liche Erlaubniß nothwendig, wenn, es [ey in Stad⸗ 
ten oder auf dem Lande, eine neue Feuerſtelle errich⸗ 
tet, oder eine alte an einen andern Ort verlegt wer⸗ 
den ſoll. 

$ 70. Bauherren und Baumeiſter, welche dieſer 


VA Borfcheift (§. 69.) zuwider handeln, haben jeder 


Ya Polizeiſtrafe von fünf bis zehn Thalern ver⸗ 
wirkt; ſelbſt wenn der Bau an ſich untadelhaft befun⸗ 
Aden Ha ſollte. 

71. In allen Faͤllen, wo ſich findet, daß 
ein 5 vorhergegangene Anzeige unternommener 
Bau ſchäͤdlich oder gefährlich für das Publikum ſey, 
oder zur groben Verunſtaltung einer Straße oder 
eines Platzes gereiehe, muß derſelbe nach der 9 
ſung der Obrigkeit geaͤndert werden. 


b. 72. 
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§. 72. Findet die Aenderung nicht Statt, fo 
muß das Gebäude wieder abgetragen, und alles, 
auf Koften des Bauenden, in den vorigen Staud 
geſetzt werden. 

§. 73. Bauanlagen auf Straßen, wodurch Ge 
hende, Reitende oder Fahrende Beſchaͤdigungen aus⸗ 
ſetzt werden, ſoll die Obrigkeit nicht dulden. 

$. 74. Niemand darf in Gegenden, die zum 
Ab- und Zugang des Publikums beſtimmt find, vor 
ſeinen Fenſtern, oder an ſeinem Hauſe, etwas auf⸗ 
ſtellen oder aufhängen, durch deſſen Herabſturz Je⸗ 
mand beſchaͤdigt werden koͤnnte. 

$. 75. Der Uebertreter muß das Aufgeſtellte 
oder Aufgehaͤngte ſofort wegzuſchaffen angehalten wer⸗ 
den; und bat überdies eine Polizeiſtrafe von zwey 
bis fünf Thalern verwirkt. 

$. 76. Ohne Erlaubniß der Obrigkeit dürfen 
Bauſtellen, die bisher beſondere Nummern hatten, 
nicht in Eins gezogen werden. 

9. 77. Auch die Zugeſtehung einer ſolchen Er⸗ 
laubniß kann, in Anſehung der nach den Nummern 
vertheilten, oder noch zu vertheilenden Laſten und 
Abgaben, weder dem gemeinen Weſen, noch andern 
Privatperſonen zum Nachtheile gereichen. 

$. 78. Die Straßen und öffentlichen Plaͤtze 
dürfen nicht verengt, verunreinigt, oder ſonſt ver⸗ 
unſtaltet werden. 


4 


e 


$. 79. Beſonders darf Niemand, ohne aus 


druͤckliche Bewilligung der Obrigkeit, einen Kellerhals 
oder anderes dergleichen Mebengebäude auf die Straße 

zu anlegen. 
$ 80. Auch die Einrichtung von Keller- und 
Ladenthüren, welche auf die Straße gehen, die An⸗ 
legung neuer, oder Wiederherſtellung eingegangener 
Erker, Loͤben und auf die Straße hinaus gießender 
Dachrinnen; die Aufſetzung von Wetterdaͤchern, 
\ und 


A. 26/2. 
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und in die Straße hinein ſich erſtreckenden Schil⸗ 
dern, fo wie die Errichtung von Blitzableitern, darf 
nur unter Erlaubniß der Polizeiobrigkeit, und nach 
den von dieſer zu ertheilenden Anweiſungen vorgenom⸗ 
men werden. 
§. 81. Uebrigens aber kann jeder Hauseigen⸗ 
thuͤmer den ſogenannten Burgerſteig, fo weit er das 
Steinpflaſter zu unterhalten hat, unter den §. 78. 


, .. , beſtimmten Einſchraͤnkungen nutzen. 


Bey 
deru. 


F. 82. Nähere Beſtimmungen uͤber die ö. 78—8 1. 
beruͤhrten Gegenftände bleiben den beſondern Poli» 
zeigeſetzen eines jeden Orts vorbehalten. 


Bil F. 83. Walder und beträchtliche Holzungen, 


die nach ihrer Beſchaffenheit und Umfang einer forſt⸗ 
mäßigen Bewirehſchaftung faͤhig find, darf der Ei⸗ 
genthümer nur dergeſtalt benutzen, daß dadurch keine 
den Grundſatzen der Forſtwirthſchaft zuwider laufende 
Holzverwuͤſtung entſtehe. 
H. 84. Was für eine Holzverwuͤſtung zu achten 
ſey, iſt nach den Umſtaͤnden einer jeden Provinz, 
dem Ueberfluß oder Mangel des darin befindlichen 
Holzes, den mehrern oder mindern Erforderniſſen 
zum Bedarf der Einwohner, und der in der Pro⸗ 
vinz beſtehenden Landesfabriken, in den Provinzial⸗ 
Forſtordnungen beſtimmt. x 

F. 85. In Provinzen und Gegenden, wo es 
am Holzabſatz fehler, iſt nur alsdann eine Holzver⸗ 
wüſtung vorhanden, wenn der Eigenthuͤmer eines 
Waldes davon nicht fo viel übrig laßt, als zur fort⸗ 
währenden Beduͤrfniß feines Guts und der Dorfs⸗ 
einwohner erforderlich iſt. 

$. 86. Wer ſich einer Holzverwuͤſtung ſchuldig 
gemacht hat, der muß in der ferneren Benutzung 
ſeines Waldes auf fo lange Zeit eingeſchraͤnkt wer⸗ 
den, als zur. Wiederherſtellung deſſelben erforder⸗ 


lich iſt. ; 
aa 
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6. 87. Wer durch Niederfihlagung und Ruini⸗ 
rung des Waldes eine offenbare Holzverwuͤſtung 
begangen, oder den wegen der Einſchränkung feines 
Holzſchlags ihm ertheilten beſondern Anweifungen der 
Landes⸗Polizeyinſtanz zuwider gehandelt hat, der 
ſoll dafur nach Verhaͤltniß des Werths des zu viel 
geſchlagenen Holzes, an Gelde, oder mit Gefäng- 
niß, nachdruͤcklich beſtraft werden. 

§. 88. Nähere Beſtimmungen der Strafen einer 
Holzverwuͤſtung bleiben den Provinzial-Forſtordnun⸗ 
gen vorbehalten. 

6. 89. Wie weit die Radungen abgeholzter 
Reviere eingeſchraͤnkt, und die Cigenthuͤmer derſelben 
zum Anbau des jungen Holzes verpflichtet werden 
ſollen, iſt nach den Umſtänden und Bedüͤrfniſſen 
der verſchiedenen Provinzen in ihren beſondern Ge⸗ 
fegbüchern zu beſtimmen. 

§. 90, Glas und Eiſenhütten, Pech⸗ und 
Theer Oefen, und andere dergleichen Anſtalten, 
welche einen ungewoͤhnlich großen Holzverbrauch er⸗ 
fordern, ſollen ohne Vorwiſſen der Landes⸗Polizey⸗ 
inſtanz nirgend angelegt werden. 

. 91. Senſen oder Blattſicheln, bey deren 
Gebrauch das heranwachſende junge Holz. nicht ge⸗ 
hoͤrig geſchont werden kann, ſollen in Holzrevieren zum 
Grasmachen niemals gebraucht werden. 

$. 92. Auch das Madeſharken iſt nur an Orten, 


wo der Mangel anderweitiger Düngung es unent⸗ 


behrlich macht, niemals aber mit eiſernen Harken 
oder Rechen zu geſtatten. 

9. 93. Die zu faͤllenden Waldbaͤume ſollen, 
fo weit es ohne Befchädigung der übrigen geſche⸗ 
ben kaun, mit der Wurzel ausgegraben, ſonſt aber 
nicht hoͤher, als ſechs Zoll über der Erde, abge⸗ 
ſtammt werden. 


7 


$. 94. 
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§. 94. Wo wegen vorwaltender beſonderer Um: 
ſtände dieſe Vorſchrift nicht Statt finden kann, da 
muß das Erforderliche, unter Zuziehung von Sach⸗ 
verſtaͤndigen, näher beſtimmt werden. 

H. 95. In den ſechs Monaten vom April bis 
zum September darf Bauholz nur im äußerften Roth⸗ 
falle, oder nur in Gegenden, die den Winter hin⸗ 
durch unzugaͤnglich find, geſchlagen werden. 

N d 9, 96. Waſſerleitungen und andere Waſſerbaue 
Waſſerlei, an öffentlichen Oertern und Fluͤſſen muͤſſen unter Aufe 
tungen. ſicht der Landespolizey geführt werden. 

§. 97. Beſonders darf Niemand an öffentlichen 
Fluͤſſen, wenn gleich auf feinem Eigenthume, Schleu⸗ 
fen, Wehre, Damme und Brücken anlegen oder 
ändern, ohne daß zuvor die Nachbaren vernommen, 
und die Einwilligung des Staats beigebracht worden. 

$. 98. Die übrigen Einſchraͤnkungen der Rechte 
des Eigenthümers, in Ruͤckſicht der oͤffentlichen 
Ströme, Hafen und Meeresufer, find in dem Titel 
von den Regalien des Staats beſtimmt. 

§. 99. Auch in den Privarflüffen darf, zum 
Nachtheile der Nachbaren und Uferbewohner, durch 
Hemmung des Ablaufs derſelben, nichts unternom⸗ 

2 men oder verändert werden. 

H., 100, Vielmehr iſt der Regel nach ein Jeder 
die über fein Eigenthum gehenden Gräben und Ca⸗ 
näle, wodurch das Waſſer feinen ordentlichen und 
gewoͤhnlichen Ablauf hat, zu unterhalten verbunden. 

$. lor. Sind es Scheidegeaben, ſo muß in 
der Regel die Unterhaltung von den beiderſeitigen 

} Nachbaren bis zur Mitte des Grabens geſchehen. 

hehe $. 102. Gegen das außerhalb der ordentlichen 
Eigen Canale und Gräben wild ablaufende Waſſer iſt ein 
Veſlen dezjeder Eigenthuͤmer feine Grundſtuͤcke zu decken wohl 


Beſten des 
Nachbarn. befugt. 


F. 10g. 
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§. 103. Kann jedoch der oberhalb liegende Be⸗ 


in Anſe⸗ 
hung der 


fiser dergleichen Waſſer durch die auf feinem Grunde Parfiuth. 


und Boden zu machenden Veranſtaltungen nicht ab: 
führen: fo iſt der unterhalb liegende Nachbar fel- 
biges anzunehmen, und alſo dem obern die Vorfluth 
zu geſtatten verbunden. 

$. 104. Die unterhalb liegenden Beſitzer find 
aber dazu nicht verpflichtet, ſobald es einem unter 
ihnen durch naturliche Hinderniſſe unmöglich wird, 
das ſolchergeſtalt anzunehmende Waſſer welter ab⸗ 
zuleiten. 

§. 105, Doch kann auch in dieſem Falle der 
Staat die unterhalb liegenden Nachbaren zu Geſtat⸗ 
tung der Vorfluth anhalten, wenn die Vortheile 


des oberhalb gelegenen Beſitzers den Schaden der 


untern beträchtlich überwiegen, und Erſtere den Lehr 
teren dieſen ganzen Schaden vollſtändig zu vergüten 
bereit und vermoͤ nend find. 

§. 106. Iſt zur Verſchaffung der Vorfluth die 
Ziehung eines neuen Grabens nothwendig, fo muͤſ⸗ 
ſen diejenigen, welche Nutzen davon haben, nach 
Verhaltniß deſſelben zu den Koſten gemeinſchaftlich 
beitragen. 

$. . Hat der, auf deſſen Grund und Bor 
den der Graben gezogen wied, davon keinen Vor⸗ 
theil, ſo iſt er zur Anſegung ſo wenig, als zur Un⸗ 
terhaltung deſſelben, etwas beizutragen verbunden. 

$. 108. Vielmehr muß ihm der dadurch erlit⸗ 


tene Schade, mit Inbegriff der durch Ziehung des 


neuen Grabens verloren gehenden Erdflache, nach 
der Würdigung vereideter Sachverſtaͤndigen erſetzt 
werden. 
§. 109. Auch die neuen Bruͤcken, welche über 
dergleichen Graben angelegt und unterhalten werden 
muſſen, fallen denjenigen zur Laſt, zu deren Bellen 
der Graben gezogen worden, 2 
H. 110. 


| . bens 
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F. 110. Doch muß der Eigenrhümer, wenn er 
auch zur Mitunterhaltung des Grabens oder der Bruͤ⸗ 
cken nicht ſelbſt verpflichtet iſt, die daran ſich ereig⸗ 
nenden Beſchaͤdigungen, ſobald er fie wahrnimmt, 
den Intereſſenten anzeigen. 

§. 111. Wenn nach geſchehener Anzeige die 
Intereſſeuten die erforderliche Reparacur nicht zeitig 
genug beſorgen koͤnnen, oder wollen, ſo iſt der Ei⸗ 
genthuͤmer dieſelbe, zur Abwendung des für ihn zu 
beſorgenden Schadens, auf ihre Koſten zu veranſtal⸗ 
ten wohl befugt. 

§. 112. Dagegen ſoll aber auch der Eigenthü⸗ 
mer, welcher dergleichen Graben oder Brücken, durch 
ſich ſelbſt oder durch die Seinigen, vorſätzlich oder 
aus grober Unvorſichtigkeit beſchaͤdigt, nicht nur zum 
vollſtaͤndigen Schadenserſatz angehalten, ſondern 
auch doppelt ſo ſtrenge, als ein Fremder beſtraft 
werden. 

§. 113. Iſt zur Verſchaffung der Vorfluch nicht 
die Ziehung eines neuen, ſondern nur die Verbrei⸗ 
tung oder Vertiefung eines ſchon vorhandenen Gra⸗ 
bens erforderlich, ſo ſinden wegen der Koſten dieſer 
Anlage die §. 106 — 109. gegebenen Vorſchriften 


aber liegt demjenigen ob, welcher den alten 


Anwendung. 
ele $. 114. Die Unterhaltung des verbreiteten Gra⸗ 
pt 


„Graben zu unterhalten hatte. 


08. dem Eigenthuͤmer zu leiſtenden Entſchaͤdi⸗ 
gung, auch auf die mehreren ihm in der Folge zur 
Laſt fallenden Unterhaltungskoſten billige Ruͤckſicht 

enommen werden. „ 

. H. 116. Was von der Verbreitung eines Gra⸗ 
ens verordnet iſt, gilt auch von der Verlängerung 
der daruber gelegten Biuͤcken. } 


7 $. 115. Doch muß bey Beſtimmung der nach 


§. 117. 
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$. 117. Zur Ableitung der Teiche oder ſtehen⸗ 
den Seen, iſt Niemand die Ziehung neuer Gräben 
über ſein Eigenchum wider feinen Willen zu geſtat⸗ 
ten verpflichtet. 

§. 118. Die Reine oder ſogenannten Pflug⸗ Von fer 
rechte zwischen benachbarten. Grundstücken werden Yuprechr 
in der Regel als gemeinſchaftliches Eigenthum an ken. 
geſehen. 5 

$ 119. Sie duͤrſen alſo von keinem der be 
nachborten Beſitzer, ohne Einwilligung der Mitei⸗ 
genkthümer, verandert oder geſchmaͤlert werden. 

$. 120. Auch die Winkel oder Zwiſchenraͤume Von 
zwiſchen den Hanfern werden in der Regel für ges intel 
meinſchaftlich geachtet. 

§. 121. Hat jedoch bisher nur einer der Nach⸗ 
baren die Traufe dahin fallen laſſen, und nur allein 
Goſſen, Privete, oder offene Fenſter darin gehabt, 
fo wird vermüthet, daß der Zwiſchenraum ihm ei⸗ 
genthümlich gehöre, 

F. 122. In einen zwiſchen zwey Käufern gele⸗ 
genen Winkel darf auch der, welchem ſelbiger eigen⸗ 
thümlich gehort, die Rohre von einem Windofen 
ohne des Nachbars Einwilligung nicht führen. 

$. 123. Die Anlegung neuer Erker, Altane, Von Er 
Wetterdaͤcher, Dachtraufen, und anderer über die 1 
Graͤnze ragender Bauwerke, iſt der Nachbar zu dul⸗ 1 
den nicht verpflichtet. 3 

§. 124. Wer an feinem Haufe Bäume oder Von Vau⸗ 
Weinreben anpflanzen will, muß dieſelben dergeſtalt 22 H 
hinter ein Geländer ziehen, daß weder ſie ſelbſt, noch fern, 
das Geländer, die Wände der benachbarten Gebäude 
berühren. 

H. 125. Schweinſtaͤlle, Kloake, Dünger: und Pon 
Lohgruben, und andere den Gebäuden ſchädliche An- fiche 
lagen müſſen wenigſtens drey Fuß vheinlandifch von sion 
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den benachbarten Gebäuden, Mauern und Scheunen 
entfernt bleiben. 1 

§. 126. Auch muͤſſen dergleichen Gruben und 
Behaͤltniſſe von Grund aus aufgemauert werden. 

$. 127. Von Bäumen des Nachbars muͤſſen 
dergleichen Anlagen wenigſtens drey Werkſehuhe zu⸗ 
ruͤcktreten. 1 

Benin 5. 128. Wer auf feinem Grunde und Boden, 

Gandlen. jedoch an der Seite des Nachbars hin, Rinnen 
und Canale an der Erde zur Abführung des Waſ⸗ 
ſers anlegen will, muß gegen die Wand des Nach⸗ 
bars wenigſtens noch einen Raum von einem Werk- 
ſchuhe frey laſſen. 

Re $. 129. Anlagen, durch welche der ſchon vor⸗ 
handene Brunnen des Nachbars verunreinigt, oder 
unbrauchbar gemacht werden wurde, find unzuläßig. 

$. 130. Dagegen kann die Grabung eines 
Brunnens auf eigenem Grund und Boden, wenn 
gleich dadurch dem Nachbar fein Waſſer entzogen 
wird, dem Eigenthuͤmer nicht gewehrt werden, ſo⸗ 
bald der Nachbar desfalls kein beſonderes Unterſa 
gungsrecht erlangt hat. 

H. 131. Doch darf innerhalb dreier Werk⸗ 
ſchube von des Nachbars Graͤnze kein neuer Brun⸗ 
nen angelegt werden. 

$. 132. Ueberhaupt darf unter des Nachbars 
Grunde Niemand graben. 

zur $ 133. Back“, Brenn- oder Schmelz Oefen 

eier ge, und Feuerheerde, koͤnnen an der gemeinjchaftlichen, 

PL oder dem Nachbar gehörenden. Scheidewand, ohne 

chen deſſelben Bewilligung, nicht angelegt werden. 

Mauer. $. 134. Dagegen iſt ein Jeder an der gemein. 
ſchaftlichen Mauer, auch ohne beſondere Ruͤckfrage 
mit dem Nachbar, Schornfteine anzulegen wohl bes 


fugt. 


9. 135. 
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H. 135. Eine gemeinſchaftliche Mauer kann 
jeder Nachbar an feiner Seite bis zur Halfte der 
Dicke zu ſeinem Nutzen brauchen, in ſo fern da⸗ 
durch dem Gebäude ſelbſt kein Nachtheil geſchieht. 
§. 136. Doch muͤſſen Wandſchraͤnke und ans 
dere dergleichen Anlagen in einer ſolchen Mauer, 
dergeſtalt eingerichtet werden, daß ſie nicht auf die⸗ 
jenigen treffen, welche der Nachbar auf der entge⸗ 
geuſtehenden Seite bereits angelegt hat. 2 
§. 137. Um Licht in fein Gebäude zu bringen, Vom 
kann ein Jeder Oeffnungen und Fenſter in feine Lt und 
eigene Wand oder Mauer machen, wenn dieſelben Ausſicht. 
gleich eine Ausſicht über die benachbarten Gründe 
gewähren. . 
H. 138. Sollen jedoch die Oeffnungen in einer 
unmittelbar an des Nachbars Hof oder Garten ſtoßen⸗ 
den Wand oder Mauer gemacht werden, fo. muͤſſen 
dieſelben, wo es die Umſtande geſtatten, ſechs Fuß 
von dem Boden des Zimmers oder Bebältniffes er⸗ 
höhe; in allen Fällen aber mit eiſernen nur zwey 
Zoll von einander ſtehenden Stäben, oder mit einem 
Drathgitter verwahret ſeyn. 
$. 139. Neu errichtete Gebaͤude muͤſſen von 
altern ſchon vorhandenen Gebäuden des angraͤnzen⸗ 
den Nachbars, wenn nicht beſondere Polizeigeſetze 
ein Anderes vorſchreiben, wenigſtens drey Werk⸗ 
ſchube zurücktreten, E 
§. 140. Stoͤßt aber das neue Gebäude auf 
einen unbebaueten Platz des Nachbars, ſo iſt ein 
Abſtand von anderthalb Werkſchuhen hinreichend. 
$ 14t. Uebrigens aber kann Jeder in der 
Regel auf ſeinem Grunde und Boden, ſo nahe an 
die Gränze und fo hoch bauen, als er es für gut 
findet. 5 3 
$. 142. Sind jedoch die Fenſter des Nachbars, 
vor welchen gebauet werden ſoll, ſchon ſeit zehn Jah⸗ 
h M 2 ren 
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ren oder länger vorhanden, und die Behaäͤltniſſe, 
wo ſie ſich befinden, haben nur von dieſer Seite 
her Licht, fo muß der neue Bau fo weit zurücktre⸗ 
ten, daß der Nachbar noch aus den ungeoͤffneten 
Fenſtern des untern Stockwerks den Himmel erbli⸗ 
cken koͤnne. 
$. 143. Hat in dieſem Falle das Gebäude des 
Nachbars, in welchem die Fenſter ſich befinden, noch 
von einer andern Seite Licht, fo iſt es genug, wenn 
der neue Bau nur ſo weit zurücktritt, daß der 
Nachbar aus den ungeoͤffneten Fenſtern des zweiten 
Stockwerks den Himmel ſehen könne. 
§. 144. Sind aber die Fenſter des Nachbars, 
vor welchen gebauet werden ſoll, noch nicht ſeit zehn 
Jahren vorhanden, ſo iſt der Bauende bloß an die 
F. 139. beftimmte Entfernung gebunden. 
$. 145. Der Nachbar kann alsdann dem neuen 
Baue, wodurch ihm das Licht benommen wird, nur 
in ſo fern widerſprechen, als er ein Unterſagungs⸗ 
recht dagegen beſonders erworben hat. (Tit. 22.) 
$. 146. Wo eine ſolche Grundgerechtigkeit 
obwaltet, da findet, im Mangel ausdrücklich ver⸗ 
abredeter, die geſetzliche Beſtimmung des F. 142. 
Anwendung. 
$. 147. In allen §. 139. 140. 142. 143. 146. 
beſtimmten Faͤllen bleibt der unbebauete Zwiſchen⸗ 
raum nach wie vor feinem bisherigen Eigenthümer, 
und kann von demſelben zu jedem in den Geſetzen 
nicht verbotenen Gebrauche angewendet werden. 
Von Thü H. 148. Neue Thuͤren, welche unmittelbar auf 
teu. des Nachbars Grund und Boden führen, durfen 
wider deſſen Willen niemals angelegt werden. 
Von Zäu⸗ F. 149. In der Regel iſt ein Jeder feine Grund⸗ 
ken udn ſtücke durch Zäune, Planken, Mauern, oder andere 
Scheide. Scheidewaͤnde, von den Grundſtücken feines Nach⸗ 


wänden. bars zu trennen berechtigt. 
$. 150. 
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§. 150. Dergleichen Scheidungen müffen aber 
die Graͤnzen gegen den Nachbar niemals überfchrei- 
ten, noch demſelben in dem Gebrauche feines Eigen⸗ 
thums hinderlich werden. 

b. 151: Zu Befriedigungen in der Feldflur iſt 
ein Eigenthuͤmer nur in fo fern befugt, als nicht 
Koppelweiden, Hütungs- oder andere Grundgerech⸗ 
tigkeiten entgegen ſtehen. 

152. Wer eine neue Scheidung in einer 
Gegend, wo bisher noch Feine vorhanden geweſen 
iſt, anlegen will, muß nicht nur die Anlage, ſondern 
auch die fernere Unterhalkung auf ſeine Koſten be⸗ 
ſorgen. 

$. 153. Ueberhaupt liegt die Unterhaltung ſol⸗ 
cher Scheidungen demjenigen ob, welchem erweislich 
das Eigenthum derſelben gebuͤhret. 

S8. 154. Kann nicht ausgemittelt werden, wer 
der Eigenthuͤmer einer ſolchen Scheidung ſey, ſo wird 
bey Planken derjenige, gegen deſſen Grund die 
Stiele, Ständer oder Pfoſten verfelben ſtehen, für 
den Eigenthuͤmer geachtet, und iſt die Planke zu 
unterhalten ſchuldig. 

§. 155. Dagegen muß ihm aber der Nachbar, 
von deſſen Seite die Bretter angeſchlagen ſind, den 
Zutritt auf ſeinen Grund und Boden bey nothwen⸗ 
digen an der Planke ſich ereignenden Bauen und 
Reparaturen geſtatten. 

§. 155. Die Abdachung der Stiele muß nach 
der Seite desjenigen Grundes geſchehen, deſſen Ei⸗ 
genthümern die Planke gehort. 

S. 157. Sind die Bretter in die Mitte der 
Stiele eingefalzt, fo iſt die Planke Für gemeinfchaft« 
lich zu achten, und muß von beiden Theilen gemein⸗ 
ſchaftlich unterhalten werden. - 

§. 158. Was von Planken verordnet iſt, gilt 
in der Regel auch von Stacketen. 

§. 159. 
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$. 159. Bey gemauerten Scheidewaͤnden gilt 
die Vermuthung, daß die Mauer demjenigen gehoͤre, 
auf deſſen Seite Vertiefungen, oder fogenannte 
Blenden, ſich beſinden. 

$. 160. Sind dergleichen Blenden auf beiden 
Seiten anzutreffen, ſo wird die Scheidemauer, im 
zweifelhaften Falle, für gemeinſchaftlich angeſehen. 

H. 167. Sind gar keine Blenden an der Mauer 
befindlich, ſo iſt dieſelbe, im zweifelhaften Falle, fur 
gemeinſchaftlich oder einfeitig zu achten, je nachdem 
die darauf liegenden Platten auf beiden Seiten oder 
nur auf einer uͤberlaufen. 

$. 162. Bey Zaͤunen und Wellerwaͤnden iſt in 
der Regel jeder Beſitzer ſtadtiſcher Grundstücke und 
Gärten den Zaun rechter Hand, vom Eintritt in 
den Haupteingang, zu bauen und zu unterhalten 
ſchuldig. 

§. 163. Hat aber Jemand durch einen neuen 
Bau feinen Haupteingang gänzlich verändert, fo be⸗ 
halt er dennoch, in Rückſicht der zu unterhaltenden 
Zaͤune, eben die Verbindlichkeit, welche er vor der 
Veranderung gehabt hat. 

§. 164. Hat bisher ein Gebäude, die Haltung 
eines Zauns unnoͤthig gemacht, fo muß der, wel⸗ 
cher dies Gebäude wegnimmt, den dafür anzulegen⸗ 
den Zaun bauen und unterhalten; ſelbſt wenn er 
fonft, nach der Regel des §. 162. dazu zicht ver⸗ 
pflichtet ſeyn wuͤrde. 

$. 165. Wenn ein zur linken Hand neu an⸗ 
bauender Nachbar feinen Hof oder Garten ſchließen 
will, ſo muß er den daſelbſt bereits vorhandenen 
Zaun feines Nachbars zur Unterhaltung übernehmen. 

$. 165. Die Koſten der erſten Anlage aber iſt 
er dem Nachbar zu vergüten nicht ſchuldig. 


§. 167. 
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$. 167. Der Quer⸗ oder Ruͤckzaun muß von 
beiden gegen einander ſtoßenden Nachbaren gemein 
ſchaftlich angelegt und unterhalten werden. 

H. 168. Ueberhaupt iſt in allen Fällen, wo 
weder ein einſeitiges Eigenthum ausgemittelt werden 
kann, noch die vorſtehenden beſonderen Beſtimmun⸗ 
gen ($. 154 — 165.) eintreten, die Pflicht zur Line 
terhaltung der zwiſchen den Grundſtucken zweier 
Nachbaren befindlichen Scheidungen beiden gemein⸗ 
ſchaftlich. 5 

§. 169. Scheidungen zwiſchen Höfen muͤſſen 
in der Regel nicht unter ſechs; zwiſchen Gärten 
aber, ſowohl in Städten als auf dem Lande, nicht 
unter fünf Fuß hoch ſeyn. 

$. 170. Wo es die Umſtände zulaſſen, ſollen 
kuͤnſtig ſtatt der hoͤlzernen Zäune, bey Garten und 
geſchloſſenen Aderftüden, lebendige Hecken angelegt 
werden. 

$. 171. Auch iſt der Elgenthuͤmer eines hoͤlzer⸗ 
nen Scheidezauns allezeit befugt, an deſſen Stelle 
eine lebendige Hecke anzulegen. 

$. 172. Ex iſt aber auch ſchuldig, die Anlage, 
nach der Anweiſung der Sachverftändigen, fo zu 
machen und zu unterhalten, daß durch die Hecke das 
Eigenthum des Nachbars eben ſo gut, als durch 
den Zaun, geſichert werde. g 

. 173. Lebendige Hecken, welche zwey ger 
ſchloſſene Grundſtuͤcke von einander unterſcheiden, 
müſſen ſtets ſo angelegt werden, daß dadurch dem 
— kein Schade geſchehe. 

§. 174. Will alſo Jemand gegen die Graͤnze 
feines Nachbars eine neue lebendige Hecke anlegen, 
ſo muß er, ohne Unterſchied der Holzart, welche 
dazu gewählt wird, anderthalb Fuß von des Nach⸗ 
bars Graͤnze zurücktreten. 
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§. 175. Das Eigenthum an dieſem anderthalb 
Fuß breiten Erdreiche bleibt inzwiſchen dem, weicher 
die Hecke zu ſeinem Gebrauche augelegt hat, vorbe⸗ 

alten. 

8 $. 176. Auch bleibt ihm in ſolchem Falle die 
Benutzung des Auswuchſes der Hecke von beiden 
Seiten. 7 

H. 177. Doch iſt der Nachbar den Aus wuchs 
der Hecke, oder deren Wurzeln, Über der Graͤnzlinie 
zu dulden nicht verpflichtet. (Tit. 9. §. 28 5. lag.) 

$. 178. Eine mit Bewilligung beider Nachbaren 
ſtatt eines bisherigen gemeinſchaſtlichen Zaunes an⸗ 
gelegte Hecke, wird ebenfalls, ſowohl in Anſehung 
der Unterhaltung als der Abnutzung, gemeinſehaftlich. 

179. Jeder Nachbar iſt alſo den Auswuchs 
auf ſeiner Seite ſich zuzueignen wohl berechtiget. 
$. 180. Eine folche gemeinſchaftliche Hecke muß 
auf derſelben Linie wo vorhin der Zaun geſtanden 
hat, angelegt werden. 

$. 181. Doch muͤſſen beide Nachbaren dahin 
ſehen, daß durch die Hecke die geſetzmaßige Breite 
des daran hingehenden Weges in der Folge nicht 
geſchmaͤlert werde. 

§. 182, Wider den Willen des einen Nachbars 
iſt der andere, einen bisherigen gemeinſchaftlichen 
Zaun in eine lebendige Hecke zu verwandeln, der 
Regel nach nicht befugt, 

F. 183. Will jedoch derſelbe mit der Hecke von 
der bisherigen Linie um die $. 74. beſtimmte Breite 
zurücktreten, und ſowohl die Koften der Anlegung, 
als der kuͤnftigen Unterhaltung, allein uͤbernehmen, 
ſo gebuͤhrt dem Nachbar dagegen kein Recht zum 
Widerſpruche. 

$. 184. Von einer ſolchen Hecke gilt alsdann, 
alles, was H. 175 — 177. verordnet iſt. 


6. 185. 
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$. 185. Wer feinen Grund und Boden erhoͤ⸗ Von Er⸗ 
ben will, muß mit dieſer Erhöhung drey Fuß von ene 
dem Zaune, der Mauer oder Planke des Nachbars niedri⸗ 
zuruͤckbleiben. n V0, 

$. 186. Daraus, daß der Nachbar die Erhoͤ⸗ dens. 
hung in einer größeren Noͤhe ohne ausdruͤcklichen 
Widerſpruch geſchehen laßt, folgt noch nicht, daß er 
dem Erſatze des daraus in der Folge erwachſenden 
Schadens entſagt habe. 

$. 187. Erniedriget Jemand feinen Grund und 
Boden, durch Anlegung eines Grabens oder ſonſt; 
ſo muß ein Wall von drey Fuß breit gegen die be⸗ 
nachbarte Verzaͤunung ſtehen bleiben. 5 

$. 188. Derjenige, auf deſſen Grunde und Bor 
den ſich der Aufwurf eines Grabens befindet, hat 
die Vermuthung, daß er Eigenthuͤmer des Grabens 
ſey, für ſich, und muß alſo auch fuͤr die Unterhal⸗ 
tung deſſelben ſorgen. 

$. 189. Wer ein Gebäude an der Graͤnze aufs 
führt, darf, in fo fern er nicht ein beſonderes Recht 
dazu erworben hat, die Dachtraufe weder auf des 
Nachbars Grund und Boden, noch uͤber denſelben 
hinwegleiten. 

$. 190. Einſchroͤnkungen des Eigenthums, wel: Aufhe⸗ 
che die Gefege zum Beſten des gemeinen Weſens Ns der 


hi j 5 Are vorſtehen⸗ 
vorſchreiben, koͤnnen nur mit Einwilligung des Staats den Ein 
aufgehoben werden. ſchränkun / 


$. 191. Einſchränkungen, welche nur zum Be⸗ 2 
ſten gewiſſer Perſonen veſtgeſetzt find, konnen durch 
verbindliche Willenserklaͤrungen dieſer Perſonen auf⸗ 
hören, (Tit. 22, 


Neun⸗ 
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— 
Neunter Titel. 


Von der Erwerbung des Eigenthums uͤber⸗ 
haupt, und den unmittelbaren Arten derſel⸗ 
ben inſonderheit. 


8. 7. 
Die aͤußern Handlungen, durch welche das Eigen, 
thum erworben wird, beſtimmen die verſchiedenen 
Erwerbungsarten. (Modus acquirendi.) 

F. 2. Der geſetzliche Grund, vermoͤge deſſen 
dieſe äußeren Handlungen die Kraft haben, daß da⸗ 
durch das Eigenthum erworben werden kann, wird 
der Titel des Eigenthums genannt. 

H. 3. Zur Erwerbung des Eigenthums wird die 
Beſitznehmung erfordert. (Tit. 7, F. 43. [gg.) 

§. 4. Hiervon find allein die Fälle ausgenom⸗ 
men, wo die Geſetze die Erwerbung des e 
ſchon mit einer gewiſſen Begebenheit oder Willens⸗ 
außerung allein ausdrücklich verbinden. 

§. 5. Wenn zur Exwerbung des Eigenthums, 
außer dem Titel, me. Beſitznehmung erfordert wird, 
ſo iſt eine unmittelbare Erwerbungsart vorhanden. 

§. 6. Geht aber das Eigenthum erſt durch die 
Erledigung des Beſitzes von Seiten des vorigen, und 
durch die Ergreifung deſſelben von Seiten des nenen 
Eigenchuͤmers über; ſo beißt, die Erwerbungsart 
mittelbar, 1 5 


Erſter Abſchnikt, 
Von der urſprünglichen Beſitznehmung. 


6. 7, Die Beſitznehmung ſolcher Sachen, auf 
welche noch Niemand ein Recht hat, wird die ur⸗ 
ſprüngliche (originaria) genannt. 55 


N 
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6. 8. Wie weit das Recht, herrenloſe Dinge 
in Beſitz zu nehmen, ein Vorbehalt des Staats ſey, 
iſt gehörigen Orts beſtimmt, (Th. 2. Tit. 16.) 

§. 9. Wer eine herrenloſe dem Staate nicht 
vorbehaltene Sache wirklich in ſeine Gewalt bringt, 
der wird von dem Augenblicke an, da ſolches ge⸗ 
ſchieht, Eigenthuͤmer der Sache. 

$. 10. Abſicht und bloßes Beſtreben aber, ſich 
eine herrenſoſe Sache zuzueignen, iſt zur Erwerbung 
des Eigenthums derſelben noch nicht hinreichend. 

§. 11, Wer ſelbſt noch kein Recht auf oder zu 
einer Sache erlangt hat, iſt einem Andern die Be⸗ 
ſitzergreifung zu unterſagen nicht befugt. 

§. 12. Wer einen Andern in feinen zur Bes | 
fisergreifung gemachten Anſtalten durch unerlaubte Al 
Handlungen ſtoͤrt; der kann ſelbſt die Sache nicht 
in Beſitz nehmen. N 5 

H. 13. Ein Gleiches gilt gegen den, welcher 
den Andern, um ihn an der Beſitzergreifung zu 
hindern, in feiner Freiheit zu handeln ohne Recht 
einſchraͤnkt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Beſitznehmung verlaſſener und 
verlornes Sachen, 


$. 14. So weit Jemand Eigenthum zu erwer⸗ Don ser 
ben fähig iſt, fo weit kann er bewegliche Sachen, Sichen 
welche von einem Andern verlaffen worden, in Be⸗ 5 
fis nehmen. / 

5. 15. Das Recht, unbergegliche verlaſſene Sa⸗ 
chen in Beſitz zu nehmen, iſt ein Vorbehalt des 
Staats. (Th. 2. Tit. 16.) 

$. 16. Nur alsdann iſt eine Sache für verlaſ⸗ 
fen zu achten, wenn der bisherige Eigentbümer den 
Deſitz in der ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend erklärten 

! Abſicht 


1 
1 
1 
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Abſicht, ſich der Sache zu entſchlagen, aufgegeben 
hat. (Tit. 7, H. 118 — 123.) 
9. 17. Wer durch änfere Umſtaͤnde genoͤthigt 
wird, Sachen wider feinen Willen aus feiner Ges 
wahrſam zu laſſen, der hat dadurch ſich ſeines Ei⸗ 
genthums noch nicht begeben. 

F. 18. Ein krankes Thier, welches der bishe⸗ 
rige Beſitzer von ſich geſtoßen, und hülflos ſich ſelbſt 
uͤberlaſſen hat, wird das Eigenthum desjenigen, wel⸗ 
cher für deſſen Pflege und Wiederherſtellung ſorgt. 

Von ver 6. 19. Wer eine verlorne Sache findet, iſt die⸗ 
en felbe dem Eigenthümer zurhefjugeben ſchuldig. 
Pflichten H. 20. Iſt dieſer unbekannt, fo muß der Fin⸗ 
5 der den Fund der nächſten Obrigkeit anzeigen. 

8 §. 21. Sind an dem Orte, wo der Fund ge⸗ 
ſchehen iſt, mehrere Gerichtsohrigkeiten, fo hängt es 
von dem Finder ab, die Anzeige, bey welcher der⸗ 
ſelben er will, zu machen. 

§. aa. Der Finder muß beſtimmt angeben, 
wie und wo er zum Beſitze der gefundenen Sache 
gelangt ſey. 

Pflichten H. 23. Die gefundene Sache muß zur gericht⸗ 
dens, , lichen Verwahrung angebaten, und von dem Richter 
in redliche Obſicht genommen werden. 

§ 24. Iſt der Finder eine unverdaͤchtige und 
ſichere Perſon, ſo kann der Richter nach Bewandniß 
der Umſtaͤnde und Beſchaffenheit des Werthes, die 
Verwahrung der Sache ihm ſelbſt uͤbertragen. 

F. 23. Er muß aber in allen Fällen die Be⸗ 
ſchaffenheit der Sache und ihre Merkmale in den 
Acten verzeichnen, und dem Finder die Art der ihm 
uͤberlaſſenen Aufbewahrung vorſchreiben. 

F. 26. So lange der Finder die Sache ſolcher⸗ 
geſtalt in ſeiner Gewahrſam hat, iſt er als ein red⸗ 
licher aber unvollſtändiger Beſitzer anzusehen. 
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$. 27. Iſt die gefundene Sache dem Verderben 
oder ſonſt einer beträchtlichen Verminderung des 
Werthes unterworfen, fo muß dieſelbe in einem kur⸗ 
zen Termine zum öffentlichen Verkaufe ausgeboten 
werden. 

H. 28. Ein Gleiches findet Statt, wenn zur Auf 
bewahrung der Sache beträchtliche bis zur Hälfte des 
Werthes anſteigende Koſten erforderlich wären, 

$. 29. Har der Finder, vor dem Verkaufe, Fut⸗ 
ter fur das gefundene Vieh, oder andere nothwendige 
Ausgaben auf die Sache verwendet, fo miüffen ihln 
dieſeſbden, nach Abzug der etwa gehabten Nutzungen, 
von dem Kaufgelde ſofort erfegt werden. 

H. 30. Das Kaufgeld ſelbſt wird, bis zum wei⸗ 
tern Austrage der Sache, in gerichtliche Verwah⸗ 
rung genommen. 


$. 31. Iſt binnen acht Tagen, nach der geſche⸗ Aucgebot 


henen Anzeige, der Verlierer auf andere Art nicht 
auszufor 
und ein Termin zu ſeiner Anmeldung bey Verluſt 
ſeines Rechts beſtimmt werden. 

H. 32, Beträgt der Werth der gefundenen 
Sache nach der Taxe Zweihundert Thaler, oder 
mehr, fo muß die Vorladung durch eine foͤrmliche 
Ediktal⸗Citatlon geſchehen. 

§. 33. Bey Sachen von Zweitanfend Thalern 
und darüber an Werth, iſt der Termin zur Anmel⸗ 
dung auf ſechs Monate; bey Sachen von minderem 
Werthe aber auf drey Monate zu beſtimmen. 

$. 34. In erſtern Falle muß die Bekanntma⸗ 
chung dreimal in den Zeitungen und ſechsmal in 
den Jutelligenznachrichten der Provinz; im zweiten 
Falle aber in erſteren zweimal und in letzteren vier⸗ 
mal erfolgen. 8 

§. 35. Bey Sachen, deren Werth unter Zwei⸗ 
hundert Thaler betragt, wird der Termin auf zwey 

Mo⸗ 


gefunde⸗ 
„ſo muß derſelbe oͤffentlich vorgeladen, u 
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Monate beſtimmt, und die Bekaunkmachung erfolgt 
bloß durch zweimalige Einruͤckung in die Zeitungen, 
und dreimalige in die Intelligenznachrichten. 

§. 36. Bey Sachen unter Funfzig Thalern am 
Werth iſt ein Termin von vier Wochen; und wenn 
der Werth nur Zehn Thaler oder weniger betraͤgt, 
ſind vierzehn Tage hinreichend. 

§. 37. Im erſtern Falle geſchieht die Bekannt⸗ 
machung einmal in den Zeitungen, und zweimal in 
den Intelligenzblaͤttern; im letztern Falle iſt es ge⸗ 
nug, wenn die Aufforderung nur einmal in die In⸗ 
telligenzblaͤtter allein eingeruͤckt worden. 2 

F. 38. Auch kann bey Sachen von Zehn Tha⸗ 
lern oder weniger am Werth, dem Finder überlaſſen 
werden, die Bekanntmachung ſelbſt zu veranſtalten, 
und den Verlierer anzuweiſen, daß er ſich bey dem 
Finder ſelbſt melde. Ä 

§. 39. Doch muß der Finder, nach Ablauf des 
Termins, die gehoͤrig geſchehene Bekanntmachung 
dem Richter nachweiſen. 

§. 40. Sind Vermuthungen vorhanden, daß 
ein ſremder Reiſender, oder ſonſt ein Abweſender 
die Sache verloren haben koͤnnte, fo ſind die geſetz⸗ 
mäßigen Friſten zur Anmeldung zu verdoppeln. 

% 41. Die Zahl der Bekanntmachungen darf 
zwar alsdann nicht verdoppelt werden; doch muß in 
Fällen, wo, nach Verhaͤltniß des Werthes, die Ein⸗ 
ruͤckung in die Zeitungen erforderlich iſt, dieſelbe, 
außer der einländifchen, eben ſo oft in einer aus⸗ 
waͤrtigen Zeitung erfolgen. 

$. 42, Dazu muß die Zeitung einer andern 
Koͤniglichen Provinz, oder eine fremde gewaͤhlt wer⸗ 
den, ſo wie es nach den über die Perſon des Ver⸗ 
lierers vorhandenen Vermurhungen em wahrſchein⸗ 
lichſten it, daß die Nachricht zu feiner Wiſſenſchaft 
gelangen werde. 

9 43. 
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§. 43. Hat ſich der Verlierer weder vor, noch Zaſchlas 
in dem beſtimmten Termin gemeldet, ſo muß der Deen 
Richter mit dem Zuſchlage der Sache verfahren. Sache, 

§. 44. Dieſer Zuschlag geſchiehk an den Finder geh, oe 
allein, wenn die Sache nur Hundert Thaler oder ſich nicht 
weniger am Werthe betraͤge. 5 9 

§. 45. Bey Sachen von hoͤherem Werthe ge⸗ Finder, 
ſchieht der Zuschlag an den Finder und an die Ar- „AD. 
mencaſſe des Orts. > 5:3, mencafe, 

§. 46. Der Finder erhält alsdann den Werth 
von Hundert Thalern zum Voraus, und von dem 
Ueberreſte des Werthes die eine, die Armencaſſe aber 
die andere Hälfte: 5 15 

H. 47. Vor der Theilung muͤſſen die auf die 
Sache und, das Aufgebot verwendete Koſten vom 
Ganzen abgezogen werden. 8 50 

§. 48. Sind an einem Orte mehrere oͤffent⸗ 
liche Armencaſſen, fo entſcheidet der Bezirk, wo die 
Sache gefunden worden; und wenn diefer nicht 
entſcheiden kann, die perfönliche Eigenſchaft des 
Finders. : 

§. 49. Durch den Zuſchlag erlangen der Finder Wirkung 
und die Armencaſſe das Eigenthum der Sache. He 

$. 56. Hat jedoch der Verlierer feinen Verluſt, * 
mit einer deutlichen Beſchreibung der Sache, noch 
vor erfolgtem Zuſchlage, öffentlich bekannt gemacht, 
ſo darf kein Richter derjenigen Provinz, in deren 
Zeitung dieſe Bekanntmachung geſchehen iſt, mit dem 
Zuſchlage einer folchen verlornen Sache verfahren. 

H. 51. Vielmehr muß er von Amtswegen, fo 
viel an ihm iſt, dafür ſorgen, daß dia Sache dem 
Verlierer wieder zugeſtellt werde. 

$ 32. Hat der Riehter den Zuſchlag dennoch 
vorgenommen, ſo geht das Eigenthum der Sache 
75 den Finder, und die Armencaſſe dadurch nicht 
über, 


m. 


§. 53 
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4 E 5.53. Können jedoch dieſe nicht uͤberführt wer⸗ 
den, von der Anzeige des Verlierers Kenntniß er⸗ 
halten zu haben, fo erlangen fie durch den richter⸗ 
lichen Zuſchlag die Rechte eines vollſtaͤndigen redli⸗ 
„ chen Beſitzers, 
N §. 54. Der Richter aber ſoll, wenn er die 
f Vorſchrift §. 50. 5. vorſaͤtzlich, oder aus grobem 
Verſehen, uͤbertreten, oder vernachläßige hat, ernſt⸗ 
lich dafuͤr beſtraft werden. . 
g. 55. Außer dem $ 32. beſtimmten Falle iſt 
| gegen den richterlichen Zuſchlag keine Wiedereinſe⸗ 
ö hung in den vorigen Stand zulaͤßig. 
I; 8. 56. Betraͤgt jedoch die verlorne Sache Ein⸗ 
| bundert Thaler oder mehr am Werth, und der 
Verſterer kann nachweiſen, daß er ohne alles fein 
Verſchulden von dem ergangenen Aufgebote Wiſ⸗ 
ſenſchaft zu erhalten, und die H. 50. angegebene 
Vorſicht zu brauchen verhindert. worden; ſo kann 
er fih an den Finder und die Armencaſſe in fo 
weit halten, als dieſelben in dem Beſitze eines Vor 
theiſs aus dem Zuſchlage ſich alsdann noch wirklich 
befinden. 
| Was ech ..$. 57. Meldet ſich vor dem Zuſchlage Jemand, 
is welcher die Sache, als von ihm verloren, in An⸗ 
Vierer fich ſpruch nimmt, ſo muß er nachweiſen, daß er die⸗ 
meldet. ſelbe vorher beſeſſen habe. 
8. 58. Iſt die Sache ſo beſchaffen, daß fie, 
ihrer Natur nach, von andern gleicher Art nicht 
4 unterſchieden werden kann, ſo muß der Auſprechende 
beſonders nachweifen, daß die aufgebotene Sache 
eben dieſelbe ſey, welche er verloren hat. 
§. 59. Der Finder muß auch dem vorigen blo⸗ 
ßen Inhaber die Sache verabfolgen. 
§. 60. Eutſtehen erhebliche Zweifel: ob der 


Verlierer ein redlicher Beſißer oder Inhaber der 
Sache 
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Sache geweſen ſey, ſo muß dieſe, bis zu nähe 
rer Ausmittelung, in gerichtlicher Gewahrſam 
bleiben. 1 27 
$. 61. Der Verlierer muß in allen Fällen die pal ber 
auf die gefundene Sache und deren Aufgebot ver dender 
wendeten Koſten, jedoch nach Abzug der davon et⸗zu leisten 
wa gefallenen Nutzungen, erſetzen. habe. 

§. 62. Außerdem muß er dem Finder den 
zehnten Theil des Werths der Sache, welcher nach 
Abzug der Koſten übrig bleibt, auf fein Verlangen, 
als eine Belohnung, entrichten. 

$. 63. Ueberſteigt der Werth die Summe von 
Fuͤnfhundert Thalern, fo muß der Finder außer dem 
zehnten Theil dieſer Summe, mit Einem Prozent 
von dem Ueberſchuſſe des Werths ſich begnügen. 

§. 64. Wird der ganze Werth durch die Ko⸗ 
ſten erſchoͤpft, ſo kann der Finder keine Belohnung 
fordern. N 
§. 65. Wegen Ausmittelung des Werths, zum 
Behuf der veftzufegenden Belohnung, ſoll es bey 
der Würdigung eines von dem Richter zu ernennen⸗ 
den Sachverſtaͤndigen lediglich fein Bewenden haben. 

$. 66. Wenn zahmes Vieh ausreißt, oder ſich 
verläuft, fo kann der Finder, außer der ihm wegen 
der Futterungskoſten und ſonſtiger Auslagen etwa zu⸗ 
kommenden Entſchadigung, nur ſo viel zur Beloh⸗ 
nung fordern, als das Pfandgeld, wenn dergleichen 
Vieh wäre gepfaͤndet worden, betragen haͤtte. . 

$. 67. Wenn mehrere bey einem Funde gegen Von mehr 
wärtig geweſen ſind, ſo muß, im Falle eines dar⸗dern. Str 
über. entſtehenden Streites, die Perſon des eigentli · 
chen Finders, nach den §. 9 — 13, beſtimmten 
Grundſaͤtzen ausgemittelt werden. ; 

0 68. Bleibr, nach dieſen Grundſaͤtzen, die 
Perſon des eigentlichen Finders noch zweifelhaft; fo 

Allgem. Landr. I, Band, N kom⸗ 
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kommen die Rechte des Finders allen denjenigen 
zu, welche, die Sache in Beſitz zu nehmen, ſich zu 
gleicher Zeit beſtrebt haben. 
§. 69. Haben Mehrere den Beſitz der gefun⸗ 
denen Sache zugleich ergriffen, oder muͤſſen Meh⸗ 
rere, weil die Perſon des eigentlichen Finders nicht 
hinlaͤnglich ausgemittelt werden kann, daſuͤr ange⸗ 
nommen werden, fo. gebührt dennoch dieſen mehre⸗ 
ren Findern zuſammen nur eben der Antheil, und 
eben die Belohnung, welche die Geſetze dem ein⸗ 
zelnen Finder beilegen. 
a $. 70. Wer die Anzeige eines von ihm ge⸗ 
rechts, ſchehenen Funds über drey Tage verzögert, macht 
ſich der Belohnung verluſtig. 
$. 71. Wer den Fund über vier Wochen ver- 
ſchweigt, hat noch außerdem die Vermuthung, daß 
er unredlicher Beſitzer ſey, gegen ſich. 
$. 72. Wer auf außergerichtliches, von dem 
Verlierer, oder in feinem Namen, an ihn ergange- 
nes Befragen, den Fund ganz oder zum Theil ab⸗ 
leugnet, iſt ein unredlicher Beſitzer. 
§. 73. Wer auf Befragen des Richters ſich 
eines ſolchen Leugnens ſchuldig macht, iſt als ein 
Dieb zu betrachten. 


Dritter Abſchnitt, 
Von gefundenen Schaͤtzen. 


1 
So. F. 74. Unter Schätzen werden Bier alle Sa 
chen von einigem Werthe verſtanden, die über oder 
unter der Erde verborgen liegen, in fo fern der Eir 
genthuͤmer derſelben unbekannt iſt. 

§. 75. Wer einen Schatz findet, muß davon 

der Obrigkeit ſofort Anzeige machen. $ 5 
4 76. 
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§. 75. Wegen Aufbewahrung des gefundenen 
Schaßes, Ausforſchung des Eigenrhuͤmers, und 
oͤffentſicher Vorladung deſſelben, muß eben ſo, 
wie bey gefundenen Sachen verfahren werden. 
(§. 23 — 42.) 

H. 77. Meldet ſich vor dem Aufgebote Jemand 
als Eigenthümer zu dem gefundenen Schatze, oder 
als deſſen Erbe; er kann aber ſein Recht nicht bin⸗ 
nen ſechs Wochen vollſtändig nachweiſen: ſo muß 
dennoch mit der öffentlichen Vorladung verfahren 
werden. 

$. 78. Inzwiſchen bleibt dem Anſprechenden die 
weitere Ausführung feines Rechts, auch während des 
Aufgebotes, vorbehalten. \ 

$. 79. Es bedarf keines Aufgebotes, wenn aus 
der Beſchaffenheit des entdeckten Schatzes ſelbſt ſich er⸗ 
giebt, daß derſelbe ſchon ſeit Einem oder mehreren Jahr⸗ 
hunderten verborgen geweſen ſey. y 

$. 80. Doch muß der Richter die Umſtände, 
woraus dieſes erhellen ſoll, jedesmal genau prüfen, 
und wenn es ein Unterrichter iſt, von dem Landes⸗ 
Juſtizcollegio der Provinz Vorbeſcheidung: ob mit 
dem Aufgebote verfahren werden ſoll, oder nicht, 
einholen. ; 

$. 81. Iſt der Eigenthüner des Schatzes nicheehte bes 
ausjumitteln, ſo gehort der Schatz, in fo fernſid dere, 
derfelbe aus Sachen beſtehr, die vom gemeinen, N 
Verkehre nicht ausgenommen ſind, demjenigen, desen 
welcher ihn auf ſeinem eigenen Grunde gefundene che 
at. unden 

$. 82. Hat Jemand einen Schatz auf feemdenworden. 
Grunde, jedoch ohne beſonderes Nachſuchen gefunden, 
fo gebuͤhret die eine Halfte dem Finder, und die andere 
dem Eigenthümer des Grundes. 


Na 9,83. 


Rechte 


mehrerer 
Miteigen⸗ 
thumer 
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§. 83. Ein Gleiches findet Statt, wenn Geſin⸗ 
de oder Arbeitsleute, bey ihren gewöhnlichen Verrich⸗ 
tungen, einen Schatz entdecken. 

H. 84. Ferner alsdann, wenn Jemand, mit 
Bewilligung des Eigenthuͤmers, auf fremdem Grunde 
nach einem Schatz geſucht, und dergleichen wirklich 
entdeckt hat; in ſo fern nicht durch beſondere Verabre⸗ 
dungen unter den Parteien, wegen der Belohnung des 
Finders, ein Anderes beſtimmt iſt. 

§. 85. Wer aber ohne Bewilligung des Eis 
genthuͤmers auf fremdem Grunde Schätze ſucht 
und findet, kann keine Belohnung fordern, ſondern 
die ihm ſonſt gebührende Hälfte, fällt dem Fiskus 
anheim. 

§. 86. Wer zur Nachſuchung von Schaͤtzen 
vermeintlicher Zaubermittel, durch Geiſterbaunen, 
Citiren der Verſtorbenen, oder anderer dergleichen 
Gaukeleien, es ſey aus Betrug oder Aberglauben, 
ſich bedient; der verliere, außer der ſonſt ſchon ver» 
wirkten Strafe, fein Anrecht auf einen etwa zufäl⸗ 
liger Weiſe wirklich gefundenen Schatz. (Th. 2. 
Tit. 20. Abſchn. 5.) 

$. 87. Wer bey Nachſuchung eines Schatzes 
Polizeigeſetzen, welche zur Verhütung von Feuers⸗ 
brünften, oder andern gemeinen Beſchaͤdigungen gege⸗ 
ben ſind, entgegen handelt, der wird dadurch ſeines 
Anrechts auf den Schatz ebenfalls verluſtig. 

$. 88. In beiden Faͤllen (§. 86. 87.) tritt der 
Fiskus an die Stelle des Uebertreters. 

$. 89. Der Eigenthuͤmer ſowohl als der Fis⸗ 
kus haben das Recht, von dem Finder, nach be⸗ 
wandten Umſtaͤnden, die eidliche Angabe feines Funds 
zu fordern. 

$. 90. Mehrere Miteigenthuͤmer eines Grund⸗ 
ſtuͤcks, auf welchem ein Schatz gefunden worden, 


unde ran N 4 
wächberen nehmen an ben obbeſtimmten Rechten des Eigenchü 


mers 
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mers, nach dem Verhaͤſtniſſe ihres Rechts auf das 
Grundſtuͤck ſelbſt, Antheil. £ 

9. 91. Wird ein Schatz auf der Graͤnze gefun⸗ 
den, ſo wird das Eigenthum deſſelben zwiſchen den 
Gränznachbaren gleich getheilt. 

§. 92. Es mache dabey keinen Unterſchied, 
wenn auch der Schatz nicht gerade in der Mitte geſun⸗ 
den waͤre, ſondern den Grund eines oder des andern 
Nachbars mehr oder weniger berührt hatte. 


§. 93. Iſt einer der Miteigenthuͤmer oder Graͤnz⸗ 
nachbaren zugleich der Finder, fo gebühren ihm noch 
außerdem, auf die Antheile der uͤbrigen Intereſſenten, 
die Rechte des Finders. 

§. 94. Das Recht des Eigenthuͤmers auf einengrechte in 
Schatz kommt dem nutzbaren Eigenthuͤmer lalleindeg Sg, 
zu, und derjenige, welchem bloß ein Antheil an dertzes bey ge 
Proprietät zuſteht, kann darauf keinen Anſpruchtzeiltem 


machen. 3 Base 
$. 95. Auch der Fideicommiß⸗Beſitzer und Erb⸗ Edenh 


zinsmann haben die Rechte des Eigenthümers an ei⸗ e 


nem Schate, welcher auf dem von ihnen ſolcherge⸗ 
ſtalt beſeſſenen Grundſtͤcke gefunden worden. 


$. 96. Der auf einem Lehn⸗, Fideicommiß⸗ 
oder Erbzinsgute gefundene Schatz wird das freie Eis 
genthum des Beſitzers. 

H. 97. Der bloße Nieß braucher, ingleichen der 
Erbpächter, hat an einem ſolchen Schatze keinen 
Antheil. 

§. 98. Der, welchem bloß das Eigenthum einer 
Oberflache oder eines darauf errichteten Gebandee, 
nicht aber des Grundes und Bodens zukommt, kann 
nur an einem uͤber der Erde gefundenen Schatze der 
Rechte des Eigenthuͤmers ſich anmaßen. 

§. 99. So lange ein verkauftes Grundſtuͤck 
dem Käufer noch nicht übergeben iſt, hat der ve 

aͤu⸗ 
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käufer das Recht des Eigenthümers auf einen in der 
Zwiſchenzeit entdeckten Schaß. 

H. 100. Iſt jedoch die Gefahr der Sache auf 
den Käufer bereits übergegangen, fo gebührt ihm auch 
der Nutzen von einem ſolchen Schatze. 

K. 107, Hat der Käufer von dem auf dem 
Grundſtücke verborgenen Schage Wiſſenſchaft gehabt, 
und es dem Verkaͤufer nicht angezeigt, fo kann er in 
der Folge blos als Finder angeſehen werden. 
§. 102. Wer bey einem auf fremden Grunde 


eſetze vernachlaͤßi die Anzeige binnen vier Wo⸗ 
nchen zu thun unterlaßt; oder gar den Fund ableugnet; 
118 gegen den gilt alles das, was in gleichem Falle 
gegen den Finder verlorner Sachen verordnet iſt. 
(9: 70 73. 

H. 103. Wer aber in Anſehung eines auf eiger 
nem Grunde und Boden gefundenen Schatzes einer 
gleichen Vernachlaßigung der geſetzliehen Vorſchriften 
ſich ſchudig macht; der ſoll dafur, nach Verhältniß 
der Umſtände, der Beträchtlichkeit des Schatzes, und 
feiner ſich ergebenden unerlaubten Abſicht bey der Ver⸗ 
beimlichung, mit einer Geldſtrafe bis zur Hälfte des 
Werths des daran ihm gebührenden Antheils belegt 
werden. 

$. 1og. Verborgene Sachen, deren Eigenthit- 
mer nicht zweifelhaft iſt, oder leicht entdeckt werden 
kann, koͤnnen niemals als gefundene Schaͤtze angeſe⸗ 
| 8 hen und behandelt werden. 
$. og. Iſt aber der, welcher die Sache ver⸗ 
N! borgen hatte, geſtorben; ſo kann derjenige, welcher 
4 durch ſeine Anzeige oder Entdeckung den Erben zu 

\ dem Genuſſe der Sache, den ſie ſonſt wahrſcheinlich 
haͤtten entbehren muͤſſen, verholfen hat, in fo fern 
keine beſondere Verpflichtung zur unentgeldlichen 
Vorſorge für das Beſte der Erben bey ihm obwal⸗ 

1 tet, 
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tet, die nach §. 62. lad. einem Finder ausgeſetzte 
Belohnung fordern. 

8. 106. In wie fern die unter der Erde ver⸗Von Nas 
borgenen Naturſchätze von Privatperſonen aufgefischtgu dt 
und in Beſitz genommen werden können, iſt gebdz _ 
rigen Orts beſtimmt⸗ / Tit. 16. Abſchn. 4.) Ae. 


Vierter Abſchnitt. 
Vom Thier fange. 
§. 107. Das Recht des Thierfanges erſtreckt. ) Bon 


fie» nur auf ſolche Thiere, welche noch von feinem här 
Menſchen gefangen und gebändige worden. haupt. 


§. 108. Doch ſind auch eingefangene und zahm 
gemachte Thiere, wenn ſie in ihre natuͤrliche Wild⸗ 
heit zurückgekehrt waren, ein Gegenſtand des Thier⸗ 
fanges. z 

§. 109. Thiere, welche zwar frey herumſchwei⸗ 
fen, aber an den ihnen beſtimmten Ort zuruͤckzukeh⸗ 
ren pflegen, gehören nicht zum Thierſange. 

§. 110. Sie gehoren aber dazu, fo bald fie 
die Gewohnheit, zurückzukehren, abgelegt haben. 

§. 111. Tauben, welche Jemand bäft, ohne 
ein wirkliches Recht dazu zu haben, find, wenn fie 
im Freien betroffen werden, ein Gegenſtand des 
Thierfanges. ; 

$. 112. Wer das Recht habe, Tauben zu hal⸗ 
ten, iſt in den Provinzialgeſetzen beſtimmt. 

§. 113. Wo dieſe nichts beſonderes veſtſetzen, 
ſind nur diejenigen, welche tragbare Aecker in der 
Feldftur eigenthümlich beſitzen, oder dieſelben ſtatt 
des Eigenthuͤmers benutzen, nach Verhältniß des 
Ackermaaßes, Tauben zu halten berechtigt. 

$. 114. Inſekten und andere Thiere, welche 
nach §. 107 111. ein Gegenſtand des Thierfan⸗ 
ges, und weder zur Jagd- noch zur Fiſchereigerech⸗ 

tig⸗ 
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tigkeit gefchfagen find, koͤnnen von einem Jeden einge: 
fangen werden. 

H. 115, Wer in der Abſicht, dergleichen Thiere 
zu fangen, fremden Grund und Boden ohne Vor⸗ 
wiſſen oder wider den Willen des Eigenthuͤmers betre⸗ 
ten hat, muß das Gefangene dem Eigenthuͤmer auf 
deſſelben Verlangen unentgeldlich ausliefern. 

$. 116. Hat der Eigenthümer auf feinem Grun⸗ 
de und Boden zu einem erlaubten Thierfange An⸗ 
ſtalten gemacht, ſo darf kein Anderer die daſelbſt ein: 
gefangenen Thiere, bey Strafe des Diebſtahls, weg⸗ 
nehmen. \ 
$. 117. Vogeleier und junge Voͤgel ſind, fo 
weit es die Polizeigeſetze nicht ausdrücklich verbie⸗ 
ten, ein Gegenſtand des freien Thierfanges. 


benen s. 118. Bienen auf feinem Eigenthume zu hal⸗ 
von Bienenten, iſt einem Jeden erlaubt. 


$ 119. Das Recht, Bienen in der Heide zu 
halten, ſteht nur dem Eigenthümer des Forſtes zu. 

§. 120. Dieſem kann auch der Hütungsberech⸗ 
tigte das Halten der Bienen nicht unterſagen. 

§. 121. Auf zahme Bienenſchwaͤrme hat der 
Eigenthuͤmer des Murterſtocks ein ausſchließendes 
Recht. - i 
$. 122. Er kann die ſchwaͤrmenden Bienen auch 
auf fremden Grund und Boden verfolgen und daſelbſt 
einfangen. 

$. 123. Doch muß er dem Eigenthuͤmer des 
Grundes und Bodens für alle bey ſolcher Gelegenheit 
verurſachte Beſchadigungen gerecht werden. 

$. 124. So bald der Eigenthuͤmer des ſchwaͤr⸗ 
menden Stocks die Verfolgung gänzlich aufgegeben 
hat; iſt der Eigenthuͤmer des Grundes und Bo⸗ 
dens, auf welchem der Schwarm gefunden wird, 
denſelben einzufangen berechtigt. 


§. 125. 
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§. 125. In Anſehung desjenigen, der wilde 
oder von dem Eigenthuͤmer verlaſſene Bienen auf 
fremdem Grunde und Boden einfaͤngt, findet die 
Vorſchrift F. 115. Anwendung. 

H. 126. Die Polizeiobrigkeit jedes Orts iſt ber 
rechtigt, Verfuͤgungen zu treffen, wodurch das Rau⸗ 
ben der Bienen verhindert, und diejenigen Stoͤcke, 
unter denen es eingeriſſen iſt, davon wieder ent⸗ 
woͤhnt werden. 

§. 127. Jagdbare wilde Thiere darf nur der, 3) von 
welcher die Jagdgerechtigkeit hat, unter den in dender Jasd. 
Poltzeigeſetzen des Landes vorgeſchriebenen Einſchraͤn⸗ 
kungen, ſchießen, hetzen, beizen, fangen, oder auf 
andere Art ſich zueignen. (Th. 2. Tit. 16. Abſchn. 3.) 

$. 128. Die Beſitznehmung durch die Jagd iſt 
erſt alsdann fuͤr vollendet zu achten, wenn das Thier 
todt oder lebendig in die Gewalt des Jagenden gekom⸗ 
men iſt. se 

$. 129. Ein Thier, welches bloß angeſchoſſen 
worden, oder aus dem Netze entkommen iſt, befindet 
ſich noch in ſeiner natürlichen Freiheit. a 

$. 130. Wo die Jagdfolge üblich iſt, darf ange- Don ber 
ſchoſſenes oder angehettes Wild, auch auf fremdem Zgbfolge. 
Reviere, fo lange verfolgt werden, als der Spuͤrhund 
die Farthe noch nicht verloren hat. 

$. 131. Wer die Jagdfolge ausuͤben will, muß 
nachweiſen, daß das verfolgte Wild auf ſeinem Re⸗ 
viere wirklich verwundet oder angehetzt worden. 

§. 132. Zum Beweiſe, wo das Wild ange⸗ 
ſchoſſen worden, find die auf dem Orte befindliche 
Farbe oder Haare hinreichend. h 

$. 133. Wer die Jagdfolge ausübt, muß das 
Gewehr auf feinem Reviere zuruͤcklaſſen. 

§ 134. Iſt das verfolgte Wild auf dem Jagd⸗ 
reviere eines Andern von dieſem ſchon 8 

0 
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fo muß der Verfolgende ſogleich mit eingekoppelten 
Hunden zuruͤckkehren. 

H. 135. Ein Gleiches muß geſchehen, fo bald 
die Hunde die Spur des verfolgten Wildes verlaſſen. 

§. 136. Das bey Ausübung der Jagdfolge ge⸗ 
faͤllte oder gefangene Wild darf nur in Gegenwart 
des Jagdberechtigten des Ortes, oder herbeigerufener 
unparcheliſcher Zeugen, aus dem fremden Reviere 
weggebracht werden: 

H. 137. Unter obigen Einſchränkungen ($. 131. 
fgg-) wird im zweifelhaften Falle vermuthet, daß 
die Jagdfolge uͤblich ſey. 

. 138. Wer die Jagdfolge ausübt, haftet für 
allen Schaden, welcher dadurch auf fremden Saat ⸗ 
feldern und Wieſen angerichtet worden. 

$. 139. Iſt angeſchoſſenes Wild entkommen, 
oder hat ſonſt die Jagdfolge nicht Statt gefunden; 
ſo iſt d gende ſchuldig, dem Inhaber desjenigen 
angränz Reviers, wohin das Wild auf der 
Flucht ſich gewendet hat, von dem Anſchuſſe binnen 
vier und zwanzig Stunden, bey Einem bis Fünf 
Thalern Strafe, Nachricht zu geben. 

§. 140. Doch verſteht ſich dieſes nur vom an⸗ 
geſchoſſenen hohen Wilde, und die Anzeige geſchieht 
auf Koſten des Berechtigten. 

Vom H. 141. Durch Klappern, aufgeſtellte Schreck⸗ 
Be bilder, oder ſogenannte Scheuſale, durch Zäune und 
deſſen Ver⸗durch kleine oder gemeine Haushunde, kann jeder 
buͤtung. das Wild von feinen Beſitzungen abhalten. 

$. 142. Doch müffen die Zäune, den Polizei⸗ 
geſetzen gemäß, dergeſtalt eingerichtet ſeyn, daß fie 
nicht zur Befchädigung des Wildes gereichen. 

§. 143. Auch darf Niemand, unter dem Vor⸗ 
wande, das Wild dadurch abzuhalten, gemeine 
Hunde ungeknüͤppelt herumlauſen laſſen. 


H. 144. 


1 


Von Erwerbung des Eigenthums. 203 


$. 144. Wer hohes Wild auf ſeinem Reviere 
in ungewöhnlicher Menge hegen will, iſt ſchuldig / 
ſolche Veranſtaltungen zu treffen, daß die angraͤn⸗ 
zenden bebaueten Ländereien gegen die Beſchaͤdigun⸗ 
gen deſſelben geſichert werden. ß 

§. 145. Sind keine andere Mitkel zur Abwen⸗ 
dung ſolcher Beſchaͤdi ungen vorhanden, fo konnen 
die Beſitzer der angraͤnzenden Ländereien darauf ans 
tragen, daß der Jagdberechtigte auf feine Koſten tuͤch⸗ 
tige Wildzäune anlege und unterhalte. 

§. 146. Macht ſich der Jagdberechtigte in Ans 
legung oder Unterhaltung ſolcher Veranſtaltungen 
einer Nachläßigkeit ſchuldig, fo haftet er Fin allen 
durch das Wild in der Nachbarſchaft verurſachten 
Schaden. a 

$. 147. So lange der Jagdberechtigte ſich eines 
Mißbrauchs in Hegung des Wildes nicht ſchuldig 
macht, find die Beſitzer der angraͤnzenden Ländereien 
ſchuldig und befugt, die nach den Jagd⸗ und Forſt⸗ 
ordnungen der Provinz zulaßigen Mittel zur Abwen⸗ 
dung des Wildſchadens ſelbſt vorzukehren. 

g. 148. Wie die Anmaßungen eines unbefug⸗ 
ten Jagdrechts, und die Störungen oder Beeinträͤch⸗ 
tigungen fremder Jagdgerechtigkeiten zu verhuͤten und 
zu beſtrafen, iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. 
Tit. 20. Abſchn. 6.) 2 

$. 149, Das Wild, welches ſich in Gärten Falle mo 
Höfe, oder andere an die Woyngebaͤude ſtoßendeguch dünne 
geſchloſſene Plätze eingedrungen hat, kann ein Jederzeaſpgte 
fangen oder toͤdten. 2 gefangen 

$. 150. Er darf ſich aber dazu keines Schieß an werden 
gewehrs bedienen, und muß das gefangene oder er kann. e 
legte Wild dem Jagdberechtigten abliefern. 

$. 151. Der Jagdberechtigte hingegen iſt ſchul⸗ 
dig, das gewoͤhnliche Schießgeld dafur zu bezahlen; 
oder muß, wenn er dieſes nicht will, das Wild 

dem, 
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dem, welcher es gefangen oder erlegt hat, uͤber⸗ 
laſſen. N 
§. 152: Wo ſich Wölfe aufhalten, mag jeder 
Grundbeſitzer an abgelegenen Orten Wolfsgruben 
anlegen. ; 

$. 153. Damit aber Niemand dadurch Schaden 
leide, muͤſſen dergleichen Gruben gegen Menſchen und 
Vieh tuͤchtig umrückt werden. 

H. 154. Hat ſich anderes jagdbares Wild in 
dieſen Gruben gefangen, ſo muß daſſelbe ſofort 
wieder in Freiheit geſetzt oder dem Jagdberechtig⸗ 
ten gegen Erlegung des Schußgeldes ausgeliefert 
werden. 

H. 155. Wird Jemand von wilden Thieren an⸗ 
gefallen, ſo ſind ihm, zur Vertheidigung ſeines Lebens 
und ſeiner Geſundheit, alle Mittel, dieſelben von ſich 
abzuhalten oder zu toͤdten, erlaubt. 

§. 156. Wilde oder andere reißende Thiere blei⸗ 
ben demjenigen, welche ſie bey ſolcher Gelegenheit ge⸗ 
fangen oder getoͤdtet hat, eigen. 

H. 157. Sind aber Hirſche, Schweine oder an⸗ 
deres dergleichen Wild, bey ſolchen Gelegenheiten ger 
fangen und getöͤdtet worden, fo muͤſſen fie dem Jagd⸗ 
berechtigten, gegen Erſatz des Schußgeldes ausgelie⸗ 
fert werden. 


Von zaad⸗ §. 158. Die Jagdgerechtigkeie auf fremdem 


gerechtig⸗ 
keiten auf 


Grunde und Boden, oder auf dem Jagdreviere eines 


fremden Andern, iſt nach den Geſetzen von Dienſtbarkeiten zu 


Revieren. 


Von der 
Mitiagd. 


beurtheilen. (Tit. 22.) ; 

§. 159, Wer in demſelben Reviere mit Andern 
zu jagen berechtigt iſt, darf ſein Recht nur in eigener 
Perſon oder durch feine Jager ausüben. 
9. 160. Doch kann dem Pächter eines ganzen 
Gutes auch die Ausübung der dem Gute zukommen⸗ 
den Mitjagd zugleich überlaſſen werden. 


9.161. 
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$. 167. Ein nur zur Mitjagd Berechtigter darf 
zur Ausübung derſelben nicht mehr Jaͤger annehmen, 
als bisher gewohnlich gehalten worden. 

§. 162. Wenn gleich bey Guͤtertheilungen den 
Beſitzern der getheilten Guͤter die Mitjagd vorbe⸗ 
halten wird, ſo durfen doch dieſelben zuſammen nur 
fo viel Jaͤger halten, als vor der Theilung geweſen 
ſind. 

9. 163. Iſt vor der Theilung nur Ein Jaͤger ge⸗ 
halten worden, fo koͤnnen die zur Mitjagd Berechtig⸗ 
ten dieſelbe zwar jeder für feine Perſon, übrigens aber 
nur durch Einen Geſammtſchuͤtzen ausüben. 

§. 164. Wer die Erlaubniß zur Jagd von eis 
nem Jagdberechtigten nur für ſich ſelbſt erhalten hat, 
darf dieſelbe keinem Andern übertragen, 

$. 165. Dey der Koppel⸗ und Geſammtjagd Eh, dr 
zwar das Recht zu jagen, nicht aber das gefällte Wild, 2 
gemeinfchaftlich. 

8. 166. In der Regel kann der, welcher die 
Koppel⸗, Geſammt⸗, Mit⸗ oder Beiſagd bat, die⸗ 
ſelbe auch ohne Vorwiſſen feiner Mitintereſſenten aus⸗ 
uͤben. 

$. 167. Hingegen muß, in dergleichen Falle, 
das Vorhaben, ein Klopf⸗ oder Treibejagen zu hal⸗ 
ten, dem Mitberechtigten drey Tage vorher bekannt 
gemacht werden. f 

$ 168. Dieſem ſteht alsdann frey, mit dem 
Andern gemeine Sache zu machen. | 

§. 169. Wer nur mit der niedern oder mittlern 
Jagd beliehen ift, darf, ohne Erlaubniß deffen, wel⸗ 
chem auf demſelben Reviere die hohe Jagd zuſteht, 
kein Klopf⸗ oder Treibejagen vornehmen. 

$. 176 So weit Jemand mit der Fiſchereige d ge 
rechtigkeit in Strömen, Seen und andern Gewaͤſſernrey, Ger 
verſehen iſt, ſo weit hat er ein ausſchließendes Nee 

ib 
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ſich alle in dieſen Waͤſſern lebende Thiere zuzueig 
nen. (Th. 2. Tit. 15. Abſchn. 2.) 5 

$. 171. Der Fang ſolcher Thiere, die zugleich 
im Waſſer und auf dem Lande leben, (der Amphi⸗ 
bien), gehoͤrt zur Jagd, wenn er mit Schießgewehr, 
Fallen oder Schlageiſen geſchieht. N 

$. 172. Der Fang der Fiſchottern und Biber 
gehoͤrt allemal zur Jagd. 

$. 173. Waſſervoͤgel find nur ein Gegenſtand 
des Jagdrechts. 

$. 174. In ſo fern jedoch jagdbare Zugvögel, 
außer der Hegezeit, mit Fiſchernetzen unter dem Waſ⸗ 
fer gefangen werden konnen, iſt ſolches dem Fiſche⸗ 


reiberechtigten erlaubt. 
§. 175, Alle andere Waſſerthiere und Amphi⸗ 


bien, welche mit Fiſchernetzen, Angeln, oder mit 
der Hand im Waſſer gefangen werden, gehören 
dem Fiſchereiberechtigten. 

176: Teiche, Haͤlter, Seen, und andere ges 


Se 
ae ſchloſſene Gewäſſer, welche ſich nicht über die Gränze 


ſchloſſenen 8 4 
und unge,des Grundſtücks erſtrecken, in welchem fie liegen, 


Goten ſind in der Regel als das Eigenthum des Grund⸗ 


Gewaͤſ⸗ 
ſern. 


herrn anzuſehen. 
N. 177. Die Fiſche in ſolchen Privargemäffern 

gehören alſo auch dem Eigenthumer des Grundſtucks. 

§. 178. Wenn Fiſche, die in ſolchen Gemwäffern 
gehegt werden, bey großem Waſſer oder bey einem 
Durchbruche des Dammes austreten; ſo koͤnnen ſie 
von dem Eigenthuͤmer auch auf fremden Grunde wies 
der eingefangen werden. 

$. 179. Bis in Flüͤſſe oder Stroͤme hingegen, 
oder in andere Gewaͤſſer, worin ein Dritter das 
Recht zu fiſchen hat, finder die Verfolgung nur in 
ſo weit Statt, als der Eigenthuͤmer ſichere Merkmale 


anzugeben vermag, wodurch ſeine ausgetretenen Fiſche 
von 


r 
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von denjenigen, die in dem andern Gewäſſer befind- 
lich ſind, ſich hinlänglich unterſcheiden. 

$. 180. Wenn Fluͤſſe, Bache oder andere un⸗ 
eingeſchloſſene Gewaͤſſer austreten, ſo kann der, wel⸗ 
cher darin zu fiſchen berechtiget iſt, die ausgetrete⸗ 
nen Fiſche in der Regel nicht verfolgen. 

$. 181. Vielmehr gehören dieſe demjenigen, 
„ Grunde das ausgetretene Waſſer ſtehen 

leibt. 

§. 182. Bleiben die Fiſche, nach abgelaufenem 
Waſſer, in Lachen zuruck, die Jemand zu befifchen 
das Recht hat, ſo kann dieſer auch ſolche Fiſche ſich 
zueignen. 

§. 183. Es darf aber Niemand die Fiſche durch 
Netze, Zaͤune, Daͤmme oder andere Wehrungen, 
an der Ruͤckkehr in den Strom verhindern. 

$. 184. Jeder Eigenthuͤmer mag auf ſeinem polige 
Grunde und Boden, unter Beobachtung der Lan⸗ Acala 
des⸗ Polizeigefege, Fiſchteiche anlegen. der File: 

§. 185. Die Fiſcherey in Teichen und einge⸗ ed. 
ſchloſſenen Privatgewaͤſſern, iſt jeder Eigenthuͤmer 
nach eigenem Gutbefinden auszuüben berechtigt. 

H. 1896. Ju offentlichen aber, fo wie in nichts 
eingeſchloſſenen Privatgewaͤſſern, müffen, bey Aus⸗ 
uͤbung derſelben, die Vorſchriften der Polizeigeſetze 
wegen der Laichzeit, des verbotenen Fiſcherzeuges, 
und was ſonſt darin zur Verhuͤtung des Ruins der 
Fiſcherey verordnet iſt, genau befolgt werden. 

$. 187. Auch in Privatflüſſen, worin mehrere 
die Fiſchereigerechtigkeit haben, darf Niemand, der 
nicht ein beſonderes Recht dazu erworben hat, durch 
Verſegung des Fluſſes ober ⸗ oder unterhalb, den 
freien Gang der Fifche hindern. 

$. 188. Auf öffentlichen Gewaͤſſern ſoll Nie⸗ 
aer zum Nachtheile der Fiſchereiberechtigten Enten 

alten. 8 


$. 189. 
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§. 189. Enten, welche die Beſitzer der an Pri⸗ 
vatfluͤſſe und Teiche ſtoßenden Grundſtucke ohne aus⸗ 
druͤckliche Erlaubniß des Fiſchereiberechtigten halten, 
iſt dieſer, wenn ſie auf dem Waſſer betroffen werden, 
zu pfänden oder zu toͤdten wohl befugt. 

H. 190. Wer ohne Recht oder Erlaubniß fiſcht 
und krebſt, verliert, außer dem, was er gefangen hat, 
auch die bey ſich habenden Netze und Fiſchergeräthe. 
(Th. 2. Tit. 20. Abfchn, 13.) 


Schraufen F. 191. Wer bloß die Fiſchereigerechtigkeit hat, 


der Fiſche⸗ 
reigerech / 


tigkeit. 


Von der 


darf ſich deswegen in dem Strome oder Gewaͤſſer 
anderer Rechte des Grundeigenthuͤmers nicht an⸗ 
maßen. 

§. 192. Werden alſo bey Gelegenheit des Fiſch⸗ 
fanges andere Sachen gefunden und entdeckt, fo gel⸗ 
ten in Anſehung derſelben die Vorſchriften des zweiten 
und dritten Abſchnittes. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der Beute 


8, 193. Das Recht, im Kriege Beute zu mas 


Nerfampgchen, kann nur mit Genehmigung des Staats erlangt 


werden. 

§. 194. Wem der Staat dieſes Recht ertheilt 
bat, der erwirbt durch die bloße Beſitzergreifung das 
Eigenchum der erbeuteten Sache. 

§. 195. Wer Kriege» oder Mundvorräthe er⸗ 
beutet, der muß dieſelben zum Gebrauche des Staats 
abliefern. 

$. 196. Alle andere Sachen, welche bey dem 
feindlichen Kriegesheere, oder bey den unter den Waf⸗ 
fen befindlichen Feinden, ingleichen bey feindlichen 
Marketendern und Lieferanten angetroffen werden, 
ſind als Beute zu betrachten. ; 

9.197. 
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$. 197. Das Eigenthum feindlicher Untertha⸗ 
nen, die weder zur Armee gehoͤren, noch derſelben 
folgen, kann nur zur Beute gemacht werden, wenn 
der Befehlshaber der Truppen die ausdrückliche Er⸗ 
laubniß gegeben hat. 

§. 198. Unbewegliches Eigenthum iſt niemals 
ein Gegenſtand der Beute. 

$. 199. Bewegliche Sachen, die der Feind 
weggenommen und veräußert hat, kann der vorige 
Eigenthuͤmer gegen Erſtattung desjenigen, was da⸗ 
für gezahlt worden, zurückfordern. 

§. 209. Hat der Feind die erbeutete Sache 
verſchenkt, ſo muß der Beſitzer dieſelbe dem vorigen 
Eigenthumer unentgeldlich zurückgeben. 

H. 201, Die Beute iſt erſt alsdann für erobert 
zu achten, wenn ſie von den Truppen, welche ſie 
gemacht haben, bis in ihr Lager, Nachtquartier, 

ober ſonſt in völlige Sicherheit gebracht worden. 
$. 202. So lange der Feind noch verfolgt 
wird, bleibt dem vorigen Eigenthümer der ihm wie⸗ 
der abgenommenen Sachen ſein Recht darauf vor⸗ 
behalten. j 

9.203. Den Truppen, welche dem Feinde die 
Beute wieder abnehmen, ſoll von dem Kriegsgericht 
eine nach den Umſtanden billig gefundene Beloh⸗ 
nung, welche die Eigenchuͤmer bey der Zurücknahme 
entrichten muͤſſen, ausgeſetzt werden. 

§. 204. In fo fern zu dergleichen wiederer⸗ 
oberten Beute kein Eigenthümer ſich meldet, verbleibt 
dieſelbe den Truppen, die ſie dem Feinde wieder ab⸗ 
genommen haben, a - f 

8. 205. Privatperſonen, welche Kaperſchiſfe Pon ber 
auszurüſten Vorhabens find, muͤſſen zu dieſem Be⸗ Raabe 
hufe ſich Kaperbrieſe ertheilen laſſe. heit. 

H. 208. Wer ohtie dieſe auf Kaperey ausgeht, 
wird als ein Seeräuber angefebem e a 

Allgem. Lande: I. Band. O $. 209, 
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$. 207. In Anſehung der Kapereien findet der 
Regel nach alles Statt, was vorſtehend vom Beu⸗ 
temachen verordnet iſt. 

§. 208. Güter und Schiffe, welche von Ka⸗ 


pern weggenommen werden, find erſt für verloren 


anzuſehen, wenn dieſelben in einem feindlichen oder 
neutralen Hafen aufgebracht worden. 

§. 209. Sind fie noch vorher durch Kaper, 
die unter dem Schutze derjenigen Macht, welcher 
der Eigenthuͤmer unterworfen iſt, oder einer mit der⸗ 
ſelben im Bunde ſtehenden Macht, Kaperey treiben, 
dem Feinde wieder abgenommen worden, ſo muͤſſen 
fie dem Eigenthuͤmer für den dritten Theil des 
Werths verabfolget werden. 

§. 210. Iſt dergleichen Beute dem Feinde von 
Kriegsſchiffen des Staats, oder deſſen Bundesge⸗ 
noſſen wieder abgenommen worden, ſo findet, zum 
Beſten der Eroberer, dasjenige Statt, was oben 
§. 205. in Anſehung der Landtruppen verordnet iſt. 


Anh. §. 7. Die Rechte und Befugniffe der Preußi⸗ 
ſchen Kaper / Schiffe ſollen nach denen jedesmal eon⸗ 
currirenden Verhaͤltniſſen, zu feiner Zelt beſtimmt 
werden. 


8. 211. Was für Sachen und Waaren durch 
Kaperey erworben werden koͤnnen, iſt nach dem 
Inhalt der Kaperbriefe, und nach den zwiſchen den 
kriegfuͤhrenden und neutralen Mächten beſtehenden 
Traktaten zu beurtheilen. 

. 212. Wo dieſe nichts beſtimmen, find alle 
Waaren und Guͤter feindlicher Unterthanen, welche 
auf feindlichen Schiffen gefunden werden, fuͤr gute 
Beute anzuſehen. 


9. 213. 
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$. 213. Dagegen foll den Unterthanen freund- 
ſchaftlicher oder neutraler Mächte ihr auf feindlichen 
Schiffen geſundenes Eigenthum nicht vorenthalten 
werden. 5 

9. 214. Auch das Eigenthum feindlicher Unter⸗ 
thanen, welches ſich auf neutralen Schiffen befindet, 
iſt frey. 

$. 215. Ein Gleiches gilt von dem Eigenthume 
feinblicher Unterthanen, welches dieſelben den Poſt⸗ 
ſchiffen und Pakethoten des gegen ihren Landesherrn 
kriegführenden Staats anvertrauet haben. 

H. 216. Alles vorſtehende (§ 213. 214. 215.) 
findet jedoch nur in ſo fern Statt, als dergleichen 
Guter und Sachen nicht unter die verbotenen Waa⸗ 
ren gehoͤren. 5 


Anh. §. 3. Bey Beſtimmung der Frage, was Contre⸗ 
baude ſey, muß auf das Rückſicht genommen werden, 
was in den $. 2034 und 2035. Th. 8. Tit. 8. als ſolche 
beſtimmt worden iſt, jedoch foll die dem gedachten §. 
angehängte Clauſel: 

„und was ſonſt durch beſondere Verträge zwiſchen 
den verſchiedenen Nationen einzunehmen verbo⸗ 


ten iſt, 
hler nicht Anwendung finden, indem ſolche bloß auf 
Verſicherungsgeſchaͤfte Beziehung hat. 


6. 217. Was verbotene Waaren find, iſt in 
der Lehre von Verſicherungen beſtimmt. (Th. 2. 
Tit. 8. Abſchn. 14.) 

$. 218. Alles, was nach einem kundbar bela⸗ 
gerten oder eingeſchloſſenen Hafen geführt wird, iſt 
als verbotene Waare zu betrachten. 


D 4 5. 219. 
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S. 219. Für eingeſchloſſen iſt ein Hafen zu ach⸗ 
ten, wenn derſelbe durch eine feindliche Landbatterie, 
oder durch Kriegesſchiffe, die vor dem Haſen ſtatio⸗ 
nirt ſind, geſperrt iſt. 


Sehfer Abſchnitt. 


0 - 

| Von der Erwerbung der An⸗ und Zuwuͤchſe. 
1 0 1 3 

1 Y Von $. 220. Nutzungen einer Sache, die nach dem 
1 Früchten. Laufe der Natur, mit oder ohne hinzukommende De 
1 arbeitung, aus ihr ſelbſt entſtehen, werden Früchte 


genannt. 
§. 221. Die Früchte einer Sache find, gleich 
bey ihrem Entſtehen, das Etgenthum desjenigen, 
welcher das Nutzungsrecht der Sache bat. 
§. 222. Vermehrungen und Verbeſſerungen 
einer Sache, die, es ſey durch Natur oder Kunſt, 
von außen ber bewirkt worden, heißen An und 
Zuwuͤchſe. 
| >) Vom $. 223. Wird durch die Gewalt des Stroms 
agesile ein Stück Landes weggerücke, und an ein fremdes 
N Ufer angelegt, oder auf daſſelbe geworfen, fo ift 
der vorige Beſttzer ein ſolches Stuck noch innerhalb 
Jahresfriſt wegzunehmen berechtigt. : \ 
H. 224. Hat der vorige Beſitzer ein Jahr, ohne 
ſein Recht geltend zu machen, verſtreichen laſſen, fo 
| iſt der Eigenthuͤmer des dadurch verbreiteten Ufers 
das angelegte Stück durch die Beſitzergreifung ſich 
! zuzueignen wohl befugt. 
| 3) Pon §. 225. Verbreitungen des Ufers durch das all 
dien , mählige Anſpülen fremder Erdtheile kommen dem⸗ 
| | jenigen zu gute, welchem das Ufer gehört. (Th. 2. 
15 Tit. 15. Abſchn. 2.) 
1 §. 226. Auch neu anwachſende Erdzungen und 


Halbinſeln, welche nach und nach entſtanden ſind, 
Ei» gebb. 


e 


gehören demjenigen, an deſſen Ufer ſich diefelben an⸗ 
geſetzt haben. ; j 

H. 227. In beiden Fällen §. 225. 226. bedarf 
es zur Erwerbung des Eigenthums weiter keiner 
Befigergreifung. ? 

$. 228. Auch wenn dergleichen Anſpülungen 
oder Erdzungen ſich, der Breite nach, in das 
Flußbette hinein, und ſelbſt bis über die Mitte 
deſſelben erſtrecken, kann dennoch der Beſitzer des 
gegenüber liegenden Ufers darauf keinen Anſpruch 
machen. 

§. 229. Wohl aber iſt er berechtiget, an ſei⸗ 
nem Ufer ſolche Veranſtaltungen zu treffen, wodurch 
die fernere Verbreitung des gegenuber liegenden Ufers 
verhindert wird. 

$. 230. Buhnen hingegen, und andere Anla⸗ 
gen, wodurch der einmal vorhandene Anwuchs der 
Gefahr, wieder weggeſpült zu werden, ausgeſetzt 
wird, darf, ohne Erlaubniß des Staats, Niemand 
anlegen. Se e 
$. 231. Dieſe Erlaubniß ſoll nur alsdann er⸗ 
theilt werden, wenn durch die entſtandene Auſpulung 
oder Erdzunge eine dem Machbar nachtheilige Ver⸗ 
änderung in dem Laufe des Fluſſes entſteht, welche 
derſelbe durch die gewohnlichen Uferbebeſtigungen 
nicht abwenden kann 8 

§. 232, Das Eigenthumsrecht des Uferbeſitzers 
über die an fein Ufer ſtoßenden Anfpülungen und 
Erdzungen erſtreckt ſich nur fo weit, als feine Graͤnze, 
der Länge nach, reicht. g n 

§. 233. Wird alſo dergleichen Anwuchs mit. 
der Zeit über ſeine Graͤnze hinaus verlängert, ſo 
iſt das über feine Graͤnze hinaus gehende Stuͤck des 
Anwuchſes, oder der Erdzunge, das Eigenthum des 
benachbarten Uferbeſitzers. 1 8 


9.234. 
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$. 234. Dieſe Vorſchrift findet auch alsdann 
Statt, wenn das über die Graͤnze des Nachbars 
hinausgehende Stuck der Erdzunge oder Halbinſel 
mit dem Ufer des Nachbars noch nicht zuſammen⸗ 

ange: 

® 5 235. Hat jedoch, in beiden Fällen, der bes 
nachbarte Uferbeſitzer geſchehen laſſen, daß der, an 
deſſen Ufer der Anwuchs oder die Erdzunge ſich 
zuerſt angeſetzt hatte, dieſelbe auch Über feine Graͤnze 
hinaus, durch drey auf einander folgende Jahre ru⸗ 
hig nutzen durfen; fo hat Letzterer das Eigenthum 
eines ſolchen Stuͤckes erworben. 

$. 236. Das einem Ukerbeſitzer einmal zugefal⸗ 
lene Eigenthum eines Anwuchſes, oder einer Halb⸗ 
inſel, geht nicht verloren, wenn auch dieſelben in 
der Folge durch das Waſſer von ſeinem Ufer abge⸗ 
trennt werden. 

$. 237. Niemand darf durch Pflanzungen, oder 
andere Waſſerbaue, das Anſpuͤlen an die Ufer eines 
öffentlichen: Fluſſes vorſaͤtzlich befördern. 

§ 238. Auch der daſelbſt wirklich angeſpuͤlte 
Grund und Boden darf durch Bepflanzungen nur in 
fo fern beveſtiget werden, als der gewöhnliche Lauf 
des Waſſers dadurch nicht gehemmt wird. 

6. 239. Dagegen iſt jeder Uferbeſitzer, das Aus⸗ 
reißen des Stroms, durch dazu dienliche Uferbeve⸗ 
ſtigungen zu verhindern, wohl befugt. ; 

H. 240. Wenn das dem Ausreißen des Stroms 
ausgeſetzte Ufer nicht anders, als durch ſolche Aula⸗ 
gen, welche zugleich das Anfpülen befoͤrdern, hin⸗ 
länglich bebeftige werden kann, fo iſt der Lferbefiger 
auch zu dieſen berechtiget. ; 

FS. 241. Es dürfen aber dergleichen Anlagen in 
offentlichen Fluͤſſen, bey entſtehendem Widerſpruche, 
nicht anders, als unter der ausdrücklichen Genehmi⸗ 

& gung 
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gung des Staats, nach vorhergegangener Unterſu⸗ 
chung ihrer Nothwendigkeit, veranſtaltet werden. 

$. 242. So lange eine Erderhoͤhung in dem . on 
Fußbette eines Strohms, bey gewöhnlichem Wa. TIt- 
ſerſtande, mit einem gemeinen Fiſchernachen tms 
1 5 werden kann, iſt fie als eine Inſel anzu 
eher. 

$ 343. Erdflecke, die erweislich fonft ein Theil 
des veſten Landes geweſen, und davon nur durch 
Einbiegungen und Umftrömungen des Fluſſes abge⸗ 
ſondert worden find, werden für Inſeln, im recht⸗ 
lichen Sinne, nicht geachtet. 

9. 244. Wo, nach den Provinzialgeſetzen, die 
Inſeln in oͤffentlichen Fluͤſſen kein Vorbehalt des 
Staats find, da haben die Beſitzer desjenigen Ufers, 
welchem fie am nächften liegen, das Recht, ſich die⸗ 
ſelben zuzueignen. R 

$. 245. Ein Gleiches gilt durchgehends von den 
in Privatfluͤſſen entſtehenden Inſeln. 

$. 246. Das Eigenthum der Inſeln aber wird 
erſt durch die wirkliche Beſiznehmung erworben. 

H. 247. Welchem von beiden gegen einander 
uͤber liegenden Ufern eine Inſel am nächſten fey, 
muß nach einer durch das Flußbette, der Länge 
nach, zu ziehenden Linie, beurtheilt werden. 

$. 248. Die Breite des Fluſſes wird dabey nach 
Linien beſtimmt, die von denjenigen Punkten bei⸗ 
derſeitiger bey gewöhnlichem Waſſerſtande fichtbarer 
ufer, welche den beiden Enden der Inſel gegenüber 

liegen, quer über den Fluß gezogen werden. 

8. 249, Diejenige der Länge nach gezogene Linie, 
welche jede dieſer beiden Querlinien in ihrer Mitte 
durchſchneidet, beſtimmt: welchem Ufer die Inſel 
am nachften liege. 5 

§. 250. Schneidet dieſe Mittellinie durch die 
Inſel ſelbſt, fo kommt das Recht, ſich die da⸗ 

durch 
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durch beſtimmfen jedem Ufer am nachſten liegen, 
den Antheile zuzueignen, den beiderſeitigen Uſerbe⸗ 
fisern zu. 

H. 51 Liegt die Inſel, ihrer Länge nach, den 
Ufern mehrerer au einander grün zender Beſctzer ge⸗ 
genüber, ſo hat ein Jeder von dieſen Beſitzern das 
Recht, ſich den ſeinem Ufer gegenüber liegenden Theil 
derſelben zuzueignen. 

H. 302. Der Antheil eines jeden dieſer liſerbe⸗ 
ſther wird durch Linien beſtimint, weſche von den 
Punkten, wo eines jeden Gränze an den Fluß 
ſtoͤßt, quer über den Fluß, gerade nach der in 
der, Mitte deſſelben angenommenen Linie gezogen 
werden. 

H. 353. Bey Beſtimmung der Rechte der Ufer⸗ 
befiger, auf eine ihren Ufern gegenüber liegende 
Inſel wird darauf: ob das Uſer mit Daminen oder 
a mit oder ohne Borland, eingeſchloſſen ſey, 
oder nicht, keine Nuckſicht genommen. 

$. 254. Wenn Jemand eine ganze Aufel, die 
mehreren Ufern gegenüber liege, oder deren uͤber 
feine Gränze hinaus gebenden *' f 
men will, fo. muß er dieſen Borfa 
barn bekannt machen, und dieſelben zur Erklarung: 
ob fie ſich ihees Rechts ebenfalls bedienen wollen, 
auffordern. 

8. 25. Weigern ſie ſich diefer Erklärung, oder 
zögern fie damit, oder auch mit der Ausübung ihres 
Rechts ſelbſt; ſo kann der, welcher die Inſel in 
Beſitz nehmen will, auf die Vermittelung des Staats 
antragen. 

§. 256, Findet der Staat, daß die Benutzung 
der Inſel dem gemeinen Weſen zutraͤglich ſey, und 
wollen, nach wiederholter Aufforderung, die übrigen 
Jutereſſenten, innerhalb einer ihnen zu beſtimmenden 
Friſt von ihrem Rechte keinen Gebrauch machen, 

ſo 
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ſo kann der Staat dem, welcher ſich zuerſt gemel- " 
det hat, auch die uͤber feine Graͤnze hinauslaufenden 
Theile der Inſel zueignen. 0 
$. 257. So weit Jemand, auch ohne derglei⸗ 
chen ausdrückliche Beſtimmung des Staats, eine 
Inſel drey Jahre hinter einander ruhig beſeſſen und 
benutzt, hat er das Eigenthum der ganzen Inſel, 
ſelbſt gegen ſolche Nachbaren, deren Ufer einem 
Theile derſelben naher liegen, durch Verjährung er⸗ 
worben. . 

§. 258. Findet der Staat noͤthig, daß Ans 
und Zuwüchſe der Ufer, oder auch der Inſeln, durch⸗ 

geſtochen oder weggeraͤumt werden, fo müſſen die 
Privatbeſitzer derſelben ſich dergleichen Verfügung zu 
allen Zeiten gefallen laſſen. 

H. 259. Geſchieht das Wegräumen oder Durch⸗ 
ſtechen in einem öffentlichen Fluſſe, zur Beförderung 
der Schiffahrt, oder zur Wiederherſtellung des or⸗ 
dentlichen Laufes des Fluſſes, fo koͤnnen die Privat- 
befißer in der Regel keine Entſchaͤdigung fordern. 

$ 250. In ſo fern jedoch eine ſoſche Alluvion 
oder Inſel ſchon ſeit Tänger als Funfzig Jahren 
beſeſſen und genutzt worden, muß der Staat den 
Eigenthümern für den durch die Wegraͤumung er⸗ 
leidenden Verluſt billige Verguͤtung leiſten. 

$. 2671. Geſchieht die Wegraͤumung in einem 
Privaefluſſe, um denſelben ſehiſfbar zu machen, fo 
muͤſſen die darunter leidenden Beſitzer der Alluvio⸗ 
nen und Inſeln von dem Staate allemal vollſtändig 
entſchädigt werden. 

K. 262. Eine gleiche Entſchaͤdigung muß den⸗ 
ſelben von den Flußnachbaren in allen "Fällen zu 
Theile werden, wenn der Staat dergleichen Durch⸗ 
ſtiche oder Wegränmungen zu ihrem Beſten und 
Vortheile auf ihren Antrag veranlaßt. 


K. 263. 
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Von zu⸗ F. 263. Soll ein Flußbette, oder anderer 
een und Graben und Canal, durch Verkrippungen oder 
verlaſſe, andere dergleichen Anſtalten verengt oder zugelandet 
beltch d“ werden, fo haben die angraͤnzenden Uferbeſizer das 
hnächſte Recht, ſich den ſolchergeſtalt gewonnenen 
Grund und Boden durch Befisnehmung zuzu⸗ 
eignen. 7 

$. 264. Wollen ſie aber von dieſem Rechte 
Gebrauch, machen, ſo muͤſſen ſie, nach Verhaͤltniß 
ihrer Antheile an dem gewonnenen Lande, zu den 
Arbeiten und Koſten der Ausführung beitragen. 

9. 265. Das Recht eines jeden Uferbeſitzers 
erſtreckt ſich in ſoſchem Falle der Länge nach ſo weit, 
als feine Graͤnze am Ufer geht, und der Breite nach 
bis zu der Mitte des vormaligen Flußbettes. 

§. 266. Dieſe Mitte wird auf die H. 248. 14. 
vorgeſchriebene Art beftimmt. . 

5. 267. Das Bette abgelaſſener Landſeen ver⸗ 
bleibt den Eigenthuͤmern des Sees, nach Verhaͤlt⸗ 
niß des jedem von ihnen an dem See ſelbſt zuge⸗ 
ſtandenen Eigenthumsrechts. 

$. 268. Sind die Eigenthumsantheile der meh⸗ 
reren Intereſſenten in dem See ſelbſt nicht beſtimmt 
geweſen, ſo wird der abgelaſſene Grund unter die 
Uferbefisee nach den F. 265. vorgeſchriebenen Grund⸗ 
ſaͤtzen vertheilt, 

$. 269. Doch muß von dieſen derjenige, wel⸗ 
cher, ohne ſelbſt Uferbeſizer zu feyn, nutzbare Rechte 
in dem See auszuüben hatte, verhaͤltnißmaͤßig ent» 
ſchädiget werden. 

g. 270. So weit die in einem Fluſſe entſte⸗ 
henden Inſeln den benachbarten Uferbefigern gehö⸗ 
ren, ſo weit gehoͤrt ihnen auch das von dem Waſſer 
verlaſſene Flußbette. 

$. 271. Doch muͤſſen diejenigen Unterthanen 
des Staats, welche durch den neuen Canal des an 

8 es 
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ſes an ihrem Eigenthume gelitten haben, vorzüglich 


aus dem verlaſſenen Flußbette oder deſſen Werthe 


entſchaͤdiget werden. 

6. 272. Uleberſtroͤmungen, welche durch die Ger 
walt des Waſſers veranlaßt worden, und nur eine 
Zeit lang dauern, wirken keine Veränderung in dem 
Eigenthume der überftrömten Grundſtüͤcke. 


$. 273. Iſt aber der ehemalige Eigenthuͤmer 


des neuen Canals bereits auf andere Ag ſchadlos 
gehalten worden, fo fällt das wieder verlaſſene 
neue Flußbette, ſo weit es nicht nach §. 271. zur 
ferneren Entſchädigung gebraucht wird, demjenigen 
zu, welcher dem Erſtern die Schadloshaltung gelei⸗ 
ſtet hat. 

H. 274. Wegen einer bloßen Schmaͤlerung oder 
Erweiterung des Flußbettes, welche durch die Natur 
ſelbſt veranlaßt worden, kann keine Verguͤtung ge⸗ 
fordert werden. 


F. 275. Das Eigenthum des Samens oder G Nom 


der Pflanzen, womit fremder Grund und Boden Pf 


beſtellt worden, fallt, ſobald erſterer ausgeſäet iſt, 
und letztere Wurzeln getrieben haben, demjenigen 
anheim, welchem das Nutzungsrecht des Bodens 
zukommt. 

$. 276. Will der Nugungsberechtigte des Bo⸗ 
dens die Früchte genießen, fo muß er dem Andern 
den Werth des Samens oder der Pflanzen, nebſt 
den Beſtellungskoſten, verguͤten. 

§. 277. Iſt die Beſtellung redlicher Weiſe ge⸗ 
ſchehen, fo müffen dem Beſtellenden alle erweislich 
verwendete Koſten erſtatttet werden. 

b. 276. Hat aber derſelbe ſich der Beſtellung 
eines fremden Ackers unredlicher Weiſe angemaßt, 
fo kann er den Erſatz der Koſten nur fo weit for⸗ 
dern, als dieſelben, nach der in jeder Provinz oder 

Gegend 


ien und 
langen. 
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Gegend gewoͤhnlichen Art des Betriebes, arb he 
lich verwendet worden. 

$. 279. Will der Mugungsberechtigte von der 
Beſtellung keine Früchte: ziehen, ſondern den Boden 
anders nutzen, ſo kann ihm dergleichen Verfügung 
nicht gewehrt werden. 

280, Alsdann kann der Sdende oder pflan⸗ 
zende bloß den Samen oder die Pflanzen, ſo weit 
es ohne eſchädigung des Grundſtückes möglich iſt, 
zuruͤcknehmen. 

H. 281. Will der Nutzungsberechtigte des Bo⸗ 
dens die Früchte des Gefäeten oder Gepflanzten dem 
Saͤenden oder Pflanzenden uͤberlaſſen, fo muß Letz⸗ 
terer dagegen dem Erſteren für die entzogene Nu⸗ 
Hung des Bodens, nach Verhältniß des Grades ſei⸗ 
ner Verſchuldung, gerecht werden. 

§. 292. Wenn das Grundſtuͤck ſelbſt von dem 
Saͤenden oder Pflanzenden redlicher Weiſe beſeſſen 
worden, ſo hat es, auch in Abfiche der erfolgten 
Beſtellung deſſelben, bey den wegen der Rechte und 
Pflichten eines redlichen Beſißzers überhaupt vor⸗ 
handenen geſetzlit Eh Beſtimmungen fein Bewenden. 
(Tit. 7, . 189. Id.) 

§. 283. Wer ſelbſt oder durch Andere auf 
feinem Grunde fremden Samen ſaͤet, oder fremde 
Pflanzen einſetzt, muß dem Eigenthümer derſelben 
allemal den hoͤchſten Preis, ſo wie er zur Zeit der, 
Bemaͤchtigung des Samens oder der Pflanzen ge⸗ 
ſtanden hae, verguͤten. 

§. 284. Hat der Eigenthuͤmer des Bodens be⸗ 
truͤglich gehandelt, ſo iſt er dem Eigenthümer des 
Sanieus oder der Pflanzen auch allen Vortheil, 
welcher demſelben bey dieſer Gelegenheit adele 
iſt, zu erſtatten verbunden. 


$. 285. 
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9. 285. Das Eigenthum eines auf der Graͤnze 2 Vom 
ſtehenden Baumes gebühret dem, auf deſſen Grunde Auen 


und Boden der Stamm aus der Erde kommt. 

§. 286. Steht der Stamm ſelbſt auf der 
Gränze, fo baben beide Nachbaren das Miteigen⸗ 
thum des Baumes. 

§. 287. Niemand iſt die unter feinem Grunde 
und Boden fortlaufenden Wurzeln, oder die über 
feine Gränze heruͤber hangenden Zweige eines frem⸗ 
den Baumes zu dulden verpflichtet. 

§. 288. Will er aber ſelbige weghauen, fo 
muß er das Holz dem Eigenthümer des Baumes 
ausliefern. 

$. 289. Duldet er hingegen dieſeſben, fo iſt 
er berechtiget, diejenigen Früchte ſich zuzueignen, 
welche der Eigenthuͤmer nicht einſammeln kann, ohne 
den Grund des Nachbars zu beruͤhren. 5 

H. 290. Dergleichen Fruͤchte darf der Eigene 
thuͤmer auch nicht mit Inſtrumenten herüber langen, 
oder durch das Herüberbeugen der Aeſte an ſich 
iehen. ) 2 
' 9. 291. Dagegen iſt der Eigenthuͤmer des Bau⸗ 
mes die guf den Grund des Nachbars hinuͤber han⸗ 
genden Zweige auf ſeinem eigenen Grunde und Bo⸗ 
den wegzuhauen wohl befugt. 

§. 232. Früchte eines an der Graͤnze ſtehenden 
Baumes, welche durch die Gewalt des Windes über 
die Graͤnze getrieben werden, iſt der Nachbar ſich 
zuzueignen berechtiget. 

6. 293. Der Baum ſelbſt aber, welcher durch 
Sturmwind ganz oder zum Theil auf den Grund 
des Andern geworfen worden, verbleibt dem vorigen 
Eigenchümer. 5 

H. 294. Auch die Früchte, welche nach erfolge 
ter Wegſchaffung an dem Baume noch beveſtiget 
ſind, gehoͤren dem Eigentpuͤmer. 


Baͤume. 


fi 


— 
$ 295. Der Eigentbümer iſt, bey Verluſt feis 
nes Rechts, ſchuldig, einen ſoſchen Baum, auf Ver⸗ 
langen des Nachbars, ohne Zeitverluſt von dem 
Grunde deſſelben wegzuſchaffen. 
$. 296. Den Schaden, welcher bey dem Weg⸗ 
ſchaffen auf dem Grunde des Nachbars angerichtet 
wird, muß der Eigenthuͤmer des Baumes allemal 
verguͤten. 3 
FS. 297. Denjenigen Schaden aber, welchen 
der Baum ſelbſt durch ſeinen Umſturz verurſacht 
hat, muß er nur in fo fern vergüten, als ihm da⸗ 
bey eine nach den Geſetzen verantwortliche Ver⸗ 
ſchuldung zur Laſt faͤllt. 
30 Von 9. 298. Har Jemand fremde Sachen, ohne 
ee Wiſſen und Willen des Eigenthuͤmers, mit der 
9 5 ſeinigen verbunden, vermengt, oder vermifcht, fo 
Va muͤſſen, auf feine Koſten, beiderley Sachen wie⸗ 
schung; derum abgeſondert, und in den vorigen Stand ge⸗ 
ingleichen fetzt werden. 
von Ber: $. 2,9. Kann die Abfonderung nicht mehr er⸗ 
arbeitung folgen, oder find fremde Materialien ohne Wiſſen 
Heat und Willen ihres Eigenthuͤmers verarbeitet worden, 
lien. ſo muß der, welcher einer ſolchen Verfugung über 
fremde Sachen betruͤglicher Weile, und in der Ab⸗ 
ſicht, feinen Vortheil mit dem Schaden eines An⸗ 
dern zu befördern, ſich angemaßt hat, das Eigen⸗ 
thum des Ganzen dem Andern überlaffen. 
§. 300. Dieſer iſt alsdann das Arbeitslohn, 
oder den Werth der dem Verfuͤgenden zugeſtande⸗ 
nen, verbundenen, vermengten, oder vermiſchten 
Sache, nur nach dem niedrigſten durch Sachver⸗ 
ſtändige beſtimmten Satze zu verguͤten ſchuldig. 
$. 301. Auch dieſe Verguͤtung wird dem Be⸗ 
truͤger, zur Strafe, durch den Fiskus entriſſen. 
. 302. Will derjenige, über deſſen Sache 
von einem Andern ſolchergeſtalt berruͤglicher Weiſe 
ver⸗ 
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verfüge worden, das daraus entftandene Ganze nicht 
behalten, fo muß ihm der Andere den höchfien 
Werth feiner Sache, ſo wie derfelbe zwiſchen dem 
Zeitpunkte der widerrechtlichen Anmaßung und der 
zugeſtellten Klage geweſen iſt, erſtatten. 

$. 303. Kann derjenige, über deſſen Sache 
ſolchergeſtalt verfuͤgt worden, noch außerdem einen 
ihm dadurch entſtandenen Schaden, oder entgange⸗ 
nen Gewinn nachweiſen; ſo muß ihm auch dieſer, 
nach den Grundfägen des Sechſten Titels, verguͤtet 
werden. 

§. 304. Hat Jemand ohne Betrug fremde 
Materialien dergeſtalt verarbeitet, daß dieſelben da⸗ 
durch ihre bisherige Form verloren, oder eine neue 
Geſtalt angenommen haben; ſo verbleibt die daraus 
entſtandene neue Sache dem Verarbeitenden. 

$. 305. Dieſer aber muß dem Eigenthuͤmer 
der Materie, nach deſſen eigener Wahl, entweder 
eben ſo viel Materialien von gleicher Art und Guͤte 
zuruͤckgeben, oder den Werth der Materialien, nach 
dem hoͤchſten Preiſe zur Zeit der Verarbeitung, er⸗ 
fegen. 

$. 306. Ueberdies muß er, nach Maaßgabe 
des Grades ſeiner Verſchuldung, dem Eigenthumer 
der Materie für den durch die eigenmächtige Ver⸗ 
arbeitung erlittenen Schaden und entgangenen Ge⸗ 
winn, gerecht werden. 

$. 307. Hat Jemand, ohne kunſt⸗ oder hand⸗ 
werksmäßige Verarbeitung, fremde Materialien mit 
den ſeinigen, jedoch nicht beträglicher Weiſe, ver⸗ 
bunden, vermengt oder vermiſcht, ſo muß unter⸗ 
ſucht werden, welchem von beiden an dem Werthe 
des nunmehrigen Ganzen, nach Verhältniß feiner 
beigetragenen Materialien, der bekrächtlichſte Antheil 
zukomme. 5 


8 $, 308. 
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§. 308. Hat der, uͤber deſſen Sache ſolcher⸗ 
geftalt ohne fein Zuthun verfügt worden, den be⸗ 
trächtlichſten Antheil, ſo ſteht ihm die Wahl rey: 
ob er das nunmehrige Ganze behalten, oder daſſelbe 
dem Andern uͤberlaſſen wolle. 

$. 309. Wählt er letzteres, fo muß ihm der 
Verfügende feine Materialien nach der Beſtimmung 
des H. 305. vergüten, und ihm noch außerdem, für 
den erlittenen Schaden und entgangenen Gewinn, 
nach Vorſchrift §. 306. gerecht werden. 

§. 310. Will er aber das Ganze behalten, fo 
muß er dem Verfuͤgenden feinen Beitrag an Ma⸗ 
terialien, nach dem zur Zeit der Verfügung geſtan⸗ 
denen gemeinen Werche, verguͤten. 

§. 311. Ueberſteigt dieſer Werth den Werth 
der Verbeſſerung, welche bey der Sache durch die 
Verfügung entſtanden iſt, ſo muß der Verfügende 
mit Vergütung der letztern ſich beguuͤgen. 

F. 312. Hat in dem H. 307. geſetzten Falle 
der Verfuͤgende den beträchtlichſten Antheil an dem 
nunmehrigen Ganzen, ſo verbleibt ihm zwar das 
Ganze; ‚ 

5. 313. Er muß aber dem Andern, über def 
„fen, Materialien er ſolehergeſtalt eigenmächtig ver⸗ 
fügt hat, nach Vorſchrift des §. 395. 36, Erſatz 
und Vergütung leiſten. } 

§. 314. Bleibt es in dem . 307. delesten 

Falle zweifelhaft, welchem von beiden Intereſſenten 
der großere Antheil an dem nunmehrigen. Ganzen 

komme, fo gebühret demjenigen, über deſſen Sache 
ſchergeſte ohne fein Zuthun verfügt worden, die 

Wahl nach den §. 308 — 31. veſtgeſetzten Beſtim⸗ 
mungen. 5 
8. 315, Hat Jemand Materialien verſchiede⸗ 
ner Eigenthuͤmer, ohne deren Zuthun, verarbeitet, 
verbunden, vermengt oder vermiſcht, ſo iſt die 

5 Frage: 
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Frage: wem das nunmehrige Ganze verbleibe, zwi⸗ 
ſchen ihm auf der einen; und den mehreren Eigenthuͤ⸗ 
mern zuſammen genommen auf der andern Seite, 
nach obigen Grundſaͤtzen H. 298 — 314. zu beſtimmen. 

$. 316. Kommt es dabey auf eine Wahl von 
Seiten diefer Eigenthuͤmer an; fo entſcheidet unter ih⸗ 
nen der Entſchluß derjenigen, welchen, zuſammen ges 
nommen, an dem Werthe der Materialien der be⸗ 
trächtlichſte Antheil zukommt. 

$. 317. Bleibt dieſes zweifelhaft, fo entſcheidet, 
unter mehreren Eigenthuͤmern, uber die von ihnen zu 
treffende Wahl, das Loos. 5 

§. 318. Behalten nach dieſen Grundſätzen die 
mehreren Eigenthuͤmer der Materialien das Eigen⸗ 
thum des nunmehrigen Ganzen, und ſind ihre Mate⸗ 
rialien gleichartig geweſen, ſo werden ſie Miteigen⸗ 
thuͤmer des Ganzen. 

$. 319. Waren die Materialien ungleichartig, 
fo hat derjenige das Vorrecht, deſſen Antheil von gröͤ⸗ 
ßerem Werthe geweſen iſt⸗ 

H. 320. War der Antheil der mehreren Intereſ⸗ 
ſenten von gleichem Werthe, ſo muß das Loos ent⸗ 
ſcheiden: wer das Ganze, gegen Abfindung der uͤbri⸗ 
gen Intereſſenten, behalten ſoll. 

$. 321. Die Abfindung wird nach Verhältniß 
des Werthes der jedem Intereſſenten gehoͤrig geweſenen 
Materialien, zu dem Werthe des daraus entſtandenen 
Ganzen, ſo wie letzterer zur Zeit der Auseinanderſe⸗ 
sung beſchaffen iſt, veſtgeſetzt. 

$. 322. Können die Intereſſenten über den 
Werth des nunmehrigen Ganzen ſich nicht vereinigen, 
fo muß derſelbe durch eine unter ihnen anzuſtellende 
Licitation beſtimmt werden. 

$. 323. Der Meiſtbietende behält alsdann das 
Ganze, und muß die übrigen nach der Beſtimmung 
des $. 321. abfinden. 

Alem. Lands, I. Band, P 8.324. 


9) Von 
Befruch⸗ 
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324. Iſt Jemandes Thier von dem Thiere 


tung fren,eines Andern befruchtet worden, ſo verbleibt die dar⸗ 
derchiere aus entſtandene Frucht dem Eigenthuͤmer der Mutter. 


§. 325. Iſt die Befruchtung mit Vorwiſſen und 
Genehmigung dieſes letztern geſchehen, ſo muß er dem 
Eigenthuͤmer des befruchteten Thieres eine in den Po⸗ 
lizeigeſetzen und Ordnungen jedes Orts, oder Dir 
ſtrikts, näher beſtimmte Vergütung leiſten. 

§. 326. In wie fern hingegen, falls die Be⸗ 
früchtung ohne Vorwiſſen und Genehmigung eines 
oder des andern Theils erfolgt iſt, einer dem andern 
zur Schadloshaltung verpflichtet ſey, iſt nach den 
Grundſaͤtzen des ſechſten Titels zu beſtimmen. 


10) Vom F. 327. Hat Jemand ein für ſich ſelbſt beſtehen⸗ 


Bau auf 


ſrendem des Gebäude auf fremdem Grunde und Boden ohne 


Soden, 
oder 


Vorwiſſen des Grundeigenthuͤmers errichtet; fo haͤngt 
es von dem Grundeigenthuͤmer ab, das Gebäude zu 
erhalten, oder auf deſſen Wegfchaffung und Abbre⸗ 
chung zu dringen. 

§. 328. Wähle der Grundeigenchuͤmer das letzte⸗ 
re, fo muß das Abbrechen und Wegräumen auf Kos 
ſten des Bauenden erfolgen; und dieſer haftet noch 
außerdem, nach dem Grade ſeiner Verſchuldung, dem 


Eigenthümer für den erlittenen Schaden und entgan⸗ 


genen Gewinn. 

§. 329. Verlangt der Grundeigenthuͤmer die 
Erhaltung des Gebäudes, ſo kann er ſich daſſelbe 
entweder ſelbſt zueignen, oder es mit dem dazu ge⸗ 
u Grunde und Boden dem Bauenden uͤber⸗ 
laſſen. 
F. 330. Will der Grundeigenthuͤmer das Ge⸗ 
baude behalten, fo muß er dem Bauenden die verwen⸗ 
deten Baukoſten, ſo weit ſie den Werth des Gebaͤu⸗ 
des, nach der Schaͤtzung der Sachverſtaͤndigen, nicht 
uͤberſteigen, erſtatten. 


§. 331. 
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F. 331. Will der Grundeigenthumer das Ger 
baude dem Bauenden überlaffen, fo muß dieſer ihm 
den Werth des Grundes und Bodens vergüten, 
und noch außerdem denjenigen Schaden erſtatten, 
welchen der Eigenthuͤmer, durch Verengung des 
nöthigen Platzes, oder ſonſt, nach feiner Lage und 
Gewerbe erweislich leidet. 1 | 

$. 332. Hat der Eigenthuͤmer des Grundes 
und Bodens um den Bau gewußt, und nicht ſo⸗ 
gleich, als er davon Nachricht erhalten, der Fortſe⸗ 
hung deſſelben auf eine ſolche Art, daß es zur 
Wiſſenſchaſt des Bauenden gelangt iſt, widerſpro⸗ 
hen; fo muß er mit der bloßen Entſchaͤdigung für 
Grund und Boden ſieh begnügen. 

F. 333. Wie es zu halten ſey, wenn der Befiger 
eines ganzen Guts Gebaͤude darauf errichtet, und 
biernächft das Gut, nebſt den Gebäuden, dem Eigen⸗ 
thuͤmer zurückgeben muß, iſt im Titel vom Beſitze 
verordnet. (Tik. 7. H. 204 — 211. F. 238.) 

§. 334. Hat Jemand fremde Matertalien, aufmit frem: 
ſeinem eigenen Grunde und Boden, ohne Vorwiß 1 
ſen des Eigenthümers verbaut, fo kann zwar Letzte⸗ gleichen 
rer weder die einmal verbaueten Materialien zu⸗ 
rückfordern, noch das Eigenthum des Gebäudes 
verlangen; Er 

§. 335. Er muß aber von dem Bauenden, 
nach Maaßgabe der demſelben zur Laſt fallenden 
Verſchuldung, für den Verluſt feiner Materialien 
entſchaͤdiget werden. 

F. 336. Hat Jemand fremde Marerialien aufauf keen, 
fremdem Grunde und Boden, ohne Vorwiſſen bed und ue 
der Eigenthuͤmer verbauet, ſo iſt die Frage überſeemden 
das Eigenthum, zwiſchen ihm und dem Grundei⸗ſen 
genthümer nach obigen Grundſäten . 327 — 332. gleſch. 
zu entſcheiden. 
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$. 332. Dem Eigenthuͤmer der Materialien 
muß der Bauende nach Vorſchrift §. 335, gerecht 
werden. 

$. 338. Hingegen hat der Eigenthuͤmer der 
Materialien an den Grundeigenthuͤmer, in ſo fern 
dieſer an der Kraͤnkung des erſtern in feinem Ei ⸗ 
gentbume nicht Theil genommen bat, gar keinen 
Anſpruch. 

$. 339. Doch kann der Eigenthuͤmer der Mate⸗ 
rialien, wegen feiner von dem Bauenden zu erhalten 
den Entſchaͤdigung, an das, was der Grundeigen⸗ 
thuͤmer dem Bauenden etwa noch zu leiſten hat, ſich 
vorzuͤglich halten. 

$. 340. Will Jemand einen Bau auf feiner 


der ran, Gränze führen, fo muß er feinen Vorſatz, und wie 


der Gränze 


weit er das Gebäude vorzuruͤcken gedenke, den Nach⸗ 
baren anzeigen. 

$. 341. Hat er dieſes gethan, und iſt die an⸗ 
gegebene Linie von den Machbaren genehmiget, gleich⸗ 
wohl aber das Gebaͤude durch Zufall, geringes 
oder mäßiges Verſehen, Über die angegebene Linie 
vorgeruͤckt worden, fo darf er den Nachbaren nur 
den Grund und Boden nach einer billigen Taxe 
verguͤten. 

§. 342. Hat aber der Bauende die Anzeige 
ganz unterlaſſen, oder hat er, des Widerſpruchs 
der Nachbaren ungeachtet, über die wahre Gränz⸗ 
linie fortgebauet; oder hat er die von ihnen geneh⸗ 
migte Linie aus Vorſatz oder grobem Verſehen 
uͤberſchritten; ſo iſt er ſchuldig, das Gebaͤude, auf 
ſeine Koſten, bis innerhalb ſeiner Graͤnzen einzu⸗ 
ziehen, und noch außerdem die Nachbaren zu ent⸗ 
ſchaͤdigen. 


Sie 
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Siebenter Abſchnitt. 


Von Preisgegebenen Sachen oder 
Geldern. 


9. 343. Die Erwerbung von Sachen oder Gel⸗ 
dern, die in der Abſicht ausgeworfen werden, daß der, 
welcher ſie in Beſitz nimmt, Eigenthuͤmer davon wer⸗ 
den ſolle, geſchieht nach den Regeln der urſpruͤnglichen 
Beſitzergreifung. ($. 7— 13.) 

H. 344. Dergleichen Sachen und Gelder werden 
fo lange, bis fie wirklich in Beſitz genommen worden, 
als herrenlos angeſehen. 

345. Hat jedoch Jemand Sachen oder Gel⸗ 
der nur für gewiſſe Perſonen Preis gegeben, fo koͤnnen 
auch nur dieſe das Eigenthum durch Beſitznehmung 
erwerben. 

§. 346. Dieſe haben daher das Recht, alle Arte 
dere von der Beſitzergreifung auszuſchließen, und die 
dazu erforderlichen Anſtalten vorzukehren. 

$. 347. Haben Andere, denen die Sachen oder 
Gelder nicht beſtimmt waren, ſich deren bemächtiger, 
fo kann fie der vorige Eigenthuͤmer von ihnen zuruͤck⸗ 
fordern. 

$. 348. Niemand darf, ohne Genehmigung der 
Polizeiobrigkeit, wegen ſonſt zu beſorgender Unord⸗ 
nungen, oͤffentlich Gelder auswerfen, oder Sachen 
Preis geben. 

§. 349. Hat er es ohne dergleichen Erlaubnis 
gethan, oder die von der Polizey vorgeſchriebenen 
Maaßregeln nicht beobachtet, fo haftet er für allen 
Schaden. 5 


Achter Ab ſchnitt. 
Von Erwerbung der Erbſchaften. J zn 


$. 350. Die Erbſchaft eines Verſtorbenen, hee 
oder für todt Erklärten, beſteht aus dem Inbe⸗oder nicht 
gifpesehört. 
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griffe aller ſeiner hinterlaſſenen Sachen, Rechte 
und Pflichten. 

9. 351. Was wegen eines Inbegriffs von 
Sachen und Rechten überhaupt vorgeſchrieben iſt, 
ſindet auch bey Erbſchaften Anwendung. (Tit. 2. 
§. 32. Id.) s 

§. 352. In wie fern die Erbſchaft durch das, 
was gewiſſe Miterben bey der Theilung unter einan⸗ 
der einwerfen muͤſſen, einen Zuwachs erhalte, ift ge⸗ 
börigen Orts beftimme. (Tit. 17. Abſchn. 2.) 

§. 353. Alles, was an fremdem Eigenthume, 
oder deſſen Zuwüchſen, in der Gewahrſam des Ver⸗ 
ſtorbenen gefunden worden, gehoͤrt nicht zu ſeiner 
Erbschaft. 

$. 354. Auch dürfen Lehne und Fideicommiſſe 
welche der Erblaſſer beſeſſen hat, dazu nicht gerech⸗ 
net werden. 

§. 355. In fo fern aber dem Erblaſſer auf 
dergleichen fremde Sachen (S. 353. 354.) Rechte 
zukommen, welche ihrer Natur nach durch den Tod 
nicht erloͤſchen, machen dieſe Rechte einen Theil der 
Erbſchaft aus. 

$. 356. Inſonderheit gehört alles, was der 

Erblaſſer wegen der auf ſolche Sachen verwendeten 
Koſten zu fordern berechtiget wäre, zu feiner Erb⸗ 
ſchaft. 
6. 357. In wie fern vorhandene oder ruͤckſtaͤndi⸗ 
ge Früchte und Nutzungen ſolcher Sachen zur Verlaſ⸗ 
ſenſchaft gehören, oder nicht, iſt nach dem Unterſchie⸗ 
de der Vermoͤgensarten durch beſondere Geſetze be⸗ 
ſtimmt. (Tit. 18. Abſchn. 1. Th. 2. Tit. 4.) 

H. 358. Der, welchem dergleichen fremde Sa⸗ 
chen zugebören, oder vermoͤge der Geſetze zufallen, 
iſt dieſelben aus dem Nachlaſſe eigenmaͤchtig an 
ſich zu nehmen nicht befugt. 


8.359. 
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§. 359. Vielmehr muß er die Ausantwortung 
derſelben von dem Erben erwarten, oder durch rich⸗ 
terliche Huͤlfe bewirken. 

$. 360. Rechte, Verbindlichkeiten, Laſten und 
Strafen, welche bloß an der Perſon des Erblaſſers 
haften, ſind zu feiner Erbſchaft nicht zu rechnen. 
(Einleit. $. 106. Tit. 2. H. 40.) 

H. 361. In fo fern aber aus Rechten oder 
Pflichten, die mit dem Tode des Erblaſſers erloͤ⸗ 
ſchen, noch bey ſeiner, Lebenszeit Folgen entſtanden 
find, die ein nach Gelde zu ſchaͤtzendes Intereſſe 
begründen, gehört dieſes Intereſſe allerdings zu ſei⸗ 
nem Nachlaſſe. 

F. 362. Rechte und Pflichten aus Verträgen, 
ingleichen diejenigen, welche den Erſatz eines aus 
unerlaubten Handlungen entſtandenen Schadens be⸗ 
treffen, werden in der Regel der Erbſchaft beige⸗ 
rechnet. N 1 
$. 363. Geldſtrafen find aus der Erbſchaft 
nur in ſo fern zu eutrichten, als ſie gegen den 
Erblaſſer wirklich ſchon erkannt, oder doch die Un⸗ 
terſuchung gegen ihn ſchon ſo weit geſchloſſen wor⸗ 
den, daß der rechtlichen Veſtſetzung ferner nichts im 
Wege ſteht. 

$. 364. Sachen aber, die wegen eines daran 
begangenen Verbrechens dem Fiskus verfallen ſind, 
müſſen demſelben aus dem Nachlaſſe verabfolgt wer⸗ 
den, auch wenn der Erblaſſer den Abſchluß der Unter⸗ 
ſuchung und die Eröffnung des Conſiskationsurtels 
nicht mehr erlebt hat. 

§. 365. Die Koften der Unterſuchung treffen in 
allen Fällen den Nachlaß, ſobald erhellet, daß der 
Berfterbene zu der Unterſuchung auch nur durch Ver⸗ 
ſehen, oder unvorſichtiges Betragen, gegruͤndeten An⸗ 
laß gegeben habe. 


$ 366. 
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— — 
H. 366. Mit den Rechten und Pflichten in An⸗ 
ſehung der Conventionalſtrafen hat es eben die Bes 
wandniß, wie mit andern aus Vertragen entſpringen⸗ 
den Befugniſſen und Verbindlichkeiten. 


Ben Erbe F. 367 Sobald der Erblaſſer verſtorben, oder 


anfall. 


für todt erklaͤrt iſt, fälle die Erbſchaft an denjenigen, 
welchen rechtsguͤltige Willenserklarungen des Erblaf⸗ 
ſers, oder in deren Ermangelung, die Vorſchriften 
der Geſetze dazu berufen. 

$. 368. Dieſer erlangt das Eigenthum der Erb» 
ſchaft, nebſt allen damit verbundenen Rechten und 
we ohne daß es weiter einer Beſitzergreifung 

edarf. 

$. 309. Iſt aber Jemanden eine Erbfchaft un⸗ 
ter einer zu Recht beſtaͤndigen aufſchiebenden Bedin⸗ 
gung hinterlaſſen worden, ſo wird er nur von der 
Zeit der Erfüllung dieſer Bedingung Eigenthuͤmer der 
Erbſchaft. 

g. 370. Stirbt der Erbe, noch ehe er die Erb⸗ 
ſchaft in Befiß genommen hat, fo gehet dennoch fein 
Recht daran auf feinen Erben über. 

$. 371. Hänge die Frage: wem eine Erbſchaft 
angefallen ſey, davon ab: ob eine bey dem Tode 
des Erblaffers vorhandene Leibesfrucht lebendig zur 
Welt kommen werde, fo muß dieſer Erfolg abge⸗ 
wartet werden. 

$. 372. Wuͤrde die Leibesfrucht, wenn fie zur 
Welt kame, alle Andern ausſchließen, ſo muß der⸗ 
jenige, welcher vermoͤge der Geſetze, oder richterli⸗ 
cher Anordnung, Curator derſelben iſt, zugleich zum 
Verlaſſenſchafts⸗Curator beſtimmt werden. 

9. 373. Dieſer muß, unter Aufſicht des Ge⸗ 
richts, den Nachlaß für die Leibesfrucht verwalten; 
er darf aber wegen der Subſtanz deſſelben, ohne 
Zuziehung und Einwilligung dererjenigen, welche 

in 
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in Ermangelung der Leibesfrucht die nächften zur 
Erbſchaft ſeyn würden, nichts verfuͤgen. 

H. 374. Ueberhaupt muß er die einem Cura⸗ 
tor unbekannter oder abweſender Erben unten 
2 471. ad.) zu ertheilenden Vorſchriften beob⸗ 
achten. 

§. 375. Kommt keine lebendige Leibesfrucht 
zur Welt, ſo wird die Sache ſo genommen, als 
wenn der Anfall ſofort an diejenigen gediehen waͤre, 
welche zur Zeit des Todes, durch Gefege oder Wil⸗ 
lens erklaͤrungen, nächft der Leibesfrucht dazu beru⸗ 
fen waren. 

§. 376. Dieſen Erben muͤſſen daher auch alle 
in der Zwiſchenzeit gefallene Nutzungen des Nach⸗ 
laſſes mit der Subſtanz zugleich verabfolgt werden. 

$. 377. Doch muͤſſen die ſelben nicht nur die 
Adminiſtrations⸗Koſten, ſondern auch alles, was 
zum Beſten der Leibesfrucht, und zur Verpflegung 
der Mutter, aus dem Nachlaſſe und deſſen Mutzun⸗ 
gen verwendet worden, ſich anrechnen laſſen. 

§. 378. Wurde die Leibesfrucht, wenn fie fer 
bendig zur Welt kame, richt alle Andern ausſchlie⸗ 
ßen, ſondern nur mit Andern zugleich an der Erb⸗ 
ſchaft Theil nehmen, fo koͤnnen die übrigen Erben 
verlangen, daß ihnen die Verwaltung des Nachlaf⸗ 

ſes aufgetragen werde. 

$. 379. Sie muͤſſen aber dabey den Curator 
der Leibesfrucht zuziehen, und ſind in ihrer Ver⸗ 
waltung an eben die Einſchränkungen gebunden, 
welche dem Verlaſſenſchafts⸗Eurator nach §. 373. 
374. vorgeſchrieben find, 

$. 380. Die Theilung der Erbſchaft muß fo 
lange ausgeſetzt bleiben, bis entſchieden ij: ob die 
Leibesfrucht lebendig zur Welt kommen werde. 

$. 381. Die Adminiſtrations⸗, ingleichen die 
Verpflegungskoſten der Leibesfrucht und ihrer Mut⸗ 

ter, 
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ter, werden auch in dieſem Falle, ohne Unter⸗ 
ſchied: ob erſtere lebendig zur Welt kommt, oder 
nicht, von der ganzen Maſſe, vor der Theilung ab⸗ 
gezogen. 
8. 382. Mehrere zugleich zu einer Erbſchaft ber 
rufene Perſonen werden Miteigenthuͤmer derſelben. 
(Th. 17. Abſchn. 2.) 
RE het F. 383. Jeder, dem eine Erbſchaft anheim ge⸗ 
gungsfeig, fallen iſt, hat die Wahl; ob er dieſelbe mit vorſtehen⸗ 
den Rechten und Pfliehten uͤbernehmen, oder ihr ent⸗ 
ſagen wolle. 1 
$. 384. Zur Erklaͤrung hieruͤber wird demſelben 
eine Friſt von Sechs Wochen, nach erlangter Wiſſen⸗ 
ſchaft, verftatter. 85 
§. 385. Iſt der Aufenthalt des Erben uͤber 
vierzig Meilen von dem letzten Wohnorte des Erb⸗ 
laſſers entfernt, ſo kommt Erſterem eine dreimonatli⸗ 
che Friſt zu gute. 
§. 386. Während dieſer Friſt iſt der Erbe 
auf Forderungen der Erbſchaftsgläubiger ſich einzu⸗ 
laſſen, und Prozeſſe, die von dem Erblaſſer oder 
gegen ihn angeſtellt worden, fortzuſetzen, nicht 
ſchuldig. 
9. 387. Doch koͤnnen die Gläubiger in allen 
Fallen, wo ein Arreſtſchlag nach den Geſetzen zu⸗ 
laßig iſt, auf die Verſiegelung des Nachlaſſes ans 
tragen. 
§. 388. Der Erbe ſelbſt kann, während der 
Ueberlegungsfriſt, zum Beſten des Nachlaſſes ſolche 
Handlungen, die keinen Aufſchub leiden, vor⸗ 
nehmen. 
Von Alte §. 389. Mur derjenige, welcher die freie Ver⸗ 
Und Eg waltung feines Vermögens hat, kann ſich über die An⸗ 
ging der nahme oder Entſagung einer Erbſchaft rechtsguͤltig er⸗ 
rbſchaf⸗ klar 
gen über- klaren. 
haupt. 
9.290. 
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§. 390. Steht der Erbe unter Vormundſchaft 
oder Curatel, fo muß die Erklärung von dem Vor⸗ 
munde oder Curator abgegeben werden. 
§. 391. Iſt zur Zeit des Anfalls über das Ver⸗ 
moͤgen des Erben Concurs eroͤffnet, ſo iſt zur Rechts⸗ 
gütcigfeit feiner Erklärung der Beitritt des Curators 
und die Genehmigung des den Concurs dirigirenden 
Gerichts erforderlich. a 
H. 392. Die Erklärung muß überhaupe mit 
allen Erforderniſſen einer rechtsguͤltigen Willensaͤu⸗ 
ßerung verſehen ſeyn, und bey dem Gerichte, unter 
weſchem der Erblaſſer zuletzt feinen perſoͤnlichen Ge: 
richtsſtand gehabt hat, abgegeben werden. (Th. 5. 
$. 133.) 
$. 393. Doch verliert die Erklaͤrung bloß da⸗ 
durch, daß fie aus Verſehen bey einem nicht gehoͤri⸗ 
gen Gerichte geſchehen iſt, ihre rechtlichen Wirkungen 
noch nicht, in ſo fern nur der Erbe, ſogleich nach er⸗ 
haltener Bedeutung darüber, dieſelbe gehörigen Orts 
angebracht hat. 
$. 394. Außer dem unten §. 420. [ag. beſtimm⸗ 
ten Vorbehalte können der Erklärung keine Bedingun⸗ 
gen mit rechtlicher Wirkung beigefügt werden. 
$. 395. Auch muß die Erklarung über die gauze 
Erbſchaft, und nicht bloß auf einen Theil derſelben ge⸗ 
richtet ſeyn. 
$. 396. Erklärungen, bey welchen gegen dieſe 
Vorſchriften (H. 394. 395.) gehandelt worden, wer⸗ 
den für nicht geſchehen geachtet. 
$. 397. Stirbt der Erbe, ehe die Ueberlegungs⸗ 
friſt verlaufen iſt, fo haben ſeine Erben, zur Erklarung 
über den erſten Anfall eben die Friſt, welche ihnen in 
Anſehung des zweiten zu ſtatten kommt. 
5. 398. Die Entfagung einer Erbſchaft muß fanden 
von dem Entfagenden allemal bey Gerichten enwedeie 
. 
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in Perſon oder durch eine von ihm eigenhaͤndig un⸗ 
terſchriebene Vorſtellung erklaͤrt werden. 

H. 399. Im letztern Falle muß die Unterſchrift 
gerichtlich, oder durch einen Juſtizeommiſſarium be⸗ 
glaubiget ſeyn. 

$. 400. Iſt dieſe Form zwar verabſaͤumt; es 
kaun aber nachgewieſen werden, daß die eingekom⸗ 
mene Erklärung dem Willen des Entſagenden gemäß 
fen; fo verliert letztere durch die Verabſaͤumung der 
Form nichts an ihrer Wirkſamkeit. 

$. 401. Dem in einem rechtsguͤltigen Teſta⸗ 
mente ernannten Erben ſteht es nicht frey, der Erb⸗ 
ſchaft aus dem Teſtamente zu entſagen, und den 


Nachlaß als geſetzlicher Erbe in Beſiß zu nehmen. 


. 402. Iſt er aber durch die Verordnung des 
Erblaſſers an einem ihm gebuͤhrenden Pflichttheile 
verkuͤrzt worden, ſo kann er auf deſſen Abreichung 
oder Ergänzung antragen. (Th. 2. Dit. 2. Abſchn. 5.) 

$ 403. Die Entſagung einer Erbſchaft be⸗ 
greift die Begebung ſolcher Forderungen, welche 
den Erben an dem Nachlaß aus einem andern 
Geunde zukommen, nicht unter ſich. 

$. 404. Wer alſo einer Erbſchaft eutſagt, be⸗ 
giebt ſich dadurch nicht der durch den Erblaſſer auf 
ihn verfallen Lehne, Fideicommiſſe oder anderer 
Vermoͤgensſtuͤcke, welche ihm nach Vertragen oder 
Geſetzen, ohne Ruͤckſicht auf die Eigenſchaft eines 
Erben, zukommen. 

$. 405. Wer einer durch Teſtament ihm an⸗ 
getragenen Erbſehaft entſagt, verliert dadurch noch 
nicht ſein durch einen Vertrag erworbenes Erbrecht. 

$. 406. So weit ein Erbe der Erbſchaft guͤl⸗ 
tig entſagt, tritt derjenige, welchen der rechtsbeſtaͤn⸗ 
dige Wille des Erblaſſers oder in deſſen Ermange⸗ 
lung die Geſetze, als den naͤchſten nach ihm, beru⸗ 
ſen, an ſeine Stelle. 

F. 407. 
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H. 407. Iſt bekannt, wer dieſer naͤchſte fen; fo 
muß der Richter denſelben von der erfolgten Entſa⸗ 
gung benachrichtigen; im entgegengeſetzten Falle aber 
finden die Vorſchriften $ 41. [qq . Anwendung. 

$. 408. Demjenigen, welchem eine Erbſchafk 
erſt durch die Entſagung eines Andern zufaͤllt, kom⸗ 
men zu feiner Erklarung: ob er dieſe Erbſchaft an⸗ 
nehmen wolle oder nicht, eben die Friſten, wie 
dem erſten Erben, vom Tage der ihm bekannt g. 
wordenen Entſagung zu ſtatten. 2 

$. 409. Obige Vorſchriften (§. 406. 400. 408.) 
finden nicht nur bey der erſten, ſondern auch bey 
jeder folgenden Entſagung Statt. \ 

$ 410. So bald aber die Entſagung von ein 
nem Eben nicht ausdrücklich zu Gunſten des auf 
ihn folgenden geſchieht, find die Glaͤubiger des Erbs 
laſſers, nach naͤherer Beſtimmung der Concursord⸗ 
nung, auf Eröffnung des Coneurſes über den Nach⸗ 
laß zu dringen, berechtiget. 

Anh. F. 9. Es bedarf daher gar feiner, Erklarung 
des Fiſei uͤber die Antretung oder Entſagung der 
Erbſchaft. 


$. 411. Eine gültig geſchehene Erbſchaftsent⸗ 
ſagung kann unter keinerley Vorwande widerrufen 
werden. 

$. 412. Dagegen kann auch der Erbe, wel⸗ 
cher die Erbſchaft einmal angenommen, oder ſich 
innerhalb der gefegmäßigen Friſt gar nicht erklärt 
bat, derſelben zum Nachtheile eines Dritten nicht 
mehr entſagen. 


§. 413. Die Antretung einer Erbſchaft kann Von Un 
mit oder ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat Veen 
Inventarii geſchehen. 99a le, 

§. 414. Die Erklarung, eine Erbſchaft ohnebehalt. 


Vorbehalt annehmen zu wollen, muß eine deutliche 
und 
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und beſtimmte Entſagung dieſer Rechtswohlthat ent⸗ 
halten. . 
H. 415.0 Esmuß dabey die $: 398. 399. vorge⸗ 
ſchriebene Form beobachtet werden. 
$ 416. Der Erbe, welcher dergleichen Erklä⸗ 
rung waͤhrend der geſetzlichen Ueberlegungsfriſt abge⸗ 
geben hat, kann fie nur bis zum Ablaufe dieſer Friſt, 
jedoch nur gerichtlich, zuruͤcknehmen. 
§. 417. Hat er aber uber die Subſtanz des 
Nachlaſſes verfügt, fo findet kein Widerruf der einmal 
abgegebenen Erklärung mehr Statt. 
§. 418. Wer eine Erbſchaft ohne Vorbehalt an⸗ 
genommen hat, muß fuͤr alle daran zu machenden 
Forderungen haften. 4 
Fi. 419. Er kann ſich mit dem Einwande, daß 
die Schulden das Aktiv- Vermoͤgen der Erbſchaft 
. überfteigen, gegen dieſe Vertretung niemals ſchutzen. 
a 0 §. 420. Wer ſolche Verfügungen uͤber die Erb⸗ 
ſchaft trifft, woraus die Abſicht, dieſelbe nicht bloß 
einſtweilen verwalten, ſondern ſich ihrer als wirklicher 
Erbe aumaßen zu wollen, klar erhellet, der wird dem⸗ 
jenigen, weleher eine Erbſchaft unter dem Vorbehalte 
der Rechtswohlthat des Inventarii ausdrücklich ange: 
nommen hat, gleich geachtet. 
$. 421. Eben das gilt von demjenigen, welcher 
die geſetzmäßigen Friſten, ohne ſich zu erklaren, ver⸗ 
ſtreichen laͤßt. 
§. 422. Wer eine Erbſchaft nur unter dem 
Vorbehalte der Rechtswohlthat des Inventarii ange⸗ 
nommen hat; der darf alle daran zu machenden For⸗ 
derungen nur ſo weit, als das Vermoͤgen des Nach⸗ 
laſſes hin reicht, vertreten. 
6. 423. Ein ſolcher Beneficialerbe muß aber 
auch ein vollſtaͤndiges Inventarium über den Nachlaß 
anfnehmen, und gerichtlich, allenfalls verſiegelt, nie⸗ 
derlegen. 


$. 424. 
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§. 424. Dieſe Niederlegung muß längſtens bins 
nen ſechs Monaten nach dem Ablaufe der geſetzmaͤßi⸗ 
gen Erklärungsfriſt (8. 384. 385.) erfolgen. 

§. 425. Iſt jedoch die Erbſchaft beſonders weit: 
fäuftig und verwickelt, ſo kann der Richter, auf Anru⸗ 
fen des Erben, nach gepruͤften Gründen deſſelben, die 
Friſt zur Einreichung des Inventarit verhaͤltuißmäßig 
verlängern. N 

$. 426. Auch kann dieſe Friſt auf den Antrag 
auch nur Eines Erbſchaftsgläubigers oder Legatarii, 
nach Bewandniß der Umſtande und Beſchaffenheit des 
Nachlaſſes, von dem Richter verkürzt werden. 

§. 427. Wer die vom Geſetze oder von dem 
Richter beſtimmte Friſt, ohne das Inventarium gehö⸗ 
hoͤrig einzubringen, verſtreichen läßt, wird der 
Rechtswoßhlthat derluſtig, und für einen folchen, der 
der die Erbſchaft ohne Vorbehalt angetreten hat, ge⸗ 
achtet. (F. 418. 419.) 5 

F. 428. Soll jedoch dieſer Nachtheil den Be. 
neficialerben, wegen Verſaumung einer kuͤrzern von 
dem Richter beſtimmten Friſt, (F. 426.) treffen, fo 
muß er darüber rechtlich gehöre werden. 

H. 429. Wer, auch nur auf den Antrag Ei⸗ 
nes Glaͤubigers oder Legatarii, der Rechtswohlthat 
verluſtig erklart worden, der kann davon auch gegen 
alle übrigen Gläubiger und Legatarien ferner keinen 
Gebrauch machen. 3 

H. 430. Vormünder oder Curatoren koͤnnen 
zwar durch Verabſaͤumung der Friſten ihre Pfleg⸗ 
befohlnen und Curanden der Rechtswohlthat nieht 
verluſtig machen; 

9. 437. Sie muͤſſen aber von den Gerichten 
zur gehörigen Einbringung des Inventarii durch 
Strafen und Execution angehalten werden. 

$. 432. Andere Verwalter fremder Angelegen: , 
beiten ſchaden durch ihre Verabſaͤumung ihrem Prin⸗ 

dipalz 


240 Erſter Theil. Neunter Titel. 


zipal; ſie werden aber nicht nur dieſem wegen bes 
daraus entſtehenden Nachtheils, ſondern auch den 
Erbſchaftsgläubigern, wegen Verdunkelung der 
Maſſe, verhaftet. 

$. 433. Ein nach $. 423. verfiegele eingebrach⸗ 
tes Inventarium darf nicht eher, als bis ſich der 
Erbe gegen einen der Glaͤubiger oder Legatarien auf 

5 die Rechtswohlthat beruft, geoͤffnet werden. 

Vom Ju- b. 434. Ein jedes Inventarium muß ein Möge 

Lentario. ſichſt vollſtändiges Verzeichniß aller zum Nachlaſſe 
gehoͤrigen Vermoͤgensſtuͤcke, und aller daran gemach⸗ 
ten Anſpruͤche, fo weit beide zur Zeit der Inven⸗ 
tur, und durch die bey derſelben angeſtellten Nach⸗ 
forſchungen und Erkundigungen bekannt geworden 
ſind, enthalten. 

H. 435, Die Angabe des Werthes der Vermoͤ⸗ 
gensſtuͤcke, oder doch eine ſolche Beſchreibung der⸗ 
ſelben, woraus der Werth erforderlichen Falls näher 
beurtheilt werden koͤnne, iſt bey einem jeden In⸗ 
ventario nothwendig. 

H. 436. Ob der Erbe das Inventarium gericht 
lich aufnehmen laſſen, oder es ſelbſt anfertigen wolle, 
Hänge in der Regel von feiner Wahl ab. 

$. 437. Iſt jedoch der Nachlaß, auf den An⸗ 
trag der Gläubiger, zu ihrer Sicherheit gerichtlich 
verſiegelt worden (§. 387.); oder koͤnnen dieſelben 
wahrſcheinliche Gruͤnde zur Beſorgniß, daß der 
Nachlaß unzureichend ſeyn werde, nachweiſen; ſo 
muß das Inventarium, auf ihr Andringen, gericht⸗ 
lich aufgenommen werden. 

$. 438. Auch Privatinventaria find nach dem 
den Landes Juſtizeollegiis jeder Provinz vorgeſchrie⸗ 
benen Formular einzurichten. 

$: 439. Wenn einem Privatinventario die 
$ 434. 435. vorgeſchriebenen Erforderniſſe derge⸗ 


ſtalt ermangeln, daß dadurch die Ausmittelung = 
5 5 
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Beſchaffenheik des Nachlaſſes unmöglich wird, fo 
findet gegen den Erben die Vorſchrift 9 427. An⸗ 
wendung. 

§. 440. Ein jedes Privatinventarium muß, auf 
Erfordern derjenigen, welche ein Intereſſe dabeny 
haben, von dem, welcher es aufgenommen bat, eid⸗ 
lich beftärft werden. 

g. 44, Auch ein gerichtliches Inventarium 
muß der Erbe eidlich beflärfen, wenn entweder gar 
keine Siegelung vorbergegangen iſt, oder wenn er 
dieſelbe ſpäter als vier und zwanzig Stunden nach 
der Zeit, da der Erblaſſer verſtorben, oder deſſen 
Ableben ihm bekannt geworden iſt, nachgeſucht hat. 

$. 442; Gegen jedes Inventarium kann ein 
Intereſſent, der zu deſſen Aufnehmung nicht mit 
vorgeladen, oder dabey zugezogen worden, Erinne⸗ 
rungen machen, und Erläuterungen daruͤber fordern. 

$. 443. Wer eine Erbſchaft bloß mit Vorbe⸗ 
halt antritt, der erlangt nur ein eingefchränftes Eis 
genthum des Nachlaſſes. 

§. 444. Er muß alſo den Erbſchaftsgläubigern, euſchrau⸗ 
wenn er ſich dieſes Vorbehalts gegen dieſelben be⸗ kungen der 


dienen will, über den Nachlaß, deſſen Verwaltung 10 ee 
und Nutzungen, Rechenſchaft ablegen. ſteſaler⸗ 


S. 445: Doch haftet er deuenſelben nur für bei. 
ein grobes und mäßiges Verſehen. 

$. 446. Seine Verfügungen über den Nachlaß 
find, ſo lange ihm darunter nicht, auf Anteag der 
Gläubiger, gerichtliche Schranken geſetzt worden, in 
Anſehung des Dritten, der ſich redlicher Weiſe in 
Verhandlungen mit ihm eingelaſſen hat, gültig. 

§. 447. So lange er aber ein ererbtes Grund⸗ 
ſtuͤck nur als Beneficiaferbe befißt, kann er darüber, 
zum Nachtheile der Eebſchaftsglaͤubiger, keine gültige 
Verfügung treſſen. 


. 
Allgem. Landr. . Baud. 8 g F. 448. 
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F. 448. Es muß daher bey Eintragung ſei⸗ 
nes Beſitztitels auf ein ſolches Grundſtück die Ein⸗ 
ſchraͤnkung, daß er nur als Beneficialerbe beſitze, in 
dem Hypothekenbuche mit vermerkt werden. 

9. 449. Die uneingeſchraͤnkte Diſpoſition erlangt 
er erſt alsdann, wenn er ſich entweder ohne Vorbe⸗ 
halt für Erben erklart; oder ein Praͤcluſtonserkennt⸗ 
niß der unbekannten Erbſchaftsgläubiger beibringt, 
und die Einwilligung oder Befriedigung der Be⸗ 
kannten nachweiſet. 

$. 450. Iſt die §. 448. verordnete Eintragung 
nicht geſchehen, und hat ein Dritter, redlicher 
Weiſe, auf den guten Glauben des Hypothekenbuchs, 
mit den Erben in gerichtliche Verhandlungen uͤber 
das Grundſtuck ſich eingelaſſen; fo ſind dieſelben 
guͤltig. 

$. 451. Der Erbe, welcher dergleichen Verfuͤ⸗ 
gungen zum Nachtbeile der Erbſchaftsglaͤubiger vor⸗ 
genommen, und bey deſſen Unvermoͤgen, der Rich⸗ 
ter, welcher die nach §. 448. zu verfuͤgende Eintra⸗ 
gung aus grobem oder maͤßigem Verſehen verabſau⸗ 
met hat, bleibt dieſen Intereſſenten verantwortlich. 

$. 452. Auch die Bezahlung der Eebſchafts⸗ 
gläubiger muß der Beneficialerbe nur in derjenigen 
Ordnung leiſten, welche die Geſetze nach Beſchaffen⸗ 
heit ihrer Forderungen vorſchreiben. 

H. 453. Erſchoͤpft er den Nachlaß durch Zah⸗ 
lungen an einige Gläubiger dergeſtalt, daß ſelbiger 
zur Befriedigung derjenigen, denen die Geſetze einen 
vorzuͤglichen Platz anweiſen, unzureichend wird, ſo 
kann er ſich gegen ſolche vorzuͤgliche Gläubiger mit 
der Wohlthat des Inventarit nicht ſchutzen. 

F. 454. Vielmehr muß er denſelben aus fei- 
nem eigenen Vermoͤgen auf ſo hoch gerecht werden, 


als ſie erhalten haben wuͤrden, wenn der Nachlaß unter 
. die 
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die Gläubiger uberhaupt nach geſetzmäßiger Ordnung 
ware vertheilt worden. 8 

6. 455. Will der Erbe ſich gegen dergleichen 
beſorgliche Vertretung ſicher ſtellen, fo ſteht ihm frey, 
auf Eroͤffnung des erbſchaftlichen Liquidationspro⸗ 
zeſſes anzutragen. 

H. 456. Was dabey zu beobachten ſey, iſt in 
der Prozeßordnung vorgeſchrieben. 

$. 457. Wer ohne Richter und Recht in die Von fab 
Verwaltung einer ſremden Erbſchaft ſich eindraͤngt, 15 En 
muß ſowohl dem Erben, als den Gläubigen, für 
allen guch durch das geringſte Verſehen entſtandenen 
Schaden haften. 

H. 458. Hat er bey Führung der Adminiſtra⸗ 
tion ſich den Verdacht der Treuloſigkeit zugezogen, 
oder die Maſſe mit ſeinem Vermoͤgen dergeſtalt ver⸗ 
miſcht, daß der wahre Betrag des Nachlaſſes nicht 
mehr zuverläßig ausgemittelt werden kann, ſo haf⸗ 
tet er den Gläubigern und Legararien als Selbſt⸗ 
ſchuldner. 

g. 459. Auch dem wahren Erben muß er den 
wahrſeheinlichen Ueberreſt des Nachlaſſes herausge⸗ 
ben; und der Erbe wird zur eidlichen Echaͤrtung 
dieſes Betrags, auf eine nach den Umſtaͤnden von 
dem Riehter zu ermäßigende Summe, zugelaſſen. 

$. 460. Meldet ſich zu dem Nachlaſſe des Ver⸗ Non 
ſtorbenen kein Erbe, ſo muß der Richter die Ber- hafen 
ſiegelung und andere zur Sicherheit der Verlaſſen⸗ mon Ri 
1 75 erforderlichen Anſtalten von Amtswegen vor⸗ fee 
ehren. : if 
$. 461. Ein Gleiches findet Statt, wenn die Non der 

bekannten oder vermuthlichen Erben insgeſammt ab⸗ Inge 

weſend find, oder wenn fi) Minderjährige, oder 
Andere ihren Sachen ſelbſt vorzuſtehen unfabige Per⸗ : 
ſonen unter denſelben befinden, 


2 2 $. 462. 
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$ 462. Hat jedoch der Verſtorbene einen an 
Orte gegenwaͤrtigen Ehegatten hinterlaſſen, ſo be 
darf es, auch bey der Abweſenheit oder Unfaͤhig 
keit einiger, oder aller Übrigen Erben, dennoch der 
Regel nach keiner von Amtswegen zu verfügenden 
Siegelung. 

9. 463. Vielmehr iſt der uͤberlebende im Ve: 


ſize des Nachlaſſes verbliebene Ehegatte den an 


dern Erben zur Vorlegung eines auf Erfordern eid- 
lich zu beſtaͤrkenden Privatinventarii verpflichtet. 
($. A440. 442.) 

9. 464. Die Obliegenheiten des Richters wegen 
Publikation eines vorhandenen Teſtaments find ge- 
hoͤrigen Ortes beſtimmk. (Tit. 12. §. 208. lag.) 


Jie es uu . 465. SE zwar bekannt, wer Erbe fen; der 
halten, Aufenthalt deſſelben aber iſt innerhalb dreier Mo⸗ 


wenn nur 


der Auf, nate vom Todestage des Erblaſſers nicht ausgemit⸗ 
nl telt worden, fo find der Erbe, und deſſen nächſte 


oder 


en Verwandten durch öffentliche Bekanntmachung, zur 


Anmeldung bey dem Gerichte, und zur Wahrneh⸗ 
mung ihrer Gerechtſame aufzufordern. 

$. 466. Der Zweck dieſer Aufforderung iſt 
bloß, daß die Exiſtenz der Erbſchaſt, und die dem 
Erben und ſeiner Familie daran zuſtehenden Rechte 
fo viel als möglich zur Keuntniß derſelben gelangen 
ſollen. 

$ 447. Es bleibt alſo auch die Art der Ber 
kauntmachung, und wie dieſelbe nach Bewandniß 
der Umſtande am zweckmaͤßigſten geſchehen koͤnne, 
dem vernuͤnftigen Ermeſſen des Richters uͤberlaſſen. 

$. 468. Uebrigens muß dem abweſenden Er⸗ 
ben, wenn er nicht ſchon mit einem Vormunde 
verſehen iſt, ein ſolcher Vormund ſofort beſtellt 
werden. 


Anh. 


* 


Von Erwerbung des Eigenthums. 245 


Anh. F. 10. Die Beſtellung dieſes Curators und dle 
Direction der Verwaltung gehören zum Geſchaͤftskreis 
der vormundſchaftlichen Behoͤrde. (Th. 2. Tit. 18. 


9. 954. 


9. 469. Dieſer muß wegen Antrerung der Erb⸗ 

ſchaft, und Verwaltung derſelben, die den Vor⸗ 
mündern überhaupt vorgeſchriebenen Pflichten beob⸗ 
achten. . 
9. 470. Wegen der Vorladung eines folchen 
Verſchollenen zum Behufe feiner: Todeserflärung iſt 
das Erforderliche gehoͤrigen Orts vorgeſchrieben. 
(Th. 2. Tit. 18. Abſchn. 8.) 

. 471. Iſt gar nicht bekannt, wer Erbe ſey, wenn, 
fo muß der Richter, nach Ablauf dreier Monate ſey, Ex 
vom Todestage des Erblaſſers, oder auch noch frü: bekannt 
her, wenn es die Umſtände des Nachlaſſes erfor- m. 
dern, demſelben einen Curator beſtellen. 

§. 472. Dieſer muß, wegen Autretung der 
Erbſchaft und Aufnehmung eines Juventarii, die 
Rechte des unbekannten Erben beobachten. 

§. 473: Wegen Verwaltung des Nachlaſſes hat 
zwar auch ein folcher Curator uberhaupt die Rechte 
und Pflichten eines Vormundes; 

$. 474. Doch muß er ſo viel als möglich das 
hin ſehen, daß der Nachlaß in derjenigen Lage, in 
welcher er ſich bey dem Ableben des Erblaſſers be⸗ 
funden hat, erhalten werde. 

$: 475. Er darf alſo keine Grundſtuͤcke veräuſ⸗ 
fern; keine ſicher ausſtehende Capitalien auffünsts 
gen; keine neuen Geſchaͤfte unternehmen; und auch 
das bewegliche Vermögen nur ſo weit, als es bey 
längerer Aufbewahrung verderben, oder die Koſten 
dieſer Aufbewahrung dem Werthe der Sache nicht 
serhältwißmäßig ſeyn wuͤrden, ins Geld ſetzen. 


F. 476. 
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§. 476. Voruemlich aber muß der Curator ſich 
die Ausmittelung und Entdeckung des eigentlichen 
Erben moglichſt angelegen ſeyn laſſen. 

$. 477. Sind dieſe Bemühungen fruchtlos, fo 
müſſen der unbekannte Erbe und deſſen Erben oder 
nächſte Verwandten öffentlich vorgeladen werden. 


Anh. F. ur. Wenn von keinem Blutsverwandten eines 
Verſtorbenen Nachricht vorhanden iſt; fo kann dem übers, 
lebenden Ehegatten, als dem in Ermangelung erbſaͤhiger 
Verwandten geſetzlich zur Erbfolge Berechtigten, der 
Nachlaß des Verſtorbenen bloß gegen die Verſicherung 
an Eldesſtatt, daß ihm keine Verwandte des Erblaſſers 
bekannt ſeyn, überlaſſen werden, ohne daß es dazu el⸗ 
nes Aufgebotes bedarf; nur muß der Richter die F. 479. 
zur Abwartung der Anſpruͤche eines Erden bewilligte 
Friſt in dem Fall verlängern, wenn die Erbſchaft von 
Belang, und der Erblaſſer nach den vorhandenen Mach⸗ 
richten aus einem entferuten Lande gebürtig it, oder 
ſonſt Umſtaͤnde vorhanden find, welche es wahrſchein⸗ 
lich machen, daß die Erkundigungen, welche der in ſol⸗ 
chen Fällen. jedesmal zu beſtellende Curator vornehmen 
muß, eine längere Zett als gewoͤynlich erfordern 
moͤchten. 


$. 478. Dieſe Vorladung muß in der Regel 
nach Verlauf anderer drey Monate vom Tage der 


Anordnung des Curators geſchehen. 


§. 479. Doch kann der Richter dieſe Friſt ver⸗ 
längern, wenn noch Hoffnung, den Erben auf an⸗ 
dere Art auszuforſchen, vorhanden iſt. 
§. 480. Bey der Vorladung ſelbſt find die Vor⸗ 
ſchriſten der Prozeßordnung, von der Edictaleitation 
eines Verſchollenen, zu beobachten. 
H. 481. Meldet ſich in dem anberaumten Ter⸗ 
mine kein Erbe, fo fällt der Nachlaß, als ein her⸗ 
ren⸗ 


* 
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hellet, daß die Einforderung ſolcher Gefälle aus 
bloßer Nachſicht unterlaſſen worden. 


§. 511. Rechte auf unbewegliche Sachen, die 


im Hypothekenbuche eingetragen ſind, koͤnnen weder 
durch den bloßen Nichtgebrauch erloͤſchen, noch kann 
ein denſelben entgegenſtehendes Recht mittelſt der 
Verjährung durch Beſitz erworben werden. 

§. 512. Keine Art der Verjährung kann gegen 
den anfangen, welcher von ſeinem Rechte nicht hat 
unterrichtet ſeyn koͤnnen. 

§. 513. Daß Jemand von feinem Rechte keine 
Nachricht erhalten können, wird nicht vermuthet. 

§. 514. Wer die Handlung oder Begebenheit 
erfahren hat, auf welche ſein Recht ſich gruͤndet, 
kann die Unwiſſenheit der daraus entſtehenden recht⸗ 
lichen Folgen gegen die Verjährung in keinem Falle 
vorſchuͤtzen. 

9. 515. Iſt die Verjaͤhrung einmal angefangen 
worden, ſo wird der Lauf derſelben dadurch, daß 
das Recht in der Zwiſchenzeit an einen davon nicht 
unterrichteten Beſitzer gediehen iſt, nicht gehemmt. 

§. 516. Auch gegen den, welcher fein Recht 
zu gebrauchen, oder zu verfolgen gehindert wird, 
kann keine Verjaͤhrung anfangen. 

$. 517. Es macht dabey keinen Unterſchied: ob 
das Hinderniß in der Natur und Beſchaffeuheit des 
Rechts ſelbſt liegt, oder von außen her entſtehet. 

$. 518; So lange Jemand zum Dienſte des 
Staats in fremden Landen ſich aufhält, kann keine 
Verjaͤhrung wider ihn angefangen werden. 

§. 519. Gegen den Eigenthümer eines Grund⸗ 
ſtückes kann, fo lange derſelbe zum Dienſte des 
Staats auch nur in einer andern Königlichen Pro⸗ 
vinz ſich aufhält," keine dies Grundſtuͤck betreffende 
Verjährung anfangen. 


$. 520, 


Allgemei⸗ 
ne Grund⸗ 
ſaͤtze. 
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$. 520. Wenn jedoch ein folcher Abweſender 
($. 518. 519.) während der Dauer feines auswär⸗ 
tigen Dienſtes, auch nur auf eine Zeit lang in ſeine 
Heimath, oder in die Provinz, wo das Grundſtück 
gelegen iſt, zurückkehrt; fo kann während dieſer Zeit 
die Verjährung wider ihn ihren Anfang nehmen. 

$. 521. Zum Nachtheile eines Gutseigenthüͤ⸗ 
mers kann keine Verjährung gegen deſſen Pächter, 
wohl aber gegen den Verwalter, angefangen werden, 

22. Gegen Militairperſonen, welche des 
Krieges wegen ihr Standquartier verlaſſen müffen, 
kann eine Verjährung eeſt nach geendigtem Kriege, 
oder nach einer waͤhrend des Krieges erfolgten Ent⸗ 
laſſung aus den Kriegesdienſten anfangen. 5 
§. 523. Bey andern Perſonen hindern Krieg 
und andere Landplagen den Anfang der Verjaͤhrung 
nur in ſo fern, als damit ein Stillſtand der Rechts⸗ 
pflege verbunden iſt. 

9. 524. Zwiſchen Eheleuten kann, fo lange 
dieſe Ehe dauert, keine Verjährung anfangen. 

$. 525. Auch nicht zwiſchen Vatern und Kin⸗ 
dern, ſo lange letztere ſich in der Gewalt der erſtern 
befinden, 5 

9. 526. Kein Vormund kann eine Verjährung 
gegen ſeinen Pflegebefohlnen anfangen, ſo lauge er 
der Vormundſchaft über ihn noch nicht foͤrmlich ent⸗ 
laſſen iſt. 

H. 527. Auch kann ein Pächter, Verwalter 
oder anderer unvollſtaͤndiger Beſitzer einer Sache, 
in Anſehung derſelben eine Verjährung gegen den, in 
deſſen Namen er beſitzt, zu Gunſten feiner eigenen 
Sache während feiner Beſitzeit nicht anfangen. 

§. 528. Gegen deu, welchem das rechtliche 
Gehör verſagt wird, kaun Feine Verjährung ange⸗ 
fangen werden 
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9. 529. Auch wenn ein ſolches Hinderniß im 
Laufe der Verjaͤhrung eintritt, wird die Fortſetzung 
derſelben fo lange unterbrochen, als das Hinderniß 
dauert. 2 $ 
$. 530. Dagegen wird durch andere Hinder⸗ 
niſſe, die nach angefangener Verjährung erſt eintre⸗ 
ten, der Fortlauf derfelben nicht gehemmt. 
§. 531. Iſt jedoch die zur Verjährung beſtimmte 
Stift abgelaufen, ehe noch das inzwiſchen eingetre⸗ 
tene Hinderniß wieder gehoben worden, ſo kann der 
Verhinderte noch innerhalb Vier Jahten von Zeit 
des gehobenen Hinderniſſes an, auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die vollendete Verjaͤh⸗ 
rung antragen. 5 5 
F. 532. Wird das Hinderniß zwar noch vor 
Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt, jedoch erſt innerhalb 
der letzten Vier Jahre wieder gehoben, ſo kommt 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand dem Ver⸗ 
hinderten ebenfalls innerhalb Vier Jahren nach er⸗ 
folgter Hebung des Hinderniſſes zu ſtatten. 
§. 533. Stirbt der, gegen welchen die Ver⸗ 
jährung lief, vor gehobenem Hinderuiſſe oder vor 
Ablauf der vier Jahre; ſo geht die Rechtswohlthat 
der Wiedereinſezung und die dazu noch vücjtändige 
Friſt auf den Erben über: 5 
§. 534. Die Wirkung dieſer Rechtswohlthat 
iſt, daß dem, welcher davon innerhalb der beſtimm⸗ 
ten Friſt Gebrauch macht, und fein Recht gehörig 
ausübt, oder verfolgt, die Verjährung nicht entge⸗ 
gengeſetzt werden kann. 3 
$. 535. Die Verjährung durch bloßen Nichtge e Zei 
brauch kann gegen Unmündige und Minderjährige, Aahrunz 
während der Minderjährigkeit, nicht anfangen. 1 
$ 536. Wenn aber ein Recht, nach bereits brauch. 
angefangener Verjährung, auf einen Unmündigen Anfang 
oder Minderjährigen, der mit einem Vormande dertelben 
ver⸗ 
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verſehen iſt, übergeht; fo wird dadurch der Fortlauf 
der Verjährung nicht gehemmt. 

§. 537. Wird hingegen die Verjährung waͤh⸗ 
rend der Minderjährigkeit vollendet, ſo kommt dem 
Minderjaͤhrigen die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand binnen Vier Jahren, nach aufgehobener Vor⸗ 
mundſchaft, zu ſtatten. (§. 531.) i 

$. 538. War die Verjährung durch Michtge⸗ 
brauch gegen einen Minderjährigen abgelaufen, fo 
koͤnnen die Erben deſſelben, auch wenn ſie ſelbſt un⸗ 
muͤndig oder minderjährig, jedoch mit einem Vor⸗ 
munde verſehen ſind, nicht aus ihrer eigenen, ſon⸗ 
dern nur aus der Perſon ihres Erblaſſers, auf die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand Anſpruch 
machen. 1 
§. 539. Es kommt ihnen alſo nur diejenige 
Friſt zu ſtatten, welche der Erblaſſer, wenn er ge⸗ 
lebt hatte, vom Tage feiner erlangten Großjährig- 
keit an, noch gehabt haben würde. 

§. 540. Wahn⸗ und Bloͤdſinntge, ingleichen 
Taubſtumme, genießen, in Ruͤckſicht auf die Verjah⸗ 
rung, mit den Minderjährigen gleiche Rechte. 

6. 541. So bald für einen Abweſenden die 
Beſtellung eines Curators nöthig gefunden worden, 
kann nach dieſer Zeit keine Verjährung durch Nicht⸗ 
gebrauch wider ihn anfangen, 

H. 542. Bloße Verſchwender, wenn fie auch 
unter Vormundſchaſt geſetzt worden, konnen auf dies 
ſes Privilegium keinen Anſpruch machen. 

$. 543. Gegen Rechte, welche nur bey gewiſ⸗ 
fen Gelegenheiten ausgeubt werden konnen, fängt 
die Verjaͤhrung erſt von der Zeit an, da ſich eine 
ſolche Gelegenheit ereignet hat. 

Fr. 544. Auch muffen, wenn ſolche Rechte 
durch den bloßen Nichtgebrauch erlöschen ollen, ſeit 


dem Anfange der Verjährung wenigſtens noch zwey 
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Gelegenheiten, wo die Ausuͤbung des Rechts hätte 
Statt finden koͤnnen, vorgekommen ſeynn. 

$: 545. Gegen andere Rechte fängt die Ver⸗ 
jährung von dem Tage an, wo die Erfüllung der 
Verbindlichkeit zuerſt gefordert werden konnte. 

§. 145. Die einmal angefangene Verjährung geitraum 
durch Nichtgebrauch wird, wenn die Geſetze nicht 
ausdrücklich eine andere Friſt beſtimmen, in einem 
1 von dreißig Jahren vollendet. G. 629. 
99.) 

$. 547. Sie endigt ſich allemal mit dem Ab⸗ 5 
laufe des letzten Tages des beſtimmten Zeitraumes. 

§. 548. Durch die bey Schaltjahren zutreten⸗ 
den Tage wird die Verjährungszeit nicht geaͤndert. 

§. 549. Iſt die Verjährung in einem Schaltjahre 
mit dem Neun und zwanzigſten Februar angefangen, 
fo lauft fie mit dem letzten Februar desjenigen Jah⸗ 
res ab, welches die Verjahrungsfriſt beſchließt. 

$. 550. Iſt die Verjährungsfriſt auf Monate 
eingeſchraͤnkt, ſo werden ſo vielmal Dreißig Tage, 
als Monate ſind, gerechnet. 

$. 551. Mit dem Augenblicke, da Jemand underbre⸗ 
feine Klage bey dem gehoͤrigen Richter anmeldet, chung. 
wird die Verjährung durch Nichtgebrauch unterbrochen. 

$. 552. Die Klage vor einem ungehoͤrigen Rich⸗ 
ter unterbricht die Verjahrung nur, wenn ſie binnen 
Einem Jahre nach erfolgter Zurückweiſung bey dem 
gehörigen Richter angemeldet worden. 

§. 553. Hat aber der ungehoͤrige Richter die 
Klage angenommen, und dadurch den Klaͤger in 
feinem Irrthume beſtaͤrkt, fo iſt die Verjährung für 
unterbrochen zu achten. 

b. 554, Wird die gehörig angemeldete Klage 
nicht nach Vorſchrift der Geſetze verfolgt, ſo faͤngt 
von dem Tage an, wo der Kläger die Sache hätte 
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fortſetzen koͤnnen und ſollen, eine neue Verjaͤhrung 
wider ihn an. 

§ 555. So lange aber die Sache nur durch 
die Schuld des Richters liegen bleibt, laͤuft keine 
Verjaͤhrung. 3 

8. 556. Wird der Klaͤger durch ein Dekret ab⸗ 
gewieſen, und macht er von den dagegen zuſäßigen 
Rechtsmitteln binnen Dreißig Tagen keinen Gebrauch, 
ſo nimmt mit dem Ablaufe dieſer Friſt die neue Ver⸗ 
jaͤhrung wider ihn den Anfang. 

$ 557. Hat er ein wirkliches Erkenntniß, wo⸗ 
durch er abgewieſen worden, rechtskräftig werden 
laſſen, fo hat es dabey lediglich fein Bewenden. 

$ 578. Auch wenn ihm das eingeklagte Recht 
durch ein rechtskräftiges Urtel wirklich zuerkannt 
worden, kann dennoch eine neue Verjaͤhrung durch 
Nichtgebrauch wider ihn anfangen; mi 

F. 359: Der Anfang dieſer neuen Verjährung 
iſt bey Zahlungen oder Peaͤſtationen, die zu einer 
gewiſſen Zeit, oder bey einer gewiſſen Gelegenheit 
geleiſtet werden ſollen, der Tag, wo die Zahlung 
oder Präſtation zum erſtenmale fällig war. 

$. 360. Bey andern Rechten nimmt die neue 
Verjährung erſt nach einem Jahre, von dem Tage 
an, da das Urkel rechtskraͤftig geworden iſt, ihren 
Anfang; 5 

H. 561. Eine bloße außergerichtliche Erinnerung 
iſt, Für ſich allein, die Verjährung zu unterbrechen 
noch nicht hinreichend. 

§. 562. Durch gegenſeitiges Anerkenntniß des 
Rechts aber wird die Verjahrung immer unter⸗ 
brochen. 5 
§. 563. Von der Zeit einer folchen Unterbre⸗ 
chung kann ſie jedoch von neuem angefangen werden. 

§. 564. Iſt die Verjährung bereits vollendet, 
ſo hebt ein Anerkenntniß des verloſchenen rn die 
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Wirkung derſelben nur in fo fern auf, als aus dieſem 
Anerkenntniſſe, nach den Geſetzen, ein neuer Rechts⸗ 
grund entſteht. 

§. 565. Ueberhaupt hänge es von den Parteiengz, 
ab, bey Schließung eines Vertrages der Verjäh⸗ ber 
rung und dem daraus entſtehenden Rechte, auch iin g d 
Voraus, zu entſagen, ingleichen fürzere oder laͤnge⸗ 
re Friſten dazu, als die gefesmäßigen find, zu ver⸗ 
abreden. ; 

§. 566. Es muß aber ein ſolcher Vertrag, 
bey Strafe der Nichtigkeit dieſer Verabredung, ge⸗ 
richtlich verlautbart, und wenn er ein Grundſtück, 
oder ein darauf eingetragenes dingliches Recht bes 
trifft, in den gerichtlichen Grund- und Hypotheken⸗ 
buͤchern verzeichnet werden. 

§. 567. Vertraͤge dieſer Art, die nicht ein be⸗ 
ſtimmtes Gefchäft, oder einen beſtimmten Gegenſtand 
betreffen, find, fo weit fie etwas über die Verjaͤhrung 
beſtimmen follen, ohne rechtliche Wirkung. 

§. 568. Die vollendete Verjährung durch Nicht. irbhung 
gebrauch wirkt die rechtliche Vermuthung, daß dieſchrang. 
ehemals entſtandene Verbindlichkeit in der Zwiſchen⸗ 
zeit auf eine oder die andere Art gehoben worden. 

$. 569. Dieſe Vermuthung kann nur durch den 
vollſtandigen Beweis, daß der Andere unredlicher 
Weiſe, und gegen befferes Wiſſen von feiner noch 
fortwährender Verbindlichkeit, ſich der Erfüllung der⸗ 
ſelben entziehen wolle, eutkraͤftet werden. 

§. 570. Wer einen Theil feines Rechts ausübt, 
der erhält dadurch das ganze Recht. 

$. 571. Dagegen kann von mehreren in ſich ver⸗ 
ſchledenen, obgleich aus einerley Rechtogrunde ent 
ſpeingenden Befugniſſen, die eine durch Verjährung 
erloͤſchen, wenn gleich die andere durch ſortgeſetzte 
Ausübung erhalten wird., 0 
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$. 572. Kann ein Recht auf mancherley Art 
ausgeuͤbt werden, fo wird der Beſißzer deſſelben da⸗ 
durch, daß er ſich bisher nur Einer Art der Aus⸗ 
übung bedient hat, in feinem Rechte nicht einge⸗ 
ſchraͤnkt. 

$. 573. Ein Recht in Einem fremden Grund⸗ 
ſtücke geht, in Anſehung des Ganzen dadurch nicht 
verloren, daß die Ausübung deſſelben bisher nur 
auf einem gewiſſen Theile geſchehen iſt. 

§. 574. Soll in beiden Faͤllen F. 572. 573.) 
der Berechtigte in der Art der Ausübung, oder in 
Auſehung des Bezirks, worauf, fie Statt finder, 
durch Verjährung eingefchränfe werden, fo muß der 
Verpflichtete, oder ein Dritter, den Beſiß eines Un⸗ 
terſagungsrechts gegen ihn beſonders erlangt, und 
ſich dabey durch die Verjaͤhrungsfriſt behauptet bar 
ben. (Tit. 7. $: 86.) - 

$. 575. Bey mehreren Miteigenthuͤmern un⸗ 
theilbarer, oder gemeinſchaftlich beſeſſener Sachen 
und Rechte kommt das, was in Anſehung des ei⸗ 
nen Mitberechtigten die Verjährung hindert, oder 
unterbricht, in Anſehung derſelben Sache oder 
I Rechts auch den übrigen zu ſtatten. 
N 9. 576. Hingegen kann einer unter mehreren 
Mitverpflichteten, deren Verbindlichkeit aus einem 
| und eben demſelben Rechte entſpringt, bloß um des⸗ 
willen, weil das Recht gegen ihn nicht ausgeuͤbt 
|| worden, ſich mit der Verjährung keinesweges ſchuͤtzen. 
I 9. 577. Soll demſelben die Verjährung zu 

ſtatten kommen, fo wird erfordert, daß er dem Der 

rechtigten die Leiſtung der Pflicht bey geſchehener 
| } Aufforderung verweigert, und der Berechtigte dabey 
I die geſetzmaͤßige Friſt hindurch ſich beruhiget habe. 
(Tit. 7. §. 126.) 2 ; 
90 5. 578. Es geht alſo auch ein gegen eine ganze 
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Mitglieder bloß dadurch, daß es gegen ſie inſonderheit 
binnen rechtsverjaͤhrter Zeit nicht ausgeübt worden, | 
keinesweges verloren, ſondern dieſe muͤſſen ihre Be⸗ — 
freiung davon auf die im H. 377. beſchriebene Art be⸗ i 
ſonders erworben haben. 

$. 379. Die Verjährung durch Beſitz findet in!!. Vene 
allen Fallen Statt, e 3 5 Sue oder at 0 
Recht, aus einem Titel, der an ſich zur Erlangung, ‚Gewöhns 
des Eigenthums geſchickt iſt, durch die in den Geſe ahn. 
tzen beſtimmte Friſt, ruhig und redlicher Weiſe be⸗ 
ſeſſen hat. 

$. 580. Durch einen ſolchen verjähren Beſitz 
werden Sachen und Rechte nur in fo weit erwor⸗ 
ben, als überhaupt das Eigenthum von Sachen 
und Rechten dieſer Art auf den Erwerber überger 
hen kann. 

$. 581. Wenn eine Sache durch Geſetze dem 
buͤrgerlichen Verkehre ganz entzogen worden, ſo kann 
ſie durch keine Verjährung erworben werden. 

§. 582. Ein Gleiches gilt von Sachen, die durch 
rechtsguͤltige Privatverfuͤgungen dem Verkehre entzo⸗ 
gen worden, in ſo fern dieſe Verfügungen den Erwer⸗ 
benden verpflichten koͤnnen. (Tit. 4. 15 — 19.) 

9. 583. Außerdem aber wird durch Irrthum in 
den Eigenſchaften der Sache die Verjährung durch 
Beſitz nicht verhindert. 

§. 584. Sachen und Rechte, die Jemand durch 
Gewalt oder Diebſtahl an ſich gebracht, und an 
einen Andern überlaſſen hat, koͤnnen von dieſem, 
wenn er auch ein redlicher Beſitzer märe, durch 
die gewöhnliche Verjaͤhrung nicht erworben werden. 
($. 648.) | 
$. 5%5. Hat aber ſchon der nächſtvorhergehende 1 
Beſitzer die Sache oder das Recht redlich beſeſſen, 1. 
fo hindert der Einwand, daß ein Dritter dieſelg⸗ 
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ve geſtohlen, oder geraubt habe, die Verjährung 
nicht. 

$. 586. Wer den vorhergehenden Beſitzer nicht 
angeben kann, hat in der Regel die Vermuthung ge⸗ 
gen ſich, daß er die Sache von einem ſolchen, welcher 
fie durch Gewalt oder Diebſtahl an ſich gebracht, er: 
langt habe. (Tit. 15. 8. 37. 38. 39.) 1 

F. 587. Wer wegen Mangels perſoͤnlicher Ci: 
genſchaften, das Eigenthum gewiſſer Sachen oder 
Rechte zu erlangen unfähig iſt, der kaun dieſelben 
auch dureh Verjährung nicht erwerben. 

$. 588. Erſt von der Zeit, da dieſe Unfähigkeit 
gehoben worden, kann die Verjährung angefangen 
werden. ? 

F. 589. Alles, was die Beſitzergreifung, im 
rechtlichen Sinne, verhindert, das hindert auch 
den Anfang der Verjaͤhrung durch Beſitz. (Tit. 7. 
9. 96 — 108.) 

$. 590. Alles, was dem Anfange der Verjaͤh⸗ 
rung uͤberhaupt entgegen ſteht, das hindert ihn auch 
bey dieſer Art derſelben. (§. 512. 14.) 

$. 591. Wer den Beſitz aus einem zur Erlan⸗ 
gung des Eigenthums nicht geſchickten Titel, oder 
unredlicher Weiſe erworben hat, kann niemals eine 
Verjährung durch Beſitz anfangen. (F. 663.) 

§. 592. Inſonderheit kann gegen ein rechts⸗ 
Fräftiges Urtel von dem, wider welchen es ergan⸗ 
gen iſt, keine Verjaͤhrung durch Beſitz angefangen 
werden. 

8. 593. Dagegen wird durch perſoͤnliche Eigen⸗ 
ſchaften, wegen welcher die Verjaͤhrung durch Nicht⸗ 
gebrauch keinen Anfang nehmen kann (F. 535. 540. 
541.), der Anfang der Verjährung durch Befig nicht 
gehindert. 

F. 594. Wenn jedoch gegen dergleichen Perſo⸗ 
nen die Verjaͤhrungsfriſt vor gehobenem N 
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abgelaufen iſt, fo kommt denſelben die Wieder: 
einſetzung in den vorigen Stand gegen den Abs 
lauf der Verjährung durch Beſitz eben ſo, wie bey 
der Ke durch Nichtgebrauch, zu ſtatten. (S. 
337. 144. 

§. 585. Auch kann gegen ſolche Unmuͤndige, 
Minderjährige, Wahn⸗ oder Bloͤdſinnige und Taub⸗ 
ſtumme, denen nach den Geſetzen ein Vormund 
hatte beſtellt werden follen, fo lange dieſe Beſtellung 
noch nicht erfolgt iſt, keine Verjaͤhrung durch Beſitz 
aufangen. 

$. 596. Soll ein Recht, welches gewoͤhnlichgertſe⸗ 
ausgeübt werden kann, durch die ordentliche Ver⸗ ung, 
jährung erworben werden, fo muß deſſen Ausuͤb ung 
nach der Beſitzergreifung jährlich wenigſtens einmal 
erfolgt ſehn. C. 649.) 

$. 597. Wird ein dergleichen Recht in einem 
ganzen Jahre gar nicht ausgeübt, fo ruht inzwiſchen 
die Verjährung. 

§. 598. Die Jahre, während welcher das Recht 
gerühet hat, kommen bey Berechnung der Verjaͤh⸗ 
rungefriſt nicht mit in Anſchlag. 

F. 599. Wenn der Anfang und das Ende des 
Beſitzes nachgewieſen ift, fo wird vermuthet, daß die 
Ausübung des beſeſſenen Rechts auch in der Zwiſchen⸗ 
zeit fortgeſetzt worden. 

§. 600. Dagegen iſt aber auch uͤber jeden der 
vorbenannten beiden Zeitpunkte ein beſonderer nach 
Vorſchrift der Geſetze vollſtaͤndig geführter oder er⸗ 
füllter Beweis erforderlich. 

$. 601. Was den Beſit unterbricht, das un. unterbre⸗ 
terbricht auch die darauf ſich gründende Verjah⸗ bung. 
rung. (Tit. 7. §. 111. 14g.) 

$. 602. Hat jedoch Jemand den Beſitz einer 
Sache, die er verlaſſen hatte, noch ehe diefelbe von 
einem Andern in Beſiß genommen worden, wieder 
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ergriffen, ſo wird die Zwiſchenzeit, wo die Sache in 
Niemandes Beſitz geweſen iſt, von der Verjaͤhrungs⸗ 
friſt nicht abgerechnet. $ N 

$. 603. Durch Anmeldung der Klage, oder 
durch Einlegung einer gerichtlichen Proteſtation, wird 
die Verjährung durch Beſitz in ſo fern unterbro⸗ 
chen, als darauf eine Bekanntmachung an den Be⸗ 
ſitzer erfolgt. 

$. 604. Daß zwiſchen dem Zeitpunkte der An: 
meldung und der wirklich erfolgten Bekanntmachung 
die Verjaͤhrungsfriſt abgelaufen iſt, kommt dem Beſi⸗ 
tzer nicht zu ſtatten. 

$. 605. Hat aber der Kläger die Klage zuruͤck⸗ 
genommen, oder den Betrieb der Sache liegen laſſen, 
dergeſtalt, daß der Richter nach Vorſchrift der Pro⸗ 
zeßordnung, mit Reposition der Acten zu verfahren 
berechtiget geweſen, fo iſt die Verjährung für nicht 
unterbrochen zu achten. 

$. 606. Ein Gleiches finder Statt, wenn der 
Kläger oder Proteſtirende durch ein Dekret abgewieſen 
wird, und fich dabey länger als Dreißig Tage nach 
Erhaltung des Dekrets beruhiget. 

$. 607. Iſt hingegen die Klage oder Proteſta⸗ 
tion dem Beſitzer einmal gehörig bekannt gemacht 
worden, ſo kann dieſer die dadurch unterbrochene Ver⸗ 
jaͤhrung niemals wieder anfangen. 

$. 608. In Fällen, wo die Geſetze, ſtatt der 
gewöhnlichen Vorladung, Edictaleitation zulaſſen, 
vertritt letztere auch hier die Stelle der Bekannt⸗ 


machung. 


$. 609. Uebrigens macht es keinen Unterſchied: 
ob die Klage oder Proteſtation bloß gegen den Be⸗ 
fisftand, oder auch gegen das Beſitzrecht ſelbſt ge⸗ 
richtet iſt. 
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$. 610. Wegen der bey einem ungehoͤrigen Rich⸗ 
ter angeſtellten Klage oder eingelegten Proteſtation 
finden die Vorſchriften H. 552. 553. Anwendung. 

$. 611. Außergerichtliche Handlungen unterbre⸗ 
chen die Verjährung durch Beſiß auß in ſo fern, 
als ſie den Beſitzer von der Unrechtmäßigkeit des 
Beſitzes uͤberfuͤhren, oder den vollſtaͤndigen Beſiß 
ſelbſt aufheben. 

$. 612. Bloße Pfändungen unterbrechen alſo 
die Verjährung nicht, wenn der Gepfaͤndete, deſſen 
ungeachtet, die Ausübung des Rechts fortſetzt. 

$. 613. Jeder Nachfolger im Beſitze, er ſey 
Erbe, oder nicht, kann die Verjährung feines: Vor⸗ 
fahren fortſetzen, in ſo fern er nur ſelbſt ein redli⸗ 
cher Beſitzer iſt. 

H. 614. Auch kann ein ſolcher Nachfolger, 
außer dem Falle des § 584., die Verjährung ans 
fangen, wenn gleich der Beſitz ſeines Vorfahren 
unredlich geweſen iſt. 

§. 615. So weit aber Jemand unredlicher Weis 
fe zum Beſitze einer Sache gelangt iſt, kann er weder 
die Verjährung feines Vorfahren fortſetzen, noch eine 
neue Verjährung, in Ansehung dieſer Sache, fo wenig 
gegen feinen Vorfahren im Beſitze, als gegen den Ei⸗ 
genthuͤmer anfangen. 

§. 616. Dem Erben, welcher die Verjährung 
des Erblaſſers fortſetzt, kommt bey der Berechnung 
des Zeitraums auch die geſetzliehe Ueberlegungsfriſt 
zu ſtatten. 

$. 617. Um eine neue Verjährung ſolcher Sa⸗ 
chen, die im Nachlaffe vorgefunden worden, anzufan⸗ 
gen, bedarf der Erbe keines beſondern Titels, 

$. 618. Wer den Beſitz einer Erbſchaft unredli⸗ 
a Weiſe erworben bat, der kann auch gegen den Ei⸗ 
genthümer einzelner darunter begriffener Sachen und 
Rechte keine Verjährung vorſchützen. . 96 

619. 


Gbrige 


non. 


Dreißis / 
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$. 619. Iſt aber der Fehler der Unredlichkeit in 
Anſehung des wahren Erben gehoben worden, ſo kann 
der Eigenthümer einer beſondern im Nachlaſſe befind« 
lichen Sache dieſen Fehler dem Erbſchaftsbeſitzer nicht 
vorrücken; ſobald in Anfehung dieſer beſondern Sache 
keine Unredlichkeit obgewaltet hat. 
$. 620. Die gewöhnliche Verjaͤhrung wird in eis 


nem Zeitraume von Zehn Jahren vollendet. 


5.621. Befindet ſich aber der, gegen welchen 
verjähre werden foll, außerhalb der Provinz, fo wird 
jedes Jahr Abweſenheit nur auf die Hälfte oder für 
Sechs Monate gerechnet. 

$. 622. Die geographiſchen Graͤnzen des Dis 
ſtrikts, in welchem ſich ein anderes Landes⸗Juſtiz⸗ 
collegium befindet, beſtimmen, im rechtlichen Sinne, 
den Umfang der Provinz. 

$. 623. Auf Abweſenheiten außer der Provinz, 
welche kein volles Jahr hinter einander gedauert ha⸗ 
ben, wird, bey Berechnung der Verjährungsfrist, kei⸗ 
ne Ruͤckſicht genommen. 

$. 624. Zum Beſten moraliſcher Perſonen, 
welche die Rechte der Corporationen haben, wird die 
Zehnjaͤhrige Friſt immer verdoppelt. 

F. 625. Wer zwar vollſtandiger redlicher Beſi⸗ 


bräſertp, ßer iſt, aber keinen Titel feines Beſitzes nach weiſen 


kann, zu deſſen Gunſten wird die Verjährung erſt in 
Dreißig Jahren vollendet. 

$. 626. Bey dieſer laͤngern Verjährung bedarf 
es keiner Verdoppelung der Zeit, wenn gleich der, 
welchem ſie entgegen ſteht, abweſend geweſen iſt. 

d. 627. Der Nachweis, daß der Verjaͤhrende 
die Sache oder das Recht als ſein eigen in Beſitz ge⸗ 
nommen und beſeſſen habe, iſt dazu nothwendig. 

$. 628. Dagegen fihad.: der Nachweis, daß 
die Beſitznehmung urſprünglich auf den Grund eines 
zur Erlangung des Eigenthums nicht geſchickten 5 x 

geſche⸗ 
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geſchehen ſey, der Verjährung nur in fo fern, als 
dadurch zugleich die Unredlichkeit des Beſitzes dar⸗ 
gethan iſt. in. Arten 
9. 629. Gegen den Fiskus, die Kirchen, undder unge 
ſolche Corporasionen, welchen vermöge ihrer Privi⸗ han er, 
legien gleiche Rechte beigelegt find, findet nur diefährung 
ungewöhnliche Verjährung von Vier und Vierzig Jah Hichge⸗ 
ren Statt. brauch und 
S. 630. Es macht dabey keinen Unterſchied: ob Fund 
der Beſitz, durch welchen die Verjährung erfolgt, aufgiersior 
einen Titel ſich grunde, oder nicht. jährige, 
§. 631. Dagegen ift die Redlichkeit des Be⸗ 
figes auch bey einer ſolchen Verjährung nothwendig. 
$. 632. Auch bey der Verjährung durch Nichts 
gebrauch erloͤſchen die Rechte des Fiskus, der Kirchen 
und anderer dergleichen Corporationen nur nach Ver⸗ 
lauf von Vier und Vierzig Jahren. 
8. 633. Dagegen können dieſe moraliſche Pers 
foren nur aus eben den Gründen, aus welchen die 
Wiederherſtellung in den vorigen Stand gegen eine 
jede Verjährung Statt findet, (8. 512—534.) auf 
dieſe Rechtswohlthat Anſpruch machen. 
§. 634. Was wegen der Verjährung der Dos 
mainen und Regalien Rechtens ſey, iſt gehoͤrigen 
Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 14.) 
$. 635. Der Privilegien, welche dem Fiskus 
und den andern ihm gleich geachteten Corporationen, 
in Rüͤckſicht auf die Verjährung, beigelegt find, kon⸗ 
nen dieſelben ſich auch alsdann bedienen, wenn gleich 
der, welchem die Verjährung wider ſie zu ſtatten 
kommen foll, mit gleichen Privilegiis verſehen wäre. 
§. 636. Hingegen kann der, auf welchen von 
einer dergleichen Perſon oder Anſtalt ein Recht ge⸗ 
diehen iſt, bey der Verjährung nur ſeiner eigenen 
Beſugniſſe ſich bedienen. 


F. 637. 
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$. 637. In ſofern jedoch der als Vorfahr zu 
betrachtende Fiskus, oder eine andere dergleichen An⸗ 
ö ſtalt, den Nachfolger im Beſitze zu vertreten ſchul⸗ 
dig ſind, koͤnnen fie gegen den Verjahrenden, zum 
Beſten des Nachfolgers, von ihrem eigenen Rechte 
Gebrauch machen. 
$. 638. Wer alſo, zum Beiſpiel, von dem 
Fiskus eine Sache gekauft hat, die ſchon ſeit einer 
zur gewoͤhnlichen Verjährung hinreichenden Zeit in 
den Händen eines Dritten ſich befand, der kann 
dieſe Sache dennoch, vermoͤge des Rechts ſeines 
Verkaͤufers, zuruͤckfordern, wenn gegen diefen, zur 
Zeit des Verkaufs die Vier und Vierzigjaͤhrige Prä⸗ 
ſcription noch nicht vollendet war. 
$. 639. Wenn Fiskus, Kirchen, oder andere 
dergleichen Corporationen, in die Rechte einer Pri⸗ 
vatperſon treten, ſo koͤnnen ſie eine gegen dieſen 
ihren Vorfahren ſchon vollendete Verjaͤhrung, durch 
Vorſchuͤtzung des ihnen ſelbſt zu ſtatten kommenden 
a Zeitraums nicht anfechten. (Tit. 11, . 405. 
406. 2 
$. 640. In untheilbaren oder gemeinſchaftlich 
beſeſſenen Sachen und Rechten, kommt das dem Fis⸗ 
kus, der Kirche u. ſ. w. beigelegte Privilegium auch 
dem nicht privilegirten Micbefiger zu ſtatten. 
Verjab⸗ $. 641. Der vollſtändige ruhige Beſitz einer 
Hei oon Sache oder eines Rechts im Jahre 1740 ſchüͤtt den 
Jahre Beſitzer, in allen Fällen, gegen die Anſprüche des 
710. Fiskus. 
$. 642. Es kann aber von dieſem Beſitzrechte, 
zum Nachtheile anderer Mitbuͤrger des Staats, Fein 
Gebrauch gemacht werden. 
$. 643. Das Jahr 1740 wird vom Erſten 
Januar bis letzten December gerechnet. 5 
§. 644. In Anſehung derjenigen Provinzen, 
wo entweder gar kein dergleichen, oder ein e 
Ent⸗ 
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Entſcheidungsjahr Statt findet, hat es bey den bis⸗ 
herigen Verfaſſungen fein Bewenden. 

$. 645. Auch ein auf den Beſitz des Jahres 
1740 ſich gruͤndendes Recht kann mittelſt einer nach 
dieſem Jahre angefangenen Verjährung durch Nicht⸗ 
gebrauch erloͤſchen. : 

$. 646. Hat der Fiskus, auf eine an fich 
rechtsguͤltige Weiſe, im Jahre 1740 anerkannt, daß 
einem Anderen ein Recht wider ihn zuftehe, fo hat 
ein ſolches Anerkenntniß, wenn auch die in dieſem 
Jahre erfolgte wirkliche Ausübung nicht nachgewie⸗ 
fen werden kann, mit dem wirklichen Befige gleiche 
Kraft. 

H. 647. Dagegen wird in Anſehung desjenigen, 
der weder ein ſolches Anerkenntniß fuͤr ſich, noch 
im Jahre 1740 das Recht wirklich ausgeuͤbt hat, 
der Lauf der früher wider ihn angefangenen Verjaͤh⸗ 
rung durch Nichtgebrauch, durch die erfolgte Beſtim⸗ 
mung dieſes Entſcheidungsjahres nicht unterbrochen. 


$. 648. Zur Verjaͤhrung geſtohlner oder geraub⸗ſhente 


ter Sachen, welche nach $. 584, von dem erſten red⸗ 
lichen Beſitzer durch die gewoͤhnliche Verjaͤhrung nicht 
erworben werden koͤnnen, iſt ein Zeitraum von Vier⸗ 
zig Jahren erforderlich. 
§. 649. Wenn Rechte, welche nicht alljährlich 
oder gewöhnlich, ſondern nur in gewiſſen Jahren, 
oder bey gewiſſen Gelegenheiten benutzt werden koͤn⸗ 
nen, wenigſtens zu drey verſchiedenenmalen ausgeuͤbt 
worden; ſo werden ſie durch einen Beſitz von Vierzig 
Jahren erworben. 
$. 650. Dieſer Zeitraum wird von dem Tage 
an gerechnet, darin, dergleichen Recht zum erſten⸗ 
male ausgeübt worden. 
H. 651. Wird eine Gelegenheit nachgewieſen, 
bey welcher das Recht ausgeübt werden können, und 
die 


fi 
Fe 
Praͤſerir⸗ 
din. 
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die Ausübung dennoch unterblieben iſt, ſo iſt auch 
dieſe Art der Verjährung für unterbrochen zu achten. 

$. 652. Sie muß alſo von derjenigen Gelegen- 
heit, wo das Recht wiederum ausgeuͤbt worden, 
von neuem angefangen werden. 

$. 653. Hat jedoch derjenige, welcher des 
Rechts ſich anmaßt, bey der unterlaſſenen Ausübung 
ausdrücklich erklart, daß er dieſelbe nicht aus Man⸗ 
gel der Befugniß, ſondern nur aus Gunſt und 
Machſicht gegen den Verpflichteten unterlaſſe, ſo iſt 
die. Verjährung nicht für unterbrochen zu achten; 
ſondern ein dergleichen Fall wird für einen ſolchen, 
der ſich gar nicht ereignet hat, angeſehen. 

$. 654. Hat der Verpflichtete die Erklaͤrung 
des Berechtigten, daß er die Ausübung des Rechts 
bloß aus Gunſt und Nachſicht unterlaſſe, fuͤr be⸗ 
kannt angenommen, ſo hat dieſes eben die Wir⸗ 
kung, als wenn das Recht auch in dieſem Falle 
wirklich ausgeuͤbt worden waͤre. 

§. 65 5. Von oͤffentlichen Laſten und Abgaben 
wird der Verpflichtete bloß dadurch, daß er dieſelben 
auch in der fängften Zeit nicht entrichtet hat, keines⸗ 
weges frey. 

$. 656. Wenn jedoch erhellet, daß Jemand zu 
einer Laſt oder Abgabe, wozu er nach ſeinem Stande 
und Verhältniffe an ſich verpflichtet war, aufgefor⸗ 
dert worden, ſich aber deren Leiſtung geweigert habe, 
und ſeit dieſer Zeit, Funfzig Jahre hindurch, davon 
frey geblieben ſey, ſo wird vermuthet, daß er die 
Befreiung auf eine rechtsgüftige Weiſe erlangt habe. 

$. 657. Er muß alſo bey feiner Freiheit fo 
lange geſchuͤtzt werden, als nicht ausgemittelt iſt, daß 
er ſich deren ohne Recht angemaßt habe. 

9. 658. Iſt das Grundſtuͤck oder die Gerech⸗ 
tigkeit, von welcher die Abgabe entrichtet werden foll, 
im Steuerbuche niemals eingetragen geweſen, ſo ci 
grün: 


Von Erwerbung des Eigenthums. 269 


gruͤndet ſchon der Umſtand allein, daß die Abgabe in 
Funfzig Jahren nicht gefordert worden, die Vermu⸗ 
thung eine! rechtsguͤltig erlangten Befreiung, 

9. 659. Es findet alſo auch in dieſem Falle die 
Vorſchriſt des §. 657, Anwendung. 5 

$. 660. Wenn die Gränzen einer Sache, oder 
eines Rechts, durch Geſetze, Vertraͤge, oder rechts⸗ 

kräftige Erkenntniſſe klar beſtimmt find, fo kann die 
Befugniß, dieſe Graͤnzen zu überſchreiten, nur durch 
Funffigjährige Präfeription erworben werden. 

H. 681. Ein ſolcher Fnnfzigjahriger ruhiger Be⸗ 
ſitz iſt, ohne Ruͤckſicht auf den Titel deſſelben, zur 
Verjährung hinreichend. \ 

6.662. Hat der, zu deſſen Nachtheile die 
Ueberſchreitung der nach H. 660. beſtimmten Graͤnzen 
gereicht, derſelben widerſprochen; hiernächſt aber bey 
den dennoch fortgeſetzten Ueberſchreitungen Dreißig 
Jahre lang ſich beruhigt; fo iſt die Verjaͤhrung wider 
ihn vollendet. 

H. 663. Auch ein Funfzigjaͤhriger Beſitz ſchuͤtze 
den nicht, welcher der Unredlichkeit dabey überführe 
werden kann. 8 

$. 664. Rechte gegen ausdruͤckliche Verbots⸗ 
geſetze können durch keine Verjaͤhrung erworben wer⸗ 
den. 


§. 665. Durch die vollendete Verjährung 8 
wirbt der Beſitzer das Eigenchum der Sache oder des Verſäh⸗ 
Rechts. e. 


F. 666. Doch erſtreckt ſich dieſes Eigenthum 
niemals weiter, als der Beſitz ſelbſt gegangen iſt. 

$. 667. Hat aber Jemand einen Jubegriff von 
Sachen oder Rechten durch Verjaͤhrung erworben, fo 
gebührt ihm das Eigenthum aller darunter begriffenen 
einzelnen Stücke und Beſugniſſe. 

H. 668. Vortheile, welche ein Theilhaber, durch 
ſeine Handlungen, der gemeinſchaftlichen Sache ver⸗ 
7 Ihaffe, 


e 
n. Von der 
mittelba⸗ 2 R er 
ren Erwer, richte Verfügungen treffen will, der muß fein darauf 
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ſchafft, kommen, auch bey der Verjährung durch 
Beſiß, den übrigen Theilhabern zu ſtatten. 

$. 669. Von Verträgen über die Verjährung 
durch Beſitz gilt alles das, was wegen der Verträge 
über die Berjährung durch Nichtgebrauch vorgeſchrie⸗ 
ben iſt. (F. 365. lag.) 


Zehnter Titel. 


Von der mittelbaren Erwerbung 
des Eigenthums. 


1 Wonders r. Die mitrelbare Erwerbung des Eigenthums 
ren Erwer einer Sache erfordert, außer dem dazu nöthigen Ti⸗ 
kan. „auch die wirkliche Uebergabe derſelben. (Tit. 7. 


F. 58. Tit. 9. f. 26.) 

H. 2. Der Titel zur mittelbaren Erwerbung 
des Eigenthums kann durch Millenserflärungen, 
Geſetze und rechtliches Erkenntniß begründet werden. 

$. 3. Auch der mit einem ſolchen Titel verſehene 
neue Beſitzer erlangt das Eigenthum der Sache durch 
die Uebergabe, der Regel nach nur alsdaun, wenn 
der vorige, von welehem der Beſitz auf ihn erledigt 
worden, ſelbſt Eigenthuͤmer geweſen iſt. (Tit. 15. 
§. 42. faq.) 

§. 4. Wird der Beſiß des vorigen Eigenthü- 
mers, ohne deſſen Einwilligung, durch den Richter 
für. erledigt erklart, fo muß auch die Uebergabe an 
den neuen Eigenthuͤmer durch den Richter geſchehen. 
(Tit. 7. §. 60.) 

$ 5. Außer dieſem Falle wird die gerichtliche 
Uebergabe zur Erlangung des Eigenthums niemals 


fordert, 1 
§. 6. Wer jedoch über ein Grundſtuͤck vor Ge⸗ 


erlang⸗ 
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erlangtes Eigenthumsrecht dem Richter der Sachebung des 
nachweiſen, und daſſelbe in dem Hypochekenbucherſ ena de 
vermerken laſſen. t Grundſtu⸗ 

K. 7 Der im Hypothekenbuche eingetragenete infon: 
Beſiter wird, in allen mit einem Dritten über das eil. 
Grundſtuͤck geſchloſſenen Verhandlungen, als der 
Eigenthuͤmer deſſelben angeſehen. 

9. 8. Wer mit einem folchen eingetragenen Be⸗ 
fißer in dergleichen Verhandlungen ſich einlaͤßt, deſ⸗ 
ſen Befugniſſe kaun ſo wenig der nicht eingetragene 
Eigenthümer, als der, deſſen Recht nur von dieſem 
ſich herſchreibt, anfechten. 

§. 9, Vielmehr bleiben dem nicht eingetragenen 
Eigenthümer, wegen des ihm daraus entſtehenden 
Nachtheils, ſeine Rechte zur Schadloshaltung nur 
gegen den eingetragenen Beſitzer, nach geſetzlichen 
Beſtimmungen, vorbehalten. > 

§. 10. Weiß aber derjenige, welcher mit dem 
eingetragenen Beſitzer über das Grundſtuͤck Verhand⸗ 
lungen ſchließt, daß derſelbe nicht wahrer Eigenchuͤ⸗ 
mer ſey, ſo kann er dadurch, zum Nachtheile des 
letztern, kein Recht erwerben. 

H. 11. Ein Gleiches findet Statt, wenn das 
Recht des eingetragenen Beſitzers zweifelhaft oder 
ſtreitig iſt, und dieſe Zweifel im Hypothekenbuche ver⸗ 
merkt ſind. 

$. 12. Um die Ungewißheit des Eigenthums 
der Grundſtuͤcke, und die daraus eneſtehenden Pros 
zeſſe zu verhuͤten, iſt jeder neue Erwerber ſchuldig, 

5 Beſitzrecht in das Hypothekenbuch eintragen zu 
laſſen. 

9. 13. Er kann und muß dazu von dem Richter, 
unter welchem die Sache gelegen iſt, von Amtswegen 
angehalten werden. 5 

$. 14. Innerhalb weleher Friſten dieſes geſche⸗ 
ben, und durch was für Mittel der fanmige Beſitzer 

dazu 
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dazu angehalten werden muͤſſe, iſt in der Hypotheken ⸗ 
ordnung beſtimmt. 

H. 15. Alle Willenserflärungen und Vertrage, 
wodurch uͤber das Eigenthum eines Grundſtuͤckes er⸗ 
was verfüge wird, muͤſſen gerichtlich, oder von einem 
Juſtizcommiſſario aufgenommen werden. 


$. 16. Auf den Grund eines bloßen Privat 
wenn auch ſchriftlichen Vertrages, findet die Ein⸗ 
tragung des Beſitztitels in das Hypothekenbuch 
nicht Statt. 

$. 17. Doch hat ein ſolcher Vertrag die Wir⸗ 
kung einer Punctation, und es kann alſo daraus auch 
auf die Errichtung eines förmlichen gerichtlichen In⸗ 
ſtruments geklagt werden. (Tit. 5. §. 120, faq.) 

5 18. Wenn verſchiedene Perſonen einen an 
ſich rechtsguͤltigen Titel zur Erwerbung des Eigen- 
thums einer unbeweglichen Sache erhalten haben, 
fo geht derjenige, deſſen Titel von dem im Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragenen Eigenthümer herruͤhrt, den 
ubrigen vor. 

$. 19. Haben die Praͤtendenten insgeſammt ih⸗ 
ren Titel von dieſem eingetragenen Eigenthümer, fo 
gebührt demjenigen, der feinen Titel zuerſt in das Hy- 
pothekenbuch hat eintragen laſſen, der Vorzug. 

$. 20. Hat noch keiner unter ihnen die Eintra⸗ 
gung erhalten, ſo kann derjenige, deſſen Titel zuerſt 
entſtanden iſt, dieſelbe vorzüglich fordern. 

m. Bon F. 21. Bey beweglichen Sachen hat unter meh⸗ 
daten er“ reren, welche auf das Eigenthum aus einem an ſich 
werbung rechtsgültigen Titel Anſpruch machen, derjenige, deſ⸗ 
theme perfen Titel von dem bisberigen wahren Eigenthümer 
n 84 herrührt, der Regel nach, den Vorzug. 

ir imo $ 22. Haben die Praͤtendenten insgeſammt 
derheſt. ihren Titel von einer und eben derſeſben Perſon, 

ſo entſcheidet, auch bey beweglichen . 
eit 
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Zeitpunkt der fruͤhern Entſtehung dieſes Titels. 


$ 23. Iſt aber einem unter dieſen mehreren 
Prätendenten der Beſitz der Sache eingeräumt wor⸗ 
den, ſo ſchließt dieſer die Eigenthumsanſprüche der 
übrigen aus, ohne Ruͤckſicht auf die Zeit, wenn die⸗ 
ſelben entſtanden find. (Tit. 7. §. 74. 75. 76.) 

9. 24. Wer es weiß, daß derjenige, von nel IV. ans 
chem fein Titel ſich herſchreibt, nicht wahrer Eigen. enen 
chümer ſey, der kann weder durch Eintragung, noch ben die 
durch Uebergabe, ein Eigenthumsrecht erlangen. 1 ie 

$. 25. Auch der, welcher zur Zeit der Eintra⸗ au dm 
gung oder Uebergabe den früher entſtandenen Titel & Sue, 
eines Andern weiß, kann zum Nachtheile deſſelben 
die früher erhaltene Kawa enn oder Uebergabe nicht 
vorſchuͤtzen. 


Eifkftei Titel 


Von den Titeln zur Erwerbung des Eigen⸗ 
thums, welche ſich in Verträgen unter 
Lebendigen gruͤnden. 


Erſter Abſchnitt. 


Von Kaufs⸗ und Verkaufsgeſchäͤften. 
§. 1. \ R 
Das Kaufsgefchäfte iſt ein Vertrag, wodurch der Bee 
eine Contrahent zur Abtretung des Eigenthums einer 
Sache, und der andere zur Erlegung einer beſtimm⸗ füge, 
ten Geldſumme dafür, ſich verpflichtet. 
§. 2. Was bey Verträgen überhaupt Rechtens 
iſt, finder auch bey Kalfegeſcbiften Anwendung. 
Allgem, Landr. I. Baud. S H. 3. 


beſonders 
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§. 3. Der Eigenthuͤmer einer Sache kann zum 


vom noth, Verkaufe derſelben wider feinen Willen nur alsdann 


wendigen 


Kaufe. 


gezwungen werden, wenn ein Dritter ein beſonde⸗ 
res Recht zu deren Ankaufe durch ausdruͤckliche Ge⸗ 
ſetze, Verträge, oder den Eigenthuͤmer verpflichtende 
letztwillige Verordnungen erlangt hat. 

$. 4. Auch der Staat iſt Jemanden zum Ver⸗ 
kaufe ſeiner Sache zu zwingen nur alsdann berech⸗ 
tigt, wenn es zum Wohl des gemeinen Weſens 
nothwendig iſt. 

§. 5. Zur Anlegung oder Verbreitung einer 
öffentlichen Landſtraße, oder eines ſchiffbaren Canals 
oder Flußbettes, konnen die Beſitzer der angraͤnzen⸗ 
den Grundſtuͤcke fo viel davon, als zu dieſem Be⸗ 
hufe erfordert wird, dem Staate käuflich zu uͤber⸗ 
laſſen gezwungen werden. 

H. 6. Ein Gleiches hat Statt, wenn der Staat 
der oͤffentlichen Sicherheit wegen einen Ort mit 
Veſtungswerken zu verſehen noͤthig findet. 

$. 7. Bey entſtehendem Getreidemangel iſt der 
Staat, zur Abwendung einer drohenden Hungers. 
noth, berechtigt, die Beſitzer von Getreidevorraͤthen 
zur Ausſtellung derſelben zum feilen Verkaufe, jedoch 


mit Vorbehalt ihres eigenen Bedüͤrfniſſes zu nörbigen. 


$. 8. In allen Fallen eines durch die Geſetze 
begruͤndeten nothwendigen Verkaufs muß, wenn 
über den Preis kein Einverſtändniß Statt findet, der⸗ 
ſelbe nach dem Ermeſſen vereideter Taxatoren be⸗ 
ſtimmt werden. 

§. 9. Bey dieſer Beſtimmung iſt nicht bloß auf 
den gemeinen, ſondern auch auf den außerordentli⸗ 
chen Werth Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 10. Ob der Fall einer Nothwendigkeit des 
Verkaufs zum gemeinen Wohl vorhanden ſey, bleibt 
der Beurtheilung und Entſcheidung des Oberhaupts 
des Staats vorbehalten. 

H. 17. 
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§. 17. Ueber die Beſtimmung des Preiſes aber 
ſoll dem bisherigen Eigenthuͤmer rechtliches Geßoͤr 
nicht verſagt werden. 

$. 12. Zum Abſchluſſe eines jeden Kaufs iſt Erforder⸗ 
erforderlich, daß der Verkaͤufer, die Perſon, auf nel eilt 
welche das Eigenthum übergeben ſoll, die zu ver- genKaufs, 
kaufende Sache, und der dafür zu erlegende Preis #berbaupt 
hinlaͤnglich beſtimmt find. 

$. 13. Zur Bezeichnung der Perſon, auf welche in Anſe, 
das Eigenthum übergeben foll, iſt es genug, wenn Ne 
aus dem Vertrage erhellet, von weſſen Entſcheidung, der Com 
oder von welcher Begebenheit die nähere Beſtim⸗ahenten, 
mung abhaͤngen ſoll. 

§. 14. Die Begebenheit oder das Ereigniß 
aber, welchem die Beſtimmung der Perſon, auf 
die das Eigenthum gelangen ſoll, uͤberlaſſen worden, 
muß ſo beſchaffen ſeyn, daß ſie innerhalb einer 
gewiſſen Zeit unfehlbar eintreffen, und daß dadurch 
dieſe Perſon zuverlaßig und ungezweifelt beſtimmt 
werde. 

$. 15. Mangelt es an dieſen Erforderniſſen, fo 
iſt der Vertrag fuͤr nicht geſchloſſen zu achten. 

H. 16. Ein Gleiches findet Statt, wenn derje⸗ 
nige, deſſen Ausſpruch die Beſtimmung des kuͤnfti⸗ 
gen Eigenthümers überlaffen worden, den Ausſpruch 
zu thun ſich weigert. 1 

§. 17. Zoͤgert derſelbe mit dieſem Ausſpruche, 
und koͤnnen die Parteien über eine gewiſſe Friſt dazu 
ſich nicht vereinigen, ſo muß der Richter, auf das 
Anrufen eines oder des andern von ihnen, dieſe 
Friſt beſtimmen. 

$. 18. Erfolgt auch binnen der durch den Rich · 
ter beſtimmten Friſt kein Ausforuch, fo iſt der Ver⸗ 
trag für nicht geſehloſſen anzuſehen. 

§. 19. Zur Schließung eines gültigen Kaufs 
wird erfordert, daß der Verkäufer über das Eigen⸗ 

S 2 thum 
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thum der Sache zu verfügen berechtigt, ſo wie, daß 
der Käufer eine ſolche Sache zu erwerben und zu 
beſitzen faͤhig ſey. 


Anh. $. 12. Wenn Jemand, der kantonpflichtige Soͤhne 
hat, oder deren Einrangirung erwarten kann, alle ſelne 
Beſitzungen verkauft, und dem Gerichte nicht eine ander⸗ 
weitige Anlegung des Kauſprelſes zur bleibenden Fort⸗ 
ſetzung des Domieilii im Lande ſicher bekannt iſt, oder 
derſelbe ſolche nicht glaubhaft nachweiſet, jo ſoll das Ges 
richt dergleichen Veraͤußerung der Kanton: Revifiongs 
Commiffion anzeigen, und wenigſtens einen betraͤchtll⸗ 
chen Theil des Preiſes fo lange zurückhalten, oder ſich 
deſſen verſichern, bis daſſelbe zu einem andern Etabliſſe⸗ 
ment des Verkäufers angelegt, oder auf dle davon 
geſchehene Anzeige Verfuͤgung ergangen ſeyn wird. 


§. 20. Wer fremde Sachen oder Guͤter ver 
waltet, darf von denſelben oder ihren Nutzungen, 
ſo lange ſein Auftrag dauert, ohne die beſondere 
Bewilligung des Eigenthuͤmers nichts kaͤuflich an 
ſich bringen. 

§. 21. Der Auctionscommiſſarius und der Aus⸗ 
rufer ſollen von den Sachen, welche fie verſteigern, 
weder ſelbſt, noch durch oder für Andere etwas er⸗ 
ſtehen. 

$. 22. Bey gerichtlichen Verkaufen kann dies 
jenige Gerichtsperſon, welche die Handlung dirigirt, 
ſo wie diejenige, welche dabey das Protokoll fuͤhrt, 
nicht mitbieten. 

§. 23. Hat eine dergleichen ausgeſchloſſene Per⸗ 
fon (F. 21. 22.) die Sache dennoch gekauft, fo 
kommt es auf den Entſchluß derjenigen, welche ein 
Intereſſe dabey haben, an: ob ſie das Gebot des 
an ſich unbefugten Käufers genehmigen wollen, oder 


nicht. 
8.24 
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$. 24. Genehmigen ſie daſſelbe nicht, fo muß 
die Sache, auf Gefahr und Koften des unbefug⸗ 
ten Käufers, anderweit zum Verkauf gebracht 
werben, 

$. 25. Hat der unbefugte Käufer die erſtan⸗ 
dene Sache ſchon wirklich an ſich genommen, ſo iſt 
er bis zur beigebrachten Genehmigung der Intereſ⸗ 

ſenten für einen unredlichen Beſitzer zu achten. 
5 §. 26. Wie weit Vormuͤnder Sachen ihrer 
Pflegebefohlenen verkaufen, ſelbſt kaufen, oder im 
Namen derſelben Kaufverträge ſchließen Fönnen, iſt 
gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 18.) 

§. 27. Dadurch, daß die erkaufte Sache mit 
eines Andern Gelde bezahlt, oder für einen Andern 
beſtimmt worden, wird das rechtliche Verhaͤltniß 
zwiſchen dem Käufer und Verkaͤufer in keinem Falle 
geändert. 

b. 28. Alle Sachen, die dem freien Verkehre in Anfe 
nicht entzogen ſind, koͤnnen der Gegenſtand der Gagen 
Kaufshandlung ſeyn. (Tit. 4. §. 14 — 19) Randes, 

$. 29. Wird eine Sache nach geſchloſſenem 
Kaufe, aber vor erfolgter Uebergabe, dem Verkehre 
41 fo iſt der Kauf für nicht geſchloſſen zu 
achten. ö 
§. 30. Der Gegenſtand der Kaufehandlung 
muß fo beſtimmt oder bezeichnet werden, daß darü⸗ N 
ber kein gegruͤndeter Zweifel Statt finden koͤnne. 

$. 31. Iſt die nähere Beſtimmung des Gegen⸗ 
ſtandes, welcher verkauft ſeyn ſoll, einer kuͤnftigen 
Begebenheit überlaſſen, fo muß der Vertrag nach 
den Regeln der gewagten Geſchaͤfte beurtheiſt wer⸗ 
den. (Abſchn. 6.) 

H. 32, Iſt die verkaufte Sache nach Maaß 
und Gewicht beſtimmt, ſo wird im zweifelhaften 
Falle das marktgängige Maaß und Gewicht des 
Orts, wo die Ablieferung geſchehen ſoll, e 

ü. 33. 
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$. 33. Iſt dem Käufer die Wahl unter meh⸗ 
reren beſtimmten Sachen vorbehalten worden, und 
eine oder die andere derſelben wird, vor angeſtellter 
Wahl, es ſey durch Zufall oder durch das Zuthun 
des Verkaͤufers, vernichtet, verdorben, oder ſonſt 
abhanden gebracht, ſo iſt der Kaͤufer an den Ver⸗ 
trag nicht mehr gebunden. 

F. 34. Hat der Käufer den Verluſt vorſätzlich 
oder aus grobem Verſehen veranlaßt, ſo muß der⸗ 
ſelbe dem Käufer das Intereſſe leiſten. 

$. 35. In beiden F. 33. beſtimmten (Fällen 
baͤngt es aber von dem Känfer ab, wenn auch nur 
eine von den mehreren Sachen noch übrig iſt, bey 
dem Vertrage ſtehen zu bleiben; er kann jedoch als⸗ 
dann kein Intereſſe fordern. 

H. 36. Iſt eine von den Sachen, unter wel⸗ 
chen der Käufer die Wahl haben ſollte, durch deſ⸗ 
felben eigenes Zuthun vernichtet oder abhanden ge⸗ 
bracht worden, ſo muß der Kaͤufer bey dem Ver⸗ 
trage ſtehen bleiben; ſelbſt wenn für ihn keine Wahl 
mehr übrig wäre. 5 

H. 37. Iſt unter mehreren beſtimmten Sachen 
dem Verkäufer die Wahl, welche derſelben er dem 
Käufer gewaͤhren wolle, vorbehalten, fo findet in 
Anſehung feiner alles das Statt, was H. 33 — 36. 
wegen des Kaͤufers verordnet iſt. 

H. 38. Iſt aus dem Vertrage nicht zu erſehen: 
ob der Käufer oder Verkaͤufer die Wahl haben ſolle, 
fo kommt dieſelbe dem Käufer zu. 

§. 39. War der Gegenſtand des Kaufs ſchon 
zur Zeit des gefchloffenen Vertrages nicht mehr vor⸗ 
handen, und dieſes beiden Theilen noch unbekannt, 
ſo iſt der Kauf fuͤr nicht geſchloſſen zu achten. 

$. 40. Wußte nur der Verkaͤuſer, daß die 
Sache nicht mehr vorhanden ſey, ſo muß er dem 
Käufer das Intereſſe leiſten. 


§. 41. 


Von Kaufs⸗ und Verkaufsgeſchaͤften. 279 


F. 41. War es nur dem Käufer bekannt, und 
es iſt keine andere erlaubte Abſicht bei dem Gefchäfte 
mit Zuverläſſigkeit auszumitteln, fo muß daſſelbe, 
in Anſehung des verſprochenen, oder ſchon wirklich 
bezahlten Kaufpreiſes, nach den Regeln von Schen⸗ 
kungen beurtheilt werden. 

§. 42. War ein Theil von der Subſtanz der 
verkauften Sache ſchon zur Zeit des abgeſchloſſenen 
Vertrags nicht mehr vorhanden, und dieſes beiden 
Theilen unbekannt, ſo iſt der Vertrag fuͤr nicht ge⸗ 
ſchloſſen anzuſehen. 

H. 43. War es nur dem Käufer bekannt, fo 
beſteht der Vertrag, auch in Anſehung des verab⸗ 
redeten Kaufpreiſes. 

§. 44. War es nur dem Verkaͤufer wiſſend, 
fo iſt der Käufer an den Vertrag nicht gebunden, 
und kann von erſterem die Leiſtung des Intereſſe 
fordern. 5 

§. 45. Will der Käufer bey dem Vertrage 
ſtehen bleiben, ſo finden die Vorſchriften von der 
Gewaͤhrsleiſtung Statt. (S. 9 214.7 

§. 46. Der Kaufpreis muß in einer beſtimm⸗ 1 1 7 
ten Summe Geldes beſtehen. Kaufprei⸗ 

$. 47. Er muß entweder in ſich, oder in Be, 1% 
ziehung auf ein kunftiges Ereigniß gehörig beſtimmt 
ſeyn. „ 
§. 48. Wird der Kaufpreis durch Beziehung 
auf das Gutbefinden eines Dritten beſtimmt, jo müß⸗ 
ſen beide Theile ſich dem Ausſpruche dieſes Dritten 
unterwerfen; und auch der Käufer kann des Ein⸗ 
wandes einer Verletzung über die Hälfte (. 38. 14.) 
ſich niemals bedienen. 

9. 49. Nur allein, wenn einer oder der andere 
Theil den Dritten durch Betrug vermocht hat, den 
Preis ſo und nicht anders zu beſtimmen, er 5 

au 
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Kauf fuͤr nicht geſchloſſen zu achten, und der Be⸗ 
trüger zur Leiſtung des Intereſſe verpflichtet. 

$. 50. Haben die Contrahenten die Beſtim⸗ 
mung des Preiſes mehreren Perſonen überlaffen, 
und dieſe konnen ſich wegen des Ausſpruchs nicht 

vereinigen, ſo macht die Summe, welche der Durch⸗ 
ſchnitt ihrer zuſammengerechneten Beſtimmungen dar⸗ 
ſtellt, den wahren Kaufpreis aus. ‘ 

$ 52. Wenn auch nur einer dieſer Schieds⸗ 
richter ſeinen Ausſpruch nicht thun kann, oder denſel⸗ 
ben zu thun beharrlich verweigert (§. 16. 17. 18.), 
ſo iſt der Kauf für nicht geſchloſſen zu achten. 

§. 32. Auch durch Beziehung auf eine ander⸗ 
warts ſchon veſtſtehende Summe kann der Kaufpreis 
beſtimmt werden. { 

g. 53. Doch iſt eine ſolche Beſtimmung nur in 
fo weit für hinreichend zu achten, als die Summe, 
auf welche die Contrahenten ſich bezogen haben, mit 
Zuverlaͤſſigkeit ausgemittelt werden kann. 

H. 54. Iſt der Kauf mit Beziehung auf den 
Marktpreis eines gewiſſen Orts, ohne weitern Bei⸗ 
ſatz geſchloſſen worden, ſo iſt der mittlere Markt⸗ 
preis zur Zeit der erfolgten Abſchließung zu ver⸗ 


en. 
$. 55. Mehr, als der Verkäufer, bey Abſchlie⸗ 
ßung des Contracts, ſich ausdruͤcklich vorbedungen 
hat, kann unter dem Namen eines Weinfaufg, 
Schluͤſſel⸗, Halfter oder Trinkgeldes, nicht gefordert 
werden. 
$. 56. Iſt die Muͤnzſorte des Kaufpreiſes nicht 
beſtimmt, fo wird fie für Silber⸗Courant angenom⸗ 
men. (Tit. 5. §. 257. 258. 259.) 
§. 57. Ein Kaufpreis von Zehn Thalern und 
weniger darf nur in Scheidemuͤnze, wenn aber der⸗ 
ſelbe zwar uͤber Zehn, doch unter Dreißig Thaler 
betraͤgt, ſo muß er, im Mangel ausdruͤcklicher 25 
im: 
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ſtimmung, halb in Courant und halb in Scheide⸗ 2 
muͤnze entrichtet werden. 

§. 58. Der Einwand, daß der Kaufpreis mit Von der 
dem Werthe der Sache in keinem Verhaͤltniſſe ſtehe, „mil. 
iſt für ſich allein den Vertrag zu entkraften nicht die hälfte. 
hinreichend. 

H. 59. Iſt jedoch dieſes Mißverhaͤltniß fo groß, 
daß der Kaufpreis den doppelten Betrag des Werths 
der Sache uͤberſteigt, fo begruͤndet dieſes Mißver⸗ 
haͤltniß, zum Beſten des. Käufers, die rechtliche 
Vermuthung eines den Vertrag entkraͤftenden Irr⸗ 
thums. (Tit. 4. H. 75. 1d.) : 

H. 60. Wird dieſe Vermuthung durch die 
uͤbrigen, bey den Unterhandlungen und bey Abſchlie⸗ 
ßung des Vertrages vorgefallenen Umſtaͤnde nicht 
gehoben, ſo iſt der Käufer die Aufhebung des Ver⸗ 
trages zu ſuchen berechtiget. (8. 250, 14g.) 

$. 61. Die Ausmittelung des Werths, zur Be⸗ 
gründung dieſes Einwandes, kann nur durch die Ab⸗ 
ſchaͤtzung vereideter Sachverſtaͤndigen erfolgen. 

$. 62. Dabey muß auf den Werth, welchen 
die Sache zur Zeit des abgeſchloſſenen Vertrags ge⸗ 
habt hat, Rückſicht genommen werden. 2 

$. 53. Doch wird eine Veränderung des Werths 
in der Zwiſchenzeit, von der Abſchließung des Kaufs 
bis zur Abſchätzung, nicht vermuthet. 

§. 64. Sind die geſetzlich vorgeſchriebenen oder 
ſonſt landüblichen Abſchaͤtzungsgrundſaͤtze verändert 
worden, ſo muß auf diejenigen, welche zur Zeit des 
geſchloſſenen Kaufs Statt gefunden haben, Ruͤckſicht 
genommen werden. 

$: 65. Der Käufer kann dieſes Einwandes fih, 
nicht bedienen, wenn er demſelben ausdrücklich eue⸗ 
ſagt hat. 

§. 66. Auch alsdann nicht, wenn aus dem 
Vertrage ſelbſt, aus der Beſchaffenheit ſeines Ge⸗ 

5 gen⸗ 
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genftandes, oder aus den vor und bey der Abſchlie⸗ 
ßung deſſelben vorgefallenen Umſtänden erhellet, daß 
bey Beſtimmung des Kaufpreifes nicht auf den ges 
meinen, ſondern auf den außerordentlichen Werth 
der Sache Rückſicht genommen worden. 

$. 67. Ferner alsdann nicht, wenn der Käufer 
die Sache ſelbſt nicht mehr zurückgeben kann. 

$. 68. Endlich, wenn er innerhalb der Tit. 5. 
H. 343. beſtimmten Friſt die Aufhebung des Ver⸗ 
trages aus dieſem Grunde nicht nachgeſucht hat. 

§. 69. Der Verkaͤufer kann den Kauf aus dem 
Grunde, daß der Werth der Sache den Betrag des 

Kaufpreiſes ſelbſt mehr als doppelt uͤberſteige, nicht 

anfechten. 


Von fine F. 70. Geſchaͤfte, bey welchen ein Kaufpreis 
e aur zum Schein veſtgeſetzt worden, koͤnnen nach den 


Regeln des Kaufs nicht beurtheilt werden. 
$ 71. Ob das wahre unter einem ſolchen 
Scheinkaufe verborgene Geſchaͤft güftig ſey oder nicht, 
iſt nach den eigenthuͤmlichen Regeln dieſes Geſchaͤf⸗ 
tes zu beurtheilen. 
$. 72. Iſt bloß die Summe des Kaufpreiſes 
in dem Juſteumente höher oder niedriger, als die 
Parteien denſelben verabredet haben, zum Scheine 
beſtimmt worden, fo entſteht daraus an und für 
ſich noch keine Unguͤltigkeit des Vertrages. 
$. 73. Vielmehr muß alsdann der Preis unter 
den Contrahenten nach der wahren auf eine an ſich 
rechtsguͤltige Weiſe getroffenen Verabredung beſtimmt 
werden. 
§. 74. Iſt der wahre Preis nur muͤndlich ver⸗ 
abredet worden, ſo finden, je nachdem die Uebergabe 
bereits geſchehen iſt, oder nicht, die Vorſchriften des 
Fünften Titels §. 155. [ag. Anwendung. 
$. 75. Von der Form der Kaufverträge gilt 
alles das, was von der Form der Verträge über- 
haupt, 
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haupt, und derjenigen, welche über das Eigenthum 
unbeweglicher Sachen geſchloſſen worden, inſonder⸗ 
heit oben verordnet iſt. (Tit. 5. §. 109. Jad: Tit. 10. 

$. 15. 16. 17.) 

H. 76. Ein gültig abgeſchloſſener Kauf zieht die Verbind⸗ 
Wirkung nach ſich, daß der Verkäufer zur Uleber⸗ Uhfiten 
gabe der Sache, der Käufer aber zur Zahlung des käufers, 

Kaufpreiſes verpflichtet wird. 

8. 77. Was von der Uebergabe und Befiger- a) ur ue 
greifung überhaupt verordnet iſt, gilt auch von der beigabe, 
Uebergabe der verkauften Sachen. (Tit. 7. §. 58. lad.) 

§. 78. Die Sache muß vollſtaͤndig, und mit b) in An 
allen zu ihr gehoͤrenden Pertinenzſtuͤcken uͤbergeben 0 8 8 5 
werden. nenzſtuͤcke. 

8. 79. Iſt wegen letzterer im Vertrage nichts 
Beſonderes verabredet, ſo treten die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ein. (Tit. 2. §. 42. ag.) 

$. 80. Derjenige unter den Contrabenten, wel⸗ 
cher mehr oder weniger, als die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen mit ſich bringen, zum Zubehör gerechnet 
wiſſen will, muß ſich dieſes ausdrücklich vorbe⸗ 
dingen. 

85 81. Fehlen Pertinenzſtuͤcke, die zur Zeit des 

geſchloſſenen Kaufs vorhanden waren, oder ſolche, 
die nach geſetzlicher Beſtimmung (Tit. 2. 8. J.) als 
Theile der Subſtanz anzuſehen ſind, ſo muß der 
Verkaͤufer die Gewehr dafür leiſten. 

$. 82. Iſt ein Grundſtuͤck nach einem gewiſſen 
Inventario verkauft worden, ſo darf an Zubehör. 
weder mehr noch weniger, als in dieſem Inventario 
enthalten iſt, uͤberliefert werden. 2 

$. 83. Iſt ein Landgut, wie es ſteht und liegt, Bey Wen 
verkauft, fo wird unter dem Zubehör alles das be⸗ Pale in 
griffen, was zur Zeit des geſchloſſenen Kaufs in oder und 
bey demſelben vorhauden, und zum Nutzen, oder Vogel. 
zur Bequemlichkeit im Betriebe der Wirthſchaft 55 

or⸗ 
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forderlich, oder dazu ſchon bisher im Gebrauche ge⸗ 
weſen iſt. 

$. 84. Dahin gehören beſonders alle auf dem 
Gute vorhandene Früchte und Vorraͤthe, fie mögen 
geſammelt, zugewachſen, oder verkauft ſeyn. 

§. 85. Inſonderheit alles geſchlagene und noch 
unverkaufte Holz. \ 

$. 86. Desgleichen alles auf dem Gute befind- 
liche Zug, Nutz und junge Vieh, wenn es auch 
ſonſt, nach geſetzlichen Beſtimmungen, zu den In⸗ 
ventarienſtücken nicht zu rechnen ware. 

9. 87, Dagegen dürfen auch, wenn das nach 
geſetzlichen Beſtimmungen erforderliche Zubehör nicht 
vornanden iſt, die fehlenden Stücke nicht erſetzt 
werden. — 

$. 88. Iſt ein Haus, wie es ſtehe und liegt, 
verkauft worden, fo gebuͤhren dem Käufer, noch 
außer dem geſetzlichen Zubehoͤr, ſo weit daſſelbe 
vorhanden iſt, alle Möbeln, welche zur Zeit des ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufs in dem Haufe befindlich, und zur 
bequemen Wohnung erforderlich oder dienlich ſind. 

§. 89. Zu einer Fabrike, oder andern Werk⸗ 
ſtätte, wenn fie in Pauſch und Bogen, oder wie 
alles ſteht und liegt, verkauft worden, werden die 
vorhandenen Vorrathe, ingleichen die in der Arbeit 
befindlichen Materialien, nicht aber die ſchon perfer⸗ 
tigten Waaren, als Zubehoͤr gerechnet. 

§. 90. Bey einem auch in Pauſch und Bogen 
verkauften Kramladen, ſind dennoch die Waarenvor⸗ 
värbe, im zweifelhaften Falle, nicht für mitverkauft 
anzuſehen. 

§. 91. Dagegen werden zu einer ſolchergeſtalt 
verkauften Bibliothek oder Naturalienſammlung, auch 
Bildſaͤulen und andere Sachen, die bisher zur Aus⸗ 
zierung der Bücherſchranke und Naturalienbehalt⸗ 
niſſe gebraucht worden, mit gerechnet. $ 

„92. 
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$. 92. Iſt keine Zeit zur Uebergabe beſtimmt, Zeit und 
fo kann der Käufer dieſelbe, gegen Erfüllung der Risen 
feiner Seits übernommenen Verbindlichkeiten, ſofort gabe, 
verlangen. 

§. 93. Uebergabe der Sache und Zahlung des 
Kaufpreiſes muß, wenn nicht ein anderes verabredet 
worden, an demſelben Orte gefcheben, 

§ 94. Uebrigens finden, wegen des Orts und 
der Zeit, die allgemeinen im Titel von Verträgen 
enthaltenen Beſtimmungen auch hier Anwendung. 

(Tit. 5. H. 230 — 25 l.) 

9. 95. So lange der Verkaͤufer dem Käufer in Anſe⸗ 
die Sache noch nicht übergeben hat, bleibt be allen Gare 
freiwilligen Verkaufen, wenn fie nicht in Pauſch der kaßten 
und Bogen geſchloſſen, oder ſonſt ein Anderes aus- unge 
drücklich verabredet worden, Gefahr und Schade bis surlter 
dem Verkaͤufer zur Loft. (§ 342. bergabe. 

§. 96. Dies finder Statt, ſelbſt wenn die Ueber⸗ 
gabe durch einen bloßen Zufall verzoͤgert wird. 

$. 97. Wird die Uebergabe durch Schuld des 
Verkaͤufers aufgehalten, ſo haftet derſelbe nicht nur 
für den an der Sache entſtandenen Schaden, ſondern 
auch, wenn Vorſatz oder grobes Verſehen von ſei⸗ 
ner Seite bey dem Verzuge zum Grunde liegt, fuͤr 
den dem Käufer entgangenen Vortheil. 

8. 98. Hat aber der Käufer den Verzug der 
Uebergabe verſchuldet, ſo haftet der Verkaͤufer nur 
für einen ſolchen Schaden, der an der Sache durch 
feinen Vorſatz oder grobes Verſehen entſtanden iſt. 

H. 99. In allen Fallen, wo die Uebergabe 
ohne Schuld des Verkaͤufers aufgehalten wird, kann 
derſelbe von aller Verantwortung gegen den Käufer 
dadurch, daß er die Sache zur gerichtlichen Aufjicht 
und Verwahrung übergiebt, ſich befreien. 

$. 100. Wird die verkaufte Sache, noch vor 
der Uebergabe, durch einen Zufall gänzlich zerftöre 
oder 


—— — 


— — 
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oder vernichtet, dergeſtalt, daß gar keine Uebergabe 
erfolgen kann, ſo wird der Contract fuͤr aufgehoben 
geachtet. (Tit, 5. $. 364. [gg. 

§. 101. Iſt die Uebergabe durch Schuld des 
Verkäufers aufgehalten worden, fo haftet dieſer dem 
Käufer zur Schadloshaltung, nach Verhaͤltniß des 
Grades feiner Verſchuldung. (Tit. 6. §. 10, Iq.) 

§. 102. Hat der Käufer durch feine Schuld 
die Uebernahme verzögert, fo kann der Verkaͤufer 
Schadloshaltung fordern. # 

$. 103. Zu dieſer Schadloshaltung gehört auch 
die Bezahlung des bedungenen Kaufpreiſes, ſobald 
der Käufer, auch nur durch ein mäßiges Verſehen, 
Schuld daran iſt, daß die Sache nicht zur gehoͤri⸗ 
gen Zeit von ihm übernommen worden. 

H. 104. Wenn nicht bloß der Verzug der Ue⸗ 
bergabe, ſondern der Verluſt der Sache ſelbſt, wel⸗ 
cher die Uebergabe unmöglich macht, durch das Ver⸗ 
ſchulden eines oder des andern Theils entſtanden iſt, 
ſo hat es bey den allgemeinen Vorſchriften des Titels 
3 Vertragen fein Bewenden. (Tit. 5. §. 360. 363. 

2 
82 105. So lange der Verkaͤufer die Gefahr 
und Laſten der Sache zu tragen ſchuldig iſt, koͤnnen 
demſelben in der Regel auch die Nutzungen nicht 
benommen werden. 

$. 106. Pacht» und Miethzinſen werden zwi⸗ 
ſchen dem Käufer, und Verkäufer, nach Verhältniß 
ihrer Beſißzeit, getheilt. 

§. 107. Geldzinſen, Korupaͤchte der Untertha⸗ 
nen, Zehenden, Dienſtgelder, Abſchoß und andere 
Hebungen dieſer Art, gebuͤhren dem Kaͤufer, ſo weit 
fie nach der Uebergabe fällig find, 

§. 108. Was der Subſtanz der Sache, nach 
geſchloſſenem Vertrage, durch natürliche An» und Zus 
wuͤchſe noch beitritt; und davon, zur Zeit der 15 

er⸗ 
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bergabe, vermoͤge des gewoͤhnlichen Nutzungsrechts 
noch nicht abgeſondert iſt, gehört dem Käufer, und 
muß ihm mit der Sache zugleich uͤbergeben werden. 

§. 109. Keiner der Contrahenten kann, wider 922% 
des andern Willen, Sache und Kaufgeld zugleich 
nutzen. 

5 110. Hat alſo der Verkäufer das Kaufgeld 
ganz oder zum Theil empfangen, ſo muß er, wenn 
nicht ein Anderes verabredet iſt, das Erhaltene bis 
zur Uebergabe landuͤblich verzinſen. 

$. 111. Hat der Käufer die Uebernahme ver⸗ 
zoͤgert, ſo kann der Verkaͤufer, ſtatt der Verzinſung, 
zur Berechnung und Auslieferung der gezogenen 
Nutzungen ſich erbieten. 

$. 112. Dabey darf der Verkäufer bloß für 
ein grobes Verſehen haften. 

$. 113. Iſt der Verkäufer Schuld an der ver⸗ 
zoͤgerten Uebergabe, fo kann der Käufer von ihm 
den hoͤchſten bey Perſonen feiner Claſſe zuläßigen 
Zinsſatz fordern. 

$. 114. Liegt Vorſatz oder grobes Verſehen bey 
der Zoͤgerung des Verkäufers zum Grunde, ſo kann 
der Käufer, ſtatt der Verzinſung, Rechnungslegung 
über die gezogene Nutzung fordern. 

$. 115. Dabey haftet der Verkäufer auch für 
ein geringes Verſehen. 

$. 116. Iſt die Zahlung des Kaufgeldes aus⸗ 
drücklich vor der Uebergabe bedungen, oder freiwillig 
ohne Vorbehalt geleiſtet worden, ſo darf der Ver⸗ 
käufer, fo lange die Uebergabe nicht durch feine 
Schuld verzoͤgert wird, weder Zinſen zahlen, noch 
Nutzungen berechnen. 

H. 117. Iſt eine Sache in Pauſch und Bogen E 
oder wie fie ſteht und liegt, verkauft, fo übernimmt Verkau⸗ 
der Käufer, gleich nach unterzeichnetem Coutracte, aueh 
nebſt allen Nutzungen und Rechten, zugleich diejeni⸗ 5 Bo 

gen en. 
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gen Gefahren und Laſten, die ihn ſonſt erſt nach 
der Uebergabe würden getroffen haben. 

§. 118. Bleibt in einem ſolchen Falle der Ver⸗ 
käufer, nach unterzeichneten Contracte, bis zur Ue⸗ 
bergabe, im Beſitze der Sache, ſo hat er, in An⸗ 
ſehung der Nutzungen ſowohl, als der Laſten und 
Gefahren, nur die Rechte und Pflichten eines Ver⸗ 
walters fremder Sachen. (Tit. 14. Abſchn. 2.) 

$ 119. Davon kann er ſich jedoch, bey einem 
durch Zufall oder durch Schuld des Käufers ent⸗ 
ſtehendem Verzuge der Uebergabe, durch Ausant⸗ 
wortung der Sache zur gerichtlichen Aufſicht und 
Verwaltung befreien. 

$. 120. Wird aber die Sache vor der Ueber⸗ 
gabe, durch Zufall oder Schuld des Verkäufers der⸗ 
geſtalt vernichtet, daß gar keine Uebergabe mehr er⸗ 
folgen kann, ſo trifft dieſer Verluſt den Verkaͤufer. 


11 F. 121. Iſt ein Inbegriff von Sachen gekauft 
don Sa, worden, fo wird ein folches Gefchäft, in Anſehung 


von Sa⸗ 
chen. 


Wie die 
Uebergab 
geleitet. 
werden 
muͤſſe. 


der Nutzungen und Gefahren dem Kaufe in Pauſch 
und Bogen gleich geachtet. 8 
9. 122. Iſt die Zahl der Stuͤcke bloß zur na⸗ 
bern Bezeichnung des Inbegriſſs angegeben worden, 
ſo wird dadurch die Natur des Kaufs, als eines in 
Pauſch und Bogen geſchloſſenen, nicht geaͤndert. 

§. 123. Hat ſich aber der Käufer eine gewiſſe 
Zahl von Stuͤcken aus einem Inbegriffe vorbedun⸗ 
gen, ſo finden die unten H. 207. [gg gegebenen 
Vorſchriften Anwendung. 

$. 124 Der Verkaͤufer muß die Uebergabe fo 


eleiſten, daß der Käufer dadurch in den Stand geſetzt 


werde, uͤber die gekaufte Sache nach dem Inhalte 

des Contracts zu verfügen. 

gh. 125. Bey Grundſtücken iſt zwar die gericht⸗ 

liche Zuſchreibung im Hypothekenbuche für ſich allein 

zur Uebergabe noch nicht hinreichend; Saar 
. 126, 
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$. 126. Es gehoͤrk aber mit zu den Pflichten 
des Verkaͤufers, daß er alles chue, was von ſeiner 
Seite erforderlich iſt, um dieſe gerichtliche Zuſchrei⸗ 
bung an den Käufer zu bewirken. ur 
H. 127. Ueberhaupt muß die Uebergabe. nachr 
den Vorſchriften des Siebenten Titels H. 58. Lad 
erfolgen. 5 
5 128. Unter Abweſenden iſt die Uebergahebeſvndere 
beweglicher Sachen vollzogen, ſo bald die eg 
dem ‚Bevollmächtigten des Käufers ausgehändigt, ı, 
oder auf die Poſt gegeben, oder, dem Fuhrmanne 
oder Schiffer überliefert worden, 5 5 
.$. 129. Doch muß die Ubeenachung entwe⸗ 
der nach der Anweiſung des Käufers geſchehen, 
oder von dieſem die Art derſelben dem Gutbefinden 
des Verkaͤufers, ausdrücklich oder ſtillſchweigend, 
überlaffen worden ſeyn. 5 3 
§. 130, Auch wird, wenn durch eine ſolche 
Uebergabe Elgenthum und Gefahr auf den Kaufen 
übergehen ſoll, vorausgeſetzt, daß der Kauf ſelbſt 
unter den abweſenden Parteien vollig abgeſchloſſen 
worden. { j 
§. 131. Erfolgt der Abſchluß des Kaufs erſt⸗ 
wahrend der Zeit, daß die Sache oder Waare unter⸗ 
weges iſt, ſo geht erſt von dem Augenblicke an, wo⸗ 
der Vertrag zu Stande gekommen iſt, Eigenthum 
und Gefahr auf den Käufer uͤber⸗ 
§. 132. Hat der Käufer, zur Zeit des abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages noch nicht gewußt, daß die 
Sache ſchon unterweges ſey, jo uͤberkommt er Ei⸗ 
genthum und Gefahr erſt von dem Zeitpunkte an, 
wo er die Art der Verſendung erfaͤhrt, und ſolche 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt. 
133. In allen Fallen (§. 129 — 132.) gilt 
es für eine ſtillſchweigende Genehmigung der von 
dem Verkaͤufer gewahlten Art der Uebermachung, 
Auge, Lands. . Band. x wenn 
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wenn der Käufer, auf die erſte davon erhaltene Nach- 
richt, feine Mißbilligung derſelben nicht mit der erſten 
abgehenden Poſt erklaͤrt hat. 
$. 134. Iſt der Käufer in der Zwiſchenzeit von 
der nach b. 128 vollzogenen Uebergabe, bis zu dem 
Zeitpunkte, wo die Sache in ſeinem Wohnorte wirk⸗ 
lich ankommt, in Coucurs verſunken, ſo kann der 
Verkäufer die Sache, nach naͤherer Beſtimmung der 
Concursordnung, in Natur zurücknehmen. 
55 55 $. 135. Der Verfäufer iſt ſchuldig, dem Kaͤu⸗ 
wäbrslei⸗ fer die Sache ſo zu gewaͤhren, daß dieſer dieſelbe be- 
Kung über: dungenermaßen als ‚fein Eigenthum befigen, nutzen, 
baukt. und darüber verfügen konne. 
aal de $. 136. Er muß alſo auch den Käufer gegen 
die An; "alle Ansprüche eines Dritten auf die verkaufte Sa⸗ 
EG che vertreten. 
ten. H. 137. Der Kaͤufer kann jedoch ſeinem Rechte, 
Gewaͤhrsleiſtung zu fordern, guͤltig entſagen. 
§. 136. Dergleichen Entſagung darf aber nicht 
auf den Fall ausgedehnt werden, wenn der Verkaͤu⸗ 
fer den Anſpruch des Dritten gewußt, und ihn 
dem Känfer nicht angezeigt, oder wenn er dieſen 
Anſpruch durch „feine eigenen Handlungen begruͤn⸗ 
det hat. 
$. 139. Haben beide Theile ausdruͤcklich über 
eine fremde Sache contrahirt, fo iſt das Geſchaͤft 
als ein Vertrag, wodurch die Handlung eines Drit⸗ 
ten verſprochen worden, zu beurtheilen. (Tit. 5. 
$. 40. dd) 
§. 140. Dadurch, daß Jemand der Erbe desje⸗ 
nigen geworden iſt, der ſeine Sache, ohne ſeine Ge⸗ 
nehmigung, an einen Andern verkauft hat, wird er 
zwar ſein Eigenthum auf die Sache geltend zu machen 
nicht verhindert; 


9. 141. 
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F. 141. Er muß aber als Erbe dem Käufer, ſo 
weit ſein Erbtheil dazu binveicht, eben das leiſten, 
wozu der Erblaſſer verpflichtet geweſen. 

$ 1342. Iſt er des Verkäufers Erbe ohne Vor⸗ 
behalt geworden, ſo kann er den von dieſem geſchloſſenen 
Verkauf nicht anfechten. 


$. 143. Ein Käufer, welcher von einem Dritten 
über die erkaufte Sache in Anſpruch genommen wird, 
muß, wenn er die Gewährsleiſtung von dem Verkaͤu⸗ 
fer fordern will, dieſen zu ſeiner Vertretung gerichtlich 
vorladen laſſen. 

§. 144. Dieſe Aufforderung muß ſogleich, als 
dem Käufer die Klage des Dritten behändige wor⸗ 
den, ſpaͤteſtens aber, bis zum Juſtructionstermine 
geſchehen. 

F. 145. Wird die Aufforderung verabſaumt, 
ſo geht zwar das Recht des Käufers, Gewaͤhrslei⸗ 
ſtung von dem Verkäufer zu fordern, noch nicht 
verloren; 

$, 146. Der Käufer muß aber alle Gründe und 
Beweismittel, welche der Verkäufer gegen den Deit⸗ 
ten härte an die Hand geben können; und wopon er 
ſelbſt in dem Prozeſſe mit dieſem keinen Gebrauch ge⸗ 
macht bat, nach näherer Beſtimmung der Prozeßorde 
nung, wider ſich gelten laſſen. 

H. 147. Was vorſtehend von dem Falle werord⸗ 
netliſt, wenn der Käufer den Prozeß mit dem Dritten 
ohne Zuziehung des Verkäufers ausführt, gilt auch 

alsdarin, wenn er ſich, ohne deſſen Zuziehung, mik 
dem Dritten verglichen bat, 

8. 148. Der Nothwendigkeit einer gerichtlichen 


Aufforderung kann durch Verkrage gültig. encſage 
werden. 


H. 149. Der Käufer kann ſich der VBerretuug 
balber nur an feinen unmittelbaren Verkaͤufer hal⸗ 
za ten, 
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ten, und muß es dieſem überlaffen, auf feinen Vor⸗ 
maun zurüuͤckzugehen. u 75150 
§. 150. Iſt jedoch der unmittelbare Vrrkaͤu⸗ 
fer in Coneurs verſunken; oder hat er die König; 
lÜlcchen Lande verlaſſen; oder iſt ſein Aufenthalt un⸗ 
bekannt; fo ſteht dem Kaͤufer frey, ſich an deſſen 
Vormann zu halten, und dieſen zu feiner Wertre⸗ 
tung aufzufordern. 5 
S. 151. Er muß ſich aber von demſelben alle 
Einwendungen gefallen laſſen, welche dieſer ſeinem 
unmittelbaren Hintermanne entgegen zu ſetzen be⸗ 
rechtiget waͤre . 1 a 
$. 152, , Was vorflehe 143 — IST. von 
der Nothwendigkeit, den, welcher die Gewähr lei⸗ 
ſten ſoll, zur Vertretung gegen den Dritten aufzu⸗ 
fordern, bey dem Kauſsgeſchaͤfte vorgeſchrieben iſt, 
gilt auch bey allen andern Verttaͤgen, aus welchen 
ein Contrahent von dem andern Gewaͤhrsleiſtung 
fordert. (Tit. J. §. 317. Ia.) 
Wos bey, F. 153, So weit, die Parteien über. das, was 
ber Verkäufer deut Käufer, als Schadlosaftung 
der Bere für den Anſpruch des Dritten, vergüten ſolle, ſſeh 
Koffer nbeſonders vereinigt haben, hat es dabey lediglich 
leiten basfgin Bewenden. ; 
15 Cache g. 154. Iſt nichts verabredet worden, und 
dem Käwerhält der Käufer, als kedlicher Beſitzer, fuͤr die 
bh a ihm ganzlich entzogene Sache von dem Deitcen Er⸗ 
ſatz des dafür gezahlten Kaufgeldes, und der auf 
die Sache derwendeten Kosten, ſo kaun er dieſer⸗ 
halb an den Verkäufer keinen Anſpruch machen. 
(Tit. 15. 9 25, aq.) ; 
FS. 155. Vielmehr haftet der Verkaͤufer nur, 
nach Verhältniß ſeiner obwaltenden Verſchuldung, 
dem Käufer. für den etwa noch außerdem bey dem 
Kaufsgeſchafte erlittenen wirklichen Schaden. 


8.156. 
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5. 156. Zu dieſem Schaden gehören“ auch die 
auf den Kauf verwendeten, ingleichen die bey dem 
Prozeſſe mit dem Dritten aufgelaufenen Koſten. 

H. 157. Zinſen des Kauſgeldes kann ein ſol⸗ 
cher Käufer von dem Verkäufer nur ſeit dem Zeit⸗ 
punkte fordern, wo er, mit der Sache zugleich, die 
Nutzungen derſelben dem Dritten hat herausgeben 
muͤſſen. 7 Be 

5.158. Uebrigens bleiben dem Dritten, we⸗ 

gen des Kaufgeldes, das er dem Käufer, als redli⸗ 
chen Beſitzer, verguͤten, und wegen der Nutzungen, 
die er demſelben hat überlaſſen muͤſſen, ſeine Rech⸗ 
te zur Entſchuͤdigung, gegen den Verkaͤuſer, in 
fo fern dieſer ein unredlicher Beſitzer geweſen iſt, 
vorbehalten. 
9. 159. Hat der Käufer gewußt, daß er eine 
fremde Sache kaufe, und muß er dieſelbe hiernächſt, 
als unredlicher Beſitzer, dem wahren Eigenthümer 
unentgeldlich zurückgeben, ſo kann er dennoch keine 
Gewährsleiſtung von dem Verkäufer fordern. 

§. 160. Hat auch der Verkaͤufer gewußt, daß 

er eine fremde Sache, als. feine eigene, verkauft, fo 
füllt: alles, was er aus dem Vertrage an Kaufgeld 
oder ſonſt erhalten hat, dem Fiskus anheim. 
. 161. Wird der Kaufer bloß deswegen, weil 
er bey Erkaufung der Sache nicht die gehörige 
Vorſicht angewendet, in Ruͤckſicht des wahren Ei⸗ 
genthümers einem unredlichen Beſitzer gleich geach⸗ 
tet, (Tit. 7. §. 12. Id.), ſo muß ihm der Verkäu⸗ 
fer das erhaltene Kaufgeld zurückgeben. 

$. 162. Auch iſt der Verkäufer noch außerdem 
einem ſolchen Käufer, nach näherer Beſtimmung 
§. 155. 156., zur Schadlos haltung verhaftet. 7 
S. 163. War der Verkaufer ein uuredlicher 
Befiger, ſo muß er von dem Zeitpunkte aun, wo der 
Känſer die Nutzungen der Sache hat 9 
«I 9 muls 
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muͤſſen, den erhaltenen Kaufpreis verzinſen, oder die 
von dem Käufer erhaltenen Zinſen deſſelben zurück⸗ 
wenn ue 2 
nur Seile H. 164. Iſt durch den Anſpruch des Dritten 
oder Fertü nicht die ganze Sache, ſondern nur ein Theil oder 
rigen Pertinenzftüch, oder eine damit verkaufte Gerechtig⸗ 
worden keit, dem Käufer entzogen worden, ſo finden wegen 
ring Fälle, wo der Käufer von dem ganzen Bertra⸗ 
von bent ge zurücktreten kann, die Vorſchriften des Fuͤnften 
Ange Titels H. 325. lag. Anwendung. 82 
ten kahn . 165. Kann und will der Käufer von dieſer 
und wil. Befügniß Gebrauch machen, ſo muß der Verkau⸗ 
fer, gegen Zurüuͤckgabe des Ueberreſtes der Sache, 
das ganze erhaltene Kaufgeld wieder erſtatten. 
§. 166. Doch muß davon, zu feinen Vor⸗ 
theile, dasjenige, was etwa der Dritte dem Käu⸗ 
fer, als redlichem Beſitzer, zu vergüten hat, abge⸗ 
rechnet werden. 1 
$ 167. Die Zinſen des Kaufgeldes werden 
allemal gegen die von dem Käufer gezogenen Nu⸗ 
ungen compenſirt. 1 
§. 168. Wegen der anderweitigen Schäden und 
Koſten finden, je nachdem der Käufer auch in Anſe⸗ 
hung dieſes einzelnen Theils u. ſ. w. ein redlicher 
oder unredlicher Beſitzer geweſen iſt, die Vorſchriften 
g. 154. 155. 156. 159. 161. 162. Anwendung: 
BI. Wenn . 169. Kann oder will der Käufer in dem 
alle des F. 164. niche zurücktreten, ſo gelten in 
dag, oder Anſehung dieſes Theils oder Zubehoͤrs, eben die 
al 8 wie in Anſehung des Ganzen. (F. 144 
— 163, 
§. 170. Der Werth des entzogenen Theils, 
Zubehoͤrs, oder Rechts, muß, wenn das Ganze 
nach einem Anſchlage verkauft worden, nach dieſem, 
ſonſt aber nach der Abſchaͤtzung vereideter Sachver⸗ 
ſtaͤndigen beſtimmt werden. 5 
8. 171 
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$. 171. Doch kann der Käufer, auch wenn ihm 
Vergütung zukommt, dieſelbe nur nach Verhältniß 
des Anſchlags oder der Taxe des Ganzen, gegen den 
verabredeten mindern Kaufpreis fordern. 2 

§. 172. Nach eben den Grundſätzen, wie der 
Werth eines entzogenen Theils oder Zubehoͤrs zwi⸗ 
ſchen dem Kaͤufer und Verkaͤufer beſtimmt wird, 
muß derſelbe auch zwiſchen dem Käufer, wenn er 
redlicher Beſitzer war, und dem wahren Eigenthüs 
mer, welcher ihm Verguͤtung zu leiſten hat, veſtge⸗ 
ſetzt werden. 

§. 173. Iſt ein Inbegriff beweglicher Sachen 
verkauft worden, und der Kaͤufer kann oder will 
nicht den ganzen Kauf aufheben (Tit. 5. H. 339. 
fgg-), ſo findet wegen des entzogenen einzelnen 
Stückes aus einem ſolchen Inbegriff alles Statt, 
was wegen entzogener einzelner Sachen überhaupt 
Rechteus iſt. j 

$. 174. Iſt bey dem Kaufe um den Inbegriff ein 
beſonderer Preis für jedes Stück verabredet worden, 
fo dient dieſer bey der dem Käufer ge buͤhrenden Ver⸗ 
guͤtung zum Maaßſtabe. 

$. 175. Fur die auf einem Grundſtuͤcke haften⸗Gewſhr⸗ 
den gemeinen Laſten darf der Verkäufer une alsdannlifung für 
Vertretung leiſten, wenn er dieſelben in Abrede ge⸗Sache hat 
ſtellt, oder die Vertretung ausdrücklich uͤbernom⸗ enen Le. 
men hat. 0 

a Iſt der Verkauf nach einem Anſchlage 
geſchehen, fo muß der Verkäufer die darin nicht abge⸗ 
zogenen gemeinen Laſten vertreten. 

9. 177. Hat jedoch der Käufer nicht den ganzen 
angeſchlagenen Werth bezahlt, fo kann er die Vergü⸗ R 
tung nur nach Verhaͤltniß des Kaufpreiſes gegen den \ 
Anſchlag fordern. 

§. 178. Werden zwiſchen der Zeit des geſchloſ⸗ 
ſenen Kaufs und der erfolgenden e 

rund⸗ 
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Grundſtuͤcke neue öffentliche fortwährende Laſten oder 
Abgaben aufgelegt, fo kann der Käufer von dem 
Vertrage zurücktreten, 5 

$. 179. Will er dieſes nicht, fo muß er die 
neiie Laſt übernehmen, und kann dafür keinen Nach⸗ 
laß am Kauſpreiſe fordern. 

$. 180. Kriegsſteuern, Brandſchatzungen und 
außerordentliche Laſten, welche erſt nach geſchloſſe⸗ 
nem Kaufe, oder erſt nach erfolgter Uebergabe, auf 
die einzelnen Grundſtuͤcke vertheilt werden, muß 
der Verkaͤufer tragen, in ſo fern die Verbindlich⸗ 
keit zu der Eutrichtung einer ſolchen beſondern Laſt 
oder Abgabe ſchon vor der Uebergabe vorhanden 
geweſen iſt. 
6. 187. Wenn alſo, zum Beiſpiel, der Feuer⸗ 
ſchade, welcher durch Beitraͤge von den in die Feuer⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft eingeſchriebenen Grunde 
ſtuͤcken vergütet werden muß, ſchon vor dem Verkau⸗ 
fe, oder vor der Uebergabe eines zu dieſer Geſellſchaft 
gehörenden Grundſtücks ſich ereignet hat, ſo muß der 
Verkaͤufer den auf dieſes Grundſtück fallenden Bei 
trag leiſten, wenn auch derſelbe erſt nachher ausge⸗ 


ſchrieben wird. H 
F. 182. Auch für alle Rückſtande oͤffentlicher 


Abgaben und Laſten, welche in die Zeiten vor der 
ee treffen, muß der Verkäufer dem Käufer 
haften. 

§. 183. Privatdienſtbarkeiten, Laſten und Ab⸗ 
gaben, welche nicht allen Grundſtucken derſelben Art 
in der Provinz gemein zu ſeyn pflegen, iſt der Ver⸗ 
käufer dem Käufer bey der Kaufs handlung anzuzei⸗ 
gen, oder zu vertreten ſchuldig. 
9. 184. Die auf dem Gute haftenden Privat 
ſchulden und Verbindlichkeiten muß der Verkäufer 
allemal vertreten, wenn der Käufer dieſelben nicht 
aus druͤcklich übernommen hat. 
3 F. 185. 
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— 


§. 185. Die Umwiffenheie des Verkaͤufers von 
dergleichen auf dem Grundſtücke haftenden Laſten 
(5. 180 — 184.) befreiet denſelben keinesweges von 
der Vertretung. 

§e 186. Auch alsdann, wenn der Kauf in 
Pauſch und Bogen geſchloſſen worden, iſt der Ver⸗ 
kaͤufer von Vertretung dieſer Laſten nicht ſrey. } 

§. 187. Es wäre denn, daß die Abſicht der 
Parteien, dieſerhalb keine Vertretung fordern und 
leiſten zu wollen, aus dem Inhalte des Contracts 
klar erhellete. 


§. 188. In Fällen, wo daraus, daß eine ſolche me n 
Laſt auf der Sache haftet, zugleich der Mangeſtücktteten 


einer ausdrücklich vorbedungenen oder ſtillſchwetgendkann und 


vorausgeſetzten Eigenſchaft folgt, finden wegen desi 
dem Kaufer offen ſtehenden Rücktritts vom ganzen 
Vertrage, die allgemeinen Grundſatze von der Gm 
waͤhrsleiſtung Statt. (Tit- 5. H. 319. 4d.) 


b. 169. Kann oder will der Käufer von dieſerb) wenn er 
Beſugniß keinen Gebrauch machen, ſo muß die Ab achtete 
gabe, wenn ſie in Gelde oder Naturalien beſteht ann oder 


nach dem landublichen Zinſenfuße zu Capital gerech⸗ 
net, und nach dieſem Capitale die von dem Ver⸗ 
käufer zu leiſtende Vergutung beſtimmt werden. 

H. 190. Beſteht aber die Laſt in Handlungen 
oder Leiſtungen, die ſich auf eine jährliche Geld⸗ 
ſumme nicht zurückbringen laſſen, ſo muß dieſelbe 
von vereideten Sachverſtändigen nach dem Maaße 
geſchätzt werden, als der wahre Werth des Grund⸗ 
ſtücks durch dieſe Laſt verneindert wird. 

$ 191. Wegen der Verbindlichkeit des Kaͤu⸗ 
ſers, wenn er wegen einer ſolchen Laſt von einem 
Dritten in Anſpruch genommen wird, den Verkäu⸗ 
fer zur Vertretung aufzufordern, finden: die Vor⸗ 
ſchriſten H. 143. lag: Anwendung. 


S §. 192. 
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wegen feh⸗ F. 192. Die Sache muß in der Beſchaffen⸗ 


lender 
genſchal 
ten, 


Eicheit übergeben werden, wie fie von dem Käufer be⸗ 
U dungen worden. } 

§. 193. Iſt keine beſondere Beſchaffenheit vor 
bedungen, ſo muß die Sache diejenigen Eigeuſchaf⸗ 
ten haben, die bey einer jeden Sache derſelben Art 
gewohnlich vorausgeſetzt werden. 

§. 194. Uebrigens muß fie in demjenigen Zu⸗ 
ſtande übergeben werden, in welchem ſie ſich zur 
Zeit des geſchloſſenen Kaufs befunden hat. 

§. 195. Kann die Beſchaffenheit der Sache, 
wie ſie zur Zeit des Kaufs geweſen iſt, nicht aus⸗ 
gemittelt werden, fo iſt der unmittelbar vorherge⸗ 
hende Zuſtand zum Grunde der Entſcheidung anzu⸗ 
nehmen. 

$. 196. Daß der Zuſtand der Sache zwiſchen 
der Zeit des Kaufs und der Uebergabe ſich weſentlich 
geändert habe, wird nicht vermuthet. g 

§. 197. Hat die Sache die beim Kaufe aus⸗ 
druͤcklich oder ſtillſchweigend vorausgeſetzten Eigen⸗ 
ſchaften nicht, fo wird fie fehlerhaft genannt. 

H. 198. Wegen fehlerhafter Beſchaffenheit der 
verkauften Sache finden die Vorſchriften Tit. 5. 
§. 319. [ag. Anwendung. x 

$. 199. Wenn ein Stuck Vieh binnen Vier und 
Zwanzig Stunden nach der Uebergabe krank befunden 
wird, ſo gilt die Vermuthung, daß ſelbiges ſchon vor 
der Uebergabe krank geweſen ſey. 

§. 200. Doch muß der Kaͤufer bey Verluſt 
feines Rechts, die bemerkte Krankheit dem Verkaͤu⸗ 
fer dergeſtalt zeitig anzeigen, daß noch eine Unter⸗ 
ſuchung über den Zeitpunkt ihres Entſtehens Statt 
finden konne. 

$. 201. Iſt der Verkäufer nicht am Orte zu⸗ 
gegen, ſo muß die Anzeige den Gerichten des Orts, 
oder einem Sachverſtandigen geſchehen. 


F. 202. 
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§. 202. Stirbt das Vieh binnen Vier und 
Zwanzig Stunden nach der Uebergabe; fo iſt der Ver⸗ 
käufer zur Vertretung verpflichtet, wenn nicht klar 
ausgemittelt werden kann, daß die Krankheit erſt nach 
der Uebergabe entſtanden ſey. 
§. 203. Aeußert ſich die Krankheit des Vie⸗ 
hes erſt nach Verlauf von Vier und Zwanzig Stun⸗ 
den nach der Uebergabe, ſo trifft der Schade den 
Käufer, wenn nicht ausgemittelt werden kann, daß 
der kräͤnkliche Zuſtand ſchon zur Zeit der Ueberga⸗ 
be vorhanden geweſen. ? 
H. 204. Bey Schweinen, welche innerhalb 
Acht Tagen nach der Uebergabe finnig befunden 
werden, gilt die Vermuthung, daß ſie es ſchon zu⸗ 
vor geweſen find, 
Anh. §. 13. Wenn ſich bey Schaafen die Pocken und 
beim Rindvieh die ſogenaunte franzöfifche Krankheit 
innerhalb Acht Tagen nach der Uebergabe äußert, ſo 


gilt die Vermuthnug, daß ſolche ſchon vor derſelben 
vorhanden geweſen. 


K. 205. Eine gleiche Vermuthung gilt von 
Pferden, bey welchen ſich Dämpfigkeit, Herzſchläagig · 
keit, Raude, wahre Srätigfeit, ſchwarzer Staar, 
Mondblinoheit und Rotz innerhalb Vier Wochen nach 
der Uebergabe hervorthun, R 
Anh. H. 14. Eine gleiche Vermuthung gilt von Pfer⸗ 
den, bey welchen ſich wahre Staͤtigkeſt innerhalb Bier 
Tagen, Raͤude und Rotz innerhalb Vierzehn Tagen, 
Daͤmpfigkelt, Herzſchlaͤglakeit, ſchwarzer Staar, 
Mondblindhelt und Dummkoller aber innerhalb Vier 
Wochen nach der Uebergabe bervorthun. 
FS. 206. In allen Faͤllen, wo wegen der von 
dem Verkäufer zu vertretenden Maͤngel, der Ruͤck⸗ 
tritt vom Kauſe, und der Erſatz des ganzen Kauf⸗ 
preiſes nicht Statt findet, muß die dem Käufer ah lei⸗ 

0 ende 
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ſtende Vergütung nach dem Gutachten vereideter 
Sachverſtändigen beſtimmt werden. 7 
leder ſeh⸗ F. 207. Hat der Verkäufer ein beſtimmtes 
Quantität Maaß oder Gewicht, oder eine gewiſſe Zahl bey der 
Sache zu gewähren ſich ausdrücklich verpflichtet, und 
es fehlt etwas daran bey der Uebergabe, ſo iſt der 
Käufer, die Sache anzunehmen, nicht ſchuldig. 
H. 208. Doch ſteht ihm frey, auch die Nach⸗ 
lieferung des Fehlenden zu verlangen. * 
§. 209 Kann die Nachlieferung noch innerhalb 
der zur Uebergabe beſtimmten Zeit geleiſtet werden, fo 
iſt der Käufer von dem Vertrage abzugehen nicht be⸗ 
rechtigt. Es 
ö H. 210. Hat der Kaͤufer die Sache einmal an- 
\ und in feine Verwahrung genommen, ſo kann er ſie, 
aus dem Grunde der nicht vollſtaͤndig geſchehenen Ab⸗ 
lieferung, nicht zurückgeben, ſondern muß mit dem 
Erſatze des Abgangs ſich begnügen. 

H. 241. Der Betrag des zu leiſtenden Erſatzes 
wird nach den Vorſchriften $. 170. 17 T. beſtimmt. 

F. 212. Oh uͤbrigens die Quantität der verkauf⸗ 
ten Sache nur der Beſchreibung und nähern Beſtim⸗ 
mung halber, oder in dex Abſſcht, daß fie vertreten 
werden, folle, beygefügt worden, iſt hauptſächlich 
nach dem Juhalte des Contracts zu beurtheilen. 

$. 213. Iſt der Kauf in Pauſch und Bogen 
geſchloſſen, ſs darf ein bey den Unterhandlungen bloß 
zur Information des Kaͤufers gegebener Anſchlag, 

| nut in Anſehung der Eriſtenz der darin angegebenen 
j Rubriken, nicht aber in Anfehung der Zahl, der 
| Größe, des Umfangs, oder des Ertrags derſelben, 
vertreten werden. 

F. 214. Außer dieſem Falle gilt, wenn aus 
den Umſtänden und aus der Faſſung des Vertrags 
nicht ein Anderes erhellet, die Vermuthung, daß die 
beſtiwumte Juantitaͤt gewährt werden ſolle. $ 

i „215. 
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H. 215. IN der Verkäufer exit, die Sachen een 

vertlagsmäßig zu uͤbergeben, ſo iſt der Käufer fe fores air 
fort zu übernehmen fehuloig, „ 1555 

9. 216. Was den Verkaͤuſer wegen verzögerten RS 
Uebergabe entſchuldigt, das muß auch dem Käuft jenne hir der 
in Rückſicht der llebernahme zu ſtatten kommen. 

9. 217. Wegen der Folgen einer durch die 
Schuld des Käufers entſtandenen Zögerung, und 
wegen der Befugniß des Verkäufers, die Sache als⸗ 
dann der gerichtlichen Verwahrung und Verwaltung 
zu übergeben, hat es bey den §. 98 — 104. ‚enthalte 
nen Beſtimmungen fein Bewenden. 

§. 218. Iſt die Sache dem Verderben unters 
worfen, oder ſteht zu beſorgen, daß die Koſten der 
Aufbewahrung und Verwalkung mehr betragen wer⸗ 
den, als die Hälfte des Kauſpreiſes, fo iſt der Ver⸗ 

kaͤufer auf gerichtliche Verſteigerung derſelben anzu⸗ 
tragen berechtigt. 8 

§. 219. Aus dem dafür gelöferen Preiſe kann 
der Verkaͤufer nur die Koſten und dasjenige fordern, 
was ihm nach dem Inhalte des Kaufcontracts ges 
buͤhret. a 

$. 220, Reicht die Löͤſung dazu nicht hin, fo 
muß der Käufer den Ausfall tragen. 

* $ 221. Gegen Empfang der Sache iſt der Kau- wehen 


r das Kaufgeld fofore zu erlegen ſchuldig, wennde A 


nicht ein Anderes im Vertrage verabredet worden. les 10 
§. 222. Kommen aber Gewährsmängel, oder 
Anſprüche eines Drikten an die Sache, vor erfolgter 
Bezahlung des Kaufgeldes zum Vorſchein, fo kaun 
der Käufer einen verhältnißmaͤßigen Theil deſſelben. 
zurückhalten, und gerichklich niederlegen. 

H. 223. Will der Verkäufer ſich dieſes nicht ges 
fallen laſſen, ſo muß er wegen der bevorſtehenden 
Vertretung nach richterlichem Srmeilen binlängliche 
Sicherheit leiſten. 


§. 28g. 0 
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§. 224. Das Kaufgeld iſt für geborgt anzu⸗ 
ſehen, wenn der Verkaͤufer wegen der im Con⸗ 
tracte vorbedungenen und bey der Uebergabe nicht 
geleiſteteten baaren Zahlung des Kaufgeldes die ge- 
richtliche Klage innerhalb Acht Tagen nach der 
Uebergabe nicht anmeldet. 

$. 225. Einem abweſenden Verkäufer lauft dieſe 
Friſt erſt von der Zeit an, da er von der nicht erfolg 
ten Zahlung Nachricht erhalten, und ſich zur Klage 
bey dem gehörigen Richter hat angeben koͤnnen. 

§. 226, Sobald der Verkaͤufer das Kaufgeld 
geborgt hat, kann er von der nach $. 230. ihm 
ſonſt zuſtehenden Befugniß, den Contract aufzuße⸗ 
ben, und die Sache ſelbſt zurück zu fordern, nicht 
mehr Gebrauch machen. “ 

F. 227. In allen Fällen, wo der Käufer die bey 
der Uebergabe baar beduͤngene Zahlung ohne rechtli⸗ 
chen Grund nicht leiſtet, iſt er Zögerungszinfen, vom 
Tage der Uebergabe an, zu entrichten verbunden. 

F. 228 Verabſäumt oder verweigert der Ver⸗ 
kaͤufer die Annahme des Kaufgeldes, fo ift der Käufer 
befugt, daſſelbe auf Gefahr und Koften des Verkaͤu⸗ 
fers gerichtlich niederzulegen. 

Auſhe⸗ 8. 229. Bey Kaufen über bewegliche Sachen 
n unter Funfzig Thalern ift der Verkaͤufer vom Vertrage 
trage wieder abzugeben berechtigt, ſobald die zur Abholung 
nichr veerder Waare beſtimmte Zeit verfloſſen iſt. 5 

ſteter Er. F. 230. Eben fo kann der Verkaͤufer, wenn 

fülung, der Känfer die Zahlung des Kaufgeldes, welche er 

bey der Uebergabe baar zu leiſten verſprochen hat, 

nicht leiſtet, die Uebergabe verweigern und den 

Contract aufheben. 

8. 231. Außer dieſen Fallen kann derjenige Theil, 

welcher behauptet, daß ihm die Erfüllung des Ver⸗ 

trages ohne rechtlichen Grund verweigert, oder er 

geho⸗ 
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gehoͤrig geleiſtet werde, in der Regel nur auf die 
Erfüllung klagen. . 

H. 232. Doch findet in allen Fällen, wo die Ge⸗ 
ſetze einen Contrahenten zum Ruͤcktritte von dem Ver⸗ 
trage wegen der von dem Audern verweigerten Erfül⸗ 
lung berechtigen, ein Gleiches auch bey dem Kaufver⸗ 
trage mit den daſelbſt näher beſtimmten Wirkungen 
Statt, (Tit. 5. H. 396 —497.) N 

§. 233. Muß nach dieſen Beſtimmungen der 
Käufer, welcher die Sache zuruckgiebt, die in der 
Zwiſchenzeit gezogenen Nutzungen berechnen, ſo kann 
er die inzwiſchen dem Verkäufer bezahlten Zinſen des 
Kaufgeldes darauf in Abzug bringen. N 

H. 234. Hat der Verkaͤufer das Kaufgeld ſelbſt 
ganz oder zum Theil bereits erhalten, ſo muß er 
ſich lauduͤbliche Zinſen auf die ihm zu verguͤtenden 
Nutzungen abziehen laſſen. 

b. 235. Behaͤlt nach eben dieſen Beſtimmun⸗ 
gen der Käufer, welcher die Sache zurückgiebt, die 
inzwiſchen gezogenen Nutzungen, ſo kann der Ver⸗ 
käufer die Zinſen des bedungenen Kaufpreiſes for⸗ 
dern. 

H. 236. Doch ſteht dem Käufer frey, die Nu⸗ 
gungen ju berechnen, und dagegen, je nachdem er das 
Kaufgeld ſelbſt, oder Zinſen davon an den Verkäufer 
entrichtet hat, landuͤbliche Verzinſung des erſtern, 
oder Rückzahlung der letztern zu verlangen. 

$. 237. Wenn der Käufer in Anſehung der 
Sache, die er zuruͤckgiebt, einem unredlichen Beſi⸗ 
ger gleich geachtet wird, fo haftet er für Gefahr 
und Schaden bis zu dem Zeitpunkte der wirklich 
erfolgenden Rückgabe, 

§. 238. Ein Gleiches findet State, wenn der 
Rücktritt auf den Grund eines dem Kaͤufer zwar 
vortheilhaften, aber noch nicht rechtskraͤftig gewor⸗ 
denen Urtels erfolgt. 


9.230 
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§. 239. Iſt hingegen der Käufer, nach den ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen, einem redlichen Beſitzer 
durchaus gleich zu achten, ſo darf er auch fuͤr die 
Beſchaͤdigungen der Sache, bis zur erfolgenden 
Ruͤckgabe, nur ſo weit halten, als ein redlicher Be⸗ 
ſitzer dazu verpflichtet iſt. 

H. 240. Welcher Theil dem audern die Koſten 
des Kaufs erſtatten, und die Koſten der Rückgabe 
teagen müſſe, iſt darnach zu beſtimmen: ob der Kau⸗ 
fer einem redlichen oder unredliehen Beſitzer gleich 
zu achten ſey. 

H. 241. Wahle ein Theil auf den Grund eines 
ihm zwar vortheilhaſten, aber noch nicht vechesfräfe 
tigen Erkenntniſſes den Nüdkerise, fo kann keiner 
von dem Andern, wegen der auf den Kauf verwen⸗ 
deten Koſten, Erſatz fordern. 

§. 242. Die Koſten der Ruͤckgabe hingegen 
muß in dieſem Falle der Ruͤcktretende tragen. 

H. 243. Uebrigens findet, nach geſchehener 
Uebergabe, ſelbſt in den . 232. bezeichneten Fällen, | 
der Rücktritt nur in fo. fern Statt, als eine Rückgabe 
der Sache an den Verkaͤufer noch möglich iſt. 

§. 244. Kann dieſe nicht mehr Statt finden, fo 
bleibt es lediglich bey demjenigen, was ein Theil dem 
andern, vermoͤge des Vertrages und der Geſetze, als 
Erfüllung oder Entſchadigung zu leiſten hat. 

$. 245. Wird der Rücktritt innerhalb Jahres⸗ 
friſt nach erfolgter Uebergabe gerichtlich erklaͤrt, fo 
koͤnnen die Gerichte nur die gewoͤhnlichen Ausferti⸗ 
gungs⸗ und Eintragungsgebuͤhren fordern. 

F. 246. Erſolge aber die Erklärung des Ruͤck⸗ 
tritts ſpaͤter, fo muͤſſen auch die übrigen bey Beſitz⸗ 
veränderungen Statt findenden Gefälle und Abga⸗ 
ben entrichtet werden. 

e §. 247, Wird ein Kauf, vor oder nach geſche⸗ 
100 bener Uebergabe, mit Bewilligung beider Theile wie⸗ 
„ der 
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der aufgehoben, ſo beſtimmt der Vertrag die Be⸗ 
dingungen, auch in Anſehung der daraus entſtehen⸗ 
den Koſten. 

H. 148. Iſt wegen letzterer im Vertrage nichts 
veſtgeſetz, fo muͤſſen die Koſten von beiden Theilen 
zur Hälfte getragen werden. 

8. 249. Ob nur Ausſfertigungs⸗ und Eintra⸗ 
gungs⸗ oder auch andere bey Beſitzveraͤnderungen 
übliche Gefälle und Abgaben zu entrichten find, hänge 
davon ab, in wie fern die Uebergabe aus dem Kauf 
vertrage bereits erfolgt war, oder nicht. 

§. 250. Wenn ein Käufer bloß in dem Falle 3) wegen 
des F. 58. wegen des Mißverhaͤltniſſes zwiſchen dem dune 
Kaufpreiſe, und dem Werthe der Sache zurücktritt, deallte 
ſo muß er die Sache in dem Stande, worin ſie 
zur Zeit der Uebergabe ſich befunden hat, zuruͤck⸗ 
geben. 

$. 251. Verſchlimmerungen, die durch fein 
auch nur geringes Verſehen entſtanden ſind, muß er 
vertreten. 

§. 252. Für den bloßen Zufall iſt er dein Ver⸗ 
kaͤufer nicht verantwortlich. 

$. 253. In Anſehung der Verbeſſerungen wird 
er einem redlichen Käufer gleich geachtet. 

$. 254. Die Zinſen des Kaufgeldes werden in 
der Regel gegen den von der Sache gezogenen Nutzen 
aufgehoben. 0 

6. 253. Bey Landgütern aber wird der Ertrag, 
welcher davon, nach dem Anfchlage der Sachverſtän⸗ 
digen, haͤtte gezogen werden konnen, mit den Zinſen 
des Kaufgeldes, ſo weit der Verkäufer dergleichen 
erhalten, oder das Kaufgeld felbit hinter ſich gehabt 
hat, verglichen. 

$. 256. Findet ſich bey dieſer Berechnung, 
daß der Verkäufer, durch Zurückbehaltung der Zin⸗ 

Allgem. Landr. I. Band! u ſen 


\ 
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fen, mit dem Schaden des Käufers reicher werden 
wuͤrde, fo muß er demſelben den Ueberſchuß her ⸗ 
ausgeben. 7 
Bu 1 § 257. All vorſtehend geſetzlich Statt finden⸗ 
En de Rechte und Verbindlichkeiten des Käufers und 
Verkaͤufers koͤnnen durch Nebenvertraͤge der Par⸗ 
teien, in ſo fern dieſelben nur in der gehoͤrigen 
Form abgefaßt find, anders beſt. unt werden. 
De! be, F. 258. Iſt der Kauf unter einer aufſchieben⸗ 
Kaufen, den Bedingung gefchloffen, fo gelangt derſelbe nicht 
eher zur Wirklichkeit, als bis die Bedingung eintritt. 
§. 299. Hat der Verkäufer dem Käufer. die 
Sache ſchon vorher übergeben, fo iſt Letzterer, wenn 
nicht ein Anderes verabredet worden, dennoch nur 
als Verwalter einer fremden Sache anzuſehen. 
$- 260. Hat aber der Käufer, ohne beſondere 
ausdrückliche Verabredung, das Kaufgeld ſchon be⸗ 
zahlt, und kommt der Kauf nicht zur Wirklichkeit; 
alſo daß Sache und Kaufgeld zurücegegeben wer⸗ 
den müffen, fo werden die Nutzungen der erſtern, 
und die Zinfen des letztern gegen einander aufge⸗ 


hoben. 
9. 261. Iſt die Wiederaufhebung des Kaufs 


auf einen beſtimmten Fall vorbedungen, ſo gelangt 
das Eigenchum der Sache fihon durch die Uebergabe 
an den Käufer. 

$. 262. Auch nach eingetretenem Falle iſt den⸗ 
noch, wenn das Eigenthum auf den Verkaͤufer zu⸗ 
ruͤckgehen ſoll, eine neue Uebergabe an denſelben 
erforderlich. 

9. 263. Eine beigefuͤgte Bedingung wird im 
zweifelhaften Falle für auflöfend geachtet, wenn der 
Verkaͤufer, ehe fie noch erfullt iſt, die Sache dem 
Käufer übergeben hat. 

$. 264. Sind Sachen unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen verkauft und übergeben worden, fo ge 

dieſe 
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dieſe Bedingungen einem Dritten, in Erwerbung 
eines Rechts auf die Sache, nur ſo weit entgegen, 
als er erweisſich Wiſſenſchaft davon gehabt hat 

$. 265. Sind jedoch dergleichen Bedingungen 
bey unbeweglichen Sachen im Hypothekenbuche ein⸗ 
getragen worden, ſo kann der Dritte ſich mit der 
Unwiſſenheit derſelben niemals entſchuldigen. 


$. 266. Hat der Verkaͤufer auf den Fall, wenn 2) vom 


der Käufer das creditirte Kaufgeld, oder einen ge⸗ 


vorbehal⸗ 


teuen 


wiſſen Theil deſſelben, in einem beſtimmten Termine Eigen 


nicht zahlen würde, ſich das Eigenthum der ver⸗ 


kauften und uͤbergebenen Sache vorbehalten, ſo hat 
dieſes Abkommen die Kraft einer auflöfenden Be⸗ 
dingung. ($. 261. 262.) 

$. 267. Nimmt aber der Verkaͤufer in dem 
beſtimmten Termine eine mindere Summe, als ge⸗ 
zahlt werden ſollte, ohne Vorbehalt an, ſo wird 
er feines Rechts, die Sache ſelbſt zurück zu fordern, 
verluſtig. 

b. 268. Iſt der Vorbehalt des Eigenthums im 
Vertrage ohne Beſtimmung eines gewiſſen Zahlungs⸗ 
termins beigefügt; ſo erlangt der Verkäufer einer 
unbeweglichen Sache dadurch nur das Recht, das 
rückſtändige Kaufgeld ins Hypothekenbuch eintragen 
zu laſſen. 

H. 269. Bey beweglichen Sachen hat ein ſol⸗ 
cher unbeſtimmter Vorbehalt gar keine Wirkung. 

§. 270. Auf die Fälle des §. 266. 268. finden 
die Vorſchriften S 264. 265. Anwendung. 

H. 271. Was übrigens von Bedingungen bey 
Verträgen überhaupt verordnet iſt, findet auch bey 
dem Kaufvertrage Statt. (Tit. 4. §. 99. Id.) Tit. 5. 
H. 226, [qq 


Dune, 


$. 272. Iſt der Kauf unter der Bedingung Pollen 
geſchloſſen, daß derſelbe erſt alsdann, wenn ſich bin- halte eis 


Fl 


es Sn 


nen einer gewiſſen Zeit kein beſſerer Käufer findet, fern K 
U 2 gül⸗ fete, 


„ 
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guͤltig ſeyn ſolle, ſo iſt die Abrede fuͤr eine aufſchie⸗ 
bende Bedingung zu achten. 

$. 273. Hat ſich der Verkaͤufer den Ruͤcktritt 
vorbehalten, wenn binnen einer gewiſſen Zeit ein 
beſſerer Käufer ſich melden würde, fo iſt es eine 
auflöfende Bedingung. } 

$. 274. Iſt der Sinn der im Vertrage ges 
brauchten Ausdrucke zweifelhaft, fo ſtreitet, wenn 
die Uebergabe ausdrücklich verſprochen, oder wirk⸗ 
lich geleiſtet worden, die Vermuthung für die auf⸗ 
föfende, ſonſt aber für die auffchiebende Bedingung. 
(. 263.) 

§. 275. Iſt im Vertrage kein Termin beſtimmt, 
bis zu welchem die Anmeldung eines beſſern Käufers 
zugelaſſen werden ſolle, fo kann dieſelbe nur bis zur 
vollzogenen Uebergabe Statt finden. 

$. 276. Iſt auch die Uebergabe ohne Beifü- 
gung eines in fich, oder durch Beziehung auf eine 
gewiſſe Handlung oder Begebenheit beſtimmten Ter⸗ 
mins, zur Zulaſſung eines beſſern Käufers vollzo⸗ 
gen worden, ſo hat ein ſolcher Nebenvertrag keine 
rechtliche Wirkung. ü 

§. 277. Das Recht, aus einem ſolchen an fich 
güftigen und kräftigen Nebenvertrage (H. 272.) geht 
auch auf die Erben des Verkäufers uͤber. 

§. 278. Auch feine, Gläubiger treten in Anſe⸗ 
hung dieſes Rechts an ſeine Stelle, wenn er vor 
Ablauf dieſer Friſt in Concurs verſunken iſt. 

$. 279. Wer für einen beſſern Kauſer zu achten 
ſey, haͤngt lediglich von der Beurtheilung und Be⸗ 
ſtimmung des Verkaͤufers ab. 

§. 280. Haben Mehrere eine Sache gemein- 
ſchaſtlich verkauft, fe iſt in der Regel nur der für 
einen beſſern Käufer zu achten, welchen fie insge⸗ 
ſammt dafuͤr anerkennen. 


6. 281. 
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§. 281. Sind die mehreren Verkäufer in ihren 
Meinungen uͤber die vorzuͤgliche Annehmlichkeit des 
erſten oder zweiten Käufers getheilt, ſo muß dieſer 
Widerſpruch nach den Grundſaͤtzen vom gemeinſchaft⸗ 
lichen Eigenthume entſchieden werden. (Tit. 17. 
Abſchn. 1.) 

§. 282. Weder einer von mehreren Verkäͤu⸗ 
fern, noch einer von mehreren Käufern kann mit 
einem Gebote zur Abtreibung des erſten Käufers zu⸗ 
gelaſſen werden. { 

$. 283. Das Gefchäft, auf deſſen Grund der 
erſte Käufer einem andern weichen ſoll, muß ein 
wirkliches Kaufs⸗ und kein anderes oder vermiſch⸗ 
tes Geſchaͤft ſeyn. ö 

§. 284. Wenn alfo zum Beifpiel dee zweite 
Känfer nicht den ganzen Kaufpreis in Gelde bietet, 
ſondern ſtatt deſſelben, ganz oder zum Theil, einen 
Tauſch, Leibrenten Contract, Abtretung eines Rechts 
u. ſ. w. anträgt, fo iſt der Fall dieſes Nebenvertra⸗ 
ges nicht vorhanden. 

H. 285. Eben fo kann durch Nebenbedingungen 
des zweiten Käufers, die keiner Schaͤtzung nach 
Gelde fähig find, der erſte Käufer nicht abgetrieben 
werden. 

. 286. Hat wirklich ein befferer Käufer ſich 
gemeldet, ſo muß ihn der Verkäufer dem erſten 
Käufer namhaft machen, und die gebotenen Bes 
dingungen vollſtaͤndig anzeigen. 

F. 287. Der erſte Käufer hat, wenn er fi) 
eben dieſe Bedingungen gefallen laͤßt, das Vor⸗ 
kaufsrecht. 5 8 

§. 289. Hat der Verkäufer entweder bey der 
Angabe ſelbſt, daß ein beſſerer Käufer ſich gefun⸗ 
den habe, oder bey der Anzeige der von ſelbigem 
gebotenen Bedingungen betruglich gehandelt, fü 

wird 


9 vom 
orkaufs⸗ 
und Nuͤ⸗ 
herrechte, 
s) vom 
Wieder⸗ 
kaufe, 
a) vom 
Wieder⸗ 
kaufs⸗ 
preiſe, 
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wird er ſeines vorbehaltenen Rechts verluſtig, und 
muß dem Käufer Schaden und Koſten erſetzen. 

$. 289. Ueber die Ausübung des Vorkauſs⸗ 
rechts muß der erſte Käufer, wenn im Vertrage kei⸗ 
ne Friſt beſtimmt iſt, binnen acht Tagen, nachdem 
ihm die Anmeldung des beſſern Käufers gehörig 
($. 286.) bekannt gemacht worden, ſich erklaͤren. 

§. 290. Wird der erſte Kauf wegen eines ſich 
findenden beſſern Käufers rückgängig, fo hat der 
erſte Käufer, wenn ihm die Sache ſchon uͤbergeben 
war, für die Zwiſchenzeit alle Rechte eines redlichen 
Beſitzers. 

H. 291. Doch kann auch ein ſolcher Käufer die 
Sache und das Kaufgeld nicht zugleich nutzen. 

$. 292. So weit er alſo das Kaufgeld noch 
nicht bezahlt hatte, muß er, jedoch nach eigener 
Wahl, entweder die Zinſen davon fuͤr die Zwiſchen⸗ 
zeit entrichten, oder die Nutzungen berechnen. 

H. 293. Doch ſleht den Parteien frey, wegen 
der Verzinſung und Fruchtberechnung, auf den Fall 
des ruͤckgangig gewordenen Kaufs, ein Anderes un⸗ 
ter ſich zu verabreden. Tat 

$. 294. Wenn mehrere Sachen zuſammen für 
Einen Preis, oder wenn ein Jubegriff von Sachen 
verkauft worden, fo kann der Vorbehalt eines befr 
ſern Käufers nur in Anſehung des Ganzen, nicht 
aber einzelner Theile oder Stücke Statt finden. 

§. 295. Vom Verfaufs- und Naherrechte 
wird gehörigen Orts beſonders gehandelt. (Tit. 20. 
Abſchn. 3.) 

$. 296. Iſt ein Kauf unter Vorbehalt des 
Wiederkaufs geſchloſſen; ſo wird im zweifelhaften 
Falle vermuthet, daß die Sache dem Verkäufer für 
eben den Preis, welchen er dafür erhalten hat, zu⸗ 
ruͤckgegeben werden ſolle. 5 


f §. 297. 
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§. 297. Bey Ausübung des Wiederkaufs wer: t) Non 
den, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, die Silit, 
Nutzungen oder der Gebrauch der verkauften Sache, zungen. 
und die Zinſen des Dafür bedungenen Kaufpreiſes 
gegen einander aufgehoben. 

H. 298. Der Wiederkäufer muß die Sache in o) Won 
dem Stande annehmen, in welchem fie ſich zur Zeit, chli 
da er fein Recht ausüben will, befindet. kungen. 

6. 299. Hat aber der bisherige Beſißer die 
Sache, auch nur durch ein maͤßiges Verſehen, oder 
durch Veräußerung eines Pertinenz- oder Inventa⸗ 
tienftücfes im Werthe vermindert, fo muß dem Wie⸗ 
derkauſer dieſer Abgang vergütet werden. 

$ 300. Auf den Abgang oder die Verringerung 
ſolcher Stucke, die aus deren gewoͤhnlichem Gebrauch 
und Benutzung, durch Zufall, oder auch durch ein 
geringes Verſehen des Beſitzers entſtanden find, wird 
dabey nur in ſo weit Ruͤckſicht genommen, als der 
Beſitzer dergleichen Abgang aus dem Zuwachſe, nach 
den Regeln eines gewöhnlich guten Wirthſchaftsbe⸗ 
triebes, zu erſetzen ſchuldig und vermoͤgend war. 


$. 301. Iſt die Sache ganzlich untergegangen, ) Wenn 
fo fälle das Wiederkaufsrecht hinweg; der Verluſt ve ade 
mag durch Zufall, oder durch ein geringes oder unterge, 


mäßiges Verſehen des Beſibers entſtanden ſeyn. gegen i. 
$, 302. Hat aber der Beſitzer die Vernichtung 
oder den Untergang der Sache vorfäßlich oder durch 
grobes Verſehen veranlaßt, ſo muß er dem zum 
Wiederkauſe Berechtigten, wegen des ihm daraus 
erwachſenen Schadens und entgangenen Vortheils, 
vollſtändige Genugthuung leiſten. 
$. 303. Verbeſſerungskoſten muß der Wieder Von 
käufer dem Beſitzer nach eben den Grundſatzen erſtat Be: 
ten, nach welchen der Eigenthuͤmer dieſelben einem 
red⸗ 


312 Erſter Theil. Eilfter Titel. 


redlichen Beſitzer zu vergüten ſchuldig iſt. (Tit. 7. 
§. 20g. £gg.) 

§. 304. Fir Verbeſſerungen, die ohne alles 
Zuthun des Befigers bloß durch Natur oder Zufall 
entſtauden find, kann der wiederkaͤufliche Beſitzer 
keine Vergütung fordern. 


H. 305. Hat aber der Beſitzer durch feine Ar⸗ 
beit und Muͤhwaltung, durch ſeine Verwendungen 
bey einem Dritten, durch die von einem ſolchen 
Dritten um ſeiner Verdienſte willen erhaltenen Wohl⸗ 
chaten, oder auch nur durch wirthſchaftliche Ein⸗ 
febränfungen in dem ihm ſonſt zukommenden Mus 
tzungsrechte, eine bleibende Verbeſſerung der Sub⸗ 
ſtanz bewirkt, ſo muß ihm dieſelbe, nach dem als⸗ 
dann wirklich beſtehenden Werthe dieſer Verbeſſe⸗ 
rung verguͤtet werden. 


90 Von en, H. 306. Für bloße auch außerordentliche Er⸗ 
keen. haltungskoſten der Subſtanz oder ihres Werths, 
kommt dem Beſitzer keine Vergütung zu. 


$. 307. Hat aber der wiederkäufliche Beſitzer, 
zur Wiederherſtellung der durch Unglücksfälle beſchä⸗ 
digten Subſtanz der Sache, mehrere Koſten ver⸗ 
wendet, als aus den Einkünften des Jahres, in 
welchem der Unglücksfall ſich ereignet, nach Abzug 
der ſonſt zur wirehſchaftlichen Benutzung der Sache 
\ erforderlich geweſenen Koſten, haben beftrirten wer⸗ 
den koͤnnen: fo muß der Wiederkäufer dieſen Ueber⸗ 
ſchuß erſtatten. 


8 Von $. 308. Das Wiederkaufsrecht kann, im Mans 

iesgel beſonders verabredeter Beſtimmungen, nur gegen 
aufs baare Zahlung der Wiederkaufsſumme, und gegen 
gelbes. Erfüllung der übrigen Bedingungen, folglich nicht 
durch ein bloßes Anerbieten dazu ausgeuͤbt werden. 


$. 309. 


. — — . — —— ——ͤ — 
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$. 309. Wenn dabey wegen der Muͤnzſorten 
Streit entſteht, fo iſt derſelbe nach den wegen Wie⸗ x 
dererſtattung einer erhaltenen Gefofumme vorgefchries 
benen Grundfägen zu beurtheilen. (8. 778. faq.) 

$. 310. Die Gerichts- und andere Koſten des p) Von 
Wiederkaufs muß, wenn nichts verabredet iſt, der 155 1 — 
Wiederkaͤufer tragen. Wieder 

H. 311. In wie fern das vorbedungene Wie: kauf. 
derkauferecht auch gegen einen Dritten von Wirkung 
ſey, iſt nach den Vorſchriften H. 264. 265. zu bes 
ſtimmen. 4 

8. 312. Das Wiederkaufsrecht kann wider den d wie 
Willen des Befißers der Sache, einem Oritten nicht Wieder 
abgetreten werden. küntsrecht 

§. 313. Wer aber ein Grundſtuͤck erwirbt, der 59900 
bekommt damit zugleich das Recht, wiederkäuflich kaun, 
veräußerte Pertinenzſtuͤcke deſſelben zuruͤck zu kaufen. 

$. 314. Iſt zur Ausübung des Wiederkaufs⸗ 10 Dauer 
rechts eine gewiſſe Zeit durch Vertrag oder Geſetz a 
beſtimmt, fo geht daſſelbe mit dem Ablaufe dieſer rechts, 
Zeit verloren. = 

8. 315. Iſt die Zeitbeftimmung fo gefaßt, daft 
daraus ein gewiſſer Termin, mit welchem das Recht 
aufhören ſoll, nicht erhellet: fo hat dergleichen Bes 
ſtimmung eben die Wirkung, als wenn der Verluſt 
des Rechts an gar keine Zeit gebunden wäre. 

H. 316. Iſt keine Zeit zur Ausübung des Wie⸗ 
derkaufsrechts beſtimmt, ſo geht daſſelbe auf die Er⸗ 
ben des Verkaͤufers nicht über. ; 

§. 317, Hat der Verkaͤufer den Wiederkauf ſich 
und ſeinen Erben ausdruͤcklich vorbehalten, oder geht 
ſonſt aus der Faſſung des Vertrages deutlich hervor, 
daß die Ausübung dieſes Rechts zu allen Zeiten Statt 
finden ſolle; fo erloͤſcht daſſelbe duch keine Verjah⸗ 
rung. 


$ 318. 


l 
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§. 318. Wenn das Recht, nach obigen Beſtim⸗ 
mungen, auf die Erben übergeht, ſo find nicht nur 
geſetzliche, ſondern auch die durch Vertrage oder 
letzte Willensverordnungen berufene Erben zu deſſen 
Ausübung befugt. 8 2 


H. 319. Von einem der Nachkommenſchaft, 
oder der Familie des Verkaͤufers vorbehaltenen Wie⸗ 
derkaufsrechte gilt alles das, was von dem Retracte 
bey Familtengütern verordnet if, (Th. 2. Tit. 4. 
Abſchn. 4.) 

$. 320. Sind mehrere Verkaͤufer oder mehrere 
Erben zum Wiederkauſe gleich berechtiget, ſo kann 
derſelbe nur mit einſtimmiger Bewilligung Aller 
ausgeübt werden. * 5 


0 von ei F. 321. Iſt unter dem vorbehaltenen Wieder⸗ 


ee kaufe ein wucherliches Gefchäft verborgen, fo iſt der 


derkahſe Kauf ungültig, und die Handlung als ein Pfand⸗ 


verbyrge⸗ . i 
nen Dar vertrag zu beurtheilen. 


a 6. 32. Ob das Gefchäft ein Darlehn oder 
cchäfte, ein wirklicher Kauf geweſen: muß, wenn die Sache 
nicht vollſtandig aufgeklaͤrt werden kann, nach der 
Qualität der Contrahenten; nach der Beſchaffen⸗ 
beit der angeblich verkauften Sache, je nachdem 
dieſelbe für den Käufer wirklich von Gebrauch ſeyn 
koͤnnen, oder nicht; nach dem zwiſchen dem Kaufe 
und Wiederkaufe bedungenen laͤngern oder kuͤrzern 
Zeitraume; und nach den uͤbrigen bey der Sache 
vorkommenden Umſtaͤnden, von dem Richter beur⸗ 

theilt werden. x 
9. 323. Beſonders entſteht die Vermuthung 
eines wucherlichen Dahrlehnsgeſchafts, wenn der 
Kaufs⸗ und Wiederverkaufspreis beträchtlich verſchie⸗ 

den ſind; 

$ 324. 
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$. 324. Auch alsdann, wenn eine Frucht⸗ oder 
Nutzungen tragende Sache verkauft, und beide 
Preife im Verhaͤltniſſe gegen den wahren Werth 
der Sache ſehr niedrig beſtimmt, zugleich aber ein 
ungewöhnlich, kurzer Zeitraum zum Wiederkaufe veſt⸗ 
geſetzt worden. 

$. 325. Fuͤr einen ſolchen ungewoͤhnlich kurzen 
Zeitraum iſt bey beweglichen Sachen eine Friſt un⸗ 
ter Sechs Monaten, und bey unbeweglichen eine 
Friſt unter Drey Jahren anzuſehen. 

$. 326. Uebrigens iſt, wenn bey dem Geſchaͤfte 
kein wirklicher Kauf, ſondern nur ein Darlehn zum 
Grunde liegt, das Verhaͤltniß zwiſchen den Parteien 
nach denjenigen Regeln zu beurtheilen, welche die 
Geſetze fuͤr den Fall, wenn die Verwaltung des 
Pfandes dem Pfandinhaber überlaſſen iſt, vorſchrei⸗ 
ben. (Tit. 20. Abfehn. r.) 

$. 327. Der Regel nach iſt das Wiederkaufs⸗ m ob im 
recht nur zum Beſten des Verkäufers für vorbedun⸗ Heel: 


haften 
gen zu achten. Falle das 
„29. Hat ſich aber der Käufer die Rück order 
gabe der erkauften Sache ausdrücklich vorbehalten, dem Kan. 
fo find feine Rechte und Pflichten nach eben den en ode, 
F. 296. lag. enthaltenen Beſtimmungen zu beur- käufer zu: 

theilen. ſtehe, 
$. 329. Wiederkäufliche Zinſen Fönnen, wenn m von 


im Contracte nicht ein Anderes verſehen iſt, nur 5 


von dem, welcher fie zu zahlen, nicht aber von Zinfen, 
dem, welcher fie zu fordern hat, wieder abgelöft 
werden. 

§. 330. Iſt jedoch der Schuldner ſolcher wie⸗ 
derfäuflichen Zinſen damit durch Drey hinter einan⸗ 
der folgende Jahre im Rückſtande verblieben, ſo 
ſteht dem Berechtigten frey, auf deren Wiederablö⸗ 
ſung zu dringen. 


§. 33 T. 
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Rom $. 331. Hat der Käufer oder Verkaͤufer ſich 

Aeukgufe das Recht, binnen einer gewiſſen Zeit vom Kaufe 
wiederum abzugehen, vorbehalten, ſo iſt dieſes fuͤr 
eine aufloͤſende Bedingung anzuſehen. 

$ 332. Iſt die Uebergabe erfolgt, und das 
Kaufgeld bezahle worden, fo iſt den ſolcher Ver⸗ 
trag nach den Regeln vom Wiederkaufe zu beur⸗ 
theiſen. : 

9 §. 323. Iſt die Sache dem Kaͤufer nur auf 

auf die die Probe gegeben worden, ſo erlangt der Kauf 

Probe. feine volle Wirkſamkeit erſt von dem Zeitpunkte an, 
wo der Käufer feine Zufriedenheit mit der behan⸗ 
delten Sache, ausdrücklich oder ſtillſchweigend, zu 
erkennen gegeben hat. 

F. 334. Fuͤr eine ſolche ſtillſchweigende Erklaͤ⸗ 
rung iſt es zu achten, wenn der Käufer, nach⸗ 
dem er die Sache wirklich in Beſiz genommen, das 
erhaltene Kaufgeld ohne weitern Vorbehalt bezahlt 
hat. 

§. 335. So bald hingegen der Käufer erklart, 
daß ihm die Sache nicht anftehe: fallen alle gegen⸗ 
ſeitigen Rechte und Pflichten aus dem unter einem 
ſolchen Nebenvertrage errichteten Kauf⸗Contracte von 
ſelbſt weg. 

$ 336. Iſt dem Käufer zur Erklärung: ob 
er die Sache behalten wolle, eine gewiſſe Zeit be⸗ 
ſtimmt, und er laßt dieſelbe, ohne ſich zu erklaren, 
vorbeiſtreichen, ſo kann er von dem Vertrage nicht 
mehr abgehen: ai 

. 337. Iſt keine Zeit beſtimmt, fo ſteht dem 
Verkäufer frey, auf Ergänzung dieſer Beſtimmung 
durch den Richter, nach Vorſchrift Tit. 5. . 230. 
fgg- anzutragen. 

$. 338. So lauge der Käufer die Sache noch 
auf der Probe Hat, haftet er nur für ne 

ö alle, 
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fälle, die durch ſein grobes oder maͤßiges Verſehen 
entſtanden ſind. ö 

$. 339. Zu einem ungewöhnlichen Gebrauche 
der auf, die Probe erhaltenen Sache iſt der Käufer 
nicht berechtiget, und muß alſo fuͤr allen daraus 
entſtandenen Schaden haften. 

H. 340. Auch bey gerichtlichen Verkaufen fin⸗ Von ger 


den die allgemeinen Grundſaͤtze von Kaufsgeſchäften Bente 
uͤberhaupt Anwendung. fon. 


§. 341. Die Abweichungen von dieſen Regeln 
bey gerichtlichen nothwendigen Verkaufen ſind in der 
Prozeßordnung beſtimmt. 

H. 342. Inſonderheit gehen bey gerichtlichen 
nothwendigen Verkaufen, durch den Zuſchlag, Ei⸗ 
genthum, Nutzung, Gefahr und Laſten auf den Kaͤu⸗ 
fer über, wenn gleich ſelbiger die erſtandene Sache 
noch nicht in Empfang genommen bat. 

H. 343. Die nach §. 58. aus dem Mißverhaͤlt⸗ 
niſſe des Werths der Sache zu dem bedungenen 
"Kaufpreife für den Käufer entſtehende Vermuthung 
eines den Kauf entkraͤftenden Irrthums, kommt 
demjenigen, der eine Sache bey einem gerichtlichen 
nothwendigen oder freiwilligen Verkaufe erſtanden 
hat, nicht zu ſtatten. 

$. 344. In Anſehung der Gewaͤhrsleiſtung iſt 
ein gerichtlicher nothwendiger Verkauf einem Ver⸗ 
kauf in Pauſch und Bogen gleich zu achten. G. 2 3.) 

$. 345. Die Zahlung der Kaufgelder muß bey 
einem jeden gerichtlichen Verkaufe allemal, wenn 
nicht ein Anderes vorbedungen iſt, an dem Orte 
geſchehen, wo der Zuſchlag erfolgt iſt. 

$ 346. Bey einem jeden gerichtlichen noth⸗ 
wendigen Verkaufe muß der Kaͤufer ſieh gefallen m 
laſſen, daß, wenn er die Bezahlung der Kaufgel⸗ 
der zu der veſtgeſetzten Zeit nicht leiſtet, die Sache 
zurückgenommen, und auf ſeine Gefahr und Koſten 

1 ander⸗ 


1 
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anderweitig zum gerichtlichen Verkaufe ausgeſtellt 


werde. 


$. 347. Ein gerichtlicher nothwendiger Verkauf 
kann wegen begangener Verabſaumung weſentlicher 
in den Geſetzen vorgeſchriebener Foͤrmlichkeiten wi⸗ 

derrufen werden. a 
$. 343. Fur eine ſolche Verabſaumung weſent⸗ 

licher Foͤrmlichkeiten iſt bey Subhaſtationen nur zu 

achten: 

1) wenn die Subhaſtation ohne vorhergegan⸗ 
gene Taxe verfuͤgt worden; 

2) wenn eine von den im Geſetze vorgeſchrie⸗ 
benen Arten der Bekanntmachung ganz un⸗ 
terblieben iſt; 

3) wenn der Richter den letzten Verkaufster⸗ 
min kürzer beſtimmt hat, als nach den Ge⸗ 
ſetzen haͤtte geſchehen ſollen; 

4) wenn ohne Einwilligung ſaͤmmtlicher Inter⸗ 
eſſenten mit dem Zuſchlage ohne Abwartung 
des letzten Termins verfahren worden; 

5) wer bey Anfchlagung oder Abnahme der 
Patente, oder bey den Einruͤckungen in die 
öffentlichen. Blätter um mehr als Vierzehn 
Tage an der Zeit gefehlt worden; 

6) wenn eine nach §. 2. ausgeſchloſſene Ger 
richtsperſon Meiſtbietender geblieben, und 
der Zuſchlag an ihn ohne ausdruͤckliche Ge⸗ 
nehmigung des Gemeinſchuldners und ſaͤmmt⸗ 
licher Gläubiger erfolgt iſt. 


Anh. 6. 18. Wenn auch das Subhaſtatlons⸗Patent 
früher als vierzehn Tage vor dem Bierungstermine 
abgenommen, abgeriſſen oder verloren gegangen iſt: fo 
wird doch durch dieſen Mangel allein die Adjudication 
nicht ungültig. 


H. 349. 
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§. 349. Einer gerichtlichen nothwendigen Auk⸗ 
tion ermangelt es nur dann an der weſentlichen 
Form: 
1) wenn der Termin zur Auktion gar nicht 
oͤffentlich bekaunt gemacht worden; 0 
2) wenn die Sache ohne ausdrückliche Geneh⸗ 
migung ſaͤmmtlicher Intereſſenten dem Auk⸗ 
tionscommiſſarius oder Ausrufer zugeſchlagen 
worden; ($ 21.) 
3) wenn Sachen, die nach den Geſetzen ſub⸗ 
| haſtirt werden ſollen, nur durch Auktion ver⸗ 
kauft worden ſind. 
$. 350. Aber auch wegen ſolcher weſentlichen 
Mängel kann nur der verkaufende Theil, oder wer 
ſonſt bey der Sache ein rechtsgegruͤndetes Intereſſe 
hat, niemals aber der Kaͤufer, die Widerrufung des 
Zuſchlags verlangen. 
$. 351. Der Antrag darauf muß, bey Verluſt 
des Rechts, innerhalb Jahr und Tag nach erfolg⸗ 
tem Zuſchlage, bey der vorgeſetzten Behörde desje⸗ 
nigen Gerichts, von welchem der Zuſchlag geſchehen 
iſt, angebracht werden. 
§. 352. Bey Sachen, die nur durch Auktion 8 
verkauft werden durfen, muß der Widerruf binnen 
Sechs Wochen nach dem Zuſchlage erfolgen. 
$. 353. Wird der Zuſchlag wieder aufgehoben, 
ſeoo muß dem Käufer das gezahlte Kaufgeld wieder 
ziurückgegeben werden: und er wird nicht nur wegen 
der Verbeſſerungen und Verſchlimmerungen, fondern 
auch wegen der Erhaltungskoſten und Nutzungen, 
als ein redlicher Beſitzer behandelt. 
9. 354. Wegen der Verzinſung des noch nicht 
erlegten Kauſgeldes findet die Vorſchrift . 292. An⸗ 
wendung. f 


H. 355. 
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§. 355. Der Richter, welcher den Verſtoß be⸗ 
gangen hat, bleibt wegen Schaden und Koſten den 
Intereſſenten verantwortlich. 

§. 356. Das Recht des Dritten, an welchen 
die Sache von dem, der ſie als Meiſtbietender er⸗ 
ſtanden hatte, gelangt iſt, kann nur alsdann ange⸗ 
fochten werden, wenn er überführt werden kann, 
den vorgefallenen Fehler zur Zeit der Anſichbrin⸗ 
gung gewußt zu haben. u 

$. 357. Wegen Verabſaͤumung anderer Forms 
lichkeiten findet, nach einmal geſchehenem Zuſchlage, 
die Wiederaufhebung deſſelben weder von einer noch 
von der andern Seite Statt. 

§. 358. Vielmehr wird die dem Richter dabey 
zur Laſt fallende Vernachlaͤßigung an ihm verhält⸗ 
nißmaßig geahndet: und er haftet den Intereſſenten 
fuͤr allen daraus erweislich entſtandenen Schaden. 

H. 359. Wird aber der Mangel vor erfolgtem 
Zuſchlage geruͤgt, fo muß demſelben auf Koften 
desjenigen, welcher Urſache daran iſt, abgeholfen 
werden. 

$. 350. Bey freiwilligen gerichtlichen Verkau⸗ 
fen ſind die Rechte und Pflichten der Intereſſenten 
unter ſich nach den von ihnen getroffenen Verabre⸗ 
dungen lediglich zu beurtheilen. 

H. 361. Das Adjudications⸗Erkenntniß ver⸗ 
tritt bey ſolchen Subhaſtationen die Stelle des 
Contracts. 

$. 362. Im übrigen gelten, auch wegen Wie⸗ 
deraufhebung des Zuſchlags, nur die bey Privatkau⸗ 
fen ertheilten geſetzlichen Vorſchriften. 
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Zweiter Abſchnitt. . 
Vom Tauſchoertrage. 


$. 363. Der Tauſch iſt ein Vertrag, wodurch 
ein Contrahent gegen den Andern zur Abtretung des 
Eigenthums einer Sache, gegen Ueberlaſſung einer 
andern, ſich verpflichtet. 

$. 364. Bey dem Tauſche iſt jeder Contrahent, 
in Anſehung der Sache die er giebt, als Verkau⸗ 
ſer; und in Anſehung derjenigen, die er dagegen 
empfaͤngt, als Käufer zu betrachten. 

N & 365. Unter eben den Amfländen, wo ein 
Käufer, wegen des Mißverhaͤleniſſes zwiſchen dem 

0 er Sache, und dem dafür erlegten Kauf 

dem Kaufe wieder abgehen kann, iſt 
{ er der SE) wegen eines 
leniſſes zwischen d der empfangenen 
BEN Sache, dazu berechtiget. 
Falle muß der Werth 
beider gegen Iren Sachen durch ven- 
eidete Sachve tändige ausgemietelt werden. 

H. 367, Sind fremde Sachen e wor⸗ 
den, ſo finden die Vorſeheiſten 9. 154. lag. eben: 
falls Anwendung. 
$. 368. Doch muß der Geber der fremden 
che, in fo fern er überhaupt zur Vertretung ver⸗ 
et iſt, dem Empfänger, welchem dieſe Sache 
ganz entzogen worden, die von ihm dafür erhaltene 
Sache zurückgeben. 

§. 369. Hat ſich aber der Geber der fremden 
Sache eines Betrugs ſchuldig gemacht, fo hat der 
Empfanger die Wahl: ob er feine vertauſchte Sache 
zurneknehinen, oder von dem Geber, wegen des aus 
der Entziehung der eingetauſchten Sache erwachſenen 

Algen; Landr. I. Band. 2 Scha⸗ 
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Schadens und entgangenen Gewinns, vollſtaͤndige Ge⸗ 
nugthuung fordern wolle. 

$. 370. Iſt einem der Contrahenten nur ein 
Theil der eingetauſchten Sache durch den Anſpruch 
eines Dritten entzogen worden, fo muͤſſen beide ver⸗ 
tauſchte Sachen abgeſchaͤtzt, und ſodann der Werth 
des entzogenen Theils verhältnißmaͤßig beſtimmt 
werden. f 

$. 371. In allen Fällen, wo bey einem ruͤck⸗ 
gängig gewordenen Kaufe die Nutzungen der Sache, 
und die Zinſen des Kaufgeldes, gegen einander auf- 
gehoben werden, findet eine gleiche Compenfasion 
in Anſehung der Nutzungen der gegen einander ver⸗ 
tauſchten Sachen Statt. 

H. 372. In den Fallen, wo der Käufer, wegen 
des bevorſtebenden Anſpruchs eines Dritten auf die 
erkaufte Sache, das Kaufgeld zurückzuhalten, und 
gerichtlich niederzulegen berechtiget iſt, hat der Tau⸗ 
ſchende, wenn die eingetaufchte Sache von einem 
Dritten in Anſpruch genommen wird, das Recht, 
die dagegen vertauſchte Sache zur gerichelichen Ver⸗ 
wahrung und Verwaltung zu übergeben. 

H. 373. Wenn Geld gegen Geld gewechſelt 
wird, fo treten die Geſetze von Zahlungen ein. 

$. 374. Medaillen und Münzen, welche der 
Seltenheit wegen geſucht werden, ſind, auch in die⸗ 
fer Beziehung, nicht als Geld anzuſehen. 

§. 375. Bey dem Kaufe oder Tauſche ſolcher 
Muͤnzen findet der Einwand der Verletzung uͤber oder 
unter der Hälfte niemals Statt. 


Drit⸗ 
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Dritter Abſchnitt. 
Von Abtretung der Rechte. 8 


§. 376. Die Abtretung der Rechte ſetzt einen Begriff, 
Vertrag voraus, wodurch Jemand ſich verpflichtet, Gu, 
einem Andern das Eigenthum feines Nechts, gegen ſize. 
eine beſtimmte Vergeltung, zu uͤberlaſſen. 

$. 377. Die Handlung ſelbſt, wodurch das 
abzutretende Recht dem Andern wirklich übertragen 
wird, wird Ceſſion genannt. A £ 

8,378. Wird ein Recht ohne Vergeltung ab⸗ 
getreten, ſo iſt die Handlung als eine Schenkung 
anzuſehen. (Abſchn. 9.) | 

9. 379. Was Rechtens ſey, wenn Jemand 
eines Theils ſeines Rechts ſich begiebt, um ſich da⸗ 
durch der übrigen zu verſichern, iſt nach der Lehre 
von Vergleichen zu beurtheilen. (Tit. 16. Abſchn. 8.) 

$. 380. Die bloße Anweiſung einer Schuld⸗ 
forderung iſt noch fur keine Abtretung derſelben zu 
achten. (Tit. 15. Abſchn. 5.) 

$. 381. Bey der eigentlichen Ceſſion finden, 
je nachdem dafür baares Geld, oder eine andere 
Sache oder Recht gegeben worden, die Regeln des 
Kaufs oder Tauſches Anwendung. N 

H. 382. Alle Rechte, welche nicht an die Per- Mas car 
fon des Inhabers gebunden find, können Andern dan ken. 
abgetreten werden. 3 

§. 383. Auch die Abtretung ſchon rechtshaͤngi⸗ 
ger Sachen iſt erlaubt. 5 

9. 384. Durch die Ceſſion einer rechtshaͤngi⸗ 
gen Sache wird, weder in Anſehung des Gerichts⸗ 
ſtandes, noch der Lage des Prozeſſes ſelbſt etwas 
geändert. I N 

8. 385. Richterliche Perſonen und Juſtizcom⸗ 
miſſarien konnen jireitige Rechte, deren Erörterung 
vor den Gerichtshof, bey welchem fie angeſtellt ſind, 

2 es 
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es ſey in erſter oder in einer der folgenden Inſtan⸗ 
zen, gehören würde, nicht an ſich loͤſen. 


Anh. $. 16. Auch Actuaril dieſes Gerichts gehoͤren in 
dieſer Beziehung zu den richterlichen Perſonen. 


H. 386. Streitig beißen hier alle Rechte, 
welche zur Zeit der Ceſſion von dem Verpflichteten 
ganz oder zum Theil nicht anerkannt worden. 

§. 387. Haben dergleichen Perſonen ($. 385.) 
ſich auf ſolche Ceſſionen dennoch eingelaſſen, fo find 
dieſelben nichtig, und der Ceſſionarius bleibt dem 
Cedenten, ſo wie dem Schuldner, zur Schadloshal⸗ 
tung, dem Staate aber nach näherer Beſtiumung 
der Criminalgeſetze, zur Strafe verhaftet. 


Anh. §. 27. Durch die Genehmigung des Vorgeſetz⸗ 
ten kann nur die Strafe des Ceffionarii, nicht aber 
das Privat- Intereffe des Schuldners aufgehoben 

werden. 


H. 388. Injurienklagen koͤnnen niemals Andern 
abgetreten werden. 
$. 389. Wohl aber iſt die Abtretung des Rechts 
zur Schadloshaltung erlaubt, in fo fern letztere einer 
Schaͤtzung nach Gelde fähig iſt. 
Non der 9. 390. Was für das abgetretene Recht be⸗ 
Naltzta, zahlt oder gegeben werdens ſoll, haͤngt lediglich von 
ven SEE dem Uebereinkommen der Parteien ab. 
$. 391. Der Verpflichtete kann ſich alfo gegen 
den Inhaber damit, daß dieſer die Forderung fuͤr einen 
wohlfeilern Preis an ſich geloͤſet hat, nicht ſchuͤtzen. 
H. 392. Es ſoll aber jeder bey einem ſolchen 
Geſchaͤfte vorgefallene Betrug ſiskaliſch unterſucht, und 
nach Vorſchrift der Criminalgeſetze beſtraft werden. 


$. 393. 


1 m ͤoũn nn m Q 
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§. 393. Durch die Erklärung des Cedenten, Form. 
daß der Andere das abgetretene Recht von nun an 
als das ſeinige auszuüben befugt ſeyn ſoll, und 
durch die Annahme dieſer Erklarung, geht das Ei⸗ 
geuthum des Rechts ſelbſt auf den neuen Inhaber 
über. * 

$. 394. Wird eine Schuldforderung, woruͤber 
briefliche Urkunden vorhanden ſind, cedirt, ſo muß 
auch die Ceſſion allemal, ohne Unterſchied der 
Summe, ſchriftlich erfolgen. 

$. 395. Der Schuldner kann nur einem ſol⸗ 
chen Ceſſionario mit Sicherheit zahlen, welcher ſich 
durch den Beſitz des Inſtruments, und einer ſchrift⸗ 
lichen auf ihn gerichteten Ceſſion zugleich legitimirt. 

§. 396. Nach geleiſteter Zahlung muß er ſich 
das Juſtrument ausantworten, oder wenn es nur 
eine Abſchlagszahlung war, dieſelbe auf dem Inſtru⸗ 
mente vermerken laſſen. 

§. 397. Hat der Schuldner dieſe Vorſchriften 
G. 395. 396.) vernachlaͤßigt, fo kaun er ſich mit 
der geleiſteten Zahlung gegen einen dritten redlichen 
Ssuhaber der Forderung nicht ſchuͤtzen. 

9. 398. Der Cedent aber muß die Zahlung 
wider ſich gelten laſſen, wenn die von ihm an den 
Empfänger wirklich geleiſtete Ceſſion auch nur auf 
andere Art erwieſen werden kann. 

$. 399. Wird von mehreren in Einem Inſtru⸗ 
mente enthaltenen Forderungen nur eine cedirt, ſo 
muß von dem Inſtrumente eine beglaubte Abfehrife 
gefertigt; auf dieſe die Ceſſion geſetzt; auf dem 
Hauptinſtrumente aber, daß und welche der darin 
enthaltenen Forderungen cedirt ſey, bemerkt werden. 

H. 400. Von den Ceſſionen der im Hypothe⸗ 
kenbuche eingetragenen Forderungen, ingleichen der 
Wechſel oder Anweiſungen unter Kauſteuten, iſt das 

Mötdige 
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Noͤthige geboͤrigen Orts beſonders vorgeſchrieben. 
(Tit. 20. Abſchn. 1. Th. 2. Tit. 9. Abſchu. 8. 9.) 
§. 401. Bey Junſtrumenten, die auf jeden In⸗ 
haber lauten, bedarf es zur Uebertragung des Ei⸗ 
genthums keiner Ceſſion. e 
RT F. 402. Durch die Ceffton tritt der neue Ju⸗ 
855 Ces. haber in alle abgetretene Rechre und damit verbun⸗ 
en 41 dene Pflichten des Cedenten. k 
Sorione g. 493... Auch beſondere Vorrechte, welche der 
x ud cedirten Forderung in Ruͤckſiche ihrer Natur und 
Es Befchaffenbeit beigelegt find, gehen, ſelbſt ohne aus⸗ 
ann Uebertragung, auf den neuen Juhaber mit 
über. 
$. 404. Dahin gehören auch ſolche Vorrechte, 
welche der Forderung ſelbſt, in Ruͤckſicht auf die per⸗ 
ſönliche Eigenſchaft ihres erſten Inhabers, zukom⸗ 
men; nicht aber bloße perſoͤnſiche Befugniffe, welche, 
wie die Vorrechte des Fiskus wegen des Gerichts⸗ 
ſtandes und der Sportelfreiheit, bloß bey Gelegen⸗ 
1 heit der cedirten Forderung von dem vorigen In⸗ 
IN haber ausgeübt werden konnten. 
[il S. 405. Der Ceſſtonarius kann fid feiner per⸗ 
I . ſoͤnlichen Vorrechte gegen den Schuldner ſo wenig, 
I als gegen die übrigen Gläubiger deſſelben bedienen. 
§. 406. Es kommen alſo auch dem Fiskus, 
Kirchen, milden Stiftungen, und andern privilegir⸗ 
ten moraliſchen Perſonen, welche von andern Pri⸗ 
vatperſonen Forderungen an ſich loͤſen, in Anſehung 
I derſelben diejenigen Vorrechte nicht zu, welche die 
N Geſetze den ihnen ſelbſt urſpruͤnglich zuſtehenden 
Forderungen und Gerechtſamen beilegen. ; 
$. 407. Der Schuldner einer cedirten Poſt 
| \ kann alle Einwendungen und Gegenforderungen, die 
| er gegen den Cedenten ruͤgen konnte, auch dem Ceſ⸗ 
0 ſtonario entgegen ſetzen. 


g. 408. 


Von Abtretung der Rechte. 327 


$. 408. Ueberhaupt darf die Verpflichtung des 
Schuldners durch die Abtretung des Rechts an ei⸗ 
nen Andern niemals erſchwert werden. 

H. 409. Es iſt daher auch die Einwilligung 
des Schuldners zur Gultigkeit der Ceſſion an ſich 
nicht nothwendig. 8 

$. 410. Hat der Schuldner, beſonderer Um⸗ 
ſtaͤnde wegen, Grund, zu beſorgen, daß er von 
feinen Einwendungen oder Gegenforderungen wider 
den Cedenten, gegen den Ceſſionarium nicht werde 
Gebrauch machen konnen: fo iſt er, wegen dieſer 
Einwendungen und Gegenforderungen, Caution von 
dem Cedenten zu verlangen berechtiget. 

$. 411. Der Unterſchied des Standes, der Re⸗ 
figion, und des Gewerbes bey dem Ceſſionario kaun, 
als gefährlich ‚für den Schuldner, nicht angeſehen 
werden. N l 
$ 412. Hat der Schuldner den Ceſſionarium 
für ſeinen Gläubiger wegen einer der Qualität und 
Quantitat nach beſtimmten Forderung auf rechtsgüͤl⸗ 
tige Weiſe einmal anerkannt: fe iſt er nicht mehr 
befugt, demſelben Einwendungen und Gegenforde⸗ 
rungen, die er wider den Cedenten zu haben ver⸗ 
Feng; entgegen zu ſetzen. (Tit. 5. §. 37. 38. 185. 
192. 

$. 413. So lange dem Schuldner die geſche⸗ 
hene Ceſſion noch nicht gehoͤrig bekannt gemacht 
worden, find alle zwiſchen ihm und dem Cedenten 
vorgefallenen Verhandlungen zu Gunſten des Schuld⸗ 
ners guͤſtig. 

§. 414. Jede von dem Cedenten oder von Ge⸗ 
richtswegen erfolgte Bekanntmachung iſt hinreichend, 
den Schuldner zu verpflichten, daft er ſich über die 
abgetretene Forderung mit dem Cedenten nicht weis 
ter einlaſſe. 


§. 415. 
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§. 415. Geſchieht aber die Bekanntmachung 
durch den Ceſſtonarium, ſo muß dieſer die Richtig⸗ 
keit ſeiner Augabe, durch Vorzeigung des cedirten 


und gehörig uberſchriebenen Inſtruments, oder ſonſt, 


zwiſchen 
dem Ce⸗ 
denten 
und Eefi 
ſionario, 
in Az 
ſehung 
der Rich 
tigkeit, 


inuerhalb Dreier Tage beſcheinigen. (S. 34. Id.) 

9. 416. Wird dieſe Friſt nicht inne gehalten, 
und der urſprüngliche Jußaber der Forderung leug⸗ 
net die Richtigkeit der vorgeblichen Ceſſton; ſo kann 
der Schuldner gültige Verhandlungen über die For⸗ 
derung mit Letzterem vornehmen. 

Fg. 417, Doch ſind alle Verhandlungen zwiſchen 
dem Cedenten und Schuldner, nach wirklich erfolg⸗ 
ter Ceſſion, ungültig; wenn klar erhellet, daß der 
Schuldner die Ceſſtan gewußt, und nur um feinen 
Vortheil mit dem Schaden des Ceſſionarii zu beför⸗ 
dern, in dieſe Verhandlungen ſich eingelaſſen habe. 

F. 418. Iſt die Coſſion unter einer aufſthie⸗ 
benden oder auflöfenden Bedingung geleiſtet, und 
dieſes dem Schuldner gehörig bekannt gemacht wor⸗ 
den, ſo kann Letzterer, vor vollig ausgemachter 
Sache, weder mit dem Cedenten, noch mit dem 
Ceſſignario, einſeitig, "gültige, Verhandlungen vor⸗ 
nehmen. 

§. 419. Will der Sehuldner vor ausgemach⸗ 
ter Sache Zahlung leiſten; oder wird er dazu we⸗ 
gen des abgelaufenen Termine, von einem oder dem 
andern Theile aufgefordert; ſo muß die Zahlung, 
auf Koſten des Cedenten, in das gerichtliche Depo⸗ 
ſitum geſchehen. 

$. 420. Der Cedent iſt dem Ceſſionario für die 
Richtigkeit und Rechtsgültigkeit der abgetretenen 
Forderung zu haften verpflichtet. 

H. 421. Iſt die Forderung ausdrücklich als 
zweifelhaft abgetreten, oder dem Cedenten die Ge⸗ 
währsleiſtung ausdrücklich erlaffen worden: fo haf⸗ 
tet Letzterer nur alsdann, wenn er dem Ceſſionario 
die 
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die ihm bekannte wahre Beſchaffenheit der Sache 
verſchwiegen, oder ſich ſonſt eines Betrugs ſchuldig 
gemacht hat. 

H. 422. Hat der Cedent eine offenbar unrich⸗ 
tige Forderung, wider beſſeres Wiſſen, nur als 
zweifelhaft angegeben, fo iſt er einem Betruͤger gleich 
zu achten. 

$. 423. Ein Cedent, welcher die Richtigkeit 
der cedirten Forderung zu vertreten ſchuldig iſt, muß, 
bey ſich ergebender Unrichtigkeit, dem Ceſſionario ” 
auch alle Schaͤden und Koſten erſtatten. 

H., 424. Hat er betrüglich gehandelt, fo muß 
er dem Ceſſionario das volle Intereſſe vergüten. 

§. 425. Dieſe Verbindlichkeit iſt jedoch auf die⸗ 
jenige Summe, um welche die gedirte Forderung 
dasjenige, was der Ceſſtonarius dafur gegeben hat, 
uberſteigt, und die alfo der letztere bey dem Geſchaͤfte 
zu gewinnen gedachte, niemals auszudehnen. 

F. 426, Ein Ceſſionarius, welchem die Rich⸗ 
tigkeit und Rechtsgültigkeit der an ſich geloͤſeten For⸗ 
derung beſtritten wird, muß, wegen Aufforderung 
des Eedenten, zur Vertretung, alles das beobach⸗ 
ten, was dem Kaͤufer, der wegen der gekauften 
Sache in Anſpruch genommen wird, vorgeſchrieben 
iſt. (§. 143. Jad.) 

§. 427. Iſt eine im Hypothekenbuche eingetra⸗ in Auſe⸗ 
gene Forderung cedirt worden, fo haftet der Eedent Mil, der 
für die Sicherheit derſelben nur alsdann, wenn er beit, 
ſolches ausdrücklich übernommen hat. . 

9 428. Was bey Wechſel⸗Indoſſirungen und 
kaufmänniſchen Aſſignatjonen Rechtens fen, iſt gehöoͤ⸗ 
rigen Orts beſtimmk. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 8. 9.) 

$. 429. Auch bey andern cedirten Forderungen 
darf der Cedent für die Sicherheit nicht haften, 
ſobald der Ceſſionarius die Forderung fur eine gerin⸗ 
gere Summe, als ihr Betrag iſt, an ſich gebracht 

und 
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und ſich die Gewaͤhrsleiſtung nicht ausdruͤcklich vor⸗ 
bedungen hat. ‘ 

$. 430. Außer diefen Fällen (§. 427. 428. 
429.) haltet der Cedent auch für die Sicherheit der 
abgetretenen Forderung, wenn ihm nicht die Ge⸗ 


waͤhrsleiſtung ausdrücklich erlaſſen, oder die Forde⸗ 


rung als zweifelhaft in Anſehung der Sicherheit ce⸗ 
dirt worden. N rd 
$. 431. Selbſt in denjenigen Fällen, wo, nach 


vorſtehenden Grundſaͤtzen, der Cedent für die Sicher⸗ 


heit haften muß, treffen dennoch alle Veraͤnderun⸗ 
gen, welche ſich darin, nach der Ceſſion, ohne 
fein Zuthun ereignen, den Ceſſionarium als Eigen⸗ 
thuͤmer. 5 

$. 432. Auch ein ſolcher Verluſt, welcher durch 
das eigene ſelbſt nur geringe Verſehen des Ceſſio⸗ 
narii entſtanden iſt, bleibt demſelben in allen Fällen 
zur Laſt. 

§. 433. Auch Zufälle, welche die Beitrei⸗ 
bung der Forderung verhindern, treffen den Ceſſio⸗ 
narium. & N 

$ 434. Hat der Ceſſionarius die Forderung, 
nach Ablauf der Verfallzeit, nicht ſofort beige⸗ 
trieben, oder dem Schuldner freiwillige Nach⸗ 
ſicht, ohne ausdrückliche Genehmigung des Ceden⸗ 
ten, zugeſtanden, ſo verliert er ſeinen Regreß an 
Lettern. 

$. 435. Forderungen, welche erſt nach vorher⸗ 
gegangener Aufkuͤndigung zahlbar find, muß der 
Ceſſionarius, bey Verluſt feines Regreſſes, binnen 
Drey Monaten nach erfolgter Ceſſion gerichtlich 
aufkuͤndigen. . 5 

$ 436. Iſt der Schuldner bis zum Verfall⸗ 
tage, oder bis zum Ablaufe der Auffündigungsfrift, 
in Concurs verſunken, ſo wird angenommen, daß 

; die 
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W 


die Forderung, ſo weit ſie bey dem Concurs leer 
a ſchon zur Zeit der Ceſſion unſicher gewe⸗ 
ſen ſey. 

§. 437. Der Cedent muß alſo, in fo fern er 
nicht überhaupt von der Gewährsleiſtung, in Anſe⸗ 2 
hung der Sicherheit, nach obigen Grundſatzen frey 
iſt, den Ausfall vertreten. 

$. 438. Außerdem muß der Ceſſionarius, auch 
bey Betreibung der Execution, für ein geringes Ver⸗ 
ſehen ſelbſt haften. 

$. 439. Hat er aber dem Cedenten das Aus⸗ 
bleiben der Zahlung bekannt gemacht, ſo haftet er, 
von dieſem Zeitpunkte an, nur für ein mäßiges 
Verſehen. 

$. 440. Gehe die cedirte Forderung, wegen 
Unſicherheit, ganz oder zum Theil verloren, und 
iſt der Cedent, nach vorſtehenden Grundſatzen, zur 
Gewaͤhrsleiſtung verpflichtet, fo muß er dem Ceſſio⸗ 
nario für das, was dieſer ihm gezahlt, oder gege⸗ 
ben hat, ingleichen für Schaden und Koſten gerecht 
werden. 

8. 441. Hat aber der Cedent bey der Angabe 
der Sicherheit betrüglich verfahren, ſo findet die 
Vorſchrift H. 424. 425. Anwendung. 

. 442. In allen Fällen, wo Jemand, durch Ven 
die für oder ſtatt eines Andern geleiſtete Zahlung, gegen 
nach Vorſchrift der Geſetze, in die Stelle des be⸗ fionen, g 
zahlten Gläubigers tritt, iſt er von dieſem auch eine 
ausdrückliche Ceſſion ſeiner Rechte an den Schuld⸗ 
ner zu fordern befugt. 

8. 443. Bey beharrlicher Weigerung des bes 
zahlten Glaͤubigers muß der Richter denſelben, auf 
Anrufen des Zahlenden, zur Ausſtellung der Ceſſion, 
durch executiviſche Zwaugsmittel anhalten. 


8. 444 
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§. 444. Doch darf in dergleichen Fällen der 
Cedent ſo wenig für die Richtigkeit als Sicherheit 
der Forderung, in fo fern er ſich bey dem Ge⸗ 
ſchaͤfte keines Betrugs ſchuldig gemacht hat, gerecht 
werden. 


— — 


Vierter Abſchnitt. 
Vom Erbſchafts kaufe. 


as für F. 45. Nur eine wirklich angefallene freie 
den we Erbſchaft kann verkauft, und einem Andern gültig 
kauft wer abgetreten werden. 
19 Eins $.. 446. Der Verkauf einer beſtimmten oder 
unbeſtimmten Erbſchaft, die dem Verkaͤufer) noch 
erſt anfallen ſoll, iſt nichtig. 

$. 447. Nur alsdann iſt ein wirklicher Erb⸗ 
ſchaftskauf vorhanden, wenn das Erbſchaftsrecht 
ſelbſt, oder ein Theil deſſelben verkauft worden. 

H. 448. Iſt nur ein beſtimmter Inbegriff von 
Erbſchaftsſachen verkauft, fo muß das Geſchaͤft 
bloß nach den Vorſchrifcen der Geſetze von dem 
Verkaufe eines Inbegriffs von Sachen beurtheilt 
werden. 

$. 449. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
j Erbſchaft nur nach einem darüber aufgenommenen 
Inventario verkauft worden. 
F. 450. Es wäre denn, daß aus dem übrigen 
Inhalte des Contracts erhellete, daß die Beziehung 
auf ein Inveutarium nur der nähern Beſtimmung 
und Bezeichnung wegen beigefügt ſey. 
Ber enb⸗ §. 451. Wer eine Erbſchaft ſelbſt zu erwerben 
dalle oder anzutreten nicht fähig iſt, der kann dieſelbe 
und vers weder von einer auch fähigen Perſon kaufen, noch 
aue, fie an eine dergleichen Perſon verkaufen. 5 
9. 452. 
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9. 452. Die Faͤhigkeit des Erben zum Ver⸗ 
kaufe wird nach der Zeit des Anfalls beurtheilt. 
$ 453. Auch der, dem eine wirklich angefal⸗ 
lene Erbſchaft wegen feiner Unwürdigkeit wieder ent⸗ 
tiffen wird, kann dieſelbe nicht güftig verkaufen. 
$. 454. Bey einem wirklichen Erbſchaftskaufe e 


tritt der Käufer in alle Rechte und Pflichten des hen 
Erben. ſchaftskau⸗ 


9. 43, Selbſt die Rechte und Pflichten des fen fehl 
Erben, in Anſehung der Perſon des Erblaſſers, oder nicht. 
und der zum Nachlaſſe gehörigen Sachen, bleiben, 
wenn nicht ein Anderes verabredet worden, unge⸗ 
aͤndert. 

$. 456. Die Sache wird daher fo genommen, 
als wenn die Erbſchaft ſogleich dem Kaͤufer, und 
nicht dem Verkäufer angefallen ware. 1 

9. 437. Alles, was dem Erben, vermoͤge ſei⸗ 
nes Erbrechts, wuͤrde zu Theil geworden ſeyn, falle, 
dem Räufer des Erbrechts zu. 

H. 458. Auch künftige Erwerbungen, die dem 
Erben, vermoͤge des verkauften Erbrechts, durch 
den Ausfall etwaniger Miterben oder Legatarien zu⸗ 
wachſen, gehen auf den Käufer mit über. 

$. 459. Dagegen find die Rechte, welche 
dem Verkaͤufer, vermoͤge einer Pupillar- oder fidei⸗ 
commiſſariſchen Subſtitutton auf einen Theil des 
Nachlaſſes, welcher ſchon au einen Andern gediehen 
iſt, zuſtehen, unter dem Erbſchaftsverkauſe nicht mit 
begriffen. 5 

$. 450. Ein Gleiches gilt von Vermaͤchtniſſen, 
welche einem der Erben zum Voraus verſchafft, oder 
was demſelben durch eine Schenkung von Todeswe⸗ 
gen zugewendet worden. 

H. 461. Eben ſo ſind Sachen und Rechte, 
welche dem Verkäufer nicht von dem Erblaſſer, ſon⸗ 
dern nur durch denſelben und mittelſt ſeines a 

; 5 eng 
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bens zufallen, im zweifelhaften Falle fuͤr mit ver⸗ 
kauft nicht zu achten. 8 
Verhͤͤlt⸗ §. 462. Das Recht der Erbſchaftsglaͤubiger und 
11 8 Legatarien wird durch den Verkauf der Erbſchaft nicht 
der Lega geändert, x 5 ! { 
iger H. 463. Es ſteht denſelben frey, fich ihrer Ber 
und! friedigung halber an den Käufer der Erbſchaft, oder 
ce“ an den Erben ſelbſt zu halten. 5 
2 $ 454. Auch wenn fie fich zuerſt an den Kaͤu⸗ 
fer halten, koͤnnen fie dennoch von dieſem auf den 
Verkaͤufer, als Erben, wieder zurückgehen. 

H. 465. Doch muͤſſen fie, wenn fie von dieſer 
Befugniß Gebrauch machen wollen, ſich dieſelbe 
ſogleich, wenn fie den Käufer in Anſpruch nehmen, 
ausdrücklich vorbehalten, und dieſen Vorbehalt dem 
Verkaͤufer gerichtlich bekannt machen laſſen. 

H. 466. Halten ſich die Gläubiger und Le 
gatarien an den Verkäufer der Eebſchaft, ſo iſt 
der Käufer denſelben in alle Wege zu vertreten 
ſchuldig. 2 

§. 467. Wegen der Aufforderung des Käufers 
zu ſolcher Vertretung gilt alles das, was bey der 
Lehre von Gewährsleiſtungen dem Käufer, weleher 
von dem Verkaͤuſer eine ſolche Vertretung fordern 
will, vorgeſchrieben iſt. (§. 143. [gg.) 

§. 468. Perſonliche Leiſtungen, die nicht nach 
Gelde geſchaͤtzt werden koͤnnen, iſt der Kaͤufer weder 
zu uͤbernehmen, noch dem Verkaͤufer Verguͤtung da⸗ 
für zu leiſten verbunden. . 

$. 459. Iſt der Erbe durch verzögerte Zahlung, 
von Seiten des Käufers, in Schaden geſetzt wor⸗ 
den, fo muß ihn Letzterer entſchaͤdigen. 5 

$. 470. Zu den Laſten der Erbſchaft, welche 
der Käufer, vermoͤge des Vertrags, übernimmt, ge⸗ 


hoͤren auch die Begraͤbnißkoſten des Erblaſſers, fo 
weit 
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weit dieſelben von dem Erben noch nicht berichtiget 
ſind. ' t 
§. 471. Die Verhaͤltniſſe zwiſchen dem Erb⸗ 
ſchaftskaͤufer, und den Schuldnern der Erbſchaft, 
ſind nach den bey Ceſſionen angenommenen Grund⸗ 
fügen zu beurtheilen. 
$. 472. Der Erbſchaftsſchuldner, welcher den 
Käufer für feinen Gläubiger nicht ausdruͤckſich an⸗ „ 
erkannt hat, kann demſelben nicht nur Gegenforde⸗ 
rungen, die ihm gegen den Erblaſſer, ſondern auch 
Den die ihm an den Erben zuſtehen, entgegen: 
etzen. 
$. 473. Alle Erbſchaftskaufe ſollen kuͤnftig, Form. 
bey Strafe der Nichtigkeit, gerichtlich geſchloſſen 
werden. 
$. 474. Sobald der Kauf ſolchergeſtalt ger Wirkun⸗ 
ſchloſſen iſt, gehet Eigenthum und Gefahr der Erb⸗ ge ech 
ſchaft auf den Käufer über, \ ſchalts⸗ 
$. 475. So weit jedoch eine Naturalübergabe Ui 
erforderlich iſt, um den Käufer in den Beſitz der 
Erbſchaftsſtuͤcke zu ſetzen, iſt der Verkaͤufer auch 
dieſe zu leiſten ſchuldig. 
$. 476. Der Verkaͤufer muß dem Käufer die 
Erbſchaft in dem Stande, wie ihm dieſelbe wirklich 
angefallen iſt, ausliefern. 
$- 477. Einzelne Sachen aber, die ſeit dem 
Tode des Erblaffers, bis zum geſchloſſenen Kaufe, 
im ordentlichen Laufe der Natur, oder der Ge⸗ 
ſchäfte, von der Erbſchaft abgeſondert worden, 
iſt der Verkaͤufer dem Käufer zu gewaͤhren nicht 
ſchuldig. 
$. 478. Dagegen erhalt der Käufer alles, was 
auch erſt nach dem Tode des Erblaſſers der Erb- 
ſchhaft zugetreten iſt. 
9. 479. Famiſienurkunden und Papiere, in 
gleichen Familtengemälde, die für den Käufer keinen 
erheb⸗ 
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erheblichen Werth und Nutzen haben, find, im 
zweifelhaften Falle, fuͤr mitverkauft nicht zu achten. 
§. 480. Hat der Verkaͤufer, vor geſchloſſenem 
Vertrage, Capitalsſchulden des Erblaſſers bezahlt, 
oder Legate entrichtet, und ſich dieſerhalb bey dem 
Verkaufe nichts vorbehalten! ſo kann er dafür von 
dem Käufer keine Vergütung fordern. 
$. 491. Ein Gleiches gilt in Anſehung der 
Koſten, welche der Verkäufer, bis zum geſchloſſenen 
Kaufe, auf die Erhaltung oder Verbeſſerung der 
Erbſchaftsſubſtanz verwendet hat. 
$. 482. In Anſehung der Nutzungen aber, und 
der davon zu entrichtenden Laſten, iſt der Erbſchafts⸗ 
verkaufer, bis zum geſchſoſſenen Vertrage, einem 
reblichen Beſitzer gleich zu achten. 
$ 483. Von der Zeit des geſchloſſenen Kaufs 
gehen alle Nutzungen und Laſten auf den Käufer 
über. 
Gewährs, . 484. Der Verkäufer darf dem Käufer nur 
"irn. das Erbrecht ſelbſt, nicht aber die einzelnen in dem 
Nachlaſſe befindlichen Sachen oder Gerechtſame ver⸗ 
treten. 2 8 
9. 485. Vielmehr iſt in ſo weit der Erbſchafts⸗ 
kauf einem Kaufe in Pauſch und Bogen gleich zu 
achten. : 
$. 486. Auch der Käufer kann, wegen eines 
Mißverhäliniffes im Preife, von dem Kaufe nie 
mals zuruͤcktreten. = 
Wenn gar . 487. Kann der Verkäufer dem Käufer gar 
u fein Erbrecht gewähren, fo muß er den erhaltenen 
wiort Kaufpreis zurückzahlen. e 
H. 488. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Ar Verkaͤufer dem Käufer zwar ein, wirkliches, aber 
ein mit Subſtitution oder Fideicommiß beſchwertes 
Erbrecht verkauft, und dieſe Belaſtung demſelben 
nicht bekannt gemacht hat. * 
$. 489. 
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—— 


§. 489. Außer dem Erſatze des Kaufpreiſes 
haſtet der Verkaͤuſer dem Käufer, nach Verhaͤltniß 
ſeines bey Schließung des Vertrages begangenen Ver⸗ 
ſehens, auch für das aus der Nichtigkeit deſſelben 
erwachſende Intereſſe. 

$. 490. Doch kann der Kaͤufer dasjenige, was 
die Erbſchaft mehr werth geweſen iſt, als er dafur 
gegeben hat, unter dem Vorwande eines entgan⸗ 3 | 
genen Gewinns, niemals fordern. | 

$. 491. Wegen deſſen, was dem Erbſchafts; 
kaͤufer von dem die Erbſchaft an ſich nehmenden 
Erben vergütet werden muß, desgleichen wegen der 
Nutzungen der Erbſchaft, und der Zinſen des dafür 
erlegten Kaufgeldes, finden die Vorſchriften H. 154 
bis 162 Anwendung. 

§. 492. Finden ſich vorher nicht bekannteſeſer 
Theiluehmer an dem verkauften Erbrechte, fo haͤngt Riterben 
es von dem Käufer ab, von dem Contraete züruͤck⸗ich nden. 
zutreten. | 
9. 493. Will er dieſes, fo finden die Vorſchrif⸗ 1 
ten §. 487. (gg: Anwendung. 

§. 494. Will er aber bey dem Contraete ſtehen 
bleiben, fo muß das verabredete Kaufgeld, nach 
Verhältniß der dem Kaͤufer entgehenden Erbportion, 
berabgeſetzt werden. ; 

H. 45. Iſt die, Erbſchaft dem Verkäufer muuzeh, ie 
unter einer Bedingung zugefallen, und dieſes beyerbſchak⸗ 
Abſchließung des Kaufs beiden Theilen unbekannten 
geweſen, ſo iſt der ganze Vertrag nichtig. 

H. 496. Hat aber der Verkäufer die ihm be⸗ 
kannte Bedingung dem Käufer verſehwiegen, ſo iſt 
Letzterer von dem Vertrage abzugehen berechtigt. 

§. 497% Alsdann finden die Vorſchriften H. 487. 
fgg. ebenfalls Anwendung. 2 i 

9. 498. Iſt jedoch die dem Erbanfalle bes 
gefuͤgte aufſchiebende Bedingung ſo beſchaffen, daß 

Alem. Bande. 1, Band. 9 deren 


1 
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deren Erfüllung von dem Verkaͤufer abhaͤngt, fo 
ſteht dieſem frey, durch die ſofort zu leiſtende Er⸗ 
fuͤllung derſelben, dem Mangel abzuhelfen, und 
den Vertrag aufrecht zu erhalten. 

$. 499. Auch der Käufer kann ihn dazu durch 
gerichtliche Zwangsmittel anhalten, wenn ihm daran 
gelegen iſt, daß der Contract beſtehen bleibe. 

$. 500. Iſt die Bedingung auflöfend, und 
von der Beſchaffenheit, daß es in der Gewalt des 
Verkäufers ſteht, das Michteinereren der Bedin⸗ 
gung zu bewirken; und kann dies ſogleich geſche⸗ 
ben, fo gelten auch in dieſem Falle die $. 498. 499. 
ertheilten Vorſchriften. 

$. 501. Kann der Verkaͤufer dasjenige, was, 
um das Eintreten der auflöfenden Bedingung zu 
verhuͤten, geſchehen muß, nicht ſogleich bewerkſtel⸗ 
ligen; der Käufer aber will dennoch bey dem Con⸗ 
tracte verbleiben: ſo iſt er befugt, von dem Ver⸗ 
kaͤufer Sicherheit für alles das zu fordern, was 
ihm dieſer zu leiſten haben wuͤrde, wenn durch den 
Eintritt der Bedingung das Erbrecht verloren gehen 
ollte. 
! §. 502. Iſt die Bedingung von der Art, daß 
deren Erfüllung von dem Käufer ſelbſt geleiſtet wer⸗ 
den kann; fo hänge es von dieſem ab, ſich derſel⸗ 
ben zu unterziehen, und wegen des daraus fuͤr ihn 


. entſtehenden Nachtheils Entſchadigung von dem Ver⸗ 


Fäufer zu fordern. 
Bey an, 69. 503. Wenn andere rechtliche Hinderniſſe 
Ben DE das Erbrecht ſelbſt, oder deſſen Ausübung, oder 
entgegen auch die Erlangung des Beſitzes und Genuſſes eins 
Hindermiſ zelner Erbſchaftsſtuͤcke aufpalten, oder erſchwerenz 
2 fo iſt der Käufer eine Entſchaͤdigung dafür, die er 
ſich nicht ausdrücklich vorbehalten bat, zu fordern 
nicht berechtigt, 


§. 504. 
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$. 504. Er kann aber Entſchädigung verlan⸗ 
gen, wenn die Hinderniſſe oder Schwierigkeiten 
durch das eigene grobe oder mäßige Verſehen des 
Verkaͤufers entſtanden ſind. 

$. Foß. Ergiebe ſich nach geſchloſſenem Kaufe ende 
daß der vermeintliche Erblaſſer damals noch amol 
Leben geweſen, fo bleibt das Geſchaͤft nichtig, wenn beben it, 
auch der Tod deſſelben bald hernach erfolgt wäre, 

§. 506, Hat einer von beiden Contrahenten ge⸗ 
mußt, daß der angebliche Eeblaſſer noch nicht ver⸗ 
ſtorben ſey, ſo muß derſelbe dem andern Theile 
alle durch den nichtigen Vertrag entſtandenen Schä⸗ 
den und Koſten erſtatten. 

$. 507. Iſt eine dem Abſchoſſe Aunterworfenerzen dr 
Erbſchaft verkauft worden, und wird nicht die Erb⸗Erbſchafts⸗ 
ſchaft ſelbſt, ſondern nur das Kaufzeld ausgeführt, auen. 
ſo darf der Abſchoß nur von dem Kaufgelde ent⸗ 
richtet werden. 

H. 508. Soll aber die Erbſchaft ſelbſt ausge⸗ 
führt werden, fo iſt der Abſchoß berechtigte befugt, 
auf die Vorlegung eines vollſtäudigen Verzeichniſſes 
der auszuführenden dem Abſchoſſe unterworfenen 
Stücke, und auf deren gerichtliche Würdigung ans 
zutragen. 

§. 509. Entſteht in Fallen, wo der Abſchoß 
nur vom Kaufgelde zu entrichten iſt, ein ſcheinba⸗ 
rer Verdacht, daß das Kaufgeld niedriger, als es 
verabredet iſt, zum Nachtheiſe des Abſchoßberech⸗ 
tigten angegeben worden, ſo ſteht Letzterem ſrey, 
die eidliche Beſtaͤrkung der Angabe von dem Kaͤu⸗ 
fer und Verkaͤufer zu fordern. 

H. 510. Uebrigens hält ſich der Abſchoßberech⸗ 
tigte, wegen der Zahlung des Abfchoffes, vorzüglich 
an den Käufer, als Beſitzer der Erbſchaſt. 


— 0 
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Fuͤnfter Abſchnitt. 
Vom Troͤdelvertrage. 


§. 511. Wenn Jemand feine Sache einem 


Andern zum Verkaufe für einen beſtimmten Preis 


uͤbergiebt, mit der Bedingung, daß innerhalb 
eines veſtgeſetzten Termins entweder die Sache 
zurückgegeben, oder der beſtimmte Preis gelie⸗ 
fert werden ſolle, ſo iſt ein Troͤdelvertrag vor⸗ 
banden. 5 
$. 312. Ein ſolcher Troͤdelvertrag kann nur 
uͤber bewegliche Sachen geſchloſſen werden. 

$. 513. Das Eigenchum der Sache geht auf 
den Empfaͤnger mit Ablaufe des Termins ſofort 
über. 

§. 514. Der vorige Inhaber kann die Sache 
in der Zwiſchenzeit nicht zuruͤckfordern. 

§. 515. Wenn aber der Empfänger mit dem 
Ablaufe des Termins den beſtimmten Preis nicht 
liefert, ſo iſt der vorige Inhaber die Sache ſelbſt, 
wenn ſie ſich bey dem Empfaͤnger noch unverkauft be⸗ 
findet, zurück zu nehmen berechtiget. 

$. 516. Bis zum Ablaufe des Termins träge 
der vorige Inhaber den Schaden und Verluſt, wel⸗ 
cher ohne grobes oder maͤßiges Verſeden des Em⸗ 
pfaͤngers entſtanden iſt. ; 

§. 517. Dagegen muß der Empfänger, wenn 


er vor oder in dem Termine die Sache zurückgeben 
will, auch alle in der Zwiſchenzeit entſtandenen na⸗ 
rkuͤrlichen Zuwuͤchſe derſelben mit abliefern. 


$. 518. Er muß allen Schaden und Verluſt, 
welcher durch ſein auch nur maͤßiges Verſehen an 
der Sache entftanden iſt, verguͤten. 

§. 519. Es kommen ihm aber auch während 
feines Beſißes alle Nutzungen und Vortheile, welche 


die Sache außer den natürlichen Zuwuͤchſen gewäß⸗ 


ren 
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ren kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, 
zu gute. 

$. 520. Iſt vor abgelauſenem Termine Con⸗ 
eurs über das Vermoͤgen des Empfängers entſtan⸗ 
den, und die Sache bey ihm noch vorgefunden wor⸗ 
den, fo muͤſſen die Gläubiger dem vorigen Inhaber 
entweder die Sache zurückgeben, oder den veſtgeſetz⸗ 
ten Preis dafür bezahlen. 

H. 521. War der Termin der Ruͤckgabe zur 
Zeit des entſtandenen Concurſes bereits abgelaufen; 
oder wird die Sache in dem Vermoͤgen des Gemein⸗ 
ſchuldners nicht mehr vorgefunden; ſo muß der 
vorige Inhaber ſich in den Concurs mit einlaſſen, 
und ſeine Befriedigung, wegen des bedungenen Prei⸗ 
ſes, an dem durch das Prioritäͤtsurtel ihm anzu⸗ 
weiſenden Orte abwarten. 

$, 522. Iſt eine Sache Jemanden zum Ver⸗ 
kaufe ohne Beſtimmung eines gewiſſen Termins zur 
Zahlung oder Rückgabe zugeſtellt worden, ſo iſt ein 
bloßes Auftragsgeſchäft vorhanden. 

$ 523. Ein Gleiches findet Statt, wenn zwar 
ein Termin zur Ruͤckgabe, aber kein Preis be⸗ 

ſtimmt iſt. 1 

§. 524. Ferner alsdann, wenn dem Empfaͤn⸗ 
ger der Sache für den übernommenen Verkauf eine 
gewiſſe Proviſion oder andere Belohnung ausgeſetzt 
worden. 

$. 525. Desgleichen alsdann, wenn eine un⸗ 
bewegliche Sache den Gegenſtand des Vertrags 
ausmacht. 

9. 526. In allen Fallen aber, der Ueberneh⸗ 
mer mag die Sache vermoͤge eines Troͤdelcontracts, 
oder eines bloßen Auftrags, in ſeiner Gewahrſam 
gehabt haben, iſt ein von ihm erfolgter Verkauf, 
ſowohl in Anſehung des vorigen Inhabers, als des 
Käufers, vechtsbeftändig. 

Sech⸗ 
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Sechſter Abſchnitt. 


Von gewagten Geſchaͤften und unge⸗ 
wiſſen Erwartungen. 


Begriff. . 527. Verabredungen, nach welchen eine 
gewiſſe Sache, oder ein beſtimmter Preis, gegen 
die Hoffnung eines kuͤnftigen noch ungewiſſen Vor⸗ 
theils, oder gegen Ueberlaſſung kuͤnftiger Vortheile, 
die nach dem natürlichen und gewoͤhnlichen Laufe 
der Dinge zwar zu erwarten, aber an ſich noch un⸗ 
beſtimmt ſind, verſprochen oder gegeben wird, hei⸗ 
ßen gewagte Vertrage. 

Absmeie F. 528. Iſt die bloße Hoffnung eines kuͤnfti⸗ 

lie. gen ungewdiſſen Vortheils der Gegenſtand des Ver⸗ 

1 trags, ſo beſteht derſelbe, wenn auch gar kein Vor⸗ 

theil wirklich wird. 

8. 529. Sind Vortheile, die nach dem ge⸗ 

| wohnlichen ‚Laufe der Natur oder der Geſchaͤſte 

| zwar erwartet, aber noch nicht beſtimmt werden 

N konnten, der Gegenſtand des Vertrages geweſen, 

| ſo beſteht derſelbe ebenfalls, wenn gleich der Vor⸗ 

theil der davon gehegten Erwartung nicht gemäß 
| aus fallt. 

| F. 530. Wenn aber der gehoffte Vortheil, ohne 


eigenes Verſchulden des Kaͤufers, gar nicht zur 
! Wirklichkeit gelangt, fo wird in dieſem Falle der 
1 Vertrag wieder aufgehoben. 
| g. 531. Iſt es nach der Faſſung des Vertrags, 
| und nach den Umſtaͤnden zweifelhaft: ob nur die 
Hoffnung, oder die gehoffte Sache ſelbſt der Gegen⸗ 
ſtand des Vertrags geweſen ſey, ſo iſt letzteres an⸗ 
zunehmen. a 

H. 532. War es zur Zeit der geſchloſſenen 
Verabredung ſchon gewiß, und beiden Theilen be⸗ 
kannt, daß das, was als eine Hoffnung verkauft 
wur⸗ 
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wurde, ſchon da ſey, ſo muß der Vertrag nach 
den Grundfäßen des Kaufs oder Tauſches beurtheilt 
werden. 

$. 533. War ſolches nur Einem Theile bes 
kannt, ſo iſt der andere, dem davon keine Anzeige 
gemacht worden, an den Vertrag nicht gebunden. 

$. 534. War es, zur Zeit des geſchloſſenen 
Vertrags, ſchon gewiß, und beiden Theilen, oder 
auch nur dem Käufer allein bekannt, daß das, was 
als Hoffnung verkauft wurde, nicht erfolgen werde, 
fo iſt das Gefchäfe nach den Regeln von Schenkun⸗ 
gen zu beurtheilen. g 

b. 535. War dieſes nur dem Verkaͤufer der 
Hoffnung bekannt, fo iſt der Käufer an den Ver⸗ 
trag nicht gebunden. 

F. 536. Vielmehr iſt der Verkaͤufer alle Schäs 
den und Koſten, die dem Käufer daraus, daß er 
demſelben ſeine Wiſſenſchaft verſchwiegen hat, ent⸗ 
ſtanden find, zu erſetzen verbunden. 

$. 537. War zur Zeit des geſchloſſenen Ver⸗ 
trages die Exiſtenz des Vorfalls oder der Begeben⸗ 
heit, wovon Gewinn und Verluſt bey dem Ge⸗ 
ſchäfte abhängt, ſchon gewiß, und beiden Theilen 
bekannt; die Beſchaffenheit und der Umfang des 
Gewinns oder Verluſtes ſelbſt aber noch ungewiß, 
fo iſt das Geſchaͤft dennoch als ein gewagter Ver⸗ 
trag anzufehen. 

$. 538. Ob alsdann der Vertrag, als ein 
folder, der nur über eine bloße Hoffnung, oder 
der uͤber erwartete Vortheile geſchloſſen worden, 
anzuſehen ſey, und alſo die Vorſchriſt $. 528. 
oder 530. Statt finde, iſt nach dem Inhalte des 
Vertrages, allenfalls aber nach der Regel des H. 531. 
zu beſtimmen. 

b. 539. Bey allen gewagten Vertraͤgen find 
beide Theile ſchuldig, einander alle zur Zeit des Ver⸗ 

trags 
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trags ihnen bekannten Umſtaͤnde, wovon der Erfolg 
der Begebenheit, oder die Beſchaffenheit des da⸗ 
von zu erwartenden Vortheils, ganz oder zum Theil 
abhaͤngen kann, treulich anzuzeigen. 

$. 540. Kann ein Theil überführt werden, 
daß er dem andern Umſtaͤnde verſchwiegen habe, 
die nach vernünftigem Ermeſſen der Sachverſtändi⸗ 
gen, auf den Entſchluß deſſebden, in den Vertrag 
bedungenermaßen ſich einzulaſſen, haͤtten Einfluß 
haben koͤnnen: fo iſt der Andere befugt, von dem 
Bortrage wieder abzugeben, und das Gegebene zus 
rüͤckzufordern. > 
H. 541. Wer dergleichen Umſtaͤnde dem An⸗ 
dern mit Vorbedacht verſchweigt, iſt demſelben zur 
vollſtaͤndigen Schadloshaltung verpflichtet. 

H. 542. Ueberhaupt haftet, auch bey Abſchlie⸗ 
ßung eines gewagten Vertrags, jeder Theil dem an⸗ 
dern für jedes mäßige, Verſehen. 

H. 543. Hat der Verkaͤufer durch fein. maͤßi⸗ 
ges Verſehen verurſacht, daß die Hoffnung oder 
der gehoffte Vortheil nicht erlangt wird, ſo muß 

er den Käufer ſchadlos halten, 
§. 544. Hat er aber durch Vorſaß oder gro⸗ 
bes Verſehen die Erfüllung der Hoffnung oder 
die Erlangung des gehofften Vortheils hintertrie⸗ 
ben, fo muß er dem Kaufer das volle Intereſſe 
verguͤten. 
§. 545. Kann der entgangene Gewinn, wegen 
der Natur des Geſchaͤfts, auf andere Art nicht aus⸗ 
gemittelt werden, ſo iſt derſelbe auf den doppelten 
Betrag des Kaufgeldes zu beſtimmen. 5 
a, $. 536. Von Verſicherungsvertraͤgen, als ge⸗ 
rügsver, wagten Geſchaͤſten, wird im Kaufmannsrechte ges 
trägen. handelt. (Th. 2. Tit 8. Abſchn. 14.) 
2) Bon §. 547. Nur mie ausdruͤcklicher Genehmigung 
Lotterſen, des Staats können Öffentliche Lotterjen, Gluͤcksbu⸗ 
den, 


x 
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den, und andere dergleichen Gluͤcksſpiele unternom⸗ 
men werden. 
§. 548. Der beftätigte und oͤffentlich bekannt 
gemachte Plan iſt das Geſetz, nach welchem die 
Rechte und Pflichten des Unternehmers beurtheilt 0 
werden muͤſſen. 

F. 349. In dieſem Plane muß zugleich beſtimmt 
ſeyn: wie für die Sicherheit der Intereſſenten bey 
dieſem Gefchäfte geſorgt worden. N f 

$. 550, Hat der Unternehmer die in dieſem 
Plane beſtimmte Zahl von Looſen bis zu der darin 
angegebenen Ziehungszeit nicht abſetzen konnen, fo 
iſt er ſchuldig, den Intereſſenten ihren Einſatz mit 
den hoͤchſten nach den Geſetzen erlaubten Zinfen zus 
ruͤckzuzahlen. 

$. 551. Haben aber die Intereſſenten eine Vers 
längerung des Ziehungetermins ſich ausdrücklich ge⸗ 
fallen laſſen, oder ihren Einſatz, nach erfolgter 
Öffentlicher Bekanntmachung dieſer Verlangerung, 
bis zum Verlaufe der Halfte des neu beſtimmten 
Zeitraums nicht zurück gefordert; fo hat es bey 
dem Vertrage ſein Bewenden, und die Einſetzer 
konnen für den Verzug der Ziehung weder Zinfen, 
noch ſonſt eine Entſchaͤdigung fordern. 

$. 552. Bis zu dem im Plane beſtimmten, 
eder in der Folge verlängerten Zeitpunkte, wo der 
Einſatz geſchloſſen werden ſoll, iſt der Unternehmer 
verbunden, jedem ſich meldenden Einſetzer, ſo lange 
noch Looſe vorhanden find, dergleichen zu uͤber⸗ 
laſſen. 5 

§. 553. Sind aber am Schluſſe dieſes Zeit⸗ 
punkts noch unabgeſetzte Looſe übrig, fo kann der 
Unternehmer dieſelben auf eigenen Gewinn und Ver⸗ 
luſt behalten. 


9. 554. 
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9. 554. Zwiſchen dem Unternehmer und Ein⸗ 
ſetzer vertritt das Loos oder Billet die Stelle des 
ſchriftlichen Vertrags. : 

F. 535. Der bloße Beſitz eines ſolchen Looſes 
berechtiget den Inhaber zur Einziehung des darauf 
gefallenen Gewinns. 

§. 556. Ueberhaupt gilt von dergleichen Loo⸗ 
ſen alles, was die Geſetze wegen der auf den blo⸗ 
ßen Inhaber lautenden Papiere verordnen. (Tit. 15. 
9.45 —83˙0 - 

H. 557. Der Unternehmer foll die Looſe nur 
gegen baare Zahlung des Einſatzes verabfolgen. 

§. 558. Hat er alſo auf den Einſatz Credit ge⸗ 
geben, ſo ſteht ihm deshalb keine gerichtliche Klage, 
ſondern nur die Compenſation gegen den auf ein ſol⸗ 
ches Loos fallenden Gewinn zu. 


Anh. F. 13. Wenn ein Einnehmer der Zahlen Lot ⸗ 
terie dem Spieler das Einſatzgeld ſtundet, fo ges 
ſchieht ſolches auf feine Gefahr, und er iſt den cre⸗ 
ditirten Einſatz gegen den Spieler einzuklagen nicht 
befugt. 


§. 59. Der von dem Unternehmer angefeßte 
Collecteur verpflichtet den Unternehmer ſo weit, als 
er die Gränzen der ihm ertheilten Vollmacht nicht 
überſchreitet. 

$. 560. Es muß aber diefe Vollmacht in dem 
Plane, oder gleich demſelben, oͤffentlich bekannt ge⸗ 
macht werden. 

F. 561. Iſt dies nicht geſchehen, ſo wird der 
Unternehmer durch den von ihm wirklich angeſetzten 
Collecteur ohne Unterſchied verpflichtet. 

S8. 562. Auch ein Verſehen eines ſolchen Col⸗ 
leeteurs, bey Anfertigung oder Einſendung der Liſten, 
muß der Unternehmer gegen die Einſetzer vertreten. 


6. 563. 
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$. 563. Der von dem Unternehmer angeſetzte 
Collecteur haftet eben ſo für die Handlungen der 
von ihm beſtellten Untercollecteurs. 

$. 564. Eigenmaͤchtige Collecteurs koͤnnen den 
Unternehmer nicht verpflichten, als in ſo fern Letzte⸗ 
rer, durch die Annahme des von ihnen geſammelten 
Einſatzes, oder ſonſt, die Handlungen derſelben ge⸗ 
nehmigt hat. 

§. 365. Der Gewinner kann ſeiner Bezahlung 
wegen nur an den Unternehmer ſich halten. > 

§. 566. Ausgenommen ſind die Fälle, wenn 
der Collecteur entweder nach den beſondern Geſetzen 
der. öffentlich. beftätigten Lotterie aus eigenen Mitteln 
zu haften verpflichtet iſt, oder wenn er zum Collecteur 
ſich eigenmaͤchtig aufgeworfen hat. 

H. 967. In beiden Fällen ſteht dem Gewinner 
frey, feine Bezahlung entweder von dem Unterneh⸗ 
mer, fo weit dieſer nach H. 564. haften muß, oder 
von dem Collecteur zu fordern. 

$. 568. Die nach Art ordentlicher Handlungs⸗ 
bücher geführten Bücher des Unternehmers und der 
Collecteurs haben unter dieſen, nicht aber gegen 
Andere, mit wirklichen Handlungsbüchern gleiche 
Beweiskraft. 8 

$. 569. Der Gebrauch des Looſes iſt als ein, 2) Bom 
Mittel zur Auseinanderſetzung über gemeinſchaftliche oft. 
untheilbare Sachen erlaubt. 

$. 570. Auch kann daſſelbe bey gemeinſchaft⸗ 
lichen theilbaren Sachen als ein Mittel zur Ent⸗ 
ſcheidung, welchem unter den Intereſſenten die⸗ 
fer oder jener Theil zufallen ſolle, gebraucht werden. 

§. 571. In dieſem Falle müffen jedoch, ehe 
zur Verlooſung geſchritten wird, die Theile ſelbſt, 
und was auf jeden derſelben kommen ſoll, durch 
Einverſtändniß der Intereſſenten oder rechtskräftiges 
Erkenneniß beſtinumt ſeyn. 


$. 572, 
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9. 572. Auch der Richter kann ſich des Looſes 
bey Auseinanderfegungen und Theilungen bedienen, 
wenn entweder die Parteien damit einig ſind, oder 
kein anderer Ausweg übrig. bleibt. 

§. 573. Sobald die Entſcheidung durch das 
Loos geſchehen iſt, geht das Eigenthum der Sache 
auf den Gewinner über. 

$. 574. Die Entſcheidung des Looſes kann unter 
dem Vorwande einer Verletzung über die Hälfte nicht 
angefochten werden. 

$. 575. Wegen Zahlung desjenigen, was der 
Gewinner den übrigen Theilnehmern herauszugeben 
hat, findet eben das Statt, was in Anſehung des 
Kaufpreiſes verordnet iſt. 

$: 576. In fo fern alſo der Verkaͤufer, wegen 
unterbliebener Zahlung des Kaufgeldes, von dem 
Vertrage zuruͤcktreten kann, find auch die übrigen 
Theilnehmer, wegen der von dem Gewinner nicht 
gehörig geleiſteten Zahlung der Herausgabe, von 
der Verlooſung zuruͤckzutreten berechtiget. 


Vom 9. 577. Wegen Spielſchulden findet keine ges 
ele. richtliche Klage Statt. ö 


9. 378. Was aber Jemand in erlaubten Spie⸗ 
len verſoren und wirklich bezahlt hat, kann er nicht 
zuruͤckfordern. (Tit. 16. Abſchn. 2.) 


85 5 §. 579. Auch wegen Wetten iſt eine gerichtliche 
Wetten. Klage nur alsdann zuläßig, wenn die Wette ſogleich 


baar geſetzt, und entweder gerichtlich, oder in die 
Verwahrung eines Dritten niedergelegt worden. 

$. 580. Wetten find ungültig, wenn ein Theil 
von der Gewißheit des Gegenſtandes der Wette un⸗ 
terrichtet war, und dieſes dem Andern nicht ange⸗ 
zei i hat. 

$. 781. Gelder, die ausdrücklich zum Spielen 
oder Wetten, oder zur Bezahlung des dabey ge⸗ 
mach ⸗ 
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machten Verluſtes, verlangt und geliehen worden, 
koͤnnen nicht gerichtlich eingeklagt werden. 

§. 882. In ſo fern eine noch kuͤnſtige Sache, 6) Vom 
die aber doch nach dem natürlichen und gewöhnlichen Yerfaufe 
Laufe der Dinge erwartet werden kann, ohne Be- Sachen 
ſtimmung von Zahl, Maaß oder Gewicht, in Pauſch 
und Bogen bedungen wird, gehort dieſer Kauf zu x 
den gewagten Geſchaͤften. | 

H. 583. Dergleichen Verträge muͤſſen jedoch, 
ſobald der Kaufpreis die Summe von Hundert Tha⸗ 
lern überſteigt, und nicht beide Contrahenten Kauf⸗ 
leute ſind, bey Strafe der Nichtigkeit, gerichtlich 
geſchloſſen werden. 

$. 584. Gefahr und Vortheil aus einem ſol⸗ 
chen Vertrage trifft allein den Käufer, 

§. 585. Sobald die gehoffte Sache zur Wirk 
lichkeit gelangt, iſt der Verkaͤufer zur Uebergabe ver⸗ 
pflichtet. 

§. 586. Die Uebergabe iſt für geſchehen zu 
achten, ſobald die Sache, von welcher der Vortheil 
gehofft wird, von dem Käufer in feine Gewahrſam 
oder Obſicht genommen worden. 

§. 587. Kommt aber die kuͤnftige Sache gar 
nicht zur Wirklichkeit, ſo iſt der Vertrag fuͤr nicht 
geſchloſſen zu achten, und der Verkaͤufer muß das 
empfangene Kaufgeld, jedoch ohne Zinſen zurück 
geben. 

§. 588. Hat Jemand einen gewiſſen nach Zahl, 
Maaß, oder Gewichte beſtimmten Theil von feinem 
kuͤnftigen Zuwachſe verkauft, fo iſt der Kauf nur in 
fo weit guͤltig, als die beſtimmte Quantität wirklich 
gewonnen worden. e 5 

H. 589. Kann der Verkaͤuſer die beſtimmte 
Quantität nicht vollftändig abliefern, fo iſt der Kaͤu⸗ 
fer den mindern Betrag anzunehmen wicht mutig: 

- » 598, 


Vom 
Ankauſe 
fortdau⸗ 
ernder 
Praͤſtatio / 
dien. 
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8. 590. Hat aber ein Landwirth von dem Fünf- 
tigen Ertrage oder Zuwachſe ſeiner Grundſtuͤcke eine 
beſtimmte Quantität verkauft, fo muß der Käufer, 
gegen verhaͤltnißmaͤßige Herabſetzung des Kaufgeldes, 
ſich fo viel abrechnen laſſen, als zur Saat und Un⸗ 
terhaltung der Wirchfchaft ſonſt fehlen wuͤrde. 

§. For. Iſt eine gewiſſe Duantitär kuͤnftiger 
Fruͤchte ohne Beziehung auf den Zuwachs eines be⸗ 
ſtimmten Grundſtücks, verſprochen worden, ſo iſt 
das Geſchaͤft nach den Regeln von Lieferungen zu 
beurtheilen. 

5. 592. Gehört der Verkäufer unter die ge⸗ 
meinen Landleute, ſo wird, im zweifelhaften Falle, 
vermuthet, daß er die Leiſtung nur von dem Zu⸗ 
wachſe feines eigenen Grundſtuͤcks verſprochen habe. 

H. 593. Eine Ausnahme hiervon findet Statt, 
wenn der Verkaͤufer ein Mann iſt, der ſich auf der⸗ 
gleichen Lieferungsgeſchaͤfte ſonſt ſchon eingelaſſen 
at. 

0 §. 594. Mit gemeinen Landleuten kann ein 
Kauf uͤber ihren kuͤnftigen Zuwachs nur nach Zahl, 
Maaß, oder Gewicht, und nach den zur Zeit der 
Erndte marktgaͤngigen Preiſen geſchloſſen werden. 

. 595. Auch fortdauernde Praſtationen, wel: 
che nach der Lebenszeit eines Menſchen, oder nach 
einem andern ungewiſſen Zeitraume durch Vertrag 
beſtimmk worden, ſind nach den Regeln von gewag⸗ 
ten Geſchaͤften zu beurtheilen. 

§. 596. Was über die Art und Dauer folcher 
Präſtationen, oder ſonſt im Vertrag, nicht beſtimmt 
iſt, muß ſo angenommen werden, wie es die Rechte 
auf den Fall veſtſetzen, wenn dergleichen Präftarior 
nen Jemanden vermoͤge eines Geſetzes, oder einer 
letztwilligen Verordnung zukommen. ; 

$. 597. Von dem einer Frau aus dem Verms⸗ 
gen des Mannes ausgeſetzten Witthume wird im 5 

kel 
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tel von der Ehe gehandelt. (Th. 2: Tit. 1. Abſchn. 7.) 
$. 598, Iſt die Ausſetzung eines ſolchen Wit⸗ 
thums von einem andern, als dem Manne, deſſen 
Aeltern, oder Geſchwiſtern geſchehen, ſo hoͤrt zwar 
die Verbindlichkeit zur Entrichtung deſſelben auf, 
wenn die Wittwe ſich wieder verheirathet. 
§. 599. Iſt aber die Ausſetzung gegen Entgelt 
geſchehen, ſo tritt die Verpflichtung, das Witthum 
zu entrichten, wieder ein, ſobald die anderweitig ver⸗ 
heirathete Frau wieder in den Wittwenſtand verſetzt 
wird. 
$. 600. Ein unentgeltlich ausgeſetztes Wit⸗ 
thum hingegen gelangt durch den anderweitig eintre⸗ 
tenden Wittwenſtand nicht wieder zu Kräften. 
$. 601. Wenn die Ehe durch richterliches Er⸗ 
kenntniß getrennt, und die Frau für den ſchuldigen 
Theil nicht erklart worden, ſo findet eben das Statt, 
als wenn die Trennung durch den Tod erfolgt waͤre. 
$. 602. Auszug oder Altentheil heißen diejeni, g) Vom 
geu Vortheile, welche der Uebernehmer einer Ru⸗Attenthei⸗ 
ſtikalſtelle dem vorigen Beſitzer zu feiner Verſorgungle 8 
auf Lebenslang anweiſt. 
§. 603. Dergleichen Auszug oder Altencheit 
muß allemal gerichtlich regulirt werden. 
H. 604. Der Richter iſt befugt und ſchuldig, 
darauf zu achten, daß der neue Beſitzer dem Abge⸗ 
henden nicht ſolche übermäßige Vortheile einräume, 
wodurch er ſelbſt der Stelle gehoͤrig vorzuſtehen, 
und die Laſten derſelben zu übertragen unvermoͤgend 
wird. 8 
F. 605, Nähere Beſtimmungen wegen des 
Auszugs oder Altentheils bleiben den Provinzialge⸗ 
ſetzen vorbehalten. 251 
5. 606. Der Leibrenten⸗ Contract iſt ein Ver. Bot 
trag, vermoͤge deſſen ſich Jemand, gegen Empfangten. 
einer Summe Geldes, zur Entrichrung einer be⸗ 


0 27 . . 129, ſtimm⸗ 
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ſtimmten Abgabe auf die Lebenszeit eines Menſchen 
verpflichtet. 

$. 607. Statt des baaren Geldes kann eine 
Leibrente zwar auch gegen Ueberlaſſung eines Grund⸗ 
ſtuͤcks, einer Gerechtigkeit, oder einer andern Sache 
erworben werden. 

$. 608. Doch muͤſſen alsdann die Contrahen⸗ 
ten über einen nach Gelde beſtimmten Werth, wo⸗ 
für bie Sache angeſchlagen ſeyn ſolle, ſich vereini⸗ 
gen; und dieſer Werth tritt bey allen in der Folge 
vorkommenden Verhandlungen an die Stelle der gege⸗ 
benen Sache. 

$. 509, Derjenige, welcher die Capitalsſumme, 
wofuͤr die Leibrente verſprochen wird, entrichtet, 
heißt der Käufer der Leibrente. 

$. 610. Die Beſtimmung des Betrags der 
Leibrenten, und des dafür zu entrichtenden Capitals, 
hängen lediglich von dem Uebereinkommen der Par 
teien ab. 

$. Sır. Der Käufer der Leibrente hat, wenn 
dafur keine beſondere Sicherheit beſtellt worden, 
ein bloßes perſoͤnliches Recht gegen den Berkäner, 

§. 612. Eine Leibrente kann Jemand für ſich 
ſelbſt oder für einen Dritten kaufen. 

$. 613. Geſchieht Letzteres, ſo hat es, wegen 
des dem Dritten daraus entſtehenden Rechts, bey 
der Vorſchriſt des Titels von Vertraͤgen überhaupt 
fein Bewenden. (Tit. 5. §. 74. 19.0 

§. 614. Der Käufer der Leibrente kann ſich die 
Bezahlung derſelben auf feine eigene Lebenszeit, oder 
auf das Leben eines Dritten, oder auch des Ver⸗ 
käufers ſelbſt, vorbedingen. ; 

H. 615. Haben Mehrere gemelnſchaftlich eine 
Leibrente gekauft, ſo wird, wenn nicht ein Ande⸗ 


res verabredet worden, angenommen, daß u 
älte 
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Käufer nur feinen Anthell nach Zahl der Köpfe zu 
ſordern habe. 

$. 616. Mit dem Abgange eines jeden derſel / 
ben erloͤſcht alſo ſein Antheil zu Gunſten des Ver⸗ 
käufers. 

§. 617. Wenn aber die Leibrente auf die Les 
benszeit mehrerer Perſonen, außer dem Kaͤuſer und 
Verkäufer, oder auch auf die Lebenszeit mehrerer 
Verkäufer vorbedungen worden, fo muß die ganze Leib⸗ 
rente ſo lange gezahlt werden, als noch einer der⸗ 
ſelben am Leben iſt. 

§. 618. Geht der Vertrag dahin, daß die 
Leibrente erſt nach dem Ableben mehrerer Perſonen 
entrichtet werden ſolle, ſo muͤſſen, im Mangel beſon⸗ 
derer Verabredungen, alle benannte Perſonen geſtor⸗ 
ben ſeyn, ehe die Leibrente gefordert werden kann. 

$. 619. Hat der Käufer der Leibrente die 
Dauer derſelben auf ſeine eigene Lebenszeit be⸗ 
ſtimmt, ſo erloͤſcht dieſelbe mit ſeinem Tode, die⸗ 
ſer mag natürlicher oder gewaltſamer Weiſe erfolgt 


n. 

N §. 620. Ein Gleiches finder Start, wenn die 
Lebenszeit eines Dritten zum Maaßſtabe von der 
Dauer der Leibrente beſtimmt iſt. 

H. 621. Hat jedoch der Derfänfer den Tod des 
Käufers, oder des Dritten, vorfäglich veranlaßt, 
fo muß der für die Leibrente gegebene Werth zurück 
gegeben werden. 

§. 622. Der Verkaͤuſer kann davon die bis dar 
bin gezahlten Leibrenten, auch in ſo weit, als die⸗ 
ſelben den gefegmäßigen Zins fuß uͤberſteigen, nicht 
abziehen. 

$. 623. Das Capital fällt den Erben des Kaͤn⸗ 
fers, oder demjenigen, für den die Leibrente gekauft 
worden, anheim. 


Allgem. Landr. T. Banb. 3 H. 824. 
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§. 624. Iſt Niemand mehr, dem nach dieſer 
Beſtimmung ein Recht auf dies Capital zukommt, 
vorhanden, ſo wird daſſelbe von dem Fiskus ein⸗ 
gezogen. = 

§. 625. Iſt die Leibrente auf das Leben eines 
Dritten bedungen, ſo berechtiget eine von dieſem 
ergriffene gefährliche Lebensart den Käufer noch nicht, 
von dem Vertrage wieder abzugehen. 

$. 626. Iſt die Dauer der Leibrente auf das 
Leben des Verkäufers beſtimmt, und dieſer verliert 
daſſelbe durch Selbſtmord oder verwirkte Todes⸗ 
ſtrafe, fo kann der Käufer den Vertrag wieder aufe 
heben, und ſein Capital zuruͤckfordern. 

$. 627. Er muß ſich aber darauf alles anrech⸗ 
nen laſſen, was er durch die genoſſene Leibrente, über 
den Betrag der landuͤblichen Zinſen ſeines Capitals, 
erhalten hat. 

$. 628. Auf Zinſen von Zinſen wird jedoch da⸗ 
bey, wenn es nicht ausdruͤcklich vorbedungen iſt, 
keine Ruͤckſicht genommen. 

$. 629. Die Berechnung muß aber. fo ange⸗ 
legt werden, daß das über die landüblichen Zinſen 
Bezahlte, in jedem Jahre von dem Capitale abgerech⸗ 
net, und im folgenden die landuͤbliche Verzinſung, 
nur von dem hiernach verbleibenden Ueberreſte des 
Capitals, in Anſchlag gebracht wird. 

$. 630. Wird, nach dieſer Berechnung, das 
Capital ganz erfchöpft, fo hat es dabey fein Bewen⸗ 
den; und der Käufer der Leibrente, oder deſſen 
Erben, konnen in keinem Falle angehalten werden, 
etwas an den Verkaͤufer oder deſſen Erben heraus 
zugeben. 

$. 631. Was vorftehend $. 627 — 630. verord⸗ 
net iſt, gilt auch von dem Falle, wenn der Leibren⸗ 
tenvertrag unter einer auflöfenden Bedingung ge⸗ 

8 ſchloſſen 
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ſchloſſen worden, und dieſe, ohne Zuthun des Kaͤu⸗ 
fers oder Verkaͤufers, zur Wirklichkeit gelangt. 

$. 632. Tritt die auflöfende Bedingung durch 
Schuld des Verkaͤufers ein, fo findet die Vorſchrifk 
$. 622. Anwendung. 

H. 633. Tritt die aufloͤſende Bedingung durch 
Schuld des Käufers ein, ſo muß er ſich alles, was 
er durch die Leibrente in jedem Jahre uͤber den Be⸗ 
trag der landuͤblichen Zinſen erhalten hat, nach Vor⸗ 
ſchrift F. 629. abrechnen laſſen. 

$ 634. Ergiebt ſich nach dieſer Berechnung, 
daß der Käufer durch die Leibrente mehr, als ſein 
Capital nebſt landuͤblichen Zinſen, erhalten habe, fo 
muß er den Ueberſchuß herausgeben, und vom Tage: 
feines Entſtehens an ſanduͤblich verzinſen. 

$. 635. In denjenigen Fällen, wo eine ver⸗ 
ſprochene Schenkung, wegen nachgeborner Kinder, 
widerrufen werden kann, kann auch der Kaͤufer 
einer Leibrente von dem Vertrage zuruͤcktreten. 
( 1140. fag. en 

$, 636. Doch muß er alsdann alles, was er 
an Leibrenten erhalten hat, auf ſein gezahltes Capi⸗ 
tal ſich abrechnen laſſen. 2 

§. 637. Zum Abbruche des Pflichttheils der 
Kinder des Käufers, welche zur Zeit des geſchloſſe⸗ 
nen Vertrags ſchon vorhanden waren, kann der 
Verkäufer aus dem Vertrage keinen Vortheil ziehen. 

H. 638. Wenn alſo der Käufer bey feinem Abs 
leben noch nicht fo viel an Leibrenten gezogen hat; 
als das gegebene Capital, nebſt den landublichen Zin⸗ 
fen, vermoͤge der nach $. 627 — 630. anzulegenden 
Berechnung betragt, fo muß der noch hinter dem 
Verkaͤufer befindliche Reſt des Capitals, zum 
bufe der Beſtimmung des Pflichteheils, dem übri⸗ 
gen Rachlaſſe beigerechnet werden. in 


b Bi . 635, 
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§. 639. Beträge der übrige Nachlaß nicht die 
Haͤlfte des auf ſolche Art ausgemittelten Ganzen, 
fo muß der Verkäufer fo viel, als zu dieſer Hälfte 
fehlt, von dem noch hinter ihm befindlichen Capi⸗ 
tale herausgeben. 
$. 640, Auch zur Verkuͤrzung feiner Gläubi: 
ger ſoll Niemand ſein Vermoͤgen auf Leibrenten 
geben. 
§. 641. Den Glaͤubigern des Käufers ſteht alfo 
frey, innerhalb Eines Jahres nach geſchloſſenem Ver⸗ 
trage, gegen das Gefchäft zu proteſtiren, und dieſes 
dem Verkäufer gerichtlich bekannt machen zu laſſen. 
$. 642. Dieſe Proteſtation hat die Wirkung, 
daß alsdann ein ſolcher Glaͤubiger, in Ermange⸗ 
lung anderer Mittel zu ſeiner Befriedigung, dieſelbe 
aus dem auf Leibrenten gegebenen Capitale fordern 
kann. 1 
§. 643. Dem Verkaͤufer ſteht aber auch frey, 
fo bald ihm dergleichen Proteftation bekannt gemacht 
worden, von dem Vertrage wieder abzugehen, und 
das Capital, nach Abzug der daran etwa ſchon ent⸗ 
richteten Leibrente, zurückzuzahlen. 
F. 644. Will er dennoch bey dem Vertrage 
ſtehen bleiben, fo iſt er befugt, gegen den kuͤnf⸗ 
tigen Auſpruch ſolcher proteſtirenden Gläubiger, 
durch Zuruͤckbehaltung und gerichtliche Niederlegung 
eines verhaͤltnißmaͤßigen Theils der Leibrente ſich zu 
decken. * 
§. 645. Nach Verſauf eines Jahres, vom 
Tage des geſchloſſenen Contracts, kann letzterer von 
den Gläubigern des Käufers nicht weiter angefoch⸗ 
ten werden. 
g. 646. Doch haben dieſelben auf die Leib⸗ 
rente ſelbſt, ſo lange ſie dauert, als auf ein Ob⸗ 
ject ihrer Befriedigung, eben die Rechte, wie auf 


das 
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das übrige Vermoͤgen und die Einkuͤnfte des Schuld⸗ 
ners. 

Anh. F. 19. Dleſe Vorſchriften §. 641 — 646. 
koͤnnen auf den Fall, wo eim ganzer Vermoͤgens⸗In⸗ 
begriff durch einen Vitallzten oder Alfmentencontraet 
übertragen wird, nicht ausgedehnt werden, viel⸗ 
mehr gilt fuͤr dieſen Fall der Grundſatz, daß unter 
Vermögen nur dasjenige, was nach Abzug der 
Schulden übrig bleibt, verſtanden werden kann. 


9. 647. Wenn der Verkäuſer der Leibrente 
durch Drey hinter einander folgende Jahre mit deren 
Bezahlung im Ruͤckſtande bleibt, fo kann der Kau- 
fer das Capital zurückfordern, und der Verkäufer 
darf darauf, wegen der bis dahin bezahlten Leib 
vente, nichts abziehen. 

$. 648. Vielmehr muß er von der Zeit an, wo 
er mit Bezahlung der Rente im Ruͤckſtande geblieben 
iſt, das Capital landuͤblich verzinſen. 

$ 649. Iſt wegen des letztern Lebensjahres 
nichts Beſonderes verabredet, fo muß der Verkaͤufer 
die Reute des ganzen Jahres bezahlen, wenn auch 
5 Todesfall gleich zu Anfange deffelben ſich ereignet 

aͤtte. 8 

F. 650. Der Anfang eines jeden Lebensjahres 
wird, im Mangel verabredeter Beſtimmungen, von 
dem Tage an, wo die erſte Zahlung fällig war, ge⸗ 

rechnet. 2 


§. 65 einfchaftliche Wittwen⸗Sterbe⸗ 10) Bon 
und Ausſtel „ dürfen ohne Landesherrliche Genen, 


nehmigung nicht errichtet werden. and Stars 
F. 652. Die Rechte und Pflichten der Intereſcheraſſen. 

ſenten find. nach dem vom Staate betätigten Plane 

zu beurtheilen. 


Sieben⸗ 
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Siebenter Abſchnit t. 
Vom Darlehns vertrage. 


Begriff. . 653. Das eigentliche Darlehn iſt ein Ver⸗ 
trag, vermoͤge deſſen Jemand gangbares ausgemuͤnz⸗ 
tes Geld, oder geldwerthe an jeden Inhaber zahl⸗ 
bare Inſtrumente, unter bedungener Wiedererſtattung 
in gleicher Qualität und Quantitat, einem Andern 
zum Verbrauche uͤbergiebt. 

en Ver“ . 654. Hat Jemand durch einen guͤltigen Ver⸗ 

Abet ens trag ſich verpflichtet, einem Andern ein Darlehn 

nige Darezu geben, ſo iſt er ſchuldig, dieſen Vertrag, zur 

ehe. beſtimmten Zeit, durch Zahlung der verſprochenen 
Summe in Gelde, oder geldwerthen Papieren, zu 
erfuͤllen. . 

0 §. 655. Thut er dieſes nicht, fo kann der Ans 

dere auf Erfüllung klagen, oder auch ſeines Orts 

von Vertrage wieder abgehen, das etwa ſchon aus⸗ 
geſtellte Inſtrument zurückfordern, und auf Vergü⸗ 
tung des aus der Nichterfuͤllung entſtandenen Scha⸗ 

deus anfragen. 0 

F. 656. Gegen eine ſolche Klage kann der Ver⸗ 

ſprecher des Darlehns hauptſächlich mit dem Ein⸗ 

wande der veränderten Umſtände ſich ſchuͤtzen. (Tit. 5. 

S. 360. [dd 

§. 657. Dahin gehoͤrt befonders, wenn nach 
dem Verſprechen in den perſoͤnlichen oder Vermoͤ⸗ 
gensumſtänden des Borgers Ver 
leu find, wodurch die perſönlichef 
heit, auf welche der Leiher 

Rückſicht genommen hat, gefchmäl rd. 


A fe E, $. 658. Der Borger, welcher das Darlehn 
9 90, 2 geſucht hat, iſt ſchuldig, die ſchriftlich Wrſprochene 


Summe anzunehmen. 

g. 659. Weigert er ſich deſſen, fo muß er den 
Andern ſchadloe halten, 
1 2 $. 660, 
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H. 660. Diefe Schadloshaltung iſt, wenn kein 
höherer: Betrag nachgewieſen werden kann, auf eine 
balbjährige landuͤbliche Zinſe des beſprochenen Capi⸗ 
tals zu beſtimmen. 

§. 661. Iſt der Darlehnsvertrag ſelbſt durch Vom dar⸗ 
die Zahlung der verſprochenen Summe vollzogen ger 
fo erwirbt der Borger, durch den Empfang derſelbſe und 


gegebenen Gelder oder geldgleichen Papiere,  Dasiumefern 
Eigenthum derfelben, at 5 
hum de 


§. 662, Hat Jemand wiſſentlich ſremdes Geldcheldes auf 
von einem Andern, der daruͤber zu verfügen nichtden Bor 
berechtiget war, zum Darlehn angenommen, fo mußgehe Aber 
er daſſelbe, in ſo fern es noch vorhanden iſt, dem 
wahren Eigenthuͤmer ſofort zurückgeben. 

$. 669. Iſt das Geld nicht mehr vorhanden, 
fo haftet der Empfänger dem wahren Eigenthuͤmer 
für das Capital und landuͤbliche Zinſen. 

§. 654. Hat ſich Jemand fremden Geldes unter 
dem Vorwande eines Darlehns betruͤglicher Weiſe 
bemaͤchtiget, fo haftet er dem Eigenthuͤmer für das 
ganze Intereſſe. 

§. 665. Hat der Empfänger nicht gewußt, 
daß ihm fremdes Geld zum Oarlehn gegeben werde, 
fo kann er an den Geber fo lange ficher Zahlung 
leiſten, als es ihm noch nicht, auf den Antrag 
des wahren wre gerichtlich unterſagt 
worden. 

9. 666. Iſt vor dieſer Unterſagung die Ruͤck⸗ 
zahlung noch nicht erfolgt, ſo iſt der Empfänger 
nur an den, we als der wahre Eigenthümer 
des gegebenen Geldes ausgemittelt wird, Zahlung 
zu leiſten verpflichtet. 

$. 667. Dieſer tritt, in Anſehung aller verab⸗ 
redeten Bedingungen, an die Stelle des Gebers. 

$. 669. Auch wenn der Geber dem Empfän⸗ 
ger mehr als gewoͤhnlich vortheilhafte, an lac 

a aber 
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aber erlaubte, Bedingungen bewilliget hat, iſt der 
wahre Eigenthuͤmer gegen den redlichen Empfänger 
daran gebunden. 
$. 669. Er kann aber deshalb von dem Geber 
beſondere Schadloshaltung fordern. i 
§. 670. So lange das Eigenthum des gege 
benen Geldes zwiſchen dem Geber und einem Drit⸗ 
ten noch ſtreitig iſt, muß der Empfänger alle inzwi⸗ 
ſchen fallige Zahlungen, es ſey an Capital oder 
Zinſen, auf Koſten des unterliegenden Theils, in 
das gerichtliche Depoſitum abführen. 
$. 61. Hat Jemand ſein eigenes Geld unter 
fremden Namen zum Darlehne gegeben, ſo beſteht 
der rtrag nur zwiſchen dem Empfänger, und 
demjenigen, auf deſſen Namen das Darlehn gegeben 
worden. 
§. 672. Was dabey zwiſchen dem Eigenthuͤ⸗ 
mer des Geldes, und dem, auf deſſen Namen dafe 
ſelbe verliehen iſt, verhandelt worden, hat auf die 
Rechte und Pflichten des Einpfaͤngers, fo weit Dies 
ſer an den Verhandlungen nicht Ancheil genommen 
bat, keinen Einfluß. 
§. 673 Will in der Folge der Eigenthuͤmer 
des Geldes auf das Darlehn Anſpruch machen, fo 
finden die Vorſchriften . 665 — 670. Anwendung. 
Von den . 674. So weit Jemand nach den Geſetzen 
welche ich überhaupt durch Verkräge nicht verbinden kann; 
Darlebns, ſo weit iſt er auch Darlehne zu machen und aufzuneh⸗ 


fi 


ſchlteßen men unfähig. (Tit F. F. 9. lad. 
können. §. 675. Von den Darlehnen der Ehefrauen, 


der noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Kinder, 
der Corporationen und Gemeinen, der Stadteom⸗ 
munen, der Kirchen, der öffentlichen Caſſen, inglei⸗ 
chen an Pflegebefohlne und Studirende, wird gehoͤ⸗ 
rigen Orts beſonders gehandelt. (Th. 2. Tit. 1. 
Abſchn. 5. Tit. 2. Abſchn. 2. Tit. 6. Tit. 7. 2 85 

it. 8. 
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Tit. 8. Abſchn. 2. 3. Tit. 11. Abſchn. 4. Tit. 12. 
Abſchn. 3.) 

$ 676. Aus Darlehnen an Prinzen und Prin⸗ 
zeſſinuen, welche durch Geburt oder Heirath zum 
Königlichen Haufe gehören, ſoll, fo lange die Ein⸗ 
willigung des regierenden Oberhaupts der Familie 
nicht hinzugekommen iſt, bey hieſigen Gerichten keine 
Klage angenommen werden. 

F. 677. Auf Prinzeſſiunen, welche durch Hei⸗ 
rath aus der Königlichen Familie herausgegangen fü ind, 
findet dieſe Vorſchrift nicht Anwendung. 

H. 678. Wer mit einem in wirklichen Kriegs. ren 

dienſten ſtehenden Offizier Darlehnsvertraͤge ſchließen arperſo, 
will, muß ſich dazu die Einwilligung des Chefs odernen. 
Commandeurs beibringen laſſen. 

$. 679. Dieſe Einwilligung muß in der Regel 
von dem Chef, wenn aber dieſer bey dem Regimente 
nicht zugegen iſt, oder die Beſorgung der Regiments⸗ 
geſchaͤfte dem Commandeur uͤbertragen hat, von 
Letzterem ertheilt ſeyn. 

$. 680. Sie muß ſchriftlich ausgefertigt, und 
entweder hinter das Schuldinſtrument verzeichnet, 
oder mit genauer und deutlicher Beziehung auf das 
Datum, den Betrag des Darlehns, und den Na⸗ 
men des Gläubigers abgefaßt werden. 

$. 681. Soll die im Vertrage beſtimmte Zah⸗ 
lungszeit verlaͤngert werden, ſo iſt auch zu dieſer 
Verlangerung ein gleichmaͤßiger ſchriftlicher Conſens 
des Chefs oder Commandeurs erforderlich. 

§. 682. Sollen die Gewehrgelder eines Coma 
pagnie⸗ oder Eſcadrons⸗ Chefs für die Befriedigung 
des Glaͤubigers haften; fo muͤſſen dieſelben unter 
Einwilligung des Regiments⸗Chefs oder Comman 
deurs beſonders verpfaͤndet, und dieſe Verpfändung 
muß in das bey dem Regimente zu führende Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen werden. 


$. 683. 
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9. 683. Wie weit die Regiments⸗Cheſs oder 
Commandeurs dergleichen Einwilligung ($. 678. 682.) 
ertheilen oder verſagen ſollen, iſt in den ihnen er⸗ 
theilten Inſtruetionen beſtimmt. 

$. 684. Ermangelt die Einwilligung des Chefs 
oder Commandeurs, und der Schuldner iſt ein Sub⸗ 
altern Offizier; fo iſt der Darlehnsvertrag null und 
nichtig; der Gläubiger hat niemals die geringſte 
Wiederbezahlung zu hoffen; und das wirklich Gege⸗ 
bene fälle, zur Straſe, der Invalidencaſſe unwider⸗ 
ruſlich anheim. 

§. 685. Dagegen ſind zwar Darlehne an 
Staabs⸗Oſſtziers, Compagnie⸗ und Eſcadrons⸗Chefs, 
auch ohne Conſens gültig, und der Gläubiger kann 
zur beſtimmten Zeit die Rückzahlung fordern. Wenn 
aber dieſe nicht anders, als durch verhaͤlenißmaͤßige 
Abzüge von den Dienfteinfünften des Schuldners 
geleiſtet werden kann; ſo müſſen Glaͤubiger, deren 
Forderungen mit dem vorſchriſtsmäßigen Conſens 
nicht verſehen find, denjenigen, welche für die gehoͤ⸗ 
rige Beibringung dieſes Conſenſes geſorgt haben, 
nachſtehen. 

§. 686. Ueberhaupt muß jeder Gläubiger eines 
Ofſtziers, wenn auch die Forderung an ſich guͤltig 
iſt, ſo bald die Zahlung nur aus den Dienſteinkuͤnf⸗ 
ten des Schuldners erfolgen kann, mit terminlichen 
Zahlungen, ſo wie dieſelben ohne Nachtheil des 
Dienſtes und des nothwendigen Unterhalts des 
Schuldners beſtimmt werden koͤnnen, ſich begnügen, 
und kann auf Perſonal⸗Arreſt gegen den Schuldner 
niemals antragen. 

Anh. §. 20. Auf die Mobilien und Moventien, die 
der Offizier an dem Orte, wo er ſich des Dienſtes wer 
gen aufhält, bey ſich hat, findet keine Exeeutlon Statt. 

b. 687. Ein Offizier, welcher Immobilien be» 


ſitz, kann dieſelben auch ohne Conſens des Chefs 
oder 
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oder Commandeurs guͤltig verpfaͤnden. Doch erlangt, 
wenn außerdem der Conſens nothwendig war (§. 684.) 
eine ſolche Schuld nur von dem Augenblicke an, da 
die Eintragung in das Hypothekenbuch wirklich ge⸗ 
ſchehen iſt, ihre Gultigkeit. 

§. 688. Auch über Einkuͤnfte von Grundſtuͤ⸗ 
cken und Präbenden, über Zinſen von Capitalien, 
und andere jährliche Hebungen, welche nicht zu den 
Dienſteinkuͤnften des Offiziers gehören, kann der⸗ 
ſelbe durch Anweiſungen und ſonſt, auch ohne Con⸗ 
ſens guͤltig verfuͤgen. Doch verſteht ſich dieſes, bey 
Subaltern⸗Offtziers, nur von ſolchen verfallenen, 
oder im nächſten Termin wirklich fällig werdenden 
Einkünften dieſer Art; nicht aber von Anweiſungen 
oder Ceſſionen, die, um der Vorſchrift des Geſetzes 
auszuweichen, auf ſoſche Hebungen, die erſt in 
einer entferntern Zukunft fällig werden follen, "geger _ 
ben ſind. 

§. 689. Durch den Conſens des Chefs oder 
Commandeurs kann der Mangel anderer Erforder⸗ 
niſſe zur Gültigkeit eines Darlehns nicht erganzt wer⸗ 
den. Doch koͤnnen die vormundſchaftlichen Gerichte 
ihre Einwilligung oder Genehmigung nicht verſagen, 
wenn zu wirklichen Ausgaben eines minorennen Of⸗ 
fisiers, in Fallen, die keinen Verzug leiden, beſon⸗ 
ders in Kriegszeiten, ein Darlehn mit Conſens des 
Chefs oder Commandeurs aufgenommen morden. 

F. 690. Dagegen kann der Gläubiger gegen 
den Mangel des zur Gultigkeit des Darlehns noth⸗ 
wendigen Conſenſes durch den Einwand einer in den 
Nußen des Schuldners geſchehenen Verwendung 
ſich nur alsdann ſchuͤtzen, wenn er nachzuweiſen ver⸗ 
mag, daß der Vorſchuß zu Dienſtausgaben des Of⸗ 
fiziers nicht nur gemacht, ſondern auch wirklich vers 
wendet worden; und daß es ihm unmoͤglich . 

ey, 
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ſey, ſich um den erforderlichen Conſens vorher zu 
bewerben. 

§. 691. Aber auch in dieſem Falle muß dem 
Chef oder Commandeur ſogleich nach gemachtem 
Vorſchuſſe, als der Glaͤubiger denſelben mündlich 
oder ſchriftlich anzutreten Gelegenheit hat, Anzeige 
geſchehen. 

$. 692. Bey Commandeurs und Chefs der 
Regimenter, und anderer befondern Corps, iſt zur 
Aufnehmung eines gültigen Darlehns Höhere Ein⸗ 
willigung nicht erforderlich. 

Anh. F. eke Alle Inſpections⸗ und Generaladjutauten, 
welche bey den Generalen angeſtellt werden, bedürfen, 
ſo lange fie nicht zu Staabsoffizleren avanelrt find, 
oder wirkliche Compagnien oder Eſcadrons erhalten 
haben, zur Gültigkeit ihrer Schulden, des Confenfes 
ihrer Chefs. 5 


$. 693. Ein Gleiches gilt von den Comman⸗ 
deurs einzelner Bataillons, die entweder zu keinem 
Regimente gehören, oder in Kriegszeiten von ihren 
Regimentern getrennt, und bey andern Corps oder 
Garniſonen in Veſtungen angeſtellt ſind. 

§. 694 Aber auch bey dieſen muß der Clans 
biger, wenn er ſich auf die Gewehrgelder derſelben 
ein dingliches Recht verſchaffen will, fuͤr die Ein⸗ 
tragung der Schuld in das Regiments Hypotheken⸗ 
buch ſorgen. 

§. 695. In wie fern Oſſtziers, die nicht dem 
Commandeur oder Chef eines Regiments, Batail⸗ 
lons, oder andern Corps untergeordnet ſind, bey 
Aufnehmung von Darlehnen eines Conſenſes beduͤr⸗ 
fen, und bey wem derſelbe nachzuſuchen ſey, hänge, 
von den beſondern Militaireinrichtungen, und übri⸗ 
gen Dienſtverhaͤltniſſen eines ſolchen Offiziers ab. 


$ 696. 
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6, 696. Wer ſich alſo mit dergleichen Perſo⸗ 
nen in Darlehnsgeſchaͤfte einlaſſen will, muß ſich 
nach dieſen Einrichtungen und Verhaͤltniſſen zuvoͤr⸗ 
derſt naher erkundigen. 

$. 697. Adliche Fahnen⸗ und Standartenjunker 
find in Ruͤckſicht der Fähigkeit, Darlehne aufzuneh⸗ 
m den Subaltern-Offiziers durchgehends gleich 
zu achten. 

§. 698. Perſonen, die zum Unterſtabe gehoͤ⸗ 
ven, beduͤrfen zu ihren Darlehnen keiner Einwilli⸗ 
gung des Chefs oder Commandeurs. 

§. 699. Doch kann der Gläubiger, bey nicht 
erfolgter Bezahlung, keine ſolche Execution gegen 
die Perſon derſelben, wodurch fie ihre Dienſte gehoͤ⸗ 
rig wahrzunehmen verhindert wuͤrden, ausbringen. 

5. 700. Unteroffiziers, gemeine Soldaten, und 
deren Weiber, koͤnnen ohne ſchriftliche Einwilligung 
ihres Compagnie» oder Eſcadrons Chefs kein gülti⸗ 
ges Darlehn aufnehmen. 

$. 701, Auch ihre Grundſtuͤcke koͤnnen fie ohne 
dergleichen Einwilligung nicht gültig verpfaͤnden. 

$. 702. Schulden eines Unterofſtziers und Ge⸗ 
meinen, welcher die Einwilligung ſeiner Vorgeſetzten 
zur Treibung eines buͤrgerlichen Gewerbes uͤberhaupt 
erhalten hat, ſind zwar auch ohne beſondern Con⸗ 

ſens gültig. 

703. Will aber der Gläubiger, wegen einer 
ſolchen Schuld, an das Militair- Vermögen ($. 679.) 
oder an die Grundſtuͤcke feines Schuldners ſich hal⸗ 
ten; fo muß er ſich den beſondern Conſens des Com⸗ 
pagnie⸗ oder Eſcadrons⸗Cheſs in das Darlehn ver⸗ 


ſchaffen. 


Anh. 6. 22. 1) Dleſe Vorſchrlften §. 702. 703, 
finden nur auf diejenige unter Ihnen, welche das 
Bürgers und Meiſterrecht gewonnen haben, Anwen⸗ 

dung. 
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dung. Dagegen iſt zu den Schulden derjenigen, 
welche ſonſt als Freiwaͤchter oder Beurlaubte irgend 
ein Gewerbe treiben, die gerichtliche Abſchlleßung 
des Darlehns oder ſonſtigen Schuldvertrages zur 
Gultigkeit der Schuld erforderlich, und muß dieſe 
gerichtliche Abſchließung in der Garnifon bey der 
vorgeſetzten Militairbehörde, im Fall des Urlaubs 
aber bey den Gerichten des Wohn: oder Aufenthaltes 
orts erfolgen. 


Anh. §. 23. 2) In Anſehung der Schulden der Wer⸗ 
beoffizters ſoll von den Regimentern und Bataillons 
die Maaßregel getroffen werden, daß die Werbeof⸗ 
fisiere wegen Aufnahme der für Werbung bendthig⸗ 
ten Gelder an gewiſſe Handlungshäuſer gewieſen, 
und letztere genau inſtruſet werden, wie vlel fie im 
äußerten Fall den Werbeofftzieren zu ereditlren has 
ben, Im uͤbrigen ſoll es in Zukunft auch bey dem 
Grundſatze, daß die Glaͤubiger wegen ſelcher Schul⸗ 
den, deren Verwendung zur Werbung nicht erwieſen 
wird, ihren Regreß an ihre unbefugte Schuldner 
nehmen muͤſſen, verbleiben, an * 


Pon per; H. 704. Perſonen, welche bey dem Königlichen 
foren, e Singe, und Schauſpielen, oder bey der Hofkapelle 
Keuiell, angeſtelle find, konnen, ſo lange fie in dieſen Dien⸗ 
SE nie ten ſtehen, aufgenommener Darlehne wegen, ge⸗ 
ben liehen, richtlich nicht belangt werden. 

Anh. F. 24. Dies gilt auch von denen, welche in 
diefer Qualitat bey den Schauspielen oder der Kar 
pelle der Königin angeſtellt find, 

§. 705. In ſo fern fie aber Grundſtuͤcke bes 

ſitzen, und dieſelben durch gerichtliche Eintragung 
einem Gläubiger gehörig verpfaͤndet haben, kann 
letzterer aus dieſen Grundſtüͤcken feine Befriedigung 


ſuchen. 
§. 706, 


“| nn nn 
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$. 706. Auch kann, nach geſchehener Entlaſ⸗ 
fung oder erfolgtem Abſterben, der Gläubiger an 
das Vermoͤgen oder den Nachlaß eines ſolchen 
Schuldners ſich halten. 

$. 707. Hat Jemand feine Unfähigkeit, Dar, In wie 
lehne aufzunehmen, dem Gläubiger verheimlicht ahn an 
fo iſt die Sache nach den Vorſchriften Tit. F. §. 3 1unfähige 
bis 36 zu beurkheilen. AR 

$. 708. So weit der einem ſonſt unfähigen! iche 
Schuldner gegebene Vorſchuß zu nothwendigen oder Beiwen⸗ 
nuͤtzlichen Ausgaben deſſelben, welche derſelbe ohnedung: 
ſeine Schuld aus eigenen Mitteln nicht beſtreiten koͤn⸗ 
nen, wirklich verwendet worden, iſt der Gläubiger 
in der Regel die Wiedererſtattung zu fordern berech⸗ 
tiget. 

$. 709. Was für eine nothwendige oder nuͤtz⸗ 
liche Verwendung zu achten ſey; iſt gehörigen Orts 
näher beſtimmt. (Tit. 13. Abſchn. 3.) 

$. 710. Selbſt wegen eines, der nuͤtzlichen 
Verwendung halber, für gültig zu achtenden Dar⸗ 
lehns, kann gegen die $. 704. bezeichneten Perſonen, 
ſo lange ſie im Dienſte ſtehen, keine ſolche Execu⸗ 
tion, wodurch fie in das Unvermoͤgen, ihren Dienft 
zu verſehen, geſetzt werden wurden, Statt finden, 

$. 711. In Anſehung der Militairperſonen 
findet die Vorſchrift des F. 590 Anwendung. 

$. 712. Wenn Jemand, nachdem er ein guͤl⸗ 
tiges Darlehn aufgenommen hat, in einen Stand 
tritt, wo er dergleichen Vertrage entweder gar nicht, 
oder nicht ohne Einwilligung ſeiner Obern ſchließen 
kann: fo werden dadurch die Rechte des Glaͤubigers 
aus den fruͤhern Vertraͤgen nicht aufgehoben. 

S. 713. Wie weit durch ein Anerkenntniß derdurch An: 
Schuld, welches von unſähigen Perſonen nach 5 
hobener Unfaͤhigkeit abgegeben wird, die Schuld zur 

Gib 
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Guͤltigkeit gelange, iſt nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften Tit. J. §. 37. 38. zu beurtheilen, 
Her F. 714. Gelder, welche Jemanden, der an ſich 
ju einem guͤltige Darlehnsvertraͤge ſchließen kann, zu einem 
tar Zlteverbotenen Zwecke wiſſentlich gegeben worden, fallen 
cke, pderdem Fiskus anheim. 
25 Bi % 715. Waaren ſollen, bey Darlehnen, nicht 
baayen ſtatt baaren Geldes, gegeben werden. a 
1 be, 6. 716. Sind auf einen Schuldſchein oder 
den. . Wechſel Waaren gegeben, und die Valuta baar ver⸗ 
ſchrieben worden, ſo iſt der Schuldner daraus, als 
aus einem Darlehnsgeſchaͤfte, nicht verhaftet. 

$. 717. Vielmehr iſt der ganze Vertrag nich⸗ 
tig, und der Empfaͤnger der Waare nur verbunden, 
die Waare ſelbſt, in ſo fern ſie noch vorhanden iſt, 
zurückzugeben; oder wenn die Waare nicht mehr 
vorhanden wäre, den Werth, welchen, fie zur Zeit 
der Uebergabe gehabt hat, zu erſetzen. 

9. 718. Derjenige, welcher auf ein über baares 
Geld lautendes Schuldinſtrument Waaren gegeben 
hat, hat die Vermuthung des Wuchers wider ſich. 

$. 719. Kann dieſe nicht ſelehnt werden, 
fo fällt der von dem Empfänger vermöge §. 717. 
zu leiſtende Erſatz, nach näherer Beſtimmung des 
Triminalrechts, dem Fiskus anheim. (Th. 2. Tit. 20. 
Abſchn. 15.) 

9. 720. Iſt das Schuldinſtrument über den 
bedungenen Kaufpreis gegebener Waaren ausgeſtellt 
worden, fo beſteht zwar das Geſchaft als ein Kauf⸗ 
contract, nach den unten §. 861, dq. vorgeſchrie⸗ 
benen Grundſatzen: 

$. 721. Wenn aber erhellet, daß dem Schuld⸗ 
ner, welcher ein Darlehn in baarem Gelde geſucht 
hat, ſtatt deſſelben Waaren zum Kaufe auf Credit 
angeboten worden, ſo wied bey dem Gläubiger eine 
wücherliche Abſicht vermuchet. $ 

22. 
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$. 722. Dieſe Vermuthung fälle jedoch hinweg, 
wenn die Waaren von der Beſchaffenheit find, daß 
der Empfänger dieſelben ohne Verluſt wieder zu 
verkaufen Gelegenheit gehabt hat. 5 

§. 723. Sind die auf Credit gegebenen Waa⸗ 
ren von der Beſchaffenheit, daß ſie nach dem Stande er] 
und Gewerbe des Käufers, demſelben entweder an 
ſich ſelbſt, oder doch in der gegebenen Quantitat, 
unbrauchbar ſeyn würden: fo wird vermuthet, daß 
unter dem vorgeblichen Kaufe ein wucherliches Dar⸗ 
lehnungsgeſchaft nach $. 721, verborgen liege. 5 

§. 724. Wird dieſe Vermuthung durch den 
Nachweis eines andern Herganges der Sache nicht 
aufgehoben; ſo findet die Vorſchrift 9. 717 — 719: 
Anwendung. i 

F. 725. Sind theils Waaren creditirk, theils 
baares Geld gegeben; uͤber beides zuſammen aber 
nur Ein Schuldinſtrument ausgeſtellt, und darin 
nicht beſtimmt worden: wie viel in Gelde und wie 
viel in Waaren gegeben ſey; fo gilt die Vermuthung, 
daß bey dem ganzen Geſchaͤfte eine wucherliche Ab: 
ſicht zum Grunde liege. 0 

FH. 726. Kann dieſe nicht abgelehnt werden, ſo 
finden auch in einem ſolchen Falle die Vorſchriften 
§. 717. 719. Anwendung. . 

27, Durch den bloßen Empfang des Dar: | Fort, 
lehns wird der Schuldner zur Wiedererſtattung des eher, 
Empfangenen auch ohne ſchriftlichen Vertrag vers träge: 
pflichtet. | g N 

§. 728. Die Zeit zur Rückzahlung wird in ei⸗ 
nem ſolchen Falle nach Vorſchrift H. 761. 762. be⸗ 
ſtimmt. N 8 

. 729. Soll aber ein Darlehnsvertrag Auf 
eine andere beſtimmte Zeit, gegen Intekeſſen, 
oder auf andere Bedingungen geſchloſſen werden; ſo 
iſt, wenn dem Glaubiger eine Klage auf die Erfüls 

Algen, Lanbr. 1-Baud. Aa lung 
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lung diefer Verabredungen zuſtehen ſoll, ohne Uns 
terſchied der geliehenen Summe, ein ſchriftlicher 
Vertrag erforderlich. 


8. 730. Zu einem vollſtändigen Schuldſcheine 
wird erfordert: 
1) Das Bekenntniß der empfangenen Valuta; 
2) die deutliche Beſtimmung, worin ſelbige be⸗ 
ſtanden habe; 
3) die Angabe der Muͤnzſorte, in welcher ſie 
gezahlt worden; 
4) das Verſprechen der Wiedererſtattung; 
5) die Zeit, wann dieſe geſchehen ſoll; 
6) die deutliche Benennung und Bezeichnung 
des Glaͤubigers; 2 
7) der Ort, wo, und das Datum, unter wel⸗ 
chem der Vertrag geſchloſſen worden; 
8) die Unterſchrift des Schuldners. 


§. 731. Wie weit dasjenige, was von diefen 
Stücken im Schuldſcheine nicht ausgedrückt worden, 
auf andere Art erwieſen werden könne, oder nach 
geſetzlichen Beſtimmungen zu ergaͤnzen ſey, iſt nach 
den Vorſchriften des Fünften Titels §. 127. lag 
zu beurtheilen. 


§. 732. Der Schuldfehein begruͤndet die Ver⸗ 
muthung fuͤr die Richtigkeit alles deſſen, was darin 
enthalten iſt, fo lange das Gegentheil nicht ausge, 

mittelt werden kann. 5 
Ven ber 6. 733. Es gilt alſo auch das Geſtaͤndniß der 
7 erhaltenen Valuta gegen den Ausſteller, ſo lange als 
ee ſich bey der Inſtruction der Sache nicht finder, daß 
dieſelbe ganz oder zum Theil wirklich nicht gegeben 

worden. 

§. 734. 
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§. 734. Dieſe Ausmictelung wird durch nach⸗ 
herige Anerkenntniſſe des Schuldners noch nicht aus⸗ 
Veſchloſſen. 
$. 735. Der Einwand der nicht erhaltenen 
Valuta iſt nicht nur gegen den erſten, ſondern nich 
gegen jeden folgenden Inhaber, in fo. weit zuläßig, 
als überhaupt Einwendungen gegen den Cedenten 
auch dem Ceſſionario entgegen geſetzt werden koͤnnen, 
$. 736. Daß der Schufdfchein auf Ordre ge⸗ 
ſtellt worden, macht dabey keinen Unterschied. 
§. 737. Wie weit bey kauſwänniſchen auf 
Ordre geſtellten Wechſeln eine Ausnahme Statk 
finde, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 8. 
Abſchn. 8.) 0 2 
H. 738. Bey Schuldinſtrumenten, die zur Ein⸗ 
tragung in das gerichtliche Hypothekenbuch beſtimmt, 
und darin wirklich eingetragen ſind, tritt die Ver⸗ 
muthung, daß Valuta nach dem Inhalte des In⸗ 
ſtruments wirklich gegeben worden, erſt alsdann 
ein, wenn der Schuldner innerhalb Acht und Drei⸗ 
ßig Tagen, nach erfolgter Eintragung, keine Prote⸗ 
ſtatton wegen wicht einpfangener Valuta im Hypo: 
thekenbuche hat vermerken laſſen. 5 
$. 739. Nach Verlauf dieſer Zeit aber entſteht 
nicht nur, zu Gunſten des erſten Inhabers, aus 
dem Inſtrumente die Vermuthung der wirklich ge⸗ 
ebenen Valuta, ſondern es kaun auch, wenn noch 
ieſen Aeht und Dreißig Tagen, und in der Zwi⸗ 
ſchenzeit, wo keine Proteſtation eingetragen iſt, das 
Inſtrument einem Dritten cedirt oder verpfändet 
worden, der Schuldner ſich des Einchandes der 
nicht erhaltenen Välüka gegen dieſen Dritten gar 
nicht bedienen. . 
F. 740. Wer ſich einen Schuldſchein ausſtel⸗ 
len läßt, und die Valuta darauf ganz oder zum 
Theil nicht bezahlt; gleichwohl abet die verſchrie⸗ 
Aa 3 bene 
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bene Summe gerichtlich ausklagt, oder einem An⸗ 
dern cedirt; der ſoll als ein Betruͤger beſtraft 
werden. 

H. 741. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Inhaber des Schuldſcheins die Valuta ganz oder 
zum Theil zuruͤck erhalten hat, und gleichwohl den⸗ 
ſelben auf den vollen Betrag einklagt, oder einem 
Andern eedirt. 

$. 742. Hat Jemand über eine Forderung, die 
er / aus einem andern Grunde zu machen hatte, fich 
einen Schuldſchein ausſtellen, und darin die Valuta, 
als badr gegeben, verſchreiben laſſen, fo finden die 
unten F. 866. 867. 868. ertheilten Vorſchriften An⸗ 
wendung. 

§. 743. ‚Wer feine Unterſchrift faͤlſehlich laͤug⸗ 
net, verliert alle Einwendungen, die ihm ſonſt gegen 
die Schuldforderung noch zugeſtanden hätten. 

$. 744. Hat der Ausſteller ſich dieſer Ableug⸗ 
nung gegen den erſten Inhaber des Inſtruments 
ſchuldig gemacht; und es findet ſich gleichwohl, daß 
dieſer die verſchriebene Valuta ganz oder zum Theil 
nicht gegeben habe; fo tritt Fiskus an feine Stelle, 
und zieht dasjenige ein, was der Ausſteller wegen 
der ungegründeten Ableugnung ſeiner Unterſchrift be⸗ 
zahlen muß; der Inhaber hingegen, weil er es 
wirklich nicht gegeben hat, nicht gewinnen kann, 

$. 745. Iſt die Ableugnung gegen einen drit⸗ 
ten redlichen Inhaber des Schuldſcheins geschehen, 
fo muß zwar der Ausſteller dieſem nach F. 743. 
vollftandige Zahlung leiſten; 

$. 746. Wenn aber ausgemittelt werden kann, 
daß der erſte Inhaber die Valuta ganz oder zum 
Theil wirklich nicht gegeben habe, fo entreißt Fiskus 
demſelben dasjenige, was er, uͤber den Betrag der 
gegebenen Valuta, von ſeinem Ceſſionarto für die 
Abtretung des Schuldſcheins erhalten hat. 


§. 747. 
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g. 747. Wer zwar nicht ſeine Unterſchrift, 
wohl aber, wider beſſeres Wiſſen, den Empfang 
der Valuta vor Gericht ganz oder zum Theil ableug⸗ 
net, der wird mit den in der Prozeßordnug vor⸗ 
geſchriebenen Strafen des frevelhaften Leugnens be⸗ 
legt. 

§. 748. Was wegen des Einwandes der nicht 
gezahlten Valuta bey Wechſeln Rechtens ſey, iſt 
gehörigen Orts vorgeſchrieben. (Th. 2. Tit. 8. 
Abſchn. 8.) 5 

§. 749. Eben daſelbſt iſt beſtimmt, welche Per ⸗ Bon dw 
ſonen ſich wechfelmäßig verpflichten koͤnnen. an er 

$. 750. Schuldſcheine, die von Perſonen, ſel. 
welche ſich wechſelmaͤßig nicht verpflichten koͤnnen, in 
Wechſelform ausgeſtellt worden, begruͤnden, wenn 
der Ausſteller feine Unterſchriſe anerkannt hat, den 
executiviſchen Prozeß. 


Anh. §. 23. Einer vorhergegangenen Anerkennung der 
Uuterſchrift bedarf es zur Begrundung des ereeutivi⸗ 
ſchen Prozeſſes nicht. 


F. 7517. Auch genießen Schuldſcheine dieſer 
Art, gleich wirklichen Wechſeln, das in der Concurs⸗ 
ordnung beſtimmte Vorzugsrecht. 

§. 752. Zum Vortheile des Ausſtellers ſelbſt, Dauer 
erlöſcht die Beweiskraft eines Schuldinſtruments watt 


durch Verjährung, nur mit der Schuld zugleich. eines 
§. 753. Zum Vortheile der Erben des Aus. uc“ 


ſtellers hingegen, erloͤſcht dieſe Beweiskraft durch ments. 
eine zehnjährige Präferipfion vom Todestage des 
Erblaſſers. 

§. 754. Iſt im Inſtrumente ein Zahlungster⸗ 
min beſtimmt, und dieſer erſt nach dem Tode des 
Erblaſſers abgelaufen, ſo nimmt dieſe Berjaͤhrung 
(F. 7530 erſt vom Verfalltage ihren Anfang. 


§. 755. 


Zeit der 
Nuͤrkzah / 
lung. 


Non Anfı 
Tündiguns 
gen. 
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§. 755. Dieſe zehnjaͤhrige Praͤſeription hat je⸗ 
doch nur die Wirkung, daß die Richtigkeit der 
Schuld durch das Inſtrument nicht mehr begruͤndet 
wird, ſondern der Kläger auf andere Art nachwei⸗ 
ſen muß: daß die Schuld vom Anfange an exiſtirt 
habe, und waͤhrend der Lebenszeit des Erblaſſers 
nicht getilgt worden ſey. 

§. 756. Welche Wirkung es habe, wenn die 
Schuld ſelbſt durch Nichtgebrauch verjährt, iſt ges 
hoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 9. $. 568. 14.) 

§. 757. Aus dem Darlehnscontracte wird der 
Schuldner verpflichtet, die erhaltene Summe zur 
beſtimmten Zeit zurückzuzahlen. 

§. 758. Vor Ablauf dieſer Zeit kann er dem 
Glaͤubiger die Zahlung, auch unter dem Vorwande 
veränderter Umſtaͤnde, nicht aufdringen. 

$. 759. Dem Gläubiger hingegen ſteht frey, 
vor Ablauf der beſtimmten Friſt, auf Zahlung oder 
Sicherſtellung anzutragen, wenn der Schuldner, an⸗ 
derer Schulden halber, ausgepfaͤndet, oder in Ver⸗ 
haft genommen worden. . 

$. 760. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Schuldner, um feinen Gläubigern zu entgehen, 
flüchtig geworden iſt, oder aus andern Urſachen ſei⸗ 
nen bisher in Koͤnigſichen Landen gebabten Wohnfig 
gaͤnzlich aufgeben will. 

H. 767. Iſt Feine Zeit zur Rückzahlung guͤlti⸗ 
ger Weiſe beſtimmt, ſo ſteht beiden Theilen eine 


dreimonatliche Aufkündigung frey. 


§. 762. Betraͤgt aber das Darlehn nur Funf⸗ 
zig Thaler oder weniger, fo findet eine vierwöchent⸗ 

liche Aufkuͤndigung Statt. 
$. 763. Unter welchen Umſtaͤnden der Schuld⸗ 
ner auf eine Verlängerung der bedungenen oder ge⸗ 
fesmäßigen Zahlungsfriſt antragen koͤnne, iſt in der 

Prozeßordnung beſtimmt. 
$. 764. 
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—— 


9. 764. Die Kündigung kann zwar gültiger 
Weiſe auch außergerichtlich und bloß muͤndlich ge⸗ 
ſchehen; 

$. 765. Kann aber der Glaͤubiger nicht nach⸗ 
weiſen, daß die außergerichtliche Kuͤndigung dem 
Schuldner wirklich zugekommen ſey, fo lauft die 
Zahlungsfriſt erſt von der Zeit an, wo Letzterem die x 
gerichtliche Kündigung behaͤndigt worden. 

$. 766. Iſt im Vertrage gerichtliche Kuͤndi⸗ 
gung vorbedungen, und uͤber die Koſten derſelben 
nichts verabredet, fo muͤſſen dieſe von beiden Theis 
len zur Haͤlfte getragen werden. 

H. 767. Außer dieſem Falle muß der gericht 
lich kündigende Theil die Koſten allein tragen. 

6. 768. Wird aber die Annahme der gericht: 
lichen oder außergerichtlichen Kündigung verweigert, 
und dieſe Verweigerung in der Folge ungegründet 
befunden, fo fallen dem Weigernden auch die Kuͤn⸗ 
digungskoſten zur Laſt. 

§. 769. Der Regel nach iſt der Schuldner ver⸗ Se 
pflichtet, die Rückzahlung koſtenfrey an dem Orte, fag . 
wo der Gläubiger zur Zeit des geſchloſſenen Ver⸗ 
trags ſeinen Wohnſiß gehabt hat, zu leiſten. 

H. 770. Wohnt der Schuldner an einem an⸗ 
dern Orte, und müſſen alſo die Gelder verſendet 
werden, ſo trägt der Schuldner die Gefahr ſo lange, 
bis dieſelben in dem Hauſe des Glaubigers gehörig 
abgegeben ſind. 

771, Eine Ausnahme hievon finder Statt, 
wenn der Gläubiger die Art der Verſendung ſelbſt 
vorgeſchrieben hat. 

$. 772. Verlegt der Gläubiger feinen Wohns 
ſitz von dem Orte, wo er zur Zeit des geſchloſſenen 
Vertrags gewohnt hat, ſo muß er an dieſem Orte 
einen Bevollmächtigten zum Empfange des Geldes 
beſtellen, und denſelben dem Schuldner a. 

773. 
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$. 773. Geſchieht dieſes nicht, fo kann der 
Schuldner das Geld dem Gläubiger mit der Poſt 
auf deſſen Gefahr und Koſten zuſenden, oder daſ⸗ 
ſelbe gerichtlich niederlegen. 

$. 774. Bey eingetragenen Schuldinſtrumen⸗ 
ten ‚bat der Schuldner in dem Falle des §. 772. 
die Wahl: ob er an dem vorigen Wohnorte des 
Glaͤubigers, oder da, wo das Hypothekenbuch ſich 
befindet, die Rückzahlung leiſten wolle. 

§. 775. Was vorſtehend §. 772 774. ver⸗ 
ordnet iſt, findet auch in dem Falle Statt, wenn das 
Eigenthum der Schuld durch Ceſſion, Erbgangs⸗ 
recht, oder ſonſt, auf einen dritten Inhaber gedie⸗ 
hen waͤre; in ſo fern der Schuldner dabey eine Ver⸗ 
änderung des Zahlungsortes ſich nicht ausdrücklich 
hat gefallen laſſen. 

9. 776, Oeffentliche Caſſen und Anſtaſten Ha⸗ 
ben, bey aufgenommenen Dorlehnen, auch wegen 
des Orts der Rückzahlung, vor Privatſchulduern 
kein Vorrecht. : 2 
$. 777. Doch muß bey den an die Bank und 

an die Crebitſyſteine gemachten Darlehnen, der 
Gläubiger das Geld auf ſeine Gefahr und Koſten 
zur Caſſe abliefern, und von dieſer zurückholen. 

Nun der 8. 578. Das Capital muß in derjenigen Münz⸗ 

forte. forte, in welcher es gegeben worden, zurückbezahlt 
werden. 

g. 779. Iſt die Muͤnzſorte im Schuldſcheine 
nicht beſtimmt, ſo wird vermuthet, daß die Zahlung 
der Valuta in dem zur Zeit der Auszahlung gang⸗ 
baren Silber⸗Courant geſchehen ſey. 

$. 780. Bey Darlehnen von Zehn Thalern und 
weniger wird Scheidemuͤnze vermuthet. 

9. 781. Iſt die Valuta in Golde, ohne Be 
ſtimmung einer gewiſſen Sorte, verſchrieben, ſo 

wer⸗ 
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werden Preußiſche Goldmünzen, die zu Fünf Tha⸗ 
ler ausgepragte find, verſtanden. 

§. 782, Sind Dukaten, ohne weitere Beſtim⸗ 
mung verſchrieben, ſo werden vollwichtige Dukaten 
nach Preußiſchem oder Hollaͤndiſchem Muͤnzfuße an⸗ 
genommen. 

§. 783. Iſt das Inſtrumene auf eine gewiſſe 
Anzahl von Stücken einer Gold⸗ oder Silbermuͤnze 
gerichtet, ſo muß genau dieſelbe Zahl zurückgegeben 
werden. =: 

g. 784. Lautet das Inſtrument nur auf eine 

gewiſſe Summe in Golde, ohne Beſtimmung der 
Stücke, ſo werden bey der Berechnung, wie viel 
Stuͤcke zu zahlen ſind, vollwichtige Dukaten zu 
Zwey und Dreiviertel Thaler, andere Preußiſche 
Goldmünzen aber zu dem Betrage, nach welchem 
ſie ausgepraͤgt ſind, angeſchlagen. 
S. 785. Iſt das Schuldinſtrüment auf eine 
fremde Muͤnzſorte geſtellt, und innerhalb Landes 
zahlbar, ſo muß der Glaͤubiger Preußiſche Gold⸗ 
und Silbermuͤnze von eben der Gattung, auf welche 
das Inſtrument lautet, annehmen. 

$. 786. Doc iſt alsdann das Verhaͤltniß ders 
ſelben, gegen die im Inſtrumente verſchriebene fremde 
Muͤnzſorte, nach dem Cours des Zahlungsortes, wie 
er zur Zeit des geſchloſſenen Contracts geſtanden hat, 
zu berechnen. e 

§. 787. Iſt ſeit der Zeit des gegebenen Dar⸗ 
ſehns der Muͤnzfuß verandert worden, fo beſtimmt 
das Verhaͤltniß des alten, gegen den neuen zur Zeit 
der Nuͤckzahkung beftehenden Muͤnzfuß, die Verbind⸗ 
lichkeit des Schuldners. 8 

§. 788. Iſt nur die Muͤnzſorte, in welcher 
die Valuta gegeben worden, außer Cours geſetzt, 
fo muß zwar auch in dieſem Falle die Rückzahlung 

in 
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in der alsdann gangbaren Muͤnzſorte geleiſtet, und 
angenommen werden. 

H. 789. Die in letzterer zu zahlende Summe 
iſt aber tach Verhältniß des Cours zu beſtimmen, 
welcher zwiſchen der gegebenen, und der jetzt gang⸗ 
baren, oder einer ſolchen Munzſorte, welche mit der 
jebt gangbaren auf gleichen Fuß ausgeprägt iſt, zur 
Zeit des geſchloſſenen Contracts beſtanden hat. 

$. 790. Iſt die Müuͤnzſorte, in welcher die Bas 
luta gegeben worden, nicht außer Cours, ſondern 
nur in ihren äußern Werthe, ohne Veraͤnderung 
des innern Gehalts, von dem Landesherrn herun⸗ 
tergeſetzt worden, ſo muß dennoch die Ruͤckzahlung 
in eben derſelben Muͤnzſorte geleiſtet und angenom⸗ 
men werden. 

$ 797. Iſt dieſe Muͤuzſorte gar nicht mehr zu 
haben, io finden die Vorſchriften § 788. 789. An⸗ 
wendung. 

F. 792. Das im Handel und Wandel gewoͤhn⸗ 
liche Steigen und Fallen des Cours bey einer und 
eben derſelben Muͤnzſorte kommt, außer dem Falle 
des $. 785. 85. bey Darlehns Rückzahlungen in 
keine Betrachtung. 

. 793. A die Valuta eines Darlehns in 
Actien, Pfandbriefen, oder andern an jeden In⸗ 
haber zahlbaren Papieren gegeben worden, ſo muß 
die Rückzahlung in Papieren von eben der Art er⸗ 
folgen. 5 
§. 794. Sind Papiere von der gegebenen Art 
zur Zeit der Rückzahlung gar nicht mehr vorhan⸗ 
den, ſo muß zwar die Zahlung in baarem Gelde 

ehen; 

u 785. Die zu zahlende Summe muß aber 
nach dem Cours beſtimmt werden, wie die gegebe⸗ 
nen Papiere, zur Zeit des Contracts, gegen baares 


Geld geſtanden haben. 
5 b. 796. 
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$. 796. Sind dergleichen Papiere gekauft, und 
über das creditirte Kaufgeld ein Schuldinffrument 
ausgeſtellt worden, fo iſt das Geſchaͤſt nach den f 
unten $, 861 — 868, erfolgenden Vorſchriften zu 
beurtheilen. 

$. 797. Hat der Gläubiger die Ruͤckzahlung 
eines Darlehns in ſchlechtern Muͤnzſorten, oder 
nach einem niedrigen Verhaͤltniſſe, einmal angenom⸗ 
men, und ohne Vorbehalt daruber quittirt, fo kanu 
er, wenn von Seiten des Schuldners kein Betrug 
mit untergelaufen iſt, dieſen, wegen eines daben ers 
littenen Verluſtes, nicht in Anſpruch nehmen. 

9 798. Wer beſſere Muͤnzſorten, als er ſchul⸗ 
dig war, gezahlt hat, kann nur unter denjenigen 
Umſtanden Vergütung. fordern, unter welchen die 
Geſetze die Ruͤckforderung einer aus Irrthum gelei⸗ 
ſteten Zahlung verſtatten. (Tit. 16. Abfchn. 2.) 

§. 799. Die wiederholte Annahme der Inter⸗ 
eſſen in ſchlechtern Münzforten begründet noch nicht 
die Verbindlichkeit, auch das Capital in dergleichen 
Muͤnzſorten anzunehmen. 

$. 800. Eben fo entſteht aus einer in beſſern 
Muünzſorten auch wiederholt geleiſteten Intereſſenzah⸗ 
lung noch nicht die Pflicht, das Capital in dieſer 
Muͤnzſorte zu bezahlen. 

$. 801. Im zweifelhaften Falle wird jedoch 
vermuthet, daß die Valuta des Darlehns in eben 
ſolchen Muͤnzſorten, als worin die Intereſſen ent⸗ 
richtet und angenommen worden, beſtanden habe. 

$. 802. Dieſe Vermuthung fälle aber weg, 
wenn die Zahlung der Zinſen nicht immer in einer 
und derſelben, ſondern bald in dieſer, bald in jener 
Muͤnzſorte geſchehen iſt. 

$ 80g. Zinſen heißt, bey Darlehnen, alles Von Bin, 
das, was der Schuldner dem Gläubiger für den en, 
Gebrauch des geliehenen Geldes entrichten muß, 

$. 804. 
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$. 804. Bey Darlehnen koͤnnen, der Regel 
nach, nur Fünf vom Hundert an jährlichen Zinſen 
vorbedungen werden. 
6. 805. Kaufleuten iſt erlaubt, Sechs, und 
Juden Acht vom Hundert, an Zinſen ſich verſchrei⸗ 
ben zu laſſen. 0 { 7 

$. 806. Juden, welche die Rechte chriſtlicher 
Kaufleute haben, muͤſſen darnach, auch in Anſehung 
des erlaubten Zinsſatzes, beurtheilt werden. 

§. 807. Nähere Beſtimmungen, wegen des 
unter Kaufleuten Statt findenden Zinsſatzes, ſind im 
Kaufmannsrechte enthalten. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 7.) 

§. 808. Bey Darlehnen, welche gegen gericht⸗ 
liche Eintragung auf Grundſtücke gemacht werden, 
find auch Kaufleute und Juden an den Zinsſatz der 
Fuͤnf vom Hundert gebunden. 

§. 809. Wie weit denjenigen, welche mit Lei⸗ 
ben auf bewegliche Pfaͤnder unter oͤffentlicher Auf 
ſicht ein Gewerbe treiben, ben Darlehnen in klei⸗ 
nen Summen, welche nur auf kurze Zeit gemacht 
worden, höhere Zinſen zu nehmen erlaube ſey, iſt 
gehörigen Orts näher beſtimmt. (Tie. 20, Abſchn. I.) 

$. 810, Jeder Gewinn und Vortheil, den ſich 
der Gläubiger von dem Schuldner für das Darlehn 
porbedingt, hat die Natur der Zinfen, 

$. 811. Es muß alſo auch bey der Beſtim⸗ 
mung: wie viel Zinſen der Gläubiger von dem 
Schuldner fordern könne, jeder dergleichen Gewinn 
mit in Anſchlag gebracht werden. 

§. 812. Hat der Gläubiger fiat der Zinfen, 
oder noch Über dieſelben, fich die Lieferung gewiſſer 
Naturalien oder anderer Sachen, oder die Leiſtung 
gewiſſer Arbeiten und Dienſte vorbedungen, ſo ſind 
auch dieſe, bey Berechnung des erlaubten Zinsſatzes, 
mit in Anſchlag zu bringen. 


$. 813. 
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$. 813. Banuet der Schuldner dergleichen Nas 
turalien ſelbſt, oder pflegt er dergleichen Dienfte 
perſoͤnlich zu leiſten, fo iſt, bey Berechnung derſel⸗ 
ben, der niedrigſte Preis zur Zeit der Ablieferung 
anzunehmen. 

§. 814. Außer dieſem Falle aber iſt der zur 
Zeit der Ablieferung oder Leiſtung gewöhnliche Preis, 
oder Lohn, bey der Berechnung zum Grunde zu 
legen. 

e §. 815. Der Gläubiger iſt in der Regel nicht 
befugt, die Zinſen eines Darlehns im Voraus abs 
zuziehen. 

. 816. Iſt dieſes gleichwohl geſchehen, fo 
wird das Abgezogene von der im Inſtrumente ver⸗ 
ſchriebenen Capitalsſumme abgerechnet, und der 
Glaͤubiger kann nur auf das, was er ſolchergeſtalt 
an Valuta wirkſich gegeben hat, Verzinſung, ſo wie 
kuͤnftig Ruͤckzahlung fordern. 

§. 817. Hat der Gläubiger mit einem gerin⸗ 
gern, als dem ihm erlaubten böchften Zinsſatze, ſich 
begnügt, fo kann er die Zinſen, jedoch nicht für 
längere Zeit, als Ein Jahr, im Voraus abziehen. 

§. 818. Zinſen von Zinſen dürfen nicht gefor- 
dert werden. 

$. 819. Doch konnen über zweijährige oder 
noch ältere Zinſenruͤckſtande neue Schuldſcheine ge 
geben, und Zinſen davon verſchrieben werden, 

$ 820, Der Abſchluß eines ſolehen Gefchäfts 
aber muß, wenn es gültig ſeyn ſoll, gerichtlich er⸗ 
folgen. 25 

$. 821. Wenn Jemand zur Bezahlung eines 
Zinſenruͤckſtandes verurthetlt worden, und vor Abs 
laufe der im Urtel beſtimmten Friſt die Zahlung 
nicht leiſtet, fo kann der Gläubiger auch vdu dieſem 
Mückſtande Zoͤgerungszinſen, ſeit dem Tage, wo das 
Erkenntniß rechtskraͤftig geworden iſt, fordern. 

H. 822. 
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$. 822. Im Mangel verabredeter Beſtimmun⸗ 
gen, ſind vorbedungene Zinſen beim Ablaufe eines 
jeden Jahres zu entrichten. A 

$. 823. Iſt der Zahlungstermin des Capitals 
auf kuͤrzere Zeit als ein Jahr beſtimmt, fo muͤſſen 
die Zinſen mit dem Capitale zugleich berichtiget 
werden. 

$. 824. Wenn in einem Schuldſcheine keine 
Zinſen verſprochen worden, fo kaun der Gläubiger 
dergleichen nicht fordern. 

$. 825. Conventionalſtrafen, zu weſchen ſich 
der Schuldner, ſtatt der Zinſen, auf den Fall, 
wenn die Rückzahlung des Capitals zur beſtimmten 
Zeit nicht erfolgte, ſehriſtlich verbunden hat, find in 
fo weit gültig, als fie nicht über Sechs, oder bey 
Kaufleuten und Juden nicht über Acht vom Hun⸗ 
dert betragen. . 

6. 826. Sind aber Zinfen vorbedungen, und 
zugleich eine Conventionalſtrafe beſtimmt worden, ſo 
duͤrfen beide zuſammen den vorſtehenden Satz der 
Sechs und Acht vom Hundert nicht überfleigen. 


Von göge⸗ F. 827. Sind weder Zinſen noch Conventional⸗ 
een. ſtrafe vorbedungen, fo muß dennoch der Schuldner, 


von dem Tage an, wo er die Rückzahlung zu leiſten 
ſchuldig war, und fie nicht geleiſtet hat, Zoͤgerungs⸗ 
zinſen entrichten. ; 
Anh. §. 26. Der Fiskus iſt nur vorbedungene Ziuſen zu 
zahlen ſchuldig. 


§. 828. Dieſe Zoͤgerungszinſen laufen von dem 
im Schuldſcheine beſtimmten Zahlungstage an. 

§. 829. Iſt im Inſtrumente kein Zahlungs⸗ 
tag beſtimmt, fo muͤſſen fie, nach erfolgter Auf⸗ 
kuͤndigung, von dem Ablaufe der dazu verabrede⸗ 
ten, oder geſetzmäßig beſtimmten Friſt, entrichtet 
werden. 


$. 830. 
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$. 830. Als Zoͤgerungszinſen koͤnnen in der 
Regel Fünf vom Hundert gefordert werden. 

$. 831. Auch wenn im Schuldſcheine niedri⸗ 
gere Zinſen vorbedungen waͤren, kann der Glaubi⸗ 
ger, von der Zeit der Zoͤgerung des Schuldners an, 
Funf vom Hundert fordern 5 

$ 8324 Kaufleute und Juden koͤnnen den hoͤch⸗ 
ſten ihnen erlaubten Zinsſatz als Zoͤgerungszinſen 
fordern, wenn fie gleich im Inſtrumente ſelbſt ſich 
nur niedrigere Zinſen verſprechen laſſen. 

§. 833. Außer den Zoͤgerungszinſen kann der 
Gläubiger für den durch den Verzug des Schuld⸗ 
ners ihm entſtandenen Schaden keine weitere Ver⸗ 
gutung fordern. { 
. 834. Hat jedoch der Schuldner, bey vor⸗ 
handenen binlänglichen Zahlungsmitteln, aus Vor⸗ 
ſatz oder grobem Verſehen, die Zahlung verzögert, 
fo kann der Gläubiger, ſtatt der Zoͤgerungszinſen, 
oder der Conventionalſtrafe, den Erſatz des aus die⸗ 
ſem Verzuge ihm erwachſenen wirklichen Schadens 
verlangen. 

§. 835. So wohl vorbedungene als Zoͤgerungs⸗ Vorſchrif, 
zinfen müſſen in der Munzſorte des Capitals ent- gen Be, 
richtet werden. zahlung 

$. 836. Was wegen der Capikalszahlungen 1 Zu- 
§. 59 — 777. verordnet ift, findet auch bey Ent⸗ 
richtung und Eincaſſirung der Zinſen Statt. 

§. 837. Wenn eine gewiſſe Summte zehn 
Jahre hindurch als Zinſen eines fehuldigen Capitals 
bezahle worden, ſo entſteyt die Vermuthung, daß 
der Zahlende das Capital ſelbſt als ein Darlehn 
ſchuldig ſey. 

$ 838. Dieſe Virmuthung wird bloß das 
durch, daß der Empfauger uber das Capital ſelbſt 
keinen Schuloſchein vorzeigen kann, noch nicht ent⸗ 
kraͤftet. 


$. 839. 
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§. 839. Iſt die $. 837. beſchriebene Zinſen⸗ 
zahlung durch Dreißig Jahre geleiſtet worden, ſo 
kann der Gläubiger das Capital vermoͤge eines 
durch Verjährung erworbenen Rechts fordern, und 
der Beweis, daß urſpruͤnglich kein Darlehn gegeben 
worden, iſt nur in dem Maaße zuläßig, wie gegen 
die Verjährung überhaupt ein Beweis Statt finden 
kann. 

§. 840. Iſt die Summe des Capitals, zu 
welchem ſich der Schuldner durch dieſe mehrjah⸗ 
rige Zinſenzahlung (F. 837. 839.) bekannt hat, in 
den Quittungen nieht ausgedruckt, noch jonft aus: 
zumitteln, ſo muͤſſen die jährlich gezahlten Inter⸗ 
eſſen nach landuͤblichem Zinsfuße zu Capital gerech⸗ 
net werden. 
S. gar. Unter landuͤblichen Zinſen werden im 
Geſetze Fuͤnf vom Hundert verſtanden. j 

§. 842. Hat der Gläubiger bey einem zinsba⸗ 
ren Darlehne über den letzten Zinstermin ohne Vor⸗ 
behalt quittirt, fo ſtreitet für den Schuldner die 
Vermuthung, daß auch die vorhergehenden Termine 
berichtiget worden. 5 

§. 843. Iſt über das Capital ſelbſt ohne Vor⸗ 
behalt quittirt worden, fo find die vorbedungenen 
Zinſen fuͤr bezahlt oder erlaſſen zu achten. 
S8. 844. Dagegen folgt aus einer ohne Vorbe⸗ 
halt ausgeſtellten Quittung über das Kapital fo we⸗ 
nig, als aus der Ruͤckgabe des Schuldſcheins, die 
erfolgte Zahlung oder Erlaſſung der von dem Rich⸗ 
ter zuerkannten Verzugszinſen. 

§. 845. Verzugszinſen, auf welche der Richter 
nicht erkannt hat, koͤnnen, auch von dem Tage 
des ergangenen Urtels an, nicht nachgefordert wer⸗ 
den, ſobald uͤber das Capital ohne Vorbehalt quit⸗ 
tirt worden, 


F. 846. 
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$, 846. Ein Gleiches findet Statt, wenn vor⸗ 
bedungene Zinſen zwar gefordert, aber von dem Rich ⸗ 
ter uͤbergangen worden, und der Gläubiger ſich bey 
dem Erkenntniſſe beruhigt hat. 

$. 847. Hat aber der Gläubiger die vorbedun⸗ 
genen Zinſen nicht mit eingeklagt, ſo koͤnnen dieſel⸗ 
ben, fo lange noch nicht ohne Vorbehalt über das 
Capital quittirt iſt, nachgefordert werden. 

§. 848. Hat der Richter geforderte Verzugs⸗ 
zinſen im Urtel übergangen, fo bat dieſes eben die 
Wirkung, als wenn er ſie aberkannt haͤtte. 

§. 849. Wer die gerichtliche Einklagung ruͤck⸗ 
ſtaͤndig verbleibender Zinſen laͤnger als Zehn Jahre 
verabfäumt, der kann einen uͤber Zehn Jahre hin⸗ 
ausgehenden Ruͤckſtand nicht ferner verlangen. 

$. 850. Doch kommt dem Gläubiger bey die⸗ 
fer Art der Verjährung alles das zu ſtatten, was 
den Anfang der gemöpnlichen Verfaͤheung durch 
Nichtgebrauch hindert, oder deren Fortſetzung uns 
terbricht. 

$. 851. Außer dieſem Falle können Zinſen, 
deren Berichtigung der Schuldner verabſaͤumt oder 
verzoͤgert hat, fo weit fie ruͤckſtändig find, gefor⸗ 
dert werden, ſelbſt, wenn der Rückſtand, wegen 
Länge der Zeit, den Betrag des Capitals uͤberſteigt. 

$. 852. Noch weniger kann ein Schuldner 
bloß aus dem Grunde, weil die von ihm nach und 
nach gezahlten Zinſen die Summe des Capitals 
bereits uberſteigen, der fernern Verzinſung ſich 
entziehen. i 

$. 853. Sind Sachen, welche nicht unter die don uni 
Gegenſtände des eigentlichen Daelehns gehören, mie 
der Bedingung gegeben worden, daß eben jo vielnen. 
Sachen von gleicher Art und Beſchaffenheit zurück⸗ 
gegeben werden follen, fo finden in der Hegel alle 

Allgem. Land. J. Band. 3b wegen 
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wegen des eigentlichen Darlehus ertheilten Vorſchriſ⸗ 
ten Anwendung. 

S. 854. Der Empfänger iſt dergleichen Sachen 
in eben der Quantität und Qualität, wie er ſie 
erhalten hat, zuruͤckzuliefern befugt und ſchuldig; 
es moͤgen dieſelben in der Zwiſchenzeit am Werthe 
gefallen oder geftiegen ſeyn. 

$. 855. Auch bey uneigentlichen Darlehnen 
kann ſtatt der Zinſen eine beſtimmte Quantität 
Sachen von der vorgeliehenen Art bedungen werden. 

$. 856. Aber auch bey uneigentlichen Darleh⸗ 
nen find nur die bey eigentlichen erlaubten Zins⸗ 
ſatze zulaͤßig. 

§. 857. Sind die Zinſen ſolcher uneigentlichen 
Darlehne in Gelde bedungen, ſo muß, bey Beur⸗ 
theilung des Zinsſatzes, auf den Werth, welchen 
die zum Darlehne gegebenen Sachen zur Zeit des 
geſchloſſenen Vertrags gehabt haben, Ruͤckſicht ger 
nommen werden. 1 

§. 858. Wo bey uneigentlichen Darlehnen 
Zinſen bedungen ſind, da kann der Gläubiger, bey 
verzoͤgerter Rückzahlung, nur eben fo, wie bey ei⸗ 
gentlichen Ruh 7 Verzugszinſen oder Entſchä⸗ 
digung fordern. (§. 827 — 834.) 

$. 859. Sind aber keine Zinſen bedungen, und 
der Schuldner verzögert die Ruͤckzahlung, fo hat 
der Gläubiger die Wahl, entweder die Sachen in 
Natur, nebſt den geſetzmäßigen Verzugszinſen, oder 
den Werth der Sachen, wie derſelbe zur Zeit der 
ſchuldigen Ablieferung geweſen iſt, zu fordern. 

S. 860. Verzoͤgert der Gläubiger ohne erheb⸗ 
lichen Grund die Annahme der Sache, ſo hat der 
Schuldner die Wahl: ob er noch die Sache ſelbſt 
geben, oder deren zur Zeit der verabredeten Ruck 
lieferung geſtandenen Werth entrichten wolle. 


$. 861. 


PPP ³¹¹wꝛnU?⅛%½ r 
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§. 861. Wann anzunehmen ſey, daß Sachen Nom Ere⸗ 
auf Credit gegeben worden, iſt gehörigen Orts be⸗ditiren. 
ſtimmt. (§. 224—227.) x 

§. 852. So weir Jemand unfähig iſt, eigenr⸗ 
liche Darlehne aufzunehmen, fo weit dürfen ihm 
auch Sachen nicht auf Credit gegeben werden. 

H. 863. Creditirtes Lohn für wirklich gelieferte 
Arbeit, oder geleiſtete Dienſte, ſind auch ſolche Per⸗ 0 
ſonen zu entrichten verbunden. 4 

$. 864. Ein Gleiches gilt wegen der bey ſol⸗ 
chen Gelegenheiten von dem Arbeiter gemachten baa⸗ 
ren Auslagen, in ſo fern die Sachen zum eigenen 
Gebrauche des Schuldners erforderlich waren. 

§. 868. Doch muß der Gläubiger ſtatt des 
etwa verabredeten hoͤhern, mit dem zu derſelben 
Zeit und an demſelben Orte uͤblichen niedrigern 
Lohne, und anſtatt des verabredeten, mit dem wirk⸗ 
lichen mindern Werthe der gelieferten Sachen ſich 
begnuͤgen. 

H. 866, Jede rückſtaͤndige Zahlung muß nach 
der Natur des Geſchaͤfts, aus welchem die Verbind⸗ 
lichkeit dazu entſtanden iſt, beurtheilt werden. 

$. 867. Es ändert alſo die Natur des ur⸗ 
ſpruͤnglichen Geſchaͤfts, aus welchem die Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit entſtanden iſt, noch nicht, wenn gleich 
über die ſchuldige Summe ein Schuldſchein, als 
über ein Darlehn, ausgeſtellt worden. 

$. 868. Nur in Anſehung der von dem Ruͤck⸗ 
ſtande zu entrichtenden Zinſen finden eben die Vor⸗ 
ſcheiften, wie bey eigentlichen Darlehnen, Anwendung. 


Bb A Achter 
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Achter Abſchnitt. 


Von Vertraͤgen, wodurch Sachen gegen Hand⸗ 
lungen, oder Handlungen gegen Handlungen 
verſprochen werden. 


Allgeme, F. 869. Verabredungen, nach welchen Gelder 


tie Grund⸗ 


atze. 


oder Sachen für uͤbernommene Handlungen oder Un⸗ 
terlaſſungen, oder Handlungen oder Unterlaſſungen 
gegen einander, verſprochen werden, ſind nach den 
Regeln der läſtigen Verträge zu beurtheilen. 

§. 870. Es gehört alſo zum Weſen dieſer Ver⸗ 
traͤge, daß dem, welcher zu einer Handlung oder 
Unterlaſſung ſich verpflichtet, eine Vergütung dage⸗ 
gen verſprochen werde. 

§. 871. Iſt dieſe Verguͤtung im Vertrage nicht 
hinlaͤnglich beſtimmt, fo muß die fehlende Beſtim⸗ 
mung nach dem Gutachten der Sachberſtaͤndigen ev: 
gaͤnzt werden. 

§. 872. Iſt gar keine Verguͤtung beſtimmt, fo 
iſt der Vertrag ohne rechtliche Wirkung, und es 
kann auf deſſen Erfüllung nicht geklagt werden. 

§. 873. Hat aber der, welcher die Handlung 
übernommen hatte, ſie wirklich geleiſtet; und ge⸗ 
Höre die Handlung zu feinen gewöhnlichen Nahrungs: 
und Berufsgeſchaͤften; fo kann er dafür, auch 
ohne ausdrücklichen Vorbehalt, den gewoͤhnliehen 
Lohn nach dem Gutachten der Sachverſtändigen 
fordern. 

$. 874. Gehört der Handelnde nicht unter 
dieſe Claſſe; es find aber auch die Umftände nicht 
vorhanden, unter welchen eine Freigebigkeit geſetz⸗ 
lich vermuthet werden kann; ſo kann er dennoch 
eine Vergeltung, jedoch nur nach dem niedrigſten 
durch Sachverſtändige zu beſtimmenden Sage for⸗ 
dern. (§. 1046, lag.) 


§. 875. 
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§. 875. Iſt fir die uͤbernommene Handlung 
nicht Geld oder eine andere Handlung, ſondern 
eine Sache, oder die Abtretung eines Rechts ver⸗ 
ſprochen worden, ſo ſind die Pflichten des Verſpre⸗ 
chenden, in Anſehung der von ihm zu leiſtenden 
Erfüllung, nach den Regeln vom Verkaufe, oder 
von der Ceſſtonsleiſtung zu beftimmen. 

$. 876. Bey Verträgen, wodurch Sachen ges 
gen Handlungen, oder Handlungen gegen einander 
verſprochen werden, findet, wegen angeblicher Ver⸗ 
letzung im Werthe, außer dem Falle eines Betruges, 
weder Anſpruch noch Einwand Statt. 

$. 877. Auch aus ſolchen Vertragen kann, fo 
wie aus allen übrigen, wenn fie durch wechſelſei⸗ 
tige Einwilligung in geſetzmaͤßiger Form abgeſchloſ⸗ 
ſen ſind, auf Erfüllung geklagt werden. 

§. 878. Wenn aber der eine Theil die ver⸗ 
ſprochene Erfüllung weigert, fo kann der andere 
von dem Vertrage ſofort zurücktreten, 

§. 879. In Anſehung der Fälle, wo ein ſol⸗ 
cher Vertrag, wegen Unmoͤglichkeit der Erfüllung, 
wieder aufgehoben wird, hat es bey den allgemei⸗ 
nen Vorſchriſten des Fuͤnften Titels §. 360. la- 
ſein Bewenden. 

$. 880. Hat in dieſem Falle der eine Thril den 
Vertrag von ſeiner Seite, durch Leiſtung der ver⸗ 
ſprochenen Handlung, ſchon vollſtändig erfullt, und 
die Unmoͤglichkeit der Erfüllung von der andern 
Seite entſteht durch die Schuld des andern Con⸗ 
trahenten: ſo muß Letzterer dem Erſtern, nach 
Maaßgabe des Grades feiner Verſchuldung, den 
außerordentlichen Werth der verſprochenen Sache, 
oder den Werth der beſondern Vorliebe verguͤten. 

§. 881. Sollte der Contrahent, welchem durch 
ſeine Schuld die Erfuͤllung des von der andern 
Seite fon ganz erfuͤlten Vertrags unmöglich 5 
eben⸗ 
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ebenfalls eine Handlung leiſten: fo muß er dem an⸗ 
dern den aus der Unterbleibung dieſer Handlung 
entſtehenden Schaden und entgehenden Gewinn, nach 
Maaßgabe des Grades ſeiner Verſchuldung, ver⸗ 
guͤten. 

§. 882. Hat der eine Theil den Vertrag be⸗ 
reits ganz erfullt, und dem andern wird die Er⸗ 
fuͤllung von feiner Seite durch bloßen Zufall un⸗ 
moglich: fo muß Erſterer mit der Vergütung des 
gemeinen Werths der verſprochenen Sache, oder 
des gewöhnlichen Lohns der Handlung, die er ſelbſt 
geleiſtet hat, ſich begnuͤgen. 

$. 883. Hat in dem Falle, wo der Vertrag 
wegen Unmöglichkeit der Erfüllung rückgängig wird, 
der eine Theil den Vertrag zwar noch nicht ganz 


erfullt; aber doch auf Rechnung deſſelben ſchon 
eine oder mehrere Handlungen geleiſtet, und die 


fernere Erfüllung wird ihm ſelbſt durch feine eigene 
Schuld unmöglich: fo kann er für das Gefeiftere 
von dem Andern nur in ſo fern Verguͤtung fordern, 
als dieſer ſonſt mit ſeinem Schaden reicher werden 
würde, 

$. 884. Ein Gleiches findet Statt, wenn dem, 
der ſchon etwas geleiſtet hat, die fernere Leiſtung 
nur durch einen Zufall, aber doch durch einen ſol⸗ 
chen, der ſich in feiner Perſon ereignet, unmoͤg⸗ 
lich wird. 

$ 888. Macht hingegen ein bloßer Zufall, 
daß dem, welcher die contractmäßigen Handlungen 
ſchon zum Theil geleiſtet hat, die Leiſtung der uͤbri⸗ 
gen unmoͤglich wird, ſo kann er fuͤr das Geleiſte⸗ 
te von dem andern Contrahenten gewohnliche Ver⸗ 
guͤtung nach dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen 
fordern. ; 

§. 886. Entſteht die Unmoͤglichkeit der Erfuͤl⸗ 
lung von der Seite des andern Contrahenten, und 
zwar 
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zwar durch Zufall; fo kann der, welcher auf Ab⸗ 
rechnung des Vertrages ſchon Handlungen geleiſtet 
hat, contractmaͤßige Vergütung Dafür, nach Ver⸗ 
haͤltuiß des Geleiſteten, gegen das ganze im Con⸗ 
tracte Verſprochene, fordern. 

§. 887. Kann nach dieſem Grundſatze die con⸗ 
tractmäßige Verguͤtung nicht beſtimmt werden, fo 
muß der Leiſtende mit einer gewöhnlichen Vergütung, 
nach dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen, ſich 
begnügen. 

H. 888. Entſteht bey dem andern Contrahen⸗ 
ten die Unmoͤglichkeit, den Vertrag zu erfüllen, 
durch deſſen eigenes Verſchulden, ſo kann der, wel⸗ 
cher auf Rechnung des Vertrages ſchon Handlun⸗ 
gen geleiſtet hat, contractmäßige Vergütung dafür 
nach K 886. oder im Falle des $. 887. die hoͤchſte 
von Sachverſtändigen zu beſtimmende Vergeltung 
fordern. 

. 889. Außerdem aber muß ihm der andere 
Contrahent, nach dem Grade ſeiner Verſchuldung 
für den wirklichen Schaden und entgehenden Ge⸗ 
winn haften, welcher daraus erwächft, daß der 
Vertrag durch Leiſtung der noch uͤbrigen Handlun⸗ 
gen nicht erfüllt, und alfo auch die ganze im Com 
tracte verſprochene Vergeltung nicht gefordert wer⸗ 
den kann. 

$. 890. Hat ſich Jemand zu bloßen Unterlaſ⸗ 
ſungen verpflichtet, und er handelt dieſer feiner Ber 
pflichtung zuwider, ſo muß er, nach dem Grade 
der ihm dabey zur Laſt ſallenden Verſchuldung, den 
Andern entfchädigen. i 

$. 897. Sit er aber zu der Handlung, die er 
unterlaſſen ſollte, durch unabwendbare Gewalt und 
Uebermacht genoͤthigt worden, ſo iſt er zwar von 
aller Vertretung gegen den andern Contrahenten 
ſrey; 

§. 892. 
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$. 892. Doch muß er demſelben dasjenige zu⸗ 
ruͤckgeben oder vergüten, was er von demſelben 
als Wiederlage für die angelobte Unterlaſſung er» 
halten hat. 

$. 893. Kann demjenigen, der zu einer Un⸗ 
terlaſſung ſich verpflichtet hat, von dem andern 
Contrahenten keine Erfüllung geleiſtet werden, fo 
muß Letzterer ihm für den aus der bisherigen Un⸗ 
terlaſſung entſtandenen Schaden, nach dem Grade 

. der Verſchuldung, gerecht werden. 

. $. 894. Die Vertrage zwiſchen Herrſchaften und 

ſchel Herr gemiethetem Geſinde, ingleichen mit gedungenen ge⸗ 

En meinen Handarbeiten und Tageloͤhnern, gehoͤren 

finde. unter dieſe Claſſe von Vertragen. (Th. 2. Tit. F.) 

2) Vertr. F. 895. Ein gedungener Handarbeiter iſt ſchul⸗ 

„ dig, die Arbeit verabredetermaßen, unter der Auf⸗ 

ſicht oder nach der Vorſchriſt deſſen, der ihn gedun⸗ 

unnd Sage gen hat, zu verrichten. 

nern. §. 890. So lange er diefe Vorſchriſt befolgt, 
darf er dem, weleher ihn gedungen hat, nicht für 
den Ausschlag der Arbeit ſtehen, oder die fehlgeſchla⸗ 
gene Unternehmung vertreten. 

F. 897: Wie weit aber Arbeiter, durch die 
Anweiſung oder den Befehl des Dingenden, von 
dem Erſatze des einem Dritten entftandenen Scha⸗ 
dens befreiet werden, oder nicht, iſt im Sechſten 
Titel H. 45. [gg. beſtimmt. 

9. 898. Handelt der Arbeiter wider die Vor⸗ 
ſchrift, ſo haftet er fie allen dadurch verurſachten 
Schaden. 

$. 999. Außerdem dürfen gemeine Handarbei⸗ 
ter ſowohl gegen den Dingenden, als gegen einen 
Dritten, nur ein grobes oder maͤßiges Verſehen 
vertreten. 


§. 900. 
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H. 900. Der gedungene Arbeiter kann nur mit 
Einwilligung des Dingenden an ſeiner Statt einen 
Andern ſtellen, 

$. 901. Iſt dieſes mit Einwilligung des Din⸗ 
genden geſchehen, fo darf der Arbeiter für die Hand⸗ 
lungen des Stellvertreters, wenn nichts beſonderes 
verabredet worden, nicht einſtehen. 

$. 902, Bey eintretenden unüͤberwindlichen 
Hinderniſſen, iſt der Arbeiter einen andern für ſich 
zu ſtellen, nicht verpflichtet. 

F. 803. Er iſt jedach ſchuldig, den Dingenden 
von dem Hinderniſſe fo bald als möglich zu benach⸗ 
richtigen. ! 

§. 904. Außer dieſem Falle muß der Arbeiter, 
der weder die Arbeit ſelbſt verrichten will, noch 
ſich mit dem Dingenden über die Stellung eines An⸗ 
dern vereinigen kann, zur Leiſtung der verſprochenen 
Arbeit, oder Vertretung des dem Dingenden aus 
der Unterbleibung entſtehenden Machtheils, nach 
den Vorſchriften der Prozeßordnung angehalten 
werden. 2 

§. 905. Wenn die Zelt, wie lange der Ver⸗ 
ag dauern ſoll, weder in ſich, nech in Beziehung 
auf die Vollendung einer gewiſſen Arbeit beſtimmt 
iſt, ſo iſt bey gemeinen Handarbeitern der Vertrag 
nur auf Einen Tag für geſchloſſen zu achten, und 
es kann alſo jeder Theil mit dem Verlaufe jeden 
Tages davon wieder abgehen. 

J. 906. Ein Gleiches findet Statt, wenn auch 
die Bezahlung der Arbeiter nicht nach dem Tagelohne, 
ſondern nach Klaftern, Ruchen, oder einen andern 
Maaße bedungen worden; fobald nur erhellet, daß 
nicht das Werk ſelbſt verdungen, ſondern die Beſtim⸗ 
mung des Maaßes bloß der nähern Bezeichnung we⸗ 
gen beigefügt worden. 


$. 907. 
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$. 907. Iſt aber der Arbeiter auf eine in ſich, 
oder durch Bezug auf die Vollendung eines gewiſſen 
Werks beſtimmte Zeit gedungen worden: ſo kann 
er vor Ablauf dieſer Zeit, in der Regel nur als⸗ 
dann, wenn er untüchtig befunden wird, oder ſonſt 
feiner Pflicht kein Genüge leiſtet, entlaſſen werden. 

§. 908, Wird in dieſem Falle, wo der Ver⸗ 
trag mit dem Arbeiter auf eine in ſich, oder durch 
Bezug auf die Vollendung eines gewiſſen Werks 
beſtimmte Zeit geſchloſſen iſt, die Fortſetzung der 
Arbeit durch einen Zufall, auch nur auf eine Zeit⸗ 
lang unterbrochen, ſo kann dennoch jeder Theil von 
dem Vertrage wieder abgehen, und der Arbeiter kann 
nur für das Geleiſtete contractmäßige Vergütung, 
weiter aber Feine Entſchaͤdigung, fordern. 

g. gog. Will jedoch der Dingende bey dem 
age ſtehen bleiben, und verlangt er, daß der 
er, nach gehobenem Hinderniſſe, die Arbeit 

ſolle: ſo muß dieſer, gegen Verguͤtung 
det gewöhnſichen Tagelohns für die Zwiſchenzeit, 
ſich dieſes gefallen laſſen. 

$. 910. Wird die Arbeit auf eine Zeitlang 
durch grobes oder mäßiges Verſchulden des Din⸗ 
genden, oder gar durch die freie Willkuͤhr deſſelben 
unterbrochen: fo kann der Arbeiter; wenn er, nach 
gehobenem Hinderniſſe, die Arbeit fortſetzen will, 
auch Für die Zwiſchenzeit nach Vorſchrift $. 909. 
Verguͤtung fordern. 

§. 911. Will er aber von dem Vertrage wies 
der abgehen, fo muß er mit contractmaͤßiger Verguͤ⸗ 
tung des Geleiſteten ſich begnügen. 

§. 912. In den Fällen des F. 909. 910. muß 
der Arbeiter dasjenige, was er in dieſer Zwiſchen⸗ 
zeit durch anderweitige Beſchaftigungen erworben, 
oder doch zu erwerben erweislich Gelegenheit = 
at, 
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hat, auf die ihm zukommende Vergütung ſich ab⸗ 
rechnen laſſen. 

$. 913. Entſteht eine ſolche Unterbrechung der 
Arbett durch die Schuld des Arbeiters, ſo kann 
der Dingende von dem Vertrage zurücktreten, und 0 
der Arbeiter kann fir das bereits Geleiſtete nur fo 
weit, als dadurch der Vortheil des Dingenden wirk⸗ 
lich ſchon befördert worden, Vergütung fordern. 

$. 914. Auch iſt alsdann der Arbeiter dem 
Dingenden für den aus der Unterbrechung der Ar⸗ 
beit entſtandenen Schaden zu haften verpflichtet. 

$. 915. Will aber der Dingende bey dem Ver: 
trage ſtehen bleiben, und verlangt er alſo, daß der 
Arbeiter, nach gehobenem Hinderniſſe, die Arbeit 
fortſetzen ſolle, fo muß er das ſchon Geleiſtete con⸗ 
traetmäßig vergüten. * 5 

§. 916. Doch bleibt auch alsdann der Arbei⸗ 
ter nach $ 914. zur Schadloshaltung verhaftet, und 
kann für die Verſaͤumniß der Zwiſchenzeit Feine Ver⸗ 
guͤtung ſordern. 

§. 917. Veranlaßt ein Zufall, daß die Arbeit 
ganz abgebrochen werden muß, ſo erhaͤlt der Ars 
beiter für das bereits Geleiſtete contractmaͤßige Ver⸗ 
gutung; außerdem aber ift kein Theil dem andern 
zur Schadlos haltung verpflichtet. 

$. 918. Wird die Arbeit durch Schuld oder 
Willkuhr des Dingenden ganz abgebrochen, fo muß 
derſelbe uicht nur das bereits Geleiſtete contractmäßig 
vergüten, ſondern auch dem Arbeiter, fo lange bis 
er Arbeit zu finden Gelegenheit hat, nach richterli⸗ 
chem Ermeſſen, das gewöhnliche Tagelohn entrichten. 

§. 919, Entſteht die gänzliche Abbrechung der 
Arbeit durch die Schuld des Arbeiters, fo muß die 
fer nicht nur mit einer Vergütung des Geleiſteten, 
welche dem durch das Geleiſtete dem Dingenden wirk⸗ 
lich verſchafften Vortheil angemeſſen iſt, ſich begnuͤ⸗ 

gen; 
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gen; ſondern auch Letzterm für den aus der Ruͤck⸗ 
ee des Geſchaͤfts entſtehenden Schaden 
aften. 


0 Nerttl⸗ H. 920. Was vorſtehend von gemeinen Hand⸗ 


ge mit 
Handwer⸗ 


arbeitern verordnet iſt, findet in der Regel auch 


Fern und alsdann Statt, wenn Werkmeiſter oder Kuͤnſtler zur 
Künfler. Verrichtung einer gewiſſen Arbeit gedungen werden. 


$. 921. Doch find dieſe die Arbeit nach den 
Regeln ihrer Kunſt zu verrichten, und dabey auch 
für ein geringes Verſehen zu haften ſchuldig. 

H. 922. Hat aber der Dingende eine gewiſſe 
Art, wie die Arbeit verrichtet werden ſoll, ausdrüc- 
lich vorgeſchrieben: ſo iſt der Arbeiter, wofern nicht 
Polizeigeſetze entgegen ſtehen, ſich darnach zu richten 
verbunden. 

§. 923. Er darf jedoch dabey nur für ein mi 
ßiges Verſehen haften, und in ſo fern ihm derglei⸗ 
chen Verſehen nicht zur Laſt fällt, den Erfolg auf 
keine Weiſe vertreten. 

$. 924. In den Fällen, wo der gemeine Hand⸗ 
arbeiter nach den $. 909. 910. 918. Tagelohn für 
die Wartezeit fordern kann, muß dem Werkmeiſter 
oder Kuͤnſtler eine billige Vergütung, nach richterli⸗ 
chem Ermeſſen, ausgeſetzt werden. x 


„Rene / F. 925. Iſt ein Werkmeiſter oder Kuͤnſtler nicht 


ge über 
ein ver: 


bloß zu einer Arbeit gedungen, ſondern ihm ein gan⸗ 


dungenes zes Werk in Pauſch und Bogen angedungen worden; 


Werk. 


ſo finden zuvoͤrderſt die allgemeinen Grundſätze F. 869. 
fgg. Anwendung. 

$. 926. Auch wenn der Werkmeiſter die Mate⸗ 
rialien herzugeben übernommen hat, kann ein ſol⸗ 
cher Vertrag, unter dem Vorwande einer Verſetzung 
über oder unter der Hälfte, weder von einem noch 
dem anderm Theile angefochten werden. ($. 876.) 


§. 927. 
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$. 927. Vielmehr muß der Werkmeiſter feiner 
Verbindlichkeit ein Genüge leiſten, wenn es auch zu 
feinem Schaden ausſchlagen ſollte. 

H. 928. In allen Fällen, wo ein Werk oder 
eine Arbeit einem Werkmeiſter oder Kuͤnſtler ange⸗ 
dungen worden, iſt derſelbe das Geſchaͤft ſelbſt aus⸗ 
zuführen verbunden, und kann die Ausführung, 
wider den Willen des Beſtellers, einem Andern nicht 
übertragen. 

$. 929. Dagegen kann er ſich, wenn nicht ein 
Anderes ausdrücklich verabredet iſt, fremder Gehuͤl⸗ 
fen und Mitarbeiter dabey bedienen. 

H. 930. Er muß aber die Handlungen dieſer 
von ihm ſelbſt gewählten er gleich ſeinen 
eigenen, vertreten. 

§. 931. Auch hat der Beſteller ein Recht des 
Widerſpruchs, wenn der Werkmeiſter zu Arbeiten, 
welche handwerksmaͤßige Kenntniſſe und Geſchicklich⸗ 
keiten erfordern, Leute, die zu dieſem Handwerke 
nicht gehören, und überhaupt, wenn er offenbar uns 
tuͤchtige Arbeiter und Gebülfen annimmt. 

$. 932. Der Werkmeiſter kann der Regel nach 
und wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, die Zah⸗ 
lung nicht eher fordern, als bis das Werk bedun⸗ 
genermaßen fertig geliefert, und von dem Beſteller 
übernommen worden. 

§. 933. Das beſtellte Werk muß zur beſtimm⸗ 
ten Zeit vollendet und übergeben werden. 

§. 934. Iſt keine Zeit beſtimmt, fo muß der 
Werkmeiſter die Arbeit ſoſort anfangen, und gehoͤ⸗ 
rig fortſetzen. 

§. 935, Auch ein Werkmeiſter iſt nicht befugt, 
das beſtellte Werk noch vor Ablauf der ausdrücklich 
beſtimmten Zeit abzuliefern, und den Beſteller zur 
Annahme deſſelben zu noͤthigen. 


H. 936. 
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§. 9:6. Liefert der Werkmeiſter das Werk zur 
beſtimmten Zeit nicht ab, ſo traͤgt er von da an 
alle Gefahr, auch wegen der etwa von dem Beſtel⸗ 
ler gelieferten Materialien. 8 

H. 937. Er haſtet uͤberdies dem Beſteller fuͤr 

den aus der Zoͤgerung entſtehenden Schaden, nach 
Verhaͤltniß feines entweder bey Abſchließung des 
Vertrages, oder bey dem Betriebe der Arbeit began⸗ 
genen Verſchuldens. 

$. 938. Ueberhaupt aber ſteht dem Beſteller 
frey, wenn das Werk mit dem Ablaufe der aus⸗ 
druͤcklich beſtimmten Zeit durch die Schuld des Werk⸗ 
meiſters, oder durch einen in deſſen Perſon ſich er⸗ 
eignenden Zufall, nicht abgelieſert wird, von dem 
Vertrage zurückzutreten. 5 

$. 939. Wird die Uebernehmung des fertigen 
Werks von dem Beſteller ohne rechtlichen Grund 
verzögert, fo muß Letzterer alle Gefahr tragen. 

$. 940. Ueberdies muß der Beſteller dem Werk⸗ 
meiſter für den bedungenen Lohn Zögerungszinfen, 
vom Ablaufe der beſtimmten Zeit an, wo das Werk 
fertig war, entrichten; und allen fonftigen aus der 
verzoͤgerten Uebernahme entſtandenen Schaden, oder 
die durch längere Aufbewahrung der Sache verur⸗ 
ſachten Koſten vergüten. 

$ 941. Die auf ein verdungenes Werk im 
Voraus geleiſteten Zahlungen werden auf den verab⸗ 
redeten Preis in Abzug gebracht. 

§. 942. Iſt bey der Beſtellung kein Preis ver⸗ 
abredet worden, und die Parteien koͤnnen ſich dam 
uͤber bey der Ablieferung nicht vereinigen, ſo muß 
derſelbe, nach Würdigung der Sachverſtaͤndigen, 
von dem Richter beſtimmt werden. i 

$. 943. Bey der Ablieferung des Werks kann 
jeder von beiden Theiſen verlangen, daß daſſelbe 
auf 
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auf feine Koſten, von Sachverſtaͤndigen beſichtigt 
werde. 

$. 944. Sind keine oͤffentlich beſtellte Schau⸗ 
meiſter vorhanden, ſo iſt jeder Theil einen Kunſt⸗ 
verſtändigen in Vorſchlag zu bringen berechtigt. 

H. 945. Finden die Kunſtverſtändigen einſtim⸗ 
mig, daß das Werk tüchtig und contractmaͤßig au 
gefertigt fey, fo muß der Beſteller es annehmen, 
und die verſprochene Zahlung dafür leiſten. 

$. 946. Doch bleibt ihm, nach geleiſteter Zah⸗ 
lung, die Ausfuhrung ſeiner Einwendungen im 
Wege Rechtens vorbehalten. 

H. 947. Wird das Werk untuͤchtig befunden, 
fo hat der Beſteller die Wahl: ob er vom Con⸗ 
tracte abgehen, und alſo die Annahme verweigern, 
oder Schadloshaltung wegen der bemerkten Fehler 
ſordern wolle. * 0 

H. 948. Doch ſtehk auch dem Werkmeiſter 
ſrey, über die von dem Beſteller behauptete Untuͤch⸗ 
tigkeit des Werks, auf richterliche Unterſuchung und 
Entſcheidung anzutragen. 

8. 949. In allen Fällen, wo der Beſteller, 
wegen befundener Untüchtigkeit, das Werk anzuneh⸗ 
men nicht ſchuldig iſt, kann er für die von ihm 
dazu gelieferten Materialien, nach eigener Wahl, 
entweder Erſatz in gleicher Quantität und Qualität, 
oder Verguͤtung des Werths fordern. 

S. 950. Wählt der Beſteller das Letztere, und 
hat er die Materialien ſelbſt angekauft, ſo muß ihm 
der koſtende Preis, ſonſt aber der Werth, welchen 
die Materialien zur Zeit der Ablieferung an den Be⸗ 
ſteller gehabt haben, erſetzt werden. 

$. 951. In Anſehung ſolcher Fehler, welche 
keinen weſentlichen Einfluß auf den Gebrauch der 
Sache haben, findet nur Minderung des bedunge⸗ 
nen Preiſes, oder Schadloshaltung Statt. 


§. 952. 
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$. 952. Iſt jedoch bey Werken, die zur Pracht 
und Zierde beſtimmt find, in der äußerlichen Ge⸗ 
ſtalt und Form derfelben ein erheblicher Fehler be 
gangen worden, fo findet, wenn auch dieſer Feh⸗ 
ler den Gebrauch der Sache an ſich nicht hindert, 
dennoch die Vorſchrift H. 97. Anwendung. 

$. 953. Eben das gilt, wenn der Sache eine 
ausdrücklich vorbedungene, wenn gleich an ſich außer⸗ 
weſentliche Eigenſchaft ermangelt, 

§ 954. Der Werkmeiſter haftet für die gegen 
die Regeln ſeiner Kunſt begangenen Fehler, und 
muß dabey auch ein geringes Verſehen vertreten. 

%. 955. Hat er aber auf ausdrückliches Ver⸗ 
langen des Beſtellers von den Regeln feiner Kunſt 
abweichen muͤſſen, fo findet die Vorſchrift des §. 923, 
Anwendung. 5 

F. 955. Iſt die Auswahl und Anſchaffung der 
Materialien dem Werkmeiſter uͤberlaſſen worden, ſo 
muß er auch dabey ein geringes Verſehen vertreten. 

§. 957. Hat der Beſteller die Materialien ges 
liefert, und darüber kein Urtheil des Werkmeiſters 
verlangt, ſo haftet Letzterer für einen aus der Be⸗ 
ſchaffenheit dieſer Materialien entſtandenen Fehler 
nur alsdann, wenn dieſelben zu der beſtellten Arbeit 
offenbar untuͤchrig waren, und er den Beſteller des- 
halb nicht gewarnt hat. 

§. 958. Verlangt hingegen der Beſteller über 
die von ihm angeſchafften Malerialien das Urtheil 
des Werkmeiſters, ſo haftet Letzterer, bey dieſer 
Beurtheilung nur für ein mäßiges Verſehen. 

F. 959. Unglücksfälle an den Materialien, wäh? 
rend der Arbeit, treffen den Eigenthuͤmer derſelben. 

§. 960. Wird das Werk ſelbſt, vor der zur 
Uebergabe beſtinnnten Zeit, durch einen Zufall vers 
nichtek, oder unbrauchbar gemacht, fo verliert der 


Werkmeiſter Arbeitslohn und Auslagen. 
F. 961. 


e 
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H. 561. Hat der Beſteller die Materialien ges 
liefert, ſo muß er dieſelben, ſo weit ſie noch vor⸗ 
handen, und wie fie beſchaffen find, zurücknehmen. 

§. 982. Auch iſt er in dieſem Falle befugt, 
von dem Vertrage abzugeben, wenn gleich der Werk⸗ 
meiſter zur Anfertigung eines neuen Werks, gegen 
den verabredeten Preis, und gegen Lieferung neuer 
Materialien, fich erbieten wollte. 

. 9 Hat aber in dem Falle des §. 960. der 
Werkmeiſter die Materialien angeſchafft, fo haͤngt 
es von dieſem ab, ob er von dem Contracte abge⸗ 
hen, oder noch zu deſſen Erfüllung mit andern Mas 
terialien zugelaſſen ſeyn wolle. 

H. 964. Doch finder Letzteres nur in fo fern 
Statt, als entweder kein Termin zur Ablieferung be⸗ 
ſtimmt war, oder der Werkmeiſter die beſtimmte Friſt 
noch inne halten kann. 

8. 965. Ereignet ſich der Unglücksfall an dem 
Werke nach dem zur Ablieferung beſtimmten Ter⸗ 
mine, jedoch vor der wirklichen Uebergabe, ſo bat 
es bey den Vorſehriften §. 936. 937: 938. fein 
Bewenden: 

H. 966. Wenn ein übernommener Bau vor Inſonder⸗ 
der Ulebergabe einſtürzt, oder ſonſt Schaden leidet, beit von 


fo wird vermuthet, daß der Unfall aus einem Feh⸗ Ae 
ler des Baumeiſters entſtanden ſey. Bauen. 


$: 967. Iſt der Schade erweislich durch einen 
bloßen Zufall, oder durch einen ſolchen Fehler ent⸗ 
fanden, welchen der Baumeiſter, als Kunſtverſtän⸗ 
diger, nicht hat vorausſehen koͤnnen: ſo trifft der 
Verluſt den Bauherrn. 

9.968: Iſt aber der Bau von dem Bauherrn 
einmal überkommen worden, fo kann der Baumei⸗ 
ſter wegen ſolcher Fehler, die aus der Bauart, und 
weil dabey die Regeln der Kunſt angeblich nicht be⸗ 
obachtet worden, entſtanden ſeyn follen, nur inner⸗ 

Allgem, Landr. 1. Band. Ce halb 
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halb Dreier Jahre nach der Uebergabe in Anſpruch 
genommen werden. 

H. 969. Wegen ſolcher Fehler hingegen, die 
in der fehlechten Beſchaffenheit der Materialien ihren 
Grund haben ſollen, kann der Baumeiſter zu allen 
Zeiten, innerhalb der gewöhnlichen Verjahrungsfriſt, 
zur Verantwortung gezogen werden. 

§. 970. In beiden Fällen aber iſt, auch nach 
der Uebergabe, die Frage: in wie fern ein ſich äu- 
ßernder Fehler, je nachdem derſelbe in der Beſchaf 
fenheit der Materialien, oder der Arbeit ſeinen 
Grund hat, von dem Baumeiſter vertreten werden 
müſſe? nach der Vorſehrift F. 954—958- zu beur⸗ 
theilen. 


Hechte aus FH. 971. Bey unbeweglichen Sachen Bat der 


dieſem 
Vertrage 
bey ent⸗ 
ſtandenem 
Concurſe. 


Werkmeiſter, in Anſehung der darin verwendeten 
Materialien und Arbeiten, ein in der Concursord⸗ 
nung näher beſtimmtes Vorrecht. 

F. 972. Dieſes Vorrecht kann er, fo lange 
der Concurs noch nicht eroͤffnet iſt, auf die Sache, 
auch ohne die beſondere Einwilligung des Schuld: 
ners eintragen laſſen. 

6. 973. Auf bewegliche Sachen, die dem Be 
ſteller einmal übergeben worden, kann dies Vorrecht 
niche ausgedehnt werden. 

$. 974. Entſteht aber vor der Uebergabe Con- 
curs uͤber das Vermoͤgen des Beſtellers, ſo kann 
der Werkmeiſter, wegen ſeiner Arbeit und Ausla⸗ 
gen, des Zuruͤckbehaltungsrechts auf das noch in 
ſeiner Gewahrſam befindliche Werk ſich bedienen. 

$. 975 Entſteht vor Ablieferung des Werks 
Concurs über das Vermoͤgen des Werkmeiſters, fo 
kann der Beſteller das in der Maſſe vorhandene 
vollendete Werk, gegen Erlegung des noch ſchuldi⸗ 
gen Preiſes, fordern. 


$. 976: 


nn Te see EEE 
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$. 976. Iſt das Werk noch unvollendet, fo 
kann er die von ihm gelieferten Materialien, ſo 
weit ſie noch vorhanden ſind, als ſein Eigenthum 
zurücknehmen. 

$. 977. Gleiche Befugniß ſteht dem Beſteller 
zu, wenn Materialien vorhanden ſind, die der Werk⸗ 
meiſter von dem Vorſchuſſe, welchen ihm der Be⸗ 
ſteller dazu ausdruͤcklich gegeben, erweislich angeſchafft 
und bezahlt hat. 

§. 578. So weit der Beſteller für die von ihm 
gelieferten Materialien, oder für den Vorſchuß, den 
er zu deren Anſchaffung gegeben hat, durch dieſe 
Zurücknahme nicht entſchaͤdigt werden kann, iſt er 
an das in der Maſſe vorhandene noch unvollendete 
Werk 87 in halten e 

8. 97 Kann er dadurch ſeine Befriedigung 
nicht . ſo muß er mit der in der Concurs⸗ 
ordnung ihm ſonſt angewieſenen Stelle ſich begnügen. 

§. 980. Der Beſteller kann der Annahme des 
in der Concursmaſſe vollendet vorgefundenen Werks, 
gegen die Gläubiger, nur aus eben den Gründen, 
die er dem Gemeinſchuldner ſelbſt Hätte entgegenſetzen 
konnen, ſich weigern. 

$. 981. Wer ſich verpflichtet, einem Andern 5) giefe⸗ 
eine beſtimmte Sache fuͤr einen gewiſſen Preis zu 5 
verſchaffen, wird ein Lieferant genannt. 5 

§. 982. Der Lieferant kann ſſeh der uͤbernom⸗ 
menen Pflicht nicht entziehen, wenn auch die Liefe⸗ 
rung durch nachher eingetretene Umſtände erſchwert 
wird. 

§. 983. Wegen der Fälle, wenn die Lieferung 
überhaupt, oder die beſtimmte Art derſelben, in 
Anſehung der Zeit oder des Orts unmoͤglich, ader 
mit einer unvorhergeſehenen Gefahr verknüpft wird, 
hat es bey den allgemeinen Vorſchriften des Titels 
von Verträgen §. 360 — 376. fein Bewenden. 

Ce 2 §. 984. 


00 Praͤ⸗ 
mieg. 
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§. 984. Wenn wegen veränderter Umſtände 
die beſprochene Lieferung zu dem Zwecke, wozu der 
Beſteller fie bedungen hat, unnuͤtz oder unbrauch⸗ 
bar wird: ſo kann zwar derſelbe den Vertrag wi⸗ 
derrufen; 

H. 985. Er muß aber den Lieferanten, wegen 
der zu Erfüllung von feiner Seite bereits gemachten 
Anſtalten, und verwendeten Bemühungen oder Ko⸗ 
ſten, vollſtaͤndig entſchaͤdigen. 

§. 986. So weit der Lieferaut zur Zeit des 
Widerrufs die beſtellte Sache ganz oder zum Theil 
bereits angefchafft hat, muß der Beſteller fie anueh⸗ 
men, oder ſich den öffentlichen Verkauf auf ſeine 
Gefahr und Koſten gefallen laſſen. 

§. 987. Nach geleiſteter Lieferung findet unter 
den Contrahenten alles das Statt, was zwiſchen 
Kaͤufern und Verkäufern Rechtens iſt. 

$ 788. Auf nützliche Geiſtesarbeiten, oder ge⸗ 
meinnuͤtzige koͤrperliche Fähigkeiten oder Untern 
gen, Öffentliche Belohnungen auszuſetzen, iſt einem 
Jeden erlaubt. 

6.989. Wer dergleichen Prämien ansfest, 
kann fein. Verſprechen vor dem Ablaufe der beſtimm⸗ 
ten Zeit nicht zuruck, n. 3 

F. 999. Doch ſteht ihm frey, die Preisfrage 
innerhalb der erſten Hälfte der zu ihrer Beantwor⸗ 
tung ausgeſetzten Zeit näher zu beſtimmen. 

$ 991. Er kann ſich ſelbſt in den Wettſtreit 
nicht mit einlaſſen, wenn er ſich dieſes bey der Be⸗ 
kanntmachung nicht ausdrücklich vorbehalten hat. 

F. 992. Wer ſich nicht zu rechter Zeit, oder 
nicht mit den vorgeſchriebenen Maaßregeln als Mit⸗ 
werber gemeldet hat, kann auf den Preis keinen 
Anſpeuch machen. 


H. 993. 


ſetzt hat, kann einen ſolchen Mitwerber zum Nach⸗ 
theile der übrigen nicht zulaſſen. 

9. 994. Dem Urtheile des Ausſetzers, oder 
dem von dieſem gleich bey Bekanntmachung der Auf⸗ 
gabe ernannten Richter, müſſen ſaͤmmtliche Mitwer⸗ 
ber ſich ohne alle Widerrede und weitere Berufung 
unterwerfen. 

§. 995. Das Eigenthum der von einem jeden 
Mitwerber gelieferten Arbeit bleibt ihrem Urheber; 
und der Ausſetzer des Preiſes kann ſich darüber kei⸗ 
ner andern Verfügung anmaßen, als die er ſich 
bey der Bekanntmachung ausdrücklich vorbehalten 
hat, oder die aus dem erklärten Zwecke der Auf⸗ 
gabe von ſelbſt folgt. 

H. 996. Das Verlagsrecht beſteht in der Bes 
ſugniß, eine Schrift durch den Druck zu vervielfal⸗ 
tigen, und fie auf den Meffen, unter die Buchhaͤnd⸗ 
ler und fonft, ausſchließend abzuſetzen. 

$. 997. Nicht bloß Bücher, ſondern auch 
Landeharten, Kupferſtiche, topographiſche Zeichnun⸗ 
gen, und muſikaliſche Compoſitionen, ſind ein Ge⸗ 
genſtand des Verlagsrechts. 

§. 998. In der Regel erlangt der Buchhänd⸗ 
ler das Verlagsrecht nur durch einen mit dem Ver⸗ 
faſſer daruber geſchloſſenen ſchriftlichen Vertrag. 

H. 999. Iſt dergleichen ſchriftlicher Vertrag 
nicht errichtet, die Haudſchrift jedoch von dem 
Schriftſteller abgeliefert worden: fo gilt die muͤnd⸗ 
liche Abrede zwar in Anſehung des dem Verfaſſer 
verſprochenen Honorarii; in allen übrigen Stuͤcken 
aber find die Berhältniffe beider Theile lediglich nach 
den geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 

§. 1000. Der Verfaſſer iſt ſehuldig, den 
schriftlichen Vertrag durch Lieferung der Handſchrift 
zur gehörigen Zeit zu erfüllen. 5 


§. 1007. 


7 Ver⸗ 
lageves, 
trage. 


— 
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§. 1001. Thut er dieſes nicht, ſo kann der 
Verleger von dem Vertrage wieder abgehen. 

. 1002. ft die Zeit, wenn die Handſchrift 
geliefert werden ſoll, im Vertrage nicht beſtimmt, 
ſo wird angenommen, daß dieſelbe dergeſtalt gelie⸗ 
fert werden ſolle, damit der Verleger die Schrift 
noch auf die nächfte Leipziger Meſſe bringen koͤnne. 

H. 1003. Erhellet aus der Größe und dem Um⸗ 
fange des Werks, oder aue der kurzen Zwiſchenzeit 
bis zur Meſſe, oder aus andern Umſtanden, daß 
dem Schriftſteller eine längere Zeit geſtattet ſeyn 
ſollen, fo haͤugt die nähere im Contracte nicht ent⸗ 
haltene Beſtimmung von dem Schriftſteller ab. 

§. 1004. Doch kanu derſelbe von dem Verle⸗ 
ger angehalten werden, eine gewiſſe Zeit zu beſtim⸗ 
men, oder ſich den Rücktritt von dem Contracte ge⸗ 
fallen zu laſſen. x 

§. 1005. Ereignen ſich Umſtaͤnde oder Hinder⸗ 
niffe, welche den Verfaſſer veranlaſſen, das verſpro⸗ 
chene Werk gar nicht heraus zugeben, fo kann er 
von dem Vertrage zuruͤcktreten. . 

§. 1006. Er muß aber dem Verleger den 
Schaden erſetzen, welcher demſelben aus den zum 
Abdrucke etwa ſchon getroffenen, und durch den 
1190 unnütz werdenden Anſtalten, wirklich ent⸗ 

eht. 

$. 1007. Giebt aber der Schriftiteller das ei⸗ 
nem Verleger verſprochene Werk innerhalb Jahres⸗ 
friſt nach dem Ruͤcktritte, ohne Vorwiſſen und Eins 
willigung deſſelben, in einem andern Verlage, oder 
auf eigene Rechnung heraus, fo muß er dem erſten 
Verleger auch fuͤr den entgangenen Gewinn gerecht 
werden. 

§. 1008. Findet der Schriftſteller noͤthig, in 
Anſehung des Umfangs, oder der Einrichtung des 
Werks, Veränderungen noch vor dem Drucke zu 

- machen, 
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machen, fo hat der Verleger die Wahl, ſich die 
ſelben gefallen zu laſſen, oder von dem Vertrage 
wieder abzugehen. 

§. 1009. Macht aber der Schriftſteller der⸗ 
gleichen Veränderungen nach bereits angefangenem 
Drucke, ohne die Einwilligung des Verlegers, ſo 
haftet er dem Verleger für allen daraus entſtehen⸗ 
den Schaden. 

$. loro. Wegen der Fälle, wo die Erfüllung 
des Verlagsvertrages einem oder dem andern Theile 
unmöglich wird, hat es bey den Vorſchriften des 
H. 879. lag. fein Bewenden. R 

$. orf. Wenn ein neuer unveraͤnderter Ab⸗ 
druck einer Schrift in eben demſelben Formate ver⸗ 
anlaßt wird, ſo heißt ſolches eine neue Auflage. 

b. 1012. Wenn aber eine Schrift in veran⸗ 
dertem Formate, oder mit Veraͤnderungen im In⸗ 
halte, von neuem gedruckt wird, fo wird ſolches eine 
neue Ausgabe genannt. 8 

§. 1013. Iſt im Verlagsvertrage die Zahl der 
Eremplare der erſten Auflage nicht beſtimmt, fo 
ſteht es dem Verleger frey, auch ohne ausdrückliche 
Einwilligung des Verfaſſers, neue Auflagen zu ver⸗ 
anſtalten. g 2 

$. 1014. Iſt aber die Zahl beſtimmt, fo muß 
der Verleger, wenn er eine neue Auflage machen 
will, ſich daruber mit dem Schriftſteller oder deſſen 
Erben, anderweit abfinden. 

$. 1015, Können die Parteien ſich darüber 
nicht vereinigen, fo dient die Hälfte des für die erſte 
Auflage gezahlten Honorarii zum Maaßſtabe. 

$. 1016. Hingegen erſtreckt ſich das Verlags⸗ 
recht in der Regel, und wenn nicht in dem geſchloſ⸗ 
ſenen fchriftlichen Vertrage ein Anderes verabredet iſt, 
nur auf die erſte Ausgabe des Werks, mit Inbegriff 
aller fernern Theile und Fortſetzungen deſſelben. 

$. 1017, 
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$. 1017. Der erſte Verleger kann alſo nie⸗ 
mals eine neue Ausgabe machen, ohne mit dem 
Schriftſteller einen neuen Vertrag dar ber geſchloſſen 
zu haben. 

$. 1018. Dagegen kann auch der Schriftſteller 
keine neue Ausgabe veranſtalten, ſo lange der erſte 
Verleger die von ihm nach §. 1013. 1014 recht⸗ 
mäßig veranſtalteten Auflagen noch nicht abgeſetzt 
al. 
9 $ 1019. Können Verfaſſer und Buchhändler 
ſich wegen der neuen Ausgabe nicht vereinigen, fo 
muß erſterer, wenn er dieſelbe in einem andern 
Verlage herausgeben will, zuvoͤrderſt dem vorigen 
Verleger alle noch vorräthigen Exemplare der erſten 
Ausgabe, gegen baare Bezahlung des Buchhaͤndler⸗ 
preiſes, abnehmen. l 

$. 1020. Das Recht des Verfaſſers, daß ohne 
feine Zuziehung keine neue Ausgabe veranſtaltet wer 
den darf, geht, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich 
und ſchriftlich verabredet worden, auf ſeine Erben 
nicht über. 

§. 1021. Vorſtehende Einſchränkungen des 
Verlagsrechts zum Beſten des Schriftſtellers fallen 
weg, wenn der Buchhaͤndler die Ausarbeitung eines 
Werks nach einer von ihm gefaßten Idee dem 
Schriftſteller zuerſt uͤbertragen, und dieſer die Aus⸗ 
führung ohne beſondern fchriftlichen Vorbehalt uͤber⸗ 
nommen; oder wenn der Buchhaͤndler mehrere Ver⸗ 
faſſer, zur Ausführung einer ſolchen Idee, als Mit⸗ 
arbeiter angeſtellt hat. 

§. 1022. In dieſen Fällen gebührt das volle 
Verlagsrecht vom Anfange an dem Buchhändler, 
und der oder die Verfaſſer koͤnnen ſich auf fernere 
Auflagen und Ausgaben weiter kein Recht anma⸗ 
ßen, als was ihnen in dem ſchriftlichen Vertrage 
ausdrücklich vorbehalten iſt. 

$. 1023. 


Von Verträgen über Handlungen. 409 


$. 1oag. Anmerkungen zu Büchern, warauf 
ein Anderer das Verlagsrecht hat, beſonders abzu⸗ 
drucken, iſt erlaubt. Mit dem Werke ſelbſt aber 
können dergleichen Anmerkungen, ohne Einwilligung 
des Verfaſſers und ſeines Verlegers, nicht gedruckt, 
noch in den Königlichen Landen verkauft werden. 

H. 1024. Niemand darf, ohne Einwilligung 
des Verfaſſers und ſeines Verlegers, einzelne ge⸗ 
druckte Schriften in ganze Sammlungen aufnehmen, 
oder Auszüge daraus beſonders drucken laſſen. 

$. 1023. Wohl aber koͤnnen Auszuͤge aus 
Schriften in andere Werke oder Sammlungen auf⸗ 
genommen werden. 

$. 1026, Neue Ausgaben ausfändifcher Schrift⸗ 
ſteller, welche außerhalb des Deutſchen Reichs, oder 
der Königlichen Staaten, in einer fremden Sprache 
ſchreiben, und deren Verleger weder die Frankfur⸗ 
ther noch die Leipziger Meſſe beſuchen, koͤnnen nach ⸗ 
gedruckt werden, in ſo fern der Verleger daruͤber 

kein hieſiges Privilegium erhalten hat. 

H. 1027. Ueberſetzungen ſind in Beziehung auf 
das Verlagsrecht fir neue Schriften zu achten. 

$. roag. Das Veranſtalten einer neuen Ue⸗ 
berſetzung durch einen andern Ueberſetzer iſt kein 
Nachdruck der vorigen. 

% 1029. Wenn keine Buchhandlung, welche 
auf die neue Ausgabe eines Buchs ein Verlagsrecht 
hat, mehr vorhanden, und auch das Recht des 
Schriftſtellers nach $. 1020. erloſchen iſt, fo ſteht 
Jedem frey, eine neue Ausgabe des Werks zu ver⸗ 
anſtalten. 

$. 1030. Sind jedoch in dieſem Falle noch 
Kinder des erſten Grades von dem Verfaſſer vor⸗ 
handen, ſo muß der neue Verleger, wegen der zu 
veranſtaltenden neuen Ausgabe, mit dieſen ſich ab⸗ 
finden. 

$. 1037. 
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$. 1031. Uebrigens gilt zwiſchen dieſem neuen 
Verleger, und dem Schriftſteller, welcher die neue 
Ausgabe beſorgt, alles das, was bey neuen Werken 
veroyduet iſt. 

$. 1032. Auch der Nachdruck ſolcher Ausga⸗ 
ben iſt unter eben den Umſtänden unerlaubt, unter 
welchen der Nachdruck eines neuen Werks nach obi⸗ 
gen Vorſchriften nicht Statt finder. 

§. 1033. In fo fern auswärtige Staaten den 
Nachdruck zum Schaden hieſiger Verleger geſtatten, 
ſoll Letzteren gegen die Verleger in jenen Staaten 
ein Gleiches erlaubt werden. 

$. 1034. Wer Bücher und Werke, deren Nach⸗ 
druck nach vorſtehenden Grundſaͤtzen unerlaubt iſt, 
dennoch nachdruckt, muß den rechtmaͤßigen Verleger 
entſchaͤdigen. 

$. 1035. Dieſe Entſchaädigung beſteht in dem 
Erſatze des Honorarit, welches der rechtmaͤßige Ver⸗ 
leger dem Verfaſſer gezahlt hat, und der mehreren 
Koſten, welche derſelbe wegen beſſern Drucks und 
Papiers, gegen den Nachbruck gerechnet, auf die 
rechtmaͤßige Auflage verwendet hat, 

F. 1036. llebrigens follen unerlaubte Nachdrucke 
in hiefige Lande, bey Vermeidung der Confiscation, 
nicht eingeführt, und unbefugte Nachdrucker nach 
näherer Beſtimmung des Ceiminalrechts ernſtlich 
beſtraft werden. (Th. 2, Tit. 20. Abſchn. 14.) 
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Neunter Abſchnitt. 
Von Schenkungen. 


§. 1037. Schenkungen find Vertrage, wodurch Begriff 
Einer dem Andern das Eigenchum einer Sache grund, 
oder eines Rechts unentgeltlich zu überlaffen ſich füre. 
verpflichtet. ; 

$. 1038. Auch bey Schenkungen erlangt der 
Geſchenknehmer das Eigenthum des Geſchenks erſt 
durch die Uebergabe. (Tit. 10. $. 1. 18 — 25.) 

H. 1039. Bloße Verzichtleiſtungen auf ein 
zwar angefallenes aber noch nicht wirklich uͤbernom⸗ = 
menes, ingleichen auf ein zweifelhaftes Recht, find 
nach den Regeln von Schenkungen nicht zu beur⸗ 
teilen. 

$. 1040. Daß eine Sache als ein Geſchenk Wann, 
gegeben worden, wird nicht vermuthet. N 

g. 1041. Wo eine beſondere perſoͤnliche, ob⸗ Schen⸗ 
ſchon nicht geſetzlich verbindende Pflicht zur Wohl⸗ un, 
thätigfeit vorhanden iſt, da wird vermuthet, daß das thet 
ohne Vorbehalt Gegebene in der Abſieht, ſolches zu werde. 
ſchenken, gegeben worden. 

$. 1042. Was alſo Verwandte in auf⸗ und 
abſteigender Linie, Geſchwiſter und Eheleute, einan⸗ 
der ohne Vorbehalt geben, wird für geſchenkt an⸗ 
geſehen, fo lange nicht ein Anderes aus den Um⸗ 
ſtaͤnden erhellet, oder durch beſondere Geſetze bes 
ſtimmt iſt. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 5.) 

g. 1043. Eben fo wird bey dem, was einem 
Armen zu feinem Unterhalte gegeben worden, die 
Abſicht ſolches zu ſchenken vermuthet. 

$, 1044. Ein Gleiches findet Statt, wegen 
folcher Gelder und Sachen, die an Armenanſtalten 
und milde Stiftungen ohne weitern Vorbehalt ab⸗ 
geliefert worden. 


§. 1045. 
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$. 1045. Was unter Umſtänden gegeben wor⸗ 
den, wo ſich gar keine andere Abſicht des Geben⸗ 
den denken laͤßt, iſt gleichfalls fie geſchenkt anzu⸗ 

ſehen. 
Schen⸗ §. los. Wenn die Geſetze Jemanden zu Hand⸗ 
119 klangen, die an fich bloße Freigebigkeit enchals 
welhe denten würden, in 2 ung auf gewiſſe Perſonen 
; 0 15 oder Berhältniffe ausdeuckſich verpflichten; fo wer⸗ 
alhten. den de ern Beſtimmung dieſer Pflicht ge⸗ 

äne den läſtigen gleich geachtet. 


Ai 
ſchloſſenen Verte 
§. 70477 Wenn alſo Perſonen, welche eine 
andere auszuſtatten nach den Geſetzen ſchuldig ſind, 
berſelben eine gewiſſe Summe oder Sache zur Aus⸗ 
ſtatkung, oder auch zum Brautſchatze ausdrücklich 
verſprochen haben, fo iſt ein darüber in rechtsguͤl⸗ 
tiger Form abgefaßter Vertrag fur einen: läftigen 
anzuſchen. 

§. 1048. Auch wenn ein Fremder unter der 
Bedingung, oder zum Zwecke einer zu ſchließenden 
Ehe, einem oder dem andern der kuͤnftigen Eheleute 
ekwas in rechtsgüftiger Form verſprochen bat, iſt 
ein ſolcher Vertrag einem laſtigen gleich zu achten. 

$. 1049. Was aber nur bey Gelegenheit einer 
Eheverbindung verſprochen worden, hat, wenn dabey 
eine bloße Freigebigkeit zum Grunde liegt, die Na ⸗ 
kur einer Schenkung. 

§. 1050. Vertraͤge zwiſchen Eheleuten, wo⸗ 
durch Einer dem Andern gewiſſe Vortheile auf den 
Todesfall beſtimmt, ſind nicht als Schenkungen, 
ſondern als laͤſtige Vertrage zu betrachten. 

9. 1051. Wenn wechſeitige Schenkungen un⸗ 
zer Lebendigen geſchehen fd, fo muß jede Shen 
kung für ſich, nach den von Se uͤber⸗ 
haupt veorgefriebenen Regeln, beurtheilt werden. 


§. 1052. 
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Wenn jedoch ein Theil das dem an- 
ene oder gegebene Geſchenk auch aus 
einem an ſich gefeßwmäßigen Grunde widerruft: fo 
muß der andere wegen desjenigen, was er von ſei⸗ 
ner Seite, in Anſehung des von ihm versprochenen 
Geſchenks, wirklich gegeben, oder geleiſtet bat, volle 
ſtaͤndig entſchaͤdigt werden. - 

$. 105 3, Schenkungen, welche unter einer 
von dem Geſchenknehmer zu leiſtenden Bedingung, 
oder zu einem gewiſſen von ihm zu erfüllenden End⸗ 
zwecke verſprochen, oder gegeben worden, find, im 
zweiſelhaften Falle, den laͤſtigen Vertragen gleich zu 
achten. 

9.1054: Wenn jedoch aus den Umſtänden 
klar erhellet, daß die Bedingung oder der Endzweck 
nup zum Scheine beigefügt worden, fo iſt derglei⸗ 
chen Schenkung, auch in Anſehung der Befuguiß 
zum Widerrufe, nach den allgemeinen Grundſatzen 
von Schenkungen überhaupt zu benrtheilen. 

§. 1055. Doch muß, wenn ein Widerruf aus 
geſetzlichen Gruͤnden erfolgt, und die Bedingung 
oder der Zweck u zum eigenen Vortheile des 
Beſchenkten beigefügt waren, alles, was Letzterer 
zu deren Erfüllung gethau oder geleiſtet hat, dem⸗ 
ſelben nach dem böchften Werthe vergütet werden. 

$. 1056. Ziele die beigefügte Bedingung, oder 
der beſtimmte Zweck, lediglich zum Beſten des Be⸗ 
ſchenkten ab, ſo kaun eine ſolche Schenkung gleich 
jeder andern widerrufen werden. 

$. 1057. Liegt jedoch der Grund des Wider⸗ 
rufs nicht in dem, eigenen Verſchulden des Beſchenk⸗ 
ten; und hat dieſer, in Ruͤckſicht auf die Schen⸗ 
kung, Handlungen vorgenommen, oder Einrichtun⸗ 
gen getroffen, die ihm jetzt, bey erfolgendem Wir 
derruſe, ſchaͤdlich werden: fo kann er deshalb von 
dem Geſchenkgeber Eutſchaͤdigung ſordern. 8 
1058. 


Wie 
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§. 1058. Bey allen Schenkungen iſt, wie bey 


1 andern Verträgen, eine ausdrücklich oder durch 
trage ge, Handlungen erklärte Annahme nothwendig. (Tit. 5. 


ſchloſſen 
werden. 


9. 78. [da) 1 

§. 1039. Doch find die Worte und Handlun⸗ 
gen des Andern, im zweifelhaften Falle, ſo zu deu⸗ 
ten, daß er das Geſchenk dadurch habe annehmen 
wollen. 

§. 1060. Wenn der Beſchenkte wegen Kind⸗ 
heit, Krankheit, oder ſonſt wegen Mangels am Ver⸗ 
ſtande, die Abſicht, das Geſchenk anzunehmen, nicht 
aͤußern kann, ſo kann ein jeder Dritter daſſelbe zu 
feinem Beſten acceptiren. 

§. 1061. Ein noch nicht angenommenes Ge 
ſchenk kann von den Erben deſſen, für den es ber 
ſtimmt war, wider den Willen des Schenfenden 
nicht mehr rechtsgültig acceptirt werden. 

$. 1062. Wie weit der Beſchenkte nach dem 
Tode des Schenkenden noch annehmen koͤnne, oder 
die Erben des Letztern dieſen Antrag anzunehmen be⸗ 
fugt find, iſt nach den allgemeinen Grundſatzen von 
der Acceptation überhaupt zu beurtheilen. (Tit. 5. 
§. 90 - 108.) 


orm der, F. 1063. Schenkungsverträge ſollen gerichtlich 


ſelben. 


abgeſchloſſen werden. 
§. 1064. Aus einem außergerichtlichen, wenn 
auch ſehriftlichen Schenkungevertrage, kann daher in 
der Regel auf Erfüllung nicht geklagt werden. 
$. 1065. Iſt hingegen eine geſchenkte beweg⸗ 
liche Sache oder Summe dem Geſchenknehmer be⸗ 
reits übergeben worden, fo findet deren Rückforde⸗ 
rung aus dem Grunde der Ermangelung eines ge⸗ 
richtlichen Vertrages nicht Statt. \ 
$. 1066. Iſt eine unbewegliche Sache auf den 
Grund eines ſchriftlichen, wenn gleich außergericht⸗ 
lichen Schenkungsvertrags, dem Beſchenkten 5 
geben 
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geben worden, ſo kann der Geſchenkgeber dieſelbe 
wegen Ermangelung eines gerichtlichen Vertrags 
nicht zurückfordern. 

$. 1067. Vielmehr hat in dieſem Falle der 
ſchriftliche außergerichtliche Vertrag die Kraft einer B 
Punctation. 

9. 1068. Doch gelten obige Vorſchriften 
(F. 1066. 1067.) nur aſsdann, wenn eine wirkliche 
Naturalübergabe, wodurch die geſchenkte Sache in 
und die Gewahrſam des Beſchenkten ge⸗ 
erfolgt iſt. 
1069. Schenkungsvertraͤge, welche bloß von 
ommiſſartis und Notariis geſchloſſen werden, 
haben nicht die Kraft gerichtlicher Schenkungen. 

F. 1070. Geſchenke, welche zur Beförderung Ben 
unerlaubter Abſichten gemacht worden, find un⸗ kungen, 


wegen det 

gültig, Zwecke, 
5 1 oder der 

Anh. §. 27. Hat ein Kantoniſt nach ‚feiner Aus- Perſon 


wanderung, oder innerhalb des letzten Jahres vor 19 5 


feinem Austritt, durch Schenkungen, Entſagungen, nehmers, 

Verzichtlelſtungen, Anerkenntniſſe, Remiſſionen und 1 55 

andere Verfügungen fein Vermögen, ganz oder zum 2 
Theil, mittelbar oder unmittelbar verringert; ſo iſt 
zu vermutben, daß er dies in der Abſicht gethan 
habe, um die Rechte des Staats und beſonders 
der Invalldeneaſſe zu ſchmaͤlern. Dem gemaͤß ſoll 
Fiskus befugt ſeyn, auch wenn die Diſpoſition au⸗ 
ßerdem rechtsguͤltig und in gehoͤriger Form abgefaßt 
wäre, auf die Annulltrung ſolcher Schenkungen und 
anderer Verfuͤgungen anzutragen, und dasjenige, 
was etwa ſchon auf den Grund derſelben an einen 
Andern gelangt iſt, jedoch ohne Zinſen zuruͤckzufor⸗ 
dern, es wäre denn, daß der Beſchenkte, oder der⸗ 
jenige, zu deſſen Gunſten die Entſagung, der Er⸗ 
laß, dle Verzlchtleiſtung oder das Anerkenntniß er / 
folgt 


Erſter Theil. Eilfter Titel. 


folgt if, nachzuwelſen vermögte,' oder ſonſt aus den 
Umſtänden klar erhellte, daß zur Zelt des gemachten 
Geſchenks, oder der ſonſtigen Difpofition, der Ausge⸗ 
wanderte die Abſicht, ſich dem Lande und Kanton zu 
entziehen, noch nicht gehabt habe. 


§. 1071. Das wirklich Gegebene iſt der Fiskus 
von dem Empfänger zuruͤckzufordern berechtigt. 

§. 1072. Ju wie fern Eheleute einander unter 
Lebendigen guͤltig beſchenken konnen, it gehörigen 
Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 5.) 

9. 1073. Auch wegen der Schenkungen an 
Kirchen und geiſtliche Geſellſchaften, hat es bey 
den Vorſchriften des Kirchenrechts fein Bewenden. 
(Th. 2. Tit. 11. Abſchn. 4. 12.) 

% 1074, Was von dieſen verordnet iſt, gilt 
auch von Schenkungen an auswärtige Schulen, Uni⸗ 
verfitäten, und andere Erziehungsanſtalten oder milde 
Stiftungen. 2 5 

§. 1075. Dagegen find: Schenkungen an in» 
laͤndiſche Schulen, Univerſitaten, und an andere der: 
gleichen öffentliche Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten, 
fo wie an inländiſche Armen⸗ und Waiſenbauſer, 
an Hoſpitäler, zu Stipendien und andern mil 
Stiftungen an und für. fi ohne Einſch ng 
auf eine gewiſſe Summe, zul (Th. 2. Tit. 19.) 

Wirkun⸗ §. 1076. Aus einem gültigen Schenkungsver⸗ 
gilt trage entſteht das Recht, auf die Uebergabe der ges 
Schen ſchenkten Sache zu klagen. 
ue . 1077 Sind nugbare Sachen gültiger Weife 
8 zum Geſchenke verſprochen worden, fo muß der Ge⸗ 
ſchenkgeber, wenn er die Uebergabe widerrechelich 
verzoͤgert, die ſeit der Joͤgerung wirklich erhobenen 
Nutzungen mit der Sache zugleich abliefern. 

$. 1078. Uebrigens aber wird er, auch wegen 
der Erhaltungskoſten, der Verbeſſerungen > Der- 

ſchlim⸗ 


€ 


A 
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ſchlimmerungen, nur einem redlichen Beſitzer gleich 
eachtet. 

5 x 1079. Von geſchenktem Gelde koͤnnen erſt 

nach ergangenem rechtskräftigen Erkenntniſſe Zinſen 

gefordert werden. 

F. 208% Iſt aber ein zinbares Capital ge⸗ 

ſchenkt worden, ſo muß der Geſchenkgeber alle Zin⸗ 

fen, die nach dem Zeitpunkte des Verzugs fällig wa⸗ 

ren, und die er gehoben hat, dem Beſchenkten her⸗ 

ausgeben. 

F. 1081. Die Erben des Geſchenkgebers find 
zu Verzörungszinſen, gleich andern Schuldnern, 
verpflichtet. ö a 

K. 1082. Der Empfänger des Geſchenks muß 
die Sache mit den darauf haftenden Laſten über 
nehmen. 

H. 1083. Zur Gewaͤhrsleiſtung wird der Schen⸗ 
kende dem Beſchenkten nur durch ein ausdrückliches 
Verſprechen derſelben verpflichtet. 

9. 2084. Wer jedoch wiſſenklich eine fremde 
oder ſchädliche Sache geſchenkt, und den Geſchenk⸗ 
nehmer darüber nicht gewarnt bar, der haftet für 
den dieſem Letztern an feiner Perſon oder übrigen 
Vermoͤgen dadurch entſtehenden Schaden. 

§. 1085. Wenn eine Sache mehrern Perſo⸗ 
nen geſchenkt worden, und eine von ihnen derſelben 
nicht mit theilhaft werden kann, ſo fallt ihr Antheil 
in das Vermögen des Schenkenden zurück. 

H. 1086. Iſt die geſchenkte Sache untheilbar, 
fo entſteht in dieſem Falle zwiſchen dem Schenken 
den und den übrigen Beſchenkten ein gemeinjchafer 
liches Eigenthum. 

$. 1087» Har Jemand eine rechtsquͤltige Schen⸗ 
kung feines ganzen Vermoͤgens errichtet, ſich aber 
die Verfügung über einen gewiſſen Theil oder eine 
gewiſſe Summe vorbepalten: fo. fallen dieſe, wenn 

Allgem, Lande. 1 Mund. D d der 
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der Schenkende gar keine Verfügung getroffen hat, 
in der Regel dem Beſchenkten anheim. j 

§. 1088. Verlaͤßt aber der Schenkende geſetz⸗ 
liche Erben in auf⸗ oder abſteigender Linie, oder 
Geſchwiſter oder Geſchwiſter⸗Kinder erſten Grades: 
ſo haben dieſe auf eine ſolche vorbehaltene Sache 
oder Summe vor dem Beſchenkten vorzuͤglichen Au⸗ 
ſpruch. 

Widerruf F. 1089. Gerichtlich geſchloſſene Schenkungen 
der Schen koͤnnen in der Regel nicht widerrufen werden. 
ener F. 1090. Iſt aber eine außergerichtlich ge⸗ 
haupt, ſchloſſene Schenkung ſchon durch die Uebergabe voll⸗ 

zogen worden, ſo findet dennoch der Widerruf in⸗ 
nerhalb Sechs Monate nach der Uebergabe Statt. 

Pete §. 1091. Nach Verlauf dieſer Sechs Monate 
daft; kann auch eine außergerichtliche Schenkung nur fo 

weit widerrufen werden, als das Geſchenk die Hälfte 
von dem Vermoͤgen des Schenkenden überſtie⸗ 
gen hat. 

H. 1092. In gleichem Maaße kann auch eine 
gerichtlich geſchloſſene und durcn die Uebergabe voll: 
zogene Schenkung widerruſen werden, 

$. 1093. Doch iſt in beiden Fällen der Wider⸗ 
ruf wegen Uebermaaßes nur innerhalb Dreier Jahre, 
bey gerichtlichen Schenkungen vom Tage der Abſchlie⸗ 
ßung, bey außergerichtlichen aber vom Tage der 
Ulebergabe zuläßig- 

§. 1094, Hat der Schenkende bey gerichtlicher 
Abſchließung des Vertrags ausdruͤcklich erklart, daß 
das Geſchenk die Hälfte feines Vermoͤgens nicht uͤber⸗ 
ſteige, ſo kann er von dieſer Befugniß zum Wider⸗ 
ruſe keinen Gebrauch machen. 

$. 1095. Doch muß einem ſolchen Geſchenkge⸗ 
ber das Geſetz nebſt den Folgen ſeiner Angabe deut⸗ 
lich erklart, und wie dieſes geſchehen, in dem Pro⸗ 
tokolle ausdrücklich bemerkt werden, 


H. 1096. 


„„ oo 
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§. 1096, Iſt dieſe Vorſchrift beobachtet wor⸗ 
den, ſo iſt der Widerruf nur alsdann zulaͤßig, 
wenn der Schenkende zugleich nachweiſen kann, daß 
er aus einem Irrthume, in welchen er ohne fein: 
eigenes grobes Verſehen gerathen ift, fein Vermögen 
für groͤßer, als es wirklich war, gehalten habe. 

H. 1097. Bey der Beſtimmung: ob und wie 
weit das Geſchenk die Häffte von dem Vermögen 
des Schenkenden uͤberſteige, iſt auf die Zeit des ge⸗ 
ſchloſſeuen Vertrags zu ſehen. 

9. 1098. Geſchieht aber der Widerruf noch 
vor der Uebergabe, ſo wird auf den Zuſtand des 
Vermoͤgens, wie es alsdann beſchaffen iſt, Nuͤck⸗ 
ſicht genommen. 

$. 1099. Beſteht ein Geſchenk in beftändig 
fortlaufenden Hebungen, ſo muß, bey Berechnung 
des Betrags, das Capikal nach tandäblichen Zinſen 
beſtimmt werden. (§. 841.) 1 

$. 1100. Beſteht das Geſchenk in jährlichen 
Hebungen, die nur auf die Lebenszeit des Schen⸗ 
kenden oder des Beſchenkten eingefchränft find, To 
muͤſſen die Hebungen mit den Einkünften, die der 
Schenkende zur Zeit des Vertrages zu genießen hatte, 
verglichen, und fo weit, als fie die Hälfte dieſet 
Einkuͤnfte uͤberſteigen, herunter geſetzt werden. 

§. zıor. Wird ein Geſchenk durch Beiträge 
mehrerer Perſonen zuſammen gebracht, fo wird, in 
Anſehung eines jeden der Schenkenden, auf das 
Verhaͤltniß feines Beitrags zu feinem Vermögen, 
Ruͤckſicht genommen. i 

$- 1102. Geſchenke einer Corporation ſind nach 
dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen derſelben zu beur⸗ 
theilen. 

0 $. 1703, Wenn Eine Perſon Mehrern zu glei⸗ 
cher Zeit Geſchenke macht, fo konnen dieſelben in 
fo weit widerrufen werden, als ſie, zuſammenge⸗ 

Od a Nom: 
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nommen, das halbe Vermoͤgen des Schenkenden 
uͤberſteigen. 

$. 1104. Alsdann trägt ein jeder Geſchenk⸗ 
nehmer, nach Verhaͤltniß des Empfangenen, zur 
Ergaͤnzung der dem Schenkenden fehlenden Hälfte 
bey. 

§. 1105. So weit jedoch einer der mehrern 
Geſcheuknehmer, nach der unten $. 1165. folgen⸗ 
den Vorſchrift, zur Rückgabe feines Antheils nicht 
ſchuldig, oder dazu nicht vermögend iſt, darf der 
dadurch entſtehende Ausfall von den andern Be⸗ 
ſchenkten nicht übertragen werden. 

§. 1106. Die Vorſchrift §. 1103 1105. ſindet 
nur alsdann Anwendung, wenn die an ſich guͤlti⸗ 
gen Schenkungsvertraͤge mit den mehrern Geſchenk⸗ 
nehmern, durch eine und eben dieſelbe Handlung, 
es ſey außergerichtlich durch Uebergabe, oder durch 
gerichtliche Aufnahme, abgeſchloſſen worden. 

$. 1107. Hat aber Eine Perſon Mehrern zu 
verſchiedenen Zeiten, wenn gleich an Einem Tage, 
Geſchenke gemacht: ſo iſt bey jedem Geſchenke das 
Verhältniß deſſelben, gegen das Vermoͤgen des 
Schenkenden, nach dem Galtpunfte, wo der Ver⸗ 
trag darüber guͤltig abgeſchloſſen worden, zu beur- 
theilen. 5 
§. 1108. Die altern gültig verſprochenen, wenn 
auch noch nicht wirklieh gegebenen Geſchenke ſind 
alsdann, in Anſehung einer jeden ſpaͤtern Schen⸗ 
kung, gleich andern Schulden, von dem Aktivver⸗ 
mögen des Geſchenkgebers abzuziehen. 

$. 1109. Was vorſtehend H. 1107. 1 10g. ver · 
ordnet iſt, findet auch Statt, wenn Jemand eben 
derſelben Perſon mehrere Geſchenke zu verſchiedenen 
Zeiten gemacht hat. 

$, 1110. Daß die Entrichtung des Geſchenks 
in verfchiedenen Terminen verſprochen, oder BR 

gelei« 
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geleiſtet worden, hat an die Beurtheilung des Ver⸗ 
hältniſſes zwiſchen dem Geſchenke, und dem Vers 
mögen des Geſchenkgebers, keinen Einfluß, ſon⸗ 
dern es wird immer nur auf den Zeitpunkt, wo 
der Schenkungsvertrag ſelbſt zu Stande gekommen j 
iſt, Ruͤckſicht genommen, 1 

§. 1111. Sobald ſich findet, daß Jemand | 
mehr als die Hälfte feines Vermögens verſchenkt „ 
habe, iſt der Richter befugt und ſchuldig, zu unter⸗ 
ſuchen, ob nicht ein ſolcher Menſch, als ein Ver⸗ 
ſchwender, unter Vormundſchaft zu ſetzen ſey. 

§. 1112. Die Erben des Geſchenkgebers koͤn⸗ 
nen eine an ſich gültige Schenkung des Erblaſſers 
aus dem Grunde, weil fie das halbe Vermoͤgen des 
Erblaſſers uͤberſtiegen habe, in der Regel nur als⸗ 
dann widerrufen, wenn ſchon der Erblaſſer ſeinen 
Entſchluß zu einem ſolchen Widerruſe gerichtlich er⸗ 
klaͤrt hatte. (Tit. 12. F. 587. [ad .) 

$: 1173. Dagegen koͤnnen nothwendige Erben, Jensen 
denen nach den Geſetzen ein Pflichttheil gebührt, ung des 
eine jede von dem Erblaſſer innerhalb Dreier Jahre, e N 
vor feinem Tode gemachte Schenkung widerrufen, 2 
wenn der reine Betrag des Machlaffes nicht die 
Hälfte des Betrags der geſchenkten Summe oder 
Sache ausmacht. 

Anh. §. 287 Was im F. 1113. von bloßen Schen⸗ 

kungen aus Freigebigkeit geſagt worden iſt, ſoll auf 

belohnende und ſolche Scheukungen, bey welchen 

elne Bedingung zum Vorthelle des Geſchenkgebers ge⸗ 

macht worden iſt, nicht angewendet werden. 


$. 1114. Doch darf alsdann von den Geſchenk⸗ 
nehmern nur fo viel, als zu dieſer Hälfte fehlt, 

zuruͤckgegeben werden. 
9. 1115. Sind innerhalb dieſer Drey Jahre 
mehrere Schenkungen geſchehen, fo müflen zwar 
zum 
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zum Behuſe der Beſtimmung, ob eine Berfürzung 
im Pflichttheile vorhanden ſey, alle dieſe Schen⸗ 
kungen zuſammengerechnet werden; 

$, 1116. Dagegen findet ein wirklicher Wider⸗ 
ruf der, der Zeit nach, Altern Geſchenke nur fo 
weit Statt, als die Erganzung des Pflichttheils aus 
den zurückgenommenen ſpätern Geſchenken nicht er⸗ 
folgen kann 


a W. 0 75 
ee §. 1117. In gleichem Maaße koͤnnen auch die 


Alimente jenigen, denen der Schenkende nach dem Geſetzen 


Unterhalt zu geben verpflichtet iſt, wenn der Nach ⸗ 
laß dieſen Unterhalt ganz oder zum Theil nicht ge⸗ 
währen kann, die Erganzung des Fehlenden aus 
den Nutzungen der verſchenkten Sache oder Summe, 
ſo weit dieſelben hinreichen, ohne Nücficht auf den 
Betrag der Schenkung an ſich, fordern. 

$ 1118. Doch findet auch deshalb ein Anſpruch 
nur an ſolehe Geſchenknezmer Statt, deren Schen⸗ 
kungen in den Drey letzten Jahren vor dem Tode 
des Schenkenden erfolgt find, 

$. 1119. Die Geſchenknehmer koͤnnen nicht 
eher in Auſpruch genommen werden, als bis auch 
die Subſtanz des Nachlaſſes durch die Alimente er⸗ 
ſchoͤpft iſt. 2 { 

$. 1120. Dagegen müffen fie aber auch, wenn 
die Nutzungen der geſchenkten Sache oder Summe 
zur Beſtreitung der gefesmäßigen Alimente nicht hin⸗ 
reichen, ſelbſt die Subſtanz des Geſchenks, ſo weit 
es erforderlich iſt, dazu mit verwenden. 

5. 1121. Dort dauert überhaupt die Verbind⸗ 
lichkeit der Geſchenknehmer nur ſo lange, als die 

Pflicht des Geſchenkgebers, dergleichen Alimente zu 

reichen, würde beſtanden haben. 

$. 1122. Alle Scheukungen, welche geſchehen 
ſind, ehe die Verbindlichkeit des Erblaſſers, den 
Unterhalt zu reichen, entſtanden iſt, konnen dieje⸗ 
3 5 nigen, 
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nigen, welchen dieſer Unterhalt gebührer, in kei⸗ 
nem Falle Anſpruch machen. 

z. 1123. Der Geſchenkgeber ſelbſt kann, wenn s> wegen 
er in Dürftigkeit gerathen iſt, von dem Beſchenk' Hasche 
ten Sechs vom Hundert von der geſchenkten Summe, gebe zu, 


oder dem Werthe der geſchenkten Sache, als eine ocean 
Competenz, jährlich fordern. tenz. 


g. 1724. So weit der Beſchenkte ſich ſelbſt 
in Umſtänden befindet, wo er ſich und ſeiner Fa: 
milie den noͤthigen Unterhalt würde entziehen muͤſſen, 
um dem Schenkenden dieſe Competenz zu reichen, iſt 
Lehterer dieſelbe zu fordern nicht berechtiget. 

§. 1125. Doch kann der Beſchenkte, unter 
dieſem Vorwande, ſich nicht entbrechen, allenfalls 
auch die Subſtanz des Geſchenks, ſo weit daſſelbe 
oder deſſen Werth bey ihm noch vorhanden iſt, zur 
Ernährung des Geſchenkgebers mit zu verwenden. 

§. 1126. Es ſteht aber auch dem Geſchenk⸗ 
nehmer frey, wenn er ſich der Competenz für den 
Schenkenden ganz entſehlagen will, das Geſchenk 
ſelbſt, ſo weit daſſelbe oder fein Werth bey ihm 
noch vorhanden iſt, herauszugeben. 

$. 1127, Dieſe Subſtanz wird zur Ernährung 
des Schenkenden, fo weit fie dazu erforderlich iſt, 
nach und nach verwendet, und auf einen etwanigen 
Ueberreſt bleibt dem Geſchenknehmer fein Recht vor 
behalten. 

§. 1128. Hat der verarmte Geſchenkgeber an 
mehrere Perſonen zu verſchiedenen Zeiten Schen⸗ 
kungen gemacht: ſo iſt der Frühere Geſchenknehmer 
zu ſeiner Ernährung nach obigen Grundſatzen nur 
fo weit verpflichtet, als die der Zeit nach fpätere Ge⸗ 
ſchenke dazu nicht hinreichen. 

$. 1129. Die binnen Einem Jahre vor eroͤff⸗ © wegen 
netem Coucurſe gemachten Schenkungen des Gemein- en 

ſchuld · ennſes 


424 Erſter Theil. Eilfter Titel. 


ſchuldners können die Gläubiger, in fo fern fie auf 
einer bloßen Freigebigkeit beruhen, zurückfordern. 
S. 1130. Iſt die Schenkung früher gemacht 
worden, ſo müſſen die Glaͤubiger, welche fie wider 
rufen wollen, nachweiſen, daß der Schenkende ſchon 
damals uͤber den Betrag feines Vermoͤgens ſey ver⸗ 
ſchuldet geweſen. 

§. 1131. Dieſer Widerruf ſteht jedoch nur 
ſolchen Gläubigern zu, deren Forderungen alter find, 
als die Schenkung. * 

H. 1732. Wegen der von dem Gemeinſchuld⸗ 
ner an ſeinen Ehegatten gemachten Schenkungen iſt 
das Erforderliche gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. 
Tit. 1. Abſchn. 1.) 

§. 1133. Alle Schenkungen, die, es fen an 


Ehegatten oder Andere, früher als Drey Jahre vor 


eroffnetem Concurſe rechtsgültig erfolgt find, koͤn⸗ 
nen von den Gläubigern unter keinerley Vorwande 
angefochten werden. 


2 ben, F. 1134. Sobald ein wirkfieher rechtsgültiger 
8 wal. Scheukungsvertrag vorhanden iſt, macht es in An⸗ 


Todeswe⸗ 
gen, 


ſehung der Rechte des Geſchenknehmers, und der 
Befugniß des Geſchenkgebers zum Widerrufe, kei⸗ 
nen Unterſchied, wenn gleich das Gefihäft eine 
Schenkung von Todeswegen genannt, oder die Ue⸗ 
bergabe bis nach dem Ableben des Geſchenkgebers 
verſchoben ware. 

$. 1135. Hat aber der Letztere ſich den Wider⸗ 


kuf bis zu feinem Tode ausdrücklich vorbehalten, fo 


bat der Geſchenknehmer, wenn kein Widerruf er⸗ 
ſolgt iſt, dennoch, wegen eines ſolchen Geſchenks, 
auf den Nachlaß nur eben die Rechte, wie ein Lega⸗ 
tarius. . 
$. 1136. Iſt ein Schenkungsvertrag unter der 
Bedingung, wein der Geſchenkgeber eine bevorſte⸗ 
bende Todesgefahr nicht überleben würde, ee 
fen 


Von Schenkungen. 425 


fen worden, fo verliert der Vertrag feine Wirkſam⸗ 
keit) ſobald der Schenkende die Gefahr uͤberkebt. 

g. 1137. Ein ſolches Geſchenk kann daher, 
wenn es gleich ſchon wirklich übergeben worden, 
nicht nur von dem Gefchenfgeber, ſondern auch, 
wenn dieſer erſt nach überlebter Gefahr auf andere 
Art geſtorben iſt, von ſeinen Erben widerrufen 
werden. 

§. 2138. Auch wenn eine inſtehende Todesge⸗ 
fahr nur der Anlaß oder Bewegungsgrund der Schen⸗ 
kung geweſen ift, kann der Geſchenkgeber, nach uͤber⸗ 
ſtandener Gefahr, dieſelbe widerrufen. 

. 1139. Die Erben des Geſchenkgebers hin⸗ 
gegen find in dieſem Falle zu einem Widerruſe, 
den der Erblaſſer noch nicht rechtlich erklart hatte, 
nicht berechtiget. 

$. 2140. Ein bloßer durch die Uebergabe noch s) wegen 
nicht vollzogener Schenkungsvertrag kann widerrufengerbegr 
werden, wenn der Schenkende nachher Kinder er⸗der. 
haͤlt, oder die für verloren geachteten wieder findet. 

$. 1141. Iſt aber das verſprochene Geſchenk 
wirklich übergeben worden, fo findet bloß aus die⸗ 
fen Grunde kein Widerruf deſſelben Statt. 

H. 1142. Iſt der Widerruf einmal geſchehen, 
fo wird derſelbe dadurch, daß die Kinder nachher 
wieder verſtorben find, nicht unkraͤftig. 

§. 1143. Waren ſchon vor der Schenkung 
Kinder vorhanden, ſo berechtigt die Vermehrung 
ihrer Anzahl den Schenkenden nicht zum Widerrufe 
des Vertrags. 

$. 1144. Deswegen macht es keinen Unter⸗ 
ſchied; ob dem kinderloſen Geſchenkgeber, nach der 
Schenkung, nur Ein oder mehrere Kinder geboren 
worden. ; 


§. 1145. 
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§. 1145. Unter dem Ausdrucke: Kinder, wer⸗ 
den alle Deſcendenten aus einer Ehe zur vechten 
Hand verſtanden, in ſo fern ihnen nach den Geſe⸗ 
gen ein Pflichttheil aus dem Nachlaſſe des Geſchenk⸗ 
gebers gebühren würde, 

§. 1746. Ob Kinder durch Geburt oder Legi⸗ 
timation dieſe Rechte ehelicher Deſeendenten erlangt 
haben, macht keinen Unterſchied. ; 

H. 1147. Dagegen giebt die von dem Geſchenk⸗ 
geber geſchehene Adoption eines Fremden Erſterem 
noch kein Recht zum Widerrufe. 5 

$. 1148. Mütter koͤnnen auch wegen ſolcher 
nachgebornen Kinder, die nicht aus einer Ehe zur 
rechten Hand erzeugt worden, ſich des Rechts zum 
Widerrufe bedienen. 

§. 1149. Geſchenke, welche Jemand feinen 
Verwandten in aufſteigender Linie, ingleichen ſeinen 
außer einer Ehe zur rechten Hand erzeugten Kin⸗ 
dern, an ſich rechtsgültig verſprochen oder gegeben 
hat, kann er bloß darum, weil ihm nachher De⸗ 
feendenten aus einer Ehe zur rechten Hand geboren 
worden, nicht widerrufen. i 

$. 1150. Die Kinder des Geſchenkgebers, 

welcher bey feiner Lebenszeit von der Befugniß zum 
Widerrufe, wegen nachgeborner Kinder, keinen 
Gebrauch gemacht hat, ſind dazu bloß in ſo fern 
berechtigt, als fie nach $. 1113 — 1116, durch die 
Schenkung im Pftichetheile verkürzt ſeyn wuͤrden. 


„wege b. 1151. Wegen groben Undanks des Ber 
Aubauks ſchenkten kann der Geber nicht allein die Vollziehung 


des Geſchenks verſagen, ſondern auch das bereits 

Gegebene zurückfordern. 
$. 1152. Fur einen groben Undank iſt es an⸗ 
zuſehen, wenn der Empfänger den Geber vorſätzlich 
oder aus grobem Verſehen getoͤdtet, verwundet iR 
hla⸗ 
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ſchlagen, oder ſonſt deſſen Leben oder Geſundheit 
in Gefahr gebracht hat. 

$. 1153. Eine dem Schenkenden von dem 
Geſchenknehmer zugefuͤgte Ehrenkraͤnkung, welche 
nach geſetzlicher Beſtimmung fuͤr eine grobe oder 
ſchwere Injurie zu achten iſt, begründet ebenfalls, 
ſie mag uͤbrigens zu den unmittelbaren oder nur zu 
den mittelbaren Injurien gehoͤren, den Widerruf 
wegen Undanks. (Th. 2. Tit. 20 Abſchn. 9.) 

§. 1154. Ein Gleiches findet Statt, bey Be 
ſchaͤdigungen am Vermögen, die der Beſchenkte aus 
Bosheit, oder unerlaubtem Eigennutze, dem Ge⸗ 
ſchenkgeber zugefuͤgt hat. 

§. 1155. Es macht dabey keinen Unterſchied, 
wenn gleich die Beſchaͤdigung durch einen Zufall, 
obne Zuthun des Undankbaren, abgewendet, oder 
unwirkſam gemacht worden. 

H. 1156. In allen Fallen aber kaun der, wel 
cher bloß das Recht der Selbſtvertheidigung aus⸗ 
übt, für einen Undankbaren nicht angeſehen werden. 

9. 1137. Ein Undank, welchen der Geber 
ſelbſt nicht gerügt hat, giebt feinen Erben ein Recht 
zum Widerruſe nur alsdann, wenn der Schenkende 
durch den Andern ſein Leben, oder den Gebrauch 
feiner Verſtandeskraͤfte verloren hat. 

$. 1158. Hat jedoch der Scheukende feinen 
Willen, das Geſchenk zu widerrufen, ſchon ges 
richtlich erklart, fo koͤnnen feine Erben die Sache 
gegen den undankbaren Geſchenknehmer auch nach 
feinen Tode fortſetzen. 

H. 1159. Eine dergleichen außergerichtliche Er⸗ 
klaͤrung hat mit der gerichtlichen gleiche Wirkung, 
ſobald erhellet, daß der Erblaſſer, den Undank gericht⸗ 
lich zu rügen, nur durch den Tod verhindert worden. 

$. 1160. Wenn einer Corporation etwas ges 
ſchenkt worden, ſo kann das Geſchenk wegen eines 

Un⸗ 
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Uudanks, deſſen ſich die Vorſteher oder die gegen · 
wärtigen Mitglieder ſchuldig gemacht haben, nicht 
widerrufen werden. 

$. 1161. Doch kann der Schenkende den Ber 
leidigern, fuͤr ihre Perſonen, diejenigen Vortheile 
entziehen, welche fie ſonſt aus der Schenkung wuͤr⸗ 
den genoſſen haben. 

$ 1162. Eine vor oder bey der Schenkung, 


W auch bey der Uebergabe, geſchehene Entſagung 
[2 


des Rechts zum Widerrufe, hindert, wenn fie auch 
eidlich beſtarkt worden, dennoch weder den Schen⸗ 
re noch deſſen Erben, an der Ausübung, def 
erben, 

H. 163. Hiervon iſt allein der Fall eines we⸗ 
gen angeblichen Uebermaaßes der Schenkung unter⸗ 
nommenen Widerrufs nach den nähern Beſtimmun⸗ 
gen F. 1094 — 1096. ausgenommen. 

§. 1164, So weit der Widerruf gegen den 
Beſchenkten Statt findet, fo weit muͤſſen auch deſ⸗ 
ſen Erben ſich denſelben gefallen laſſen. 

F. 1165. Doch ſind, in allen Fallen, der Ber 
ſchenkte und deſſen Erben zur Widererſtattung nur 
ſo weit verpflichtet, als ſich die geſchenkte Sache, 
zur Zeit des Widerrufs, noch in dem Vermoͤgen 
oder Nachlaſſe befindet; oder dieſe durch den daraus 
geloͤſeten Werth noch wirklich reicher find. 

§. 1166. Bis zur gerichtlichen Erklaͤrung des 
Widerrufs iſt der Beſchenkte als ein redlicher Ber 
figer anzuſehen. 

$. 1167. Nur in dem Falle eines Widerrufs 
wegen Undanks uͤberkommt der Geſchenknehmer, 
von dem Augenblicke der begangenen Undankbarkeit, 
alle Pflicheen und Laſten eines unredlichen Beſitzers. 

F. 1168. Wenn der Gefchenfgeber eine zum 
Geſchenke verſprochene aber noch nicht wirklich ge⸗ 


gebene beſtimmte Sache, vor der Ulebergabe ver⸗ 
5 8 zehrt, 
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zehrt, veraͤußert oder vernichtet, fe iſt dieſes für 
einen ſtillſchweigenden Widerruf des Schenkungs⸗ 
verſprechens zu achten. ; 

F. 1169. Wird durch eine Schenkung eine Pan „ser 
löbliche Handlung, oder ein geleiſteter wichtiger haun, 
Dienſt vergolten, ſo heißt ſolches ein belohnendesden. 
Geſchenk. 

$. 1170. Der Widerruf eines wirklich gege⸗ 
benen belohnenden Geſchenks findet nur wegen Ue⸗ 
bermaaßes, nach den §. 1091. gg. vorgeſchriebe · 
nen nähern Beſtimmungen Statt. 

8. 2171. Sobald jedoch eine der andern Ye» 
ſetzlichen Urſachen zum Widerrufe einer bloßen 
Schenkung eintritt, iſt der Geſchenknehmer ſchuldig, 
die löbliche Handlung oder den geleiſteten Dienſt, 
welche durch das erhaltene Geſchenk haben belohnt 
werden ſollen, beſtimmt anzugeben und nachzu⸗ 
weiſen. 

$. 1172. Kann oder will er dieſes nicht, fo 
iſt auch eine ſolche Schenkung dem Werkufe; gleich 
jeder andern, unterworfen. 

8. 1173. Ein Schenkungsvertrag, wodurch 
ein belohnendes Geſchenk bloß verſprochen wird, 
erfordert zu feiner Gultigkeit ein ſchriftliches Inſtru⸗ 
ment, in welchem die Handlung, oder der Dienſt, 
die durch das Geſchenk belohnt werden ſollen, ber 
ſtimmt angegeben ſind. 

$ 1174. Iſt dieſe Form nicht beobachtet, fo 
wird das Geſchenk nicht als ein Belohnendes, ſon ⸗ 
dern nur als ein ſolches, welches aus bloßer Frei⸗ 
gebigkeit verſprochen worden, angeſehen und be⸗ 
urtheilt. 

$. 1175. Dagegen kann, bey gehörig beobach⸗ 
teter Form, das Verſprechen einer belohnenden 
Schenkung, außer dem Falle des Uebermaaßes 
(§. 109 1,) nur alsdann zurückgenommen werden, 

wenn 
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wenn ausgemittelt wird, daß der Beſchenkte die 
Handlung nicht gethan, oder den Dienſt nicht ge⸗ 
leiſtet habe. & 

$. 1176. Auch bey belohnenden Schenkungen 
finden die Vorſchriften d. 1076 — 1087. Anwendung. 

$. 117%. Wenn vor geleiſtetem Dienſte oder 
vor unternommener Handlung, etwas über die Be 
lohnung dafür verabredet worden, fo iſt das Ge⸗ 
ſchaͤft, wenn es auch eine Schenkung genannt wäre, 
dennoch nicht nach den Vorſchriften des gegenwär⸗ 
tigen, ſondern des vorhergehenden Abſchnicts zu 
beurrheilen, 
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